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I.

Beiträge zur Kenntnis der altlivliindifchen
Vauerrechte.

P r o v i n z i l l l r e c h t l i c h e S t u d i e

von

ean6 Mi Friedrich Stillmark.

Anleitung.

Es liegt in der Natur der Sache, daß bei der Colo-
nisation Livlands die Teutschen ihre einheimischen Rechts-
normen beibehielten, zumal sie in dem von ihnen besiedelten
Lande völlig unentwickelte Zustände vorfanden. Aus dem-
selben Grunde erklärt es sich, daß die im Lauf der Jahrhunderte
ausgebildeten Grundsätze des deutschen Rechts nicht blos
auf die Einwanderer, sondern auch auf die autochthone Be-
völkerung Anwendung fanden. Die Grundsätze für die Be-
urteilung der strafrechtlichen Verhältnisse der Bauern ent-
wickelten sich bei dem lockeren Zusammenhang der Colonie
mit dem Mutterlande und dem Mangel einer gesetzgebenden

Gewalt im Lande fast ausschließlich auf dem Wege des Ge°
wohnheitsrechts. Eine derartige Entwickelung besitzt natur-
gemäß einen sehr conseroativen Charakter, und so tragen noch
in relativ später Zeit manche unserer Rechtsquellen ihr^ alter- ^
tümliches Gepräge.

T>°rp, I m . S». V l . !>. , 1



Zu den ältesten Denkmalen unseres provinziellen Rechts
sind wir auch die altlivländischen Bauerrechte zu zählen ge-
wohnt; während jedoch die Ritter- und Stadtrechte noch in
neuerer Zeit zum Gegenstande wissenschaftlicher Forschung
gemacht worden sind, haben erstere wenig Beachtung gefunden.

Zum großen Teil ist es Sache der freien Combination
gewesen, bei dem Mangel sonstiger Nachrichten aus den wenigen
in den Texten selbst enthaltenen Andeutungen sich über Ver-
fasser, Zeit und Ort der Entstehung und Geltung die ge-
wünschte Aufklärung zu verschaffen, Der erste, der sich —
unseres Wissens — mit diesen Fragen beschäftigt hat, war
I . L, M ü t h e l , der erste Professor des Provinzialrechts an
der Universität Dorpat, Sein Manuscript für die Vorlesungen
über „Lwländische Rechtsgeschichte" befindet sich heute auf
der Universitätsbibliothek daselbst'), — Nie Geschichte der
Blluerrechte untersuchten nach ihm hauptsächlich der eigentliche
Begründer wissenschaftlicher Erforschung unseres provinziellen
Rechts, der hochverdiente Fr, G, v, B u n g e )̂ und gleichzeitig
mit ihm Dr. C, I , A, Paucker ' ) , während auch andere
Schriftsteller, sy z, B, A. v. R ich te r ' ) gelegentlich auf dieses
Thema kamen, .

1) 8ud Nr. Uz«' 83a 3 starte Quartbände,

2) I n seinen: „Beiträge zur Kunde der liu-, esth- und cuil, Rcchis-
quellen", 1881, und „Einleitung in dic liu-, esth- urd mrl , Rechts-
sseschichte" 184U. ,

3) I n U, V u n g e ' s „Archiu für die Gesch, Liv-, Esth- und Cur- ^
lllnds" Bd, IV, ; ferner: „die Quellen derZRitter-, Lehn- und Land-Rechte - ,'
Ehst- und Liulllnds" 1845, S, 82, '̂

4) „Geschichte der , , . , deutschen OstsceproUinzen" 1857—58, p.



Capitel I .
Jeußere Geschichte der Hauerrechte.

Abschnitt I.
Die einzelnen Texte nnd Edi t ionen.

Uns sind zum Teil in mehrfachen Handschriften vier
mehr oder minder von einander abweichende Redactionen der
livländischen Bauerrechte erhalten geblieben, die wir im fol-
genden kurz beschreiben wollen,

1, Das sog, „Nauerrecht der Ordenslande".

Wir besitzen von obigem Recht zwei Handschriften mit
nur geringen, unwesentlichen Abweichungen, nämlich den im ge-
heimen Ordensarchiv zu Königsberg durch Dr. H e n n i g auf-
gefundenen Text l), der von dem Herausgeber F, G, v. Bunge
seiner Ausgabe („Beiträge zur Kunde der liv-, est- u, curländischen
Rechtsquellen," S, 82—85,1832) zu Grunde gelegt wurde unter
Anführung einiger Varianten des Dresdener Manuskripts, welches
im Anhang der livländischen Chronik des B a r t h o l o m a e u s
G r e f e n t h l l l ' ) enthalten ist. Die obige Benennung gründet
sich nur darauf, daß die Handschrift in einem Ordensarchiv
aufbewahrt wurde und in der Ueberschrift die Mitwirkung
der „Gottes-Ritter" hervorgehoben wird, die z. B. in der fol-
genden Redaction fehlt °), Die Sprache des Textes ist die
mittelniederdeutsche ungefähr des 15. Jahrhunderts. Dieser
selbst ist durch Fehler der Abschreiber arg entstellt, muß jedoch
schon von vornherein recht schlecht gewesen sein. Namentlich
ist infolge des schlechten Satzbaues der S inn oft kaum zu

1) Nach M ü t h e l s Angabe, a, a, O, 8 4L stammt diese Hand-
schrift aus dem XVI , Jahrhundert (erste Hälfte), was nach ihm auch die
Schriftzügc darthun.

2) el. B u n g e , Beiträge S. 72.
3) Dagegen aber sich in Nr, 3, d, harrisch-wierischen Rechte findet,

I*



erkennen, oder andererseits werden verschiedene Auslegungen
möglich'). Gin kritischer Apparat für den Text fehlt der
Bunge'schen Ausgabe vollständig. Naß wir es hier mit
ŝäHsisch-deutschen Rechtsgewohnheiten zu thun haben, ist un-
verkennbar, schon Dr. Paucker glaubte darin wegen der
Gottesurteil, Brandmarken und EideshelferbeweiZ enthaltenden
Bestimmungen, den Einfluß des Sachsenrechts sehen zu können ^).
An Deutlichkeit und Präcision des Ausdrucks bleibt viel zu
wünschen übrig, wie ja auch auf irgend eine Vollständigkeit
kein Anspruch gemacht werden kann und auch nicht gemacht
wird ') . ' Der Materie nach finden sich sehr mannigfaltige, so-
wohl civil- und criminalrechtliche, als auch processuale Normen.
Von einer systematischen Einteilung ist natürlich keine Rede,
und auch die Paragraphierung ist erst von B u n g e vorge-
nommen worden. Es behandeln die einzelnen Paragraphen
§8 1—8. Totschlag und Körperverletzungen; § 9. Notzucht;
10 und 11. Erbrechtliches; 12—16. Diebstahl; 17. Uebergang
der Erbschaftsfchulden; 18. Ableugnen des Pfandes; 19. 20.
Pfändung; 21. Heudiebstahl; 22. gemeinsamer Verkauf von
Waaren (Handelsgesellschaft); 23. Ausbleiben vor Gericht;
24. Körperverletzung mit Hausfriedensbruch; 25. eine z. Teil
nicht klare Bestimmung betr. Contumacialverfahren. Ver-
geblich suchen wir dagegen Nestimmungen über Vergehen wie

1) Besonders leicht möglich sind diese im Hinblick auf den häufigen
Wechsel des meist durch ,bs" ausgedrückten Subjects und des Oonu« Vsrdi.
Ersteres z. B. in §Z 8, 17, 22, 24 :c,

2) I n v. B u n g e ' 3 Archiv Bd, IV S. 5 u, 7 des Artikels von
Dr. C. I . A. P l l u c k e r : „Die Strafe des Diebstahls :c." Was übrigens
den Eideshelferbeweis anlangt, so findet sich ein solcher unzweideutig nur
in der von Paucker erst dahin emendierten Stelle, die vorher ganz
anderes enthalten (ß 1<>).

3) Schon der Titel deutet darauf: „Dies sind die vornehmlichen
Rechte . . . " ; es gab natürlich viele andere, nicht codificierte Bestimmungen.
Zum Schluß steht ein „ste "



z, B. Raub, Mord, Zauberei und dergl. Eine Uebersetzung
ist bisher nicht geliefert worden,

2, Das „eurische Nauerrechi"').

Dasselbe haben wir nur in einer Handschrift überkommen^
die in einer Sammlung speciell curländischer Rechtsquellen
aus dem Anfange des 17, Jahrhunderts von F, G. v. B u n g e
gefunden und gleichfalls in seinen „Beitragen" (S. 85—88)
publiciert worden ist. Die Sprache ist das Mittelniederdeutsche
jedoch von später Form, nur Ueberschrift und Schluß find
Hochdeutschs). Letzterer nennt unseren Text: „das gemeine
Land-Recht in Liv-, Curland und Semgallen." Die ein-
zelnen Nestimmungen sind deutlich und klar, bereits eingeteilt
und haben nicht jenen weitläufigen Satzbau, wie das erstge-
nannte Recht (B. 1). Die Anordnung des Stoffes ist der
dortigen auffallend ähnlich, ja im Großen und Ganzen noch
dieselbe und unter Weglassung einiger Artikel im einzelnen
besser ausgeführt. Inhalt : § 1. Totschlag; 2. Verwundung
mit einem Messer; 3—10. Körperverletzung je nach dem be-
troffenen Gliede, 11. je nach dem Instrument, 12. je nach
den Folgen; 13. Notzucht; 14. Diebstahl, Strafbestimmungen;
15. Diebst.Processuales; 16. Uebergang der Erbschaftsschulden;
17. Pfändung; 18. Heudiebstahl; 19. Körperverletzung mit
Hausfriedensbruch; 20. Ausbleiben vor Gericht. Die ff. Pa-
ragraphen sind in N, I nicht enthalten, nur § 27, Erbrecht-
liches, findet sein Analogon, doch an anderer Stelle einge-
rückt. Wenn uns § 21—26 gegenüber B. I als Zusatz er-

1) Wir werden in der Darstellung das „Ordensbauerrecht" durch
„B. I." u, das „curische Bauer-Recht" durch „B . I I " abkürzen.

2) Sie stammen vermutlich aus der Zeit, wo die Sammlung ange-
fertigt wurde, d. h. aus dem Anfang d, XVI I . Jahrhunderts, wo ja auch
Livland, Curland und Semgallen unter einem, dem polnischen Scepter
vereinigt waren.



scheint, so machen noch speciell 8 25 und 26 dem Vorherge-
henden gegenüber den Eindruck, als wären sie später nach-
getragen, da wir einen Abschluß schon in § 24') erwarten
könnten. Auch hier sind die Lücken von B. I nicht ergänzt.
Die Aehnlichkeit, ja mitunter wörtliche Uebereinstimmung von
B. I u, B. I I führt uns auf die Vermutung, als hätten wir
in letzterem nur eine mit einigen späteren Zusätzen versehene
Umarbeitung von B, I oder vielmehr eines ihm nahestehenden,
uns nicht mehr erhaltenen Textes.

3. Das „lioische Bauerrecht"').

Dasselbe ist uns in einer stattlichen Anzahl von Hand-
schriften bekannt geworden. Nicht weniger als 8 verschiedene
Recensionen hat der Herausgeber Dr. C. I . A. Paucker
zu seiner Ausgabe (in „die Quellen der Ritter-, Lehn- und
Land-Rechte Ehst- und Livlands", erste Lieferung 1845) heran-
ziehen können. Es sind folgende:

1) T)er Ausgabe liegt zu Grunde die authentische Ab-
schrift in der auf Veranlassung der harrisch-wierischen Land-
räte angefertigten Privilegiensammlung des sog. „roten Buches"
vom Jahr 1546. 4. Sept. I m estl. Ritterschafts-Archiv ( „ r L«).

2) Nach obiger Handschrift ist die im sog. „braunen
Auch" befindliche angefertigt. I m estl. Ritterschafts-Archiv;
von Pllucker mit „ 8 " bezeichnet.

3) Nie Paucker'sche Handschrift, N.
4) Die Rickers'sche Abschrift der von Lode'schen

Privileg.-Sammlung, l i .

1) „Die Freien, Semgaller :c. sollen ihr Recht haben, gleich den
andern Bauern der Herrschaft, darunter sie sind,"

2) I m Folgenden meist mit ^ L " abgekürzt, was, wenn nichts
anderes hinzugefügt ist, sich auf die Handschrift des „roten Buches"
bezieht.



5) Die Hdschr, aus der Privil.-Samml. des Landrats
W i l h e l m v. S a m s o n - H i m m e l s t i e r n l l , 8,

6) Die Hdschr, aus der v, K o s k u l l ' schen Privil,-Samml.
im v. T o l l ' schen Familieninstitut zu Kuckers, ^ .

?) Der Text, den uns in hochdeutscher Uebertragung
der Conrector A r n d t ' ) , Teil I I seiner Chronik mitteilt;
von Pl lucker seiner Ausgabe beigedruckt.

8) Die im livl. Ritterschafts - Archiv befindliche hoch-
deutsche Handschrift, die von Dr. N a p i e r s k y gefunden
wurde (N). ol. Nachtrag in Pauckers Ausgabe, wo die
Vermutung ausgesprochen wird, daß A r n d t diese Handschrift,
ohne eine genaue Angabe ̂ ) zu machen, zu seiner Wiedergabe
benutzt habe. Seine Abweichungen werden aus der Flüchtigkeit
seiner Abschrift und der ausgesprochenen Absicht erklärt, die
ältere Mundart durch das Hochdeutsche zu ersetzen.

Dem Verfasser ist es gelungen, in einem Bande liv-
ländischer Rechte und Privilegien, der aus der sog. A lex an -
d r o w ' schen Sammlung stammt und sich gegenwärtig auf der
Dorpater Universitätsbibliothek befindet, noch eine Handschrift
des livischen Bauerrechts aufzufinden, die Paucker un-
bekannt gewefen (,,^Isx")°).

Unterziehen wir die einzelnen Handschriften einer Ver-
gleichung, um uns über ihr gegenseitiges Verhältnis zu orien-
tieren, so sehen wir, daß die Abschrift des „roten Buches"
(r L) noch einen rein niederdeutschen Text aufweist. Wegen
der vielfachen hochdeutschen Anklänge, durch die sich besonders
8 auszeichnet, verraten die NNsor. I i . 8 ^ ihr entschieden
jüngeres Alter. Von L ist uns letzteres auch bekannt, da

1) Ioh. Gottfr. A r n d t , Conrector in Riga, f 1767. vgl. Recke»
N a p i e r s l y.

2) Die Abschrift sei ihm, wie A r n d t sich ausdrückt, aus einem
öffentlichen Orte mitgetheilt worden.

3) Genauere Angaben suche man im Anhang S, . . .



das „braune Buch" ja, wie wir wissen, eine Abschrift des
roten Buches war. ^ (A rnd t ) und N scheinen gleichfalls
jüngere Übertragungen zu fein, die einige Zusätze und Aende-
rungen') enthalten, nebenbei aber auch arge Fehlgriffe beider
Uebersetzung thun, wie in § 38 resp, bei A r n d t 44 und die
schier unverzeihlichen Fehler in ß 21 resp, 21') und § 36 resp. 35.
Endlich ist auch der hochdeutsche Text von ^,1«x., der aus
der Zeit Gustav Adolphs stammt, jünger als r L. Am
meisten muß uns aber das Verhältnis von HI zu r V inte-
ressieren; denn HI ist eine fraglos gute Handschrift, in der
wir keine Flüchtigkeitsfehler, dagegen manch' wichtige sachliche
Abweichungen antreffen, Dazu gehören andere Strafangaben
in den 88 4, 5, 20, 22 u, 25'), ferner der höchst bedeutsame
Zusatz zu § 34, der Bestimmung: „De des Herrn Both
vorsytt is eynn Stupe" nämlich: „De der Königlichen Maytt
Ihre befehlighaber und Ihrer Herren Both lc.", der auch in
der Handfchr. 1 enthalten ist und auf den wir noch
unten zurückkommen müssen. I m selben Paragraphen
fügen HI und L hinzu: „edder de halß". Endlich schließt
Hl schon mit § 42 ab, wahrend das „rote Buch" noch 3
Artikel aufweist. Weil nun Hl von der Königlichen Majestät
spricht, muß man annehmen, daß diese Handschrift nach
1561 verfaßt, also jünger als r L ist, deren Niederschrift
1546 erfolgt war. Wir könnten uns die angeführten Diffe-
renzen etwa folgendermaßen entstanden denken: Hl wurde nach
einem den rotem Buch sehr nahestehenden Text coviert oder

1) z, B. § 9 resp, bei A r n d t 8 ; § 17 resp. 16; 34 resp, 33; 44
resp. 36 ; 41 resp, 38 und A r n d t § 20 «.

2) Uebiigens auch von Paucker nicht verbessert,
3) Merkwürdiger Weise steht — mit einer Ausnahme — dort, wo

r L V als Buhslltz hat, in >l eine X, Es müßten das Fehler der Hand-
schrift U sein, da alle übrigen Handschriften mit r L übereinstimmen, oder
aber vielleicht auch P a u c k e i 3 , der eventuell die graphische Darstellung
der Zahl misveistand.



9

aber, falls das rote Buch selbst das Original für genannte
Abschrift bot, fehlten anfangs darin jene 3 als Zusätze er-
scheinenden Artikel, die also dann erst nach Abfassung der
Copie N hinzugefügt wurden'), I n den Handschriften I t 8 1
ist als letzter Artikel eine dem wiek-öselschen Lehnrecht')
fast wörtlich entnommene Bestimmung angefügt, die dem bei
A r n d t und in N befindlichen § 20 (Diebstahl der Scheidung)
entsprechen soll; 8 und H,1ex, haben übrigens statt des Para-
graphen über Zehntendiebstahl, die der obigen anologeVerfügung.

Unfer Rechtsbuch, das in 45 Artikel geteilt ist, bringt
mit einer Ausnahme (§ 45) nur Crinnnalistisches und zwar
darunter auch manche für das Verfahren wichtige Normen.
I m allgemeinen kurz und klar gehalten, verleugnet sich in
der Sorgfalt, mit der man bei der Zusammenstellung des Ge-
wohnheitsrechts zu Werke ging, nicht, daß es Zweck derselben
war, als Authentikum zu dienen. Systematisch ist der Inhalt
zwar nicht geordnet, jedoch sind die zusammengehörigen Ar-
tikel oft neben einander gestellt. Materiell sind es wieder
die rein germanischen Rechtssätze, die den Inhalt des „livischen
Bauerrechts" ausmachen, namentlich bildet eine reich ge-
gliederte Bußtaxe den Hauptbestandteil. Es überwiegen die
Strafbestimmungen für Körperverletzungen °); dann treffen
wir mehrere einzelne Diebstahlsfälle an, auch Raub, Mord,
Zauberei, Ketzerei, Selbsthilfe des Gepfändeten u. s. w. Ge-
genüber den früher behandelten Redactionen des Bauerrechts
fehlen hier der Beweis durch die Eisenprobe, sowie das
Brandmarken.

Die von Paucker besorgte Ausgabe (nach dem „roten

1> Leider fügt der Herausgeber nicht hinzu, was sich bei Vergleichung
der Schriftzüge vielleicht ergiebt, und ob nicht dadurch sich eventuelle Zu-
sätze abheben,

2) Wiel-Oeselsches Lehnrecht, Buch IV (Bauerrecht) Cap. 7.
8, Gegen 20 Paragraphen! § 1—8: N—15>; 25—30.
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Buch") ist nicht sorgfältig, da sie in einigen, allerdings un-
wichtigen Punkten mit dem Original nicht übereinstimmt, wie
ich aus einem mit der Urschrift im „roten Buch" collatio-
nierten Exemplar zu ersehen Gelegenheit hatte. Gegengedruckt
ist in der Ausgabe der A r n d t'sche hochdeutsche Text; in den
Anmerkungen werden die Varianten der übrigen Handschriften
wiedergegeben nebst einigen die Sache betreffenden kritischen
Notizen, die indessen wissenschaftlich keinen großen Wert
haben. Die Parallelstellen aus den von B u n g e edierten
Texten befinden sich in den Marginalnoten, sind jedoch nicht
immer richtig gewählt, oder beziehen sich gar auf ganz an-
dere Vergehen').

4. Das „Bauerrecht der Wiet".

Wegen der bedeutenden Abweichungen, welche dieses
Recht von anderen Nauerrechten unterscheiden und weil ich
(nach dem Zeugnis der Rechtshistoriker) glaubte, daß es auch
zeitlich von ihnen weit abliege, schloß ich dasselbe« von vorn-
herein von meiner Darstellung aus. Ich kann jedoch nicht
umhin, hier wenigstens einige kurze Worte zur Orientierung
über Text und Inhalt fallen zu lassen, indem ich im übrigen
auf B u n g e s „Rechtsgeschichte" verweise )̂, Nach einer hoch-
deutschen, aber aus dem Niederdeutschen übersetzten,' ziemlich

1) So führt P a u c t e r an:
zu A r n d t ß 4, als Paiallel-Stelle N. I, § 4 statt B. I § 5
„ „ 10 fehlt B, I, § 3
„ „ I I wäre es richtiger N,I ,8 2 stattN.I ßözunennen
„ „ 25 sind B, I, § 24 u. B. I I , § 18 genannt, wo es sich

um einen ganz anderen Fall handelt, nämlich um die Körperverletzung
im Hause des Geschädigten, wahrend A r n d t § 25 hat: „Eine Wunde im
Antlitz ist 3 Mark stift. Münze und der dritte Teil kommt der Herr-
schaft zu." u. s. w.

2) § 56 seiner „Einleitung in die liv-, esth- u. curländischc Rechts-
geschichte", S. 130 ff.
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incorrecten Handschrift'), in der es als 4. Buch des wiek-
öselfchen Lehnrechts enthalten ist, ohne jedoch inhaltlich mit
demselben verbunden zu sein, ist es von Prof. I o h , PH. G.
E w e r s 2) herausgegeben worden. P a ucker führt jedoch
noch 2 weitere Handschriften des wiek - öselschen Lehnrechts
an, deren eine aus der Privilegien-Sammlung des Landrats
W, v. S a m s o n - H i m m e l s t i e r n l l stammt, während die
andere der Urkundensammlung des Landrats F a b i a n von
W r a n g e l l angehörte'). Auch die Dörptsche Universitäts-
bibliothek besitzt in dem schon (S, ?) angeführten Bande
von livländischen Rechten und Privilegien (^,1ex.) aus der
ersten Hälfte des X V I I . Jahrhunderts, eine hochdeutsche Ab-
schrift, die einige Abweichungen enthält. Dafür, daß das
vierte Buch mit den übrigen nur in einem äußeren Zusammen-
hang steht, spricht auch die besondere Ueberschrift desselben,
gemäß welcher das Bauerrecht vom „Bischof zu Oesel mit
Vollbort seines Capitels den Esten („Eesten") in der Wiek"
gegeben ist. Trotz dieser Nachricht dürften wir es jedoch mit
einem Rechtsbuch zu thun haben, da es sowohl ein soriptum
»ine die et oerw ooulmio ist und manche Stellen fast wört-
lich anderen Rechtsquellen entnommen werden. Der Inhalt der
12 Capitel ist ein recht reichhaltiger und auch für privatrechtliche ̂
Forschungen ausgiebig. Das Verhältnis des Bauern, der
nicht einmal als fchollenpflichtig erscheint, läßt uns die Ver-
mutung hegen, daß die Redaction vor dem Ende des XV.
Jahrhunderts entstand ').

1> Die Handschrift trägt auf einem Blatt die Jahreszahl 1641 u. den
Namen E. v. R a m m , «l. E w e r s „des Herzogthums Ehsten, Ritter- und
Landrechte" Doipat 1821, S, XIV ff.

2) E w e r s a, ll. O. S. 126—132, die Ausgabe ist unkritisch,
3) Vgl. darüber P a u c k e r , Quellen des Ritter-Rechts, S. 98.
4) Für die Zeitbestimmung sind übrigens auch von Wichtigkeit die

Bestimmungen über die Trennung der Ehe in Cap, I,
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A b s c h n i t t I I .

Ueber Entstehung und Gel tung der Nauerrechte.

Die so naheliegende Frage nach der Entstehung und
Geltung der livländischen Nauerrechte haben wir bisher zu-
rückgedrängt und uns zumeist nur mit einer Beschreibung
ihrer äußeren Substrate beschäftigt. Jetzt, wo wir an die
Behandlung obiger Frage herantreten, müssen wir den sichern
Boden positiver Descrivtion verlassen und auf das Gebiet der
Combinationen und Vermutungen übergehen und, sagen wir
es gleich, mit dem unbefriedigenden Gefühle, hier mehr nieder-
reißen als aufbauen zu können. Die Quintessenz der bis in
die jüngste Zeit (so auch noch von Prof. O. Schmidt ) trac-
tierten Hypothesen ist die: das sog. .Hvische Bauerrecht" ist
die älteste Recension und da man für dessen Entstehungszeit
einen festen Endtermin gefunden zu haben glaubt, so ergiebt
sich schon ein gewisser Rahmen von anderthalbhundert Jahren,
in welchen notwendiger Weise die Aufzeichnung fallen muß.
Bei den „jüngern Recensionen" hatte die Frage nicht mehr
ein so großes Interesse; man begnügte sich zumeist damit,
daß sie eben später entstanden seien und gewisse „weitere
Stadien der Rechtsbildung aufwiesen". Zur Bevrüfung der.
kurz angedeuteten Theorie übergehend, wollen wir zuerst die
Entstehungszeit des livischen Bauerrechts ins Auge fassen.

Was uns die Überschrift im roten Buch erzählt, geht
! unzweifelhaft auf die Zeit Bischof Alberts, Denn, wenn jenes
„weltliche Recht" gefetzt sein soll, von einem Herrn Bischof
Zu Livland') und von den Gottes-Rittern :c.," so kann unter
ersterem nur Albert gemeint sein und unter den „Gottes-

!) »NMeopus I^ivoi!VN3i«" nennt sich Albert z. B, auf seinem
Siegel, während seine Nachfolger „Vischof resft, Eizbischof von Riga" titu-
liert werden.
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Rittern" wären ebenfalls nur die Schwertbrüder zu verstehen').
Schade nur ist es, daß alle solche Inscriptionen, die in keiner
diplomatischen Form vorliegen, bezüglich ihres Inhalts durch-
aus septisch aufzufassen sind, zumal in unserem Fall in den
übrigen Abschriften derselben Recension die Ueberschrift anders
und ganz allgemein gehalten ist°), Daß man 1546 bei Ab-
fassung des roten Buches leicht geneigt war, dem Stifter
der Colonie, dem man ja so unendlich viel verdankte, auch
zuzuschreiben, daß er diese Rechtssatzungen im Verein mit den
Schwertbrüdern und den Livenältesten zustande gebracht, darf
uns nicht wunder nehmen, kann uns aber nicht verleiten, rück-
haltlos die darin enthaltene Behauptung nachzusprechen. I m
Hinblick nun darauf, daß diese Inscriptionen nur eine ge-
ringe Glaubwürdigkeit besitzen, da sie oft einer jüngeren Zeit
angehören und nur der Tradition oder dem vermuteten That-
bestande entsprechend ausgeführt sind, war man von jeher
bemüht, sich anderweitig in sicheren Quellen Auskunft zu ver-
schaffen. Unser erster wissenschaftlicher Bearbeiter I . L. M u -
th e l , berichtet') über die Entstehungszeit des livischen
Bauerrechts Folgendes: „Alles spricht für ein sehr hohes

> Alter dieser Compilation, denn die Landeseingeborenen con-
currierten noch ständisch zu dieser Gesetzgebung . . . Die An-
nalisten datieren es gewöhnlich bis zum berühmten rigischen
Bischof A l b e r t I . v. Apeldern hinauf, der 1198—1229 regierte."
Dieses gründe sich zwar nicht auf Urkunden, sondern eine
alte Tradition, die aber sehr viel Wahrscheinliches für sich
habe, so daß eher „ein noch älteres, als jüngeres Alter" an-
zunehmen sei. M ü t h e l fährt in seinen Argumentationen

1) „Gottcs-Ritter" eine nach 300 Jahren leicht mögliche Übersetzung
von »trütrs« inilitwß Lk r i s t i "

2) Vgl. bes. A r n d t u. N
3) I n seiner erwähnten Nechtsquellensseschichte. Directionsheft

lol. 24.
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- fort und es schließen sich ihm hierin Paucker ' ) und
Bunge °) an, daß sich mit Gewißheit nur die längere
Existenz von 1347 constatieren lasse. Dieses Bauerrecht habe
anfangs nur in Livland gegolten, sei jedoch später in Estland
recipiert worden. Da es hier zu den Stammrechten vor der
Königl. schwedischen Regierung gezählt wurde, und da in den
estländischen Texten von der Versitzung des königlichen Auf-
gebots (wörtlich jedoch: „Königlicher Maytt") die Rede sei mit
absichtlicher Abänderung der livländischen Quelle, die von
einem königlichen Aufgebot nicht spricht, könnten unter den
Königen nur die dänischen gemeint sein, die bis zum Verkauf
Estlands 134? hier Herren waren, „Ward es nun vor 134?
in Estland recipiert, wie viel älter muß daher dessen eigent-
licher, livländischer Ursprung sein!" Diese ganze, schön auf-
gebaute Theorie bricht jedoch zusammen, wenn man bedenkt,
daß der Titel „Königl, Maytt" zu der Zeit, wo Estland
dänisch war, sich noch nicht eingebürgert hatte. Bis zur Mitte
des X V I . Jahrhunderts nämlich ward der Titel „Majestät"
nur den Erben der römischen Imperatoren, den römisch-deutschen
Kaisern, zugestanden, und erst seit dieser Zeit führten ihn
auch die Könige'). Daß das livische Bauerrecht schon
während der angestammten Periode Estlands zu dessen Rechts-
quellen gezählt wurde, hindert ja gar nicht, daß es nach-
her in der schwedischen Zeit Geltung gehabt hat, und daß

1) „Quellen der Ritter- ?c. Rechte" S, 88, Anm, 15,
2) B u n g e , Rechtsgeschichte, § 54, Er deutet allerdings <Anm, s)

schon darauf hin, daß eine andere Möglichkeit nicht ausgeschlossen sei, läßt
sich aber durch die Beweisführung der Genannten überzeugen,

3) Vgl, Dr, K a r l B a u m b a c h , Staatslexicon und M e y e r ' s
Conversationslezicon, Selbst in den Friedensvertrag von Cambiah 1529
ward jener Titel nur dem Kaiser Karl V. zuerteilt. Bei den Friedensver-
handlungen von Ciepy 1554 heißt Karl dagegen „Kaiser!, Majestät" und
Franz I von Frankreich „Königl, Majestät". Die dänischen Könige be-
dienten sich des Titels: „Künigl. Würden (Gnaden)".
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dann erst die Handschriften der königlich-schwedischen Ma-

jestät erwähnten. Bei unserer oben (S, 7 f,) vorgenommenen

Untersuchung ergab es sich ja auch, daß mit dem roten

Buch" inbezug auf das Alter der Handschriften höchstens 21

concurrieren könne, welche allerdings jenen bedeutsamen Zu-

satz enthält, Tagegen ist die Uebereinstimmung von r V

und HI. namentlich schon in sprachlicher Hinsicht zu groß,

als daß mindestens 200 Jahre dazwischen liegen können, zu-

mal die Sprache der letzten Phase des Mittelniederdeutschen

vollkommen entspricht. Endlich unterstützt unsere Meinung auch

das Fehlen der Gottesurteile (des „Gisentragens", das früher so

oft angewandt wurde),von denen natürlich auch ZI nichts berichtet.

Seit dem Jahr 1530 nämlich war „jegliches Gottesurteil aus jeg-

lichem Verfahren vor jedem Forum verbannt worden" '), Auch

A, v. R i c h t e r ' ) hält die auf dem Ausdruck: „königl. Mayt t " ;

beruhende Hypothese M ü t h e l s u, A, für nicht richtig; er ^

selbst setzt die Abfassungszeit in das letzte Drittel des X I I I .

Jahrhunderts, Er hält zwar nichts von den Ueberlieferungen

in den Ueberschriften, glaubt jedoch nicht, daß die Teilnahme ^

der Eingeborenen, die nach Urkunden aus den Jahren 1253,'

1255, 1262, 1272 nach eignen Gebräuchen gerichtet werden

sollten, in späteren Zeiten harter Knechtschaft hinzugedichtet ist.

W i r sehen jedoch in diesen Thatsachen keinen zwingenden

Grund dafür, daß diese eignen Gebräuche auch schon in jener

Zeit aufgezeichnet worden sind. Eine Teilnahme der Einge-

borenen brauchte auch später nicht, wie wahrscheinlich der

übrige Inha l t der Ueberschrift hinzugedichtet zu werden, wenn

sie z, N, in der von uns weiter uuten angedeuteten Weise,

d. h. durch Befragung der Aeltesten über das Herkommen statt-

fand, denn Träger des Gewohnheitsrechts blieben die Aeltesten

auch zur Zeit „harter Knechtschaft". »

1) ot. Herm. Bar. B r u i n i n g k , „Livlcindische Rückschau" S, 57.
2) Gesch, d. Ostseepr, S, 172,
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Nun kommt es darauf an, das Alter der sog, „jüngeren
Recensionen" im Verhältnis zum livischen Bauerrecht zu be-
stimmen. Der Inhalt ersterer ist mannigfaltiger, indem auch
vrivatrechtliche Bestimmungen darin vorkommen; allein die
Bußtaxen :c. kehren immer wieder. Daraus und aus dem
Umstände, daß die Überschrift von B. I der des livischen
Bauerrechts nachgebildet sei, folgert B u n g e ' ) , daß wir es
mit einer umgestalteten und vermehrten Recension des letzteren
zu thun haben. Endlich ergebe sich ihr jüngeres Alter aus
den eine weitere Rechtsentwickelung verratenden Bestimmungen.
Hierin nimmt B u n g e auf Pauckers Ausführungen ^ Be-
zug. Dieser nun behauptet, der jüngere Ursprung gehe aus
manchen, dem erst später bei uns heimisch gewordenen Sachsen-
rechte entnommenen Bestimmungen hervor und denkt dabei an
die Eisenprobe, Brandmarkung und den Eideshelferbeweis,
welche dem Geist des einfachen ältesten, einheimischen (!) Rechts
durchaus fremd seien. Da wir uns keineswegs mit obigen
Behauptungen, die Paucker zwar als „unwiderleglich" be-
zeichnet, für einverstanden erklären, müssen wir, um unsere
Ansicht begründen zu können, auf alle Punkte einzeln ein-
gehen. Den Merst angeführten Grund für das geringere
Alter von B. 1^), die größere Mannigfaltigkeit der Be-
stimmungen, hoffen wir für die gegenteilige Ansicht ausbeuten
zu können. Wir sind nämlich der Meinung, daß nicht Ver-
fchiedenartigkeit der Normen, sondern ihre weitere Entwicke-
lung im Detail für ein späteres, reiferes Stadium spricht.
Während nun B, I Criminelles und Privatrechtliches durch-
einander vorbringt, enthält 1^ L nur eine einzige civilistische

1) B u n g e , Nechtsgeschichte, S, 130.
2) P a u c k e r , die Strafe des Diebstahls :c, in v, V u n g e s Archiv

S, 5, 7, 12 u, A,
3) B. I I lassen wir vorderhand aus der Betrachtung fort und

kommen später darauf zurück.
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Verordnung, die sogar möglicher Weise als späterer Zusatz
aufzufassen ist'), bringt uns dagegen ein viel auZgebildeteres
Strafrecht, das weit mehr Vergehen kennt und dieselben,
ausgenommen vielleicht zum Teil den Diebstahl, auch ge-
nauer behandelt, was mir als Fortschritt der Rechtsent-
wickelung erscheint. Sehr unwahrscheinlich ist es ferner, daß
ein Compilator, wie der von B, I , das nach Bunge eine
jüngere Recension „des livifchen Bauerrechts" °) darstellt, nur
so wenige Bestimmungen aus dem ihm vorliegenden Texte
schöpft und andererseits viele höchst wichtige einfach wegläßt').
Die von B u n g e zur Begründung seiner Ansicht ins Feld
geführten Ueberschriften beweisen thatsächlich gar nichts, da
sie beide eigentlich ganz dasselbe berichten und man auch aus
der Form keineswegs schließen kann, welche von ihnen eine
Nachbildung der andern enthält. Hierzu kommt noch, daß
die Inscription in B. I nur von der, wie bekannt aus dem
Jahre 1546 stammenden Abschrift des roten Buches Aehn-
lichkeit hat, während die übrigen uns überlieferten Texte ganz
anders eingeleitet find. Betrachten wir uns nun das ̂ dritte
Argument, die weitere Rechtsentwickelung der jüngeren Re-
censionen, so beruft sich Paucker, indem er eine solche be-
hauptet, auf das Vorhandensein der durch sächsischen Einfluß
eingeführten Rechtsinstitute (Eideshilfe, Brandmarkung, Gottes-
urteile), die dem ältesten Bauerrecht, welches er für „einhei-
misch" hält, fremd seien. Dagegen habe ich anzuführen, daß
die Gideshilfe meiner Meinung nach in I . 6 durchaus ent-

I) o5 oben, S, 7 f.
2j B u n g e meint unseres livischen Nauerrechts (I. L), das bei einer

Recension in der uns bekannten oder ähnlichen Gestalt direct vorgelegen
haben müßte.

3» Höchstens 5 Stellen ß§ 2. 4. 5, 9, 20 tonnten daraus entnommen
sein während z. B, I. L. § 17 (Iehntenoiebstahl), 31 (Mord), 32 (Zauberei).
38 (Ketzerei), 34 (Verfitzen des Aufgebots des Herrn), 41 (Raub), ferner
auch 8 37 (Verteilung der Buhzahlung unter Kläger und Richter) in der
jüngeren „umgestalteten und vermehrten Recension" fehlen,

Dorp. Zur. St. Nd. II.
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halten ist '); die Brandmarkung wird zwar nicht erwähnt,
ohne daß deshalb ihr Vorkommen ausgeschlossen erscheint^);
das Fehlen der Gottesurteile endlich, um deren Abschaffung
sich die Päpste so lange vergeblich bemüht, bis sie c. 1530
stattfand, involviert, wie man wird zugeben müssen, keinen
Rückschritt, sondern muß als Folge der aufgeklärteren Zeit
und weiterer Rechtsentwickelung angesehen werden. Diese
äußert sich in 1̂  I I außerdem durch Vermehrung der mit
öffentlicher Strafe bedrohten Vergehen, die als Folge der ge-
änderten Auffassung des Verbrechensbegriffs erscheint, bei dem
der öffentlich-rechtliche Charakter immer deutlicher wurde.
Grade aus der erwähnten Beseitigung der Ordalien in 1^ N
resultiert auch das im Vergleich zu diesem höhere Alter der
in den Ordensgebieten und in Curland geltenden Texte B. I
und I I , für welche wir jenes Jahr 1530 als Endtermin in
Anspruch nehmen. Allgemein hat man und, wie mich dünkt,
mit Recht letztere Redaction für jünger als B. I gehalten,
mit welchem es namentlich in der Anordnung viele Aehnlich-
keit besitzt; doch ist es vollständiger und steht inhaltlich ge-
wissermaßen zwischen ihm und dem livischen Recht.

Eine bestimmte Zeit für die Entstehung des Ordensbau-
errechts mit einiger Wahrscheinlichkeit festzusetzen, ist mir bisher
nicht gelungen; es beruht eben nur auf Vermutung, wenn ich mich ^

1) Ich berufe mich dabei auf 1̂  L, S IN, und besonders auf das
„dstuy^en mit äron bsäaruen Mu8" in 1̂  L, Z 16, denn man wird
schwerlich zum Beweise der Notzucht verlangen, daß drei Niederleute dabei
Augenzeugen gewesen sind ! — Endlich spricht auch I, L> § 36 sehr beredt für
das Vorhandensein von Eideshelfern, denn darnach hat, wer einem andern
„hilft zeugen von Wunden und nicht überbringen kann (d. h. sachfallig wird)",
eine Mark zu zahlen. Es kann dies nur die Buße für einen Eideshelfer
sein, denn eine Meineidsbuße der Zeugen wurde viel strenger, meist mit
Abhauen der Hand gestraft, ol. G r i m m , deutsche Rechtsaltertümer 1881.
S. 905, auch 862.

2) Zumal die allgemeinen Bestimmungen über Diebstahl, in denen
wir sie erwarten konnten, vielleicht überhaupt zu ergänzen sind.



19

dafür aussprechen möchte, seine schriftliche Abfassung ins
^ x v . oder vielleicht X IV . Jahrhundert zu verlegen. M u -

th e l spricht zwar') die Ansicht aus, daß wir in der be-
sprochenen Aufzeichnung eine dem deutfchen Orden bei Gele-
genheit der Incorporierung (123?) abgestattete Anzeige des
Wichtigsten aus dem Gewohnheitsrecht der Landeseingeborenen
und der Deutschen zu vermuten hätten. Einer Kritik dieser
höchst vagen Vermutung können wir uns jedoch enthalten, da
eine derartige Hypothese doch zum mindesten erst wahrschein-
lich gemacht werden müßte. Daß jedenfalls der curische Text
nicht aus dem X I I I . Jahrhundert stammt, ist klar, da man
damals nicht zwischen Freien und Unfreien unterschied, wie
es in B. I I , § 24 der Fall ist. Endlich spricht auch der im
selben Artikel gebrauchte Ausdruck „Bauer" für keine allzu-
frühe Aufzeichnung mindestens dieses Paragraphen, denn nach
B u n g e ' s Informationen begegnen wir in unseren baltischen
Quellen dieser Bezeichnung zum ersten Mal im Jahr 1482.
Ich würde daher die Aufzeichnung dieses im Anfang des
X V I I . Jahrhunderts abgeschriebenen Rechts in die Zeit
zwischen 1480 und 1530 setzen, einem früheren Termin dabei
den Vorzug gebend (da wir aus B. I I , § 26 noch von einem
ausgedehnten Testierrecht der Bauern erfahren). Vielleicht
geben uns im Lauf der Zeit die in den Texten gebrauchten
Münzeinheiten für die Gefchichte ersterer Anhaltspunkte').

1) N. ll. O. § 46, vgl. N u n g e s Beiträge S. 36.
2) R i c h t e r , Gesch. d, Ostseepr. Teil I, S, 173 scheint der Mei-

nung zu sein, daß das Vorkommen der „Oseringe" im curischen Text eine
Abfllssungszeit Uor dem Jahr 1241 beweise, wo er diese — übrigens sehr
seltene — Münzbezeichnung zuletzt gefunden. Ich möchte hier außer den
aus unserer Darstellung sich ergebenden Gegengründen anführen, daß die
Bezeichnung „Oseringe" für Nrustschnallen in Curland noch in neuster Zeit
bekannt war oder vielleicht noch ist, et, Anmerl. in ZoriptorsF I lsnim
I^ivonio. Teil I, S. 174. (Ich muh allerdings die Ableitung des Aus-
drucks für Hemdschnalle oder Broche von dem Namen einer Münze für
plausibler halten als die umgekehrte.)

2*
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Doch gehört das einer besondern Untersuchung an, die zur
Zeit, wo die Entwickelung unserer Münzverhältnifse noch viel
zu wenig geklärt ist, um sichere Schlüsse zu gestatten, be-
deutende Schwierigkeiten darbietet.

Nachdem wir inbetreff der Abfasfungszeit unserer
Bauerrechte gesehen, wie unzuverlässig die Nachrichten der
Überschriften sind, glauben wir die Frage nach den Urhebern
der Rechte kurz behandeln zu können. Die Inscrivtionen be-
urkunden ja schon selbst durch ihren ganz unbestimmten I n -
halt ihr jüngeres Alter, und so wissen wir nach ihnen so gut
wje nichts über die eigentlichen Verfasser, Daß in diesen
Bauerrechten nicht ein Product der Gesetzgebung eines Ein-
zelnen vorliegt, wird jeder, der die Rechtsbildung im Mittel-
alter kennt, schon vermuten, wenn uns auch nicht die Ueber-
schriften von der Mitwirkung so verschiedener Elemente Nach-
richt geben würden. Daß fast alle Ueberschriften von der
Teilnahme der ältesten Liven') an der Rechtssatzung sprechen,
ist zu auffallend, als daß wir diese Mitteilung ebenso wie den
übrigen Inha l t der Einleitung unberücksichtigt lassen. Ent-
weder greifen unfere Rechte auf eine ältere, fönst im allge-
meinen sehr beschränkte.Aufzeichnung zurück, die von jedem
nach seinem Wissen ergänzt wurde, oder man ließ — und
das ist viel wahrscheinlicher — bei der Codisication des Ge-

wohnheitsrechts die Aeltesten der Bauern kommen, um sie
'nach dem alten.Herkommen auszufragen. Durch ihre Thätig-
keit als Urteilsftnder 2) waren die Aeltesten ja Träger der
Rechtskenntnis geworden und ihre Teilnahme daher unent-
behrlich. Bei einer derartigen Feststellung der RechtZgewohn-
heiten, die anfangs wohl von Privaten im Interesse einer

1) I n B. I die „oläsll KMsuäer«, ferner in k L bei den Hand-
schriften r L . Arnd t . N. ü. ?. ^ .

2) Siehe B. R ü s s o w , Chronik Vl. 18 a.
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gleichmäßigen Justiz vorgenommen wurde, erklären sich die
auffallenden Lücken sehr leicht, da die befragten Bauern ver-
mutlich nur über ihre Gerichtsvraxis und allenfalls die Büß-
scala bei Körverletzungen Auskunft geben konnten.

Die Arbeiten tragen, auch darin der Rechtsbildung des
Mittelalters analog, wohl einen Wvaten Charakter (abgesehen
vom officiellen Ursprünge von 1̂  L), es sind daher die Redactionen
des Bauerrechts, die auch von den Ueberschriften als Gewohn-
heitsrecht') bezeichnet werden, unter die Kategorie der sog.
Rechtsbücher zu rechnen, die dann von den Bischöfen in Liv-
land „bestätiget und genehmiget" wurden. Bei der auf I n i -
tiative der harrisch-wierischen Landräte veranstalteten Enquüte,
deren Ergebnis die Abschrift des roten Buches war, scheint
man sich nicht an die Grenzen Estlands gebunden, sondern
gleichfalls in Livland geforscht zu Habens, was entschieden
darauf hinweist, daß die Rechtsgrundsätze hüben wie drüben
gleichartige warm, und in der That sehen wir schon aus der
Verbreitung der Handschriften des livischen Bauerrechts,
daß die obige, estlandische Codification in Livland Geltung
hatte. Neben 6 estländischen Archiven ungehörigen Hand-
schriften besitzt ja, wie wir wissen, auch das livländische Ritter-
schasts-Archiv eine Abschrift (N), die vielleicht der Arndt ' fchen
Ausgabe zu Grunde lag und augenscheinlich in den livländifchen
Stiftslanden Gültigkeit erlangte. Außerdem berichtet uns
B u n g e ' ) von einem in feinem Besitz befindlichen Fragment
des livifchen Bauerrechts, das die Ueberschrift trägt: „Hier
hebet sich an das Landrecht in Stift Nörvt." So erscheint
es wohl nicht gewagt, wenn wir auch von den anderen Auf-

1) 1̂  Z (r L). „>vos in I^Manä« ß^auUl l ^ ^ lloläsu" ; ähnlich
1̂  L (H, 1 e x) ferner 1̂  L ( A r n d t ) : „von äon ältesten I^ivsn vor Lur (z)
LsLnt sssnaltsn«! B, I I ^in üblionsiu Lr»u<-n F«vy8su°.

2) ot. die hinsichtlich dieser Angabe ja gleichzeitige Ueberschnft.
3) ol. Veiträge, S. 35, Anm. 104,
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Zeichnungen vermuten, daß sie sich nicht allzustreng in ihren
ursprünglichen Territorien gehalten haben und, da alle Einzel-
rechte eine im Grunde genommen gleiche Rechtsanschauung
zum Ausdruck bringen, könnten wir bei einer systematischen
Behandlung des Bauerrechts ruhig einen Codex durch den andern
ergänzen, Daß andererseits das Recht vor seinem Forum
alle dem bäuerlichen Stande Angehörigen ohne Rücksicht auf
Freiheit oder Unfreiheit und auf Verschiedenheit ihrer Natio-
nalität gleich behandelte, wird uns durch eine dahin gehende
Bestimmung des curischen Rechts ausdrücklich bezeugt').

Es erübrigt noch kurz von der Geltungszeit der Bauer-
rechte zu sprechen, über die wir freilich schlecht genug unter-
richtet sind. Speciell vom lioischen Bauerrecht vermute ich,
daß es selbst im Beginn des schwedischen resp, polnischen Re-
giments angewandt worden ist, da wir ja noch mehrere recht
späte Abschriften besitzen, von denen zwei ausdrücklich das
Gebot der „Königlichen Majestät" erwähnen. Das ungefähre
Ende der Anwendung derselben dürfte demnach in die Mitte
des folgenden (AVII.) Jahrhunderts zu setzen sein. Die schwedi-
sche Regierung griff nämlich sehr bald in die Verhältnisse nament-
lich auch der Bauern durch Reformen ein und Gustav Adolf
entzog sogar am 24. Nov. 161? den Gutsbesitzern die peinliche
Gerichtsbarkeit überhaupt und übertrug sie den Gerichten °).>>
Doch hat auch nach diesem Termin jenes Bauerstrafrecht gegol-
ten, da es in die während Gustav Adolfs Regierung zusammen-
gestellte Sammlung von livländischen Rechten und Privilegien
aufgenommen ist mit der Ueberschrift: „ Straf- oder Bauer-Recht,
in Livland gewöhnlich." I n Curland mögen diese Rechtsnormen
bei der Polenherrschaft, welche die Zustände bestehen ließ, wie
sie waren, vielleicht etwas länger gegolten haben.

1) N. II. § 24.
2) ol. R ich te r, Gesch, d, Ostseepr. Teil I I S. 158.
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Da es sich um Aufzeichnungen des Gewohnheits-
rechts handelt, liegt ein bedeutender Teil der Geltungs-
zeit der in den besprochenen Texten enthaltenen Normen

H» noch vor der schriftlichen Abfassung, wie wir vermuteten,
im 15. resp. 16. Jahrhundert. Auch hierfür können wir
keine sicheren Anhaltspunkte geben. Es spricht allerdings viel
Altertümliches'), ja der ganze Charakter der Rechtsbücher da-
für, daß schon geraume Zeit vor der Redaction dieselben
Grundsätze die Rechtsverhältnisse regelten, bis das praktische
Bedürfnis eine schriftliche Fixierung des Gewohnheitsrechts
erheischte, das natürlich mit den im Lauf der Zeiten einge-
tretenen Aenderungen und Iufätzen versehen wurde, aber im Kern
wohl noch viele uralte Mchtsgewohnheiten überlieferte. I m
allgemeinen jedoch unsere Vauerrechte für das X I I I . Saeculum
im Anspruch nehmen zu wollen, erscheint nichtsdestoweniger

^ llllzukühn, und vollends gar wie M ü t h e l , ihre Entstehung
in vorliegender Form in die Regierungszeit Alberts zu setzen,
dürfte heute wohl niemandem mehr im Ernst einfallen.

Zum Schluß müssen wir darauf hinweisen, daß eine
wissenschaftliche Ausbeutung des Inhalts unserer Rechtsbücher
llä doo bisher nicht stattgefunden hat, indem' sich unsere
Rechtshistoriker und Historiker nur gelegentlich auf einzelne
Stellen beziehen. Der einzige, der, soviel wir wissen, es ver-
sucht hat, wenigstens gewisse Materien daraus einer Bear-
beitung zu unterziehen, ist der Dr. C. I . A. Paucker ,
welcher in v o n B u n g e ' s Archiv (BandIV) „die Strafe des
Diebstahls nach Land- und Stadtrechten der Ostseeprovinzen
historisch beleuchtet" und in dem ersten Capitel eben unsere
Bauerrechte behandelt. Wie weit der Verfasser hierbei wisfen-

1) Man denk« z. B, an den Rest d. ^U3 talionis i n k L , ß 27, wol»
nach, wenn einer den andern biß, er jeden Zahn mit 3 Mark lösen mußte,
«der man sollte ihm im Nichtzahlungsfall die Zahne ausschlagen :c.
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schaftlich vorgegangen ist, wird sich aus der folgenden Dar-
stellung ergeben, in der wir oft genötigt sein werden, die von
ihm proclamierten Thatsachen und Vermutungen auf ihre
Stichhaltigkeit zu prüfen. Die endlich von A. v. R ich ter in
seiner „Geschichte der :c, Ostseeprovinzen" gemachten Angaben
sind nicht ganz ohne Wert, entbehren aber der Gründlichkeit
und müssen daher mit Vorsicht aufgenommen werden').

Capitel I i .

H>rivatrechtliche Bestimmungen.

Indem wir zu der Betrachtung des Inhalts der Bauer-
rechte übergehen, heben wir nochmals hervor, daß sie na-
türlich keinerlei Anspruch darauf machen konnten, vollständig
und erschöpfend das zu jener Zeit geltende Recht wiederzu-

< ^ geben; es waren eben nur einzelne Bestimmungen, die lose an
> ^ einander gereiht wurden, und die durch Inhalt und Fassung

manche Rückschlüsse auf die damaligen Rechtsanschauungen ge-
statten. Soweit wir hier nicht belehrt werden, müssen wir die
in den gleichzeitigen Rechtsquellen enthaltenen Satzungen, auch
wenn sie sich nicht speciell auf die Bauern beziehen sollten, als
maßgebend voraussetzen.

l j Den Glauben an seine wissenschaftliche Gründlichkeit erschüttert z, B
die nachfolgende Stelle in Teil I der Gesch, S. 173 unten: „Nach dem
Text für die Ordenslande soll der Mord (!) mit dem Tode bestraft werben
(diese Behauptung ist angesichts der Fassung von B. I, Z 1 zum mindesten
sehr gewagt); dieselbe Strafe steht in allen Texten auf Schwächung, außer
im lurländischen, wo nur die halbe Buße festgesetzt wird (die Stelle lautet:
»iss äe li»Iß «sr« botlis") und im esth- und tuilandischen (muß offenbar
heißen: „Arndtschen") auf Vorenthaltung des herrschaftlichen Zehnten . . ."
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Versuchen wi r es zunächst nun, die wenigen privat-

rechtlichen Bestimmungen, von denen einige durch unklare

Fassung oder verstümmelte Form uns unverständlich werden,

in eine einigermaßen systematische Gruppierung zu bringen.

1. V«n de« Rechten im allgemeinen.

Unter den allgemeine Rechtsmaterien enthaltenden Be-

stimmungen heben w i r folgende hervor:

Als Subjecte und Träger der Rechte erscheinen hier vor

allem die natürlichen Personen, und zwar sind es die Bauern,

denen die Normen galten. Zwar statuiert der zeitlich und

inhaltlich in der Mi t te zwischen den andern Redactionen

stehende curische Text einen Unterschied zwischen Freien, See-

ländern, Euren, Semgallen und den andern Bauern, stellt

sie jedoch rechtlich einander gleich, sobald sie sich unter der-

selben Herrschaft befinden'). Hingegen begründete die Frei-

heit einen Anspruch der Angehörigen Getöteter auf höhere

Mannbuße, wie uns eine aus spater Zeit stammende Hand-

schrift des livifchen Bauerrechts (^.I s x.) berichtet, so zwar,

daß für den Totschlag eines Bauern 40 Mark, eines „Deutschen

oder Freien" jedoch die doppelte Summe zu erlegen war,

worin die von Adel nicht inbegriffen waren. Jeder hatte,

solange er noch »ins» rodi ton uubssprÄksn war, wie sich in

analoger Weife die Ritterrechte ausdrücken, volle Rechtsfähig-

keit und namentlich auch Anspruch auf den Ruf als biederer

Mann 2), der ihm Glaubwürdigkeit vor Gericht sicherte. So-

lange keine Ehrmmderung stattgefunden hatte, konnte er sich

in der Regel durch seinen einfachen Gineid von einer gegen

ihn erhobenen Anschuldigung befreien'). Schon die wieder-

1) B, I I , 8 24. Seeländer wohl gleich Selen, Selonen.
2) ol. 1̂  L, § 10. IN.
3) ot. B. I, §, ti u. 8, B. I I , 8 N, bes. aber N. I, § 16 und B. I I

8 15 (zugleich für d. Folgende); auch B. I, § 25.
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holte, wenn auch unerwiesen« Anklage auf Diebstahl hatte zur
Folge, daß eine Minderung der Ehre, resp. Glaubwürdigkeit
des Beschuldigten eintrat, der sich infolge dessen bei der zweiten
Anklage auf Diebstahl nur durch einm Eid selbander, d. h. mit
einem Gideshelfer und beim dritten Mal nur durch das
Gottesurteil des Eisentragens zu entschuldigen vermochte')-
Nach einer allerdings im Text unsichern Stelle hatte, wer
„llnher eine rechte Seele" gewesen war, bei einer Entwendung
von fremdem Heu für den augenblicklichen Gebrauch eine ge-
ringere Buße (1 Mark statt 3 Mark notl.) zu leisten, wie an-
dere, vielleicht schon vorbestrafte (?)°). Von juristischer Be-
deutung war der Wohnsitz, indem sich nach ihm die Frage,
welches Recht in Anwendung zu bringen sei, beantwortete').

Betreffend der Rechtsgegenstände oder Sachen heben wir
nur hervor, daß Sachgesamtheiten, wie Vermögen') und Erb-
schaft ̂ ) unseren Rechten bekannt sind, und daß innerhalb des
Vermögens ein Unterschied gemacht wird zwischen „Acker"
und „alles Gut" °) wie auch an anderer Stelle „Acker, Wiesen
und Bäume" von dem übrigen getrennt werden'); es war
also die Zugehörigkeit zum mobilen resp. immobilen Vermögen
rechtlich von Wichtigkeit.

1) Wenn in B. I, § 25 der Angeschuldigte der Eiscnprobe unterlag,
so geschah das wohl mehr zur Strafe für sein Nichterscheinen zum anbe-
raumten Termin <d. vorli«li!>i88s), als wegen einer Minderung seiner Glaub-
würdigkeit,

2) B. I, § 21.
3) Zwar heißt es N. I I . ß 24 cigentl.: „sollen ihr Recht haben

gleich den andern Vauein der Herrschaft, darunter sie sind", doch dürfte
factisch dieses „unter einer Herrschaft stehen", mit dem Wohnsitz überein-
stimmen, da die Herrschaft doch nur das Recht hatte, den auf ihren Lände-
reien angesiedelten Bauern „ein eigen Recht zu geben", ol. Mit t l . Ritter-R. 239.

4) »Hlle »ms M e r « in B. I> 8 10, »Äsn xuä« in B. I I , 8 1«,
, M 8i«n 8obä« B. I I , § 27.

5) »I)»t eru«° in B. I, § 17 :c,
6) N. I. § 10.
7) B, I I . ß 27.
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Als Grund für die Entstehung und Endigung von
Rechten sehen wir natürlich hauptsächlich Handlungen und es
kommen hier neben den erlaubten, insbesondere den Rechts-
geschäften, auch die unerlaubten Handlungen in Betracht. Bei
diesen lassen sich Fälle unterscheiden, in denen wir mit der
auf das Unrecht gerichteten Absicht, dem bösen Willen, zu
thun haben und solche, in denen der rechtswidrige Erfolg
durch Fahrlässigkeit herbeigeführt ist. Neide sind privatrecht-
lich insofern gleichgestellt, als jedesmal Verpflichtung zum
Schadenersatz eintrat, was beim Zufall fchwerlich geschah.
Ob einzelne Grade der Fahrlässigkeit unterschieden wurden
und was als Zufall angesehen wurde, können wir nach dem
Text der Bauer-Rechte nicht entscheiden.

Für jede angethane Schädigung mußte durch Zahlung
eines ^Aequivlllents Ersatz geleistet werden. Einen solchen
konnte daher, soweit das Vergehen sich gegen den Vermögens-
bestand gerichtet hatte, der materiell geschädigte Kläger bean-
spruchen, wenn er nicht durch die Zahlung der Buße bereits
abgefunden war. So mußte z. B. das gestohlene Heu vorab
bezahlt werden') und bei culvoser Brandstiftung aus dem
Acker, dem Heuschlag oder im Walde hatte der Schuldige den
Schaden zu bessern ^), nebenbei traf aber den Thäter die durch
bösen Willen oder Fahrlässigkeit verwirkte Strafe. Von Be-
schädigung durch Tiere nennen unsere Quellen nur einen Fall,
bei welchem der Eigentümer derselben für den Schaden aufzukom-
men hatte, während das mittlere Ritterrecht eine ganze Reihe von
Bestimmungen hierfür enthält ^), War nämlich einem frucht-

1) I. 8, ß 39. 40,
2) B. II, § 22,
3) Vgl. H. v, F r e y m a n n : „das Strafrecht der livländischen

Ritterrechte" in der Dorpater Zeitschrift für Rechtswissenschaft. IX. Jahrgang,
Heft 2 und 3. Anm. 38.
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tragenden Grundstück — es heißt: „Acker und Heuschläge" — .

Schaden geschehen, indem Pferde oder anderes dergl. Vieh
darauf gefunden wurden, so mußte Ersatz geleistet werden und !
zur Sicherstellung dessen ward das Recht der Pfändung oder s
Schüttung, ein Act außergerichtlicher Selbsthilfe, von allen
unseren Texten anerkannt. Der Eigentümer oder Nutznießer,
und wohl auch dessen Gesinde, wenn es auch hier nicht ge-
nannt wird, durfte das auf seinem Acker oder Heuschlage ge- ^
fundene Vieh in sein Haus treiben und es dort so lange ^
halten, bis der Schaden erstattet war'). Ein Widerstand !
gegen den Pfändenden, der sich durch seine Handlung das
Retentionsrecht verschaffte, wurde, wie wir sehen werden, ^
strafrechtlich verfolgt^). !

Die Anschauung, daß jedwede Schädigung ihren Ersatz
fordere, beherrschte ursprünglich auch solche Gebiete, die ge-
mäß der fortfchreitenden Idee vom Staate, welcher aus einem ^
Aggregat von Menschen zu einem Gebilde mit höheren, sitt-
lichen Zwecken wurde, mehr und mehr ihren privatrechtlichen
Charakter verloren. Dementsprechend entwickeln sich, indem ^
neben den Schadenersatzansprüchen andere, öffentliche Mo- !
mente immer stärker hervortraten, allmählich die Strafklagen, !
die aber vielfach der ersteren sich nicht entledigt haben und !
daher noch oft als gemischte Klagen erscheinen. Wenn auch !
in den Zahlungen an den Geschädigten stets das Bekenntnis !
einer Schuld liegt, welches den Zahlenden natürlich demütigen >
muß, so handelt es sich vorwiegend um Grsatzklagen in den l
Bestimmungen, wo mannigfache Verletzungen je nach dem i
Instrument und dem geschädigten Körperteil nach bestimmter !

f
1) N. 1. S 19. B. II, s 17. f
2) Vgl. unten darüber den Ezcurs über Selbsthilfe, S. 66, und ,

B. i. 8 20/ ' ^
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Taxe „zu bessern" sind. Nach der Art der Verletzung gab es 'j
für den Betroffenen, so namentlich, wenn er einzelne Glied-
maßen dabei einbüßte, einen mehr oder weniger großen
Schaden, der sich in Vermögenswerten ja immerhin ausdrücken
ließ'), wenn es darauf ankam. Nur noch für Totschlag und
Wunden kennt übrigens das livische Bauerrecht eine Büß-
zakjlung an den Kläger, der die Sache führte, und auch da er-
hielt der Richter, d. h, die Herrschaft, deren Frieden zugleich '̂
gebrochen war, ein Drittel der Summe ^). Die anderen Ver-
gehen hatten aber eine reine Strafklage zur Folge, wobei die ,
Herrschaft »als Repräsentantin der in ihrem Recht durch die '
Missethat als solche gekränkten Obrigkeit den ganzen Buß-
satz erhielt,

2 Die Rechte an Sachen.

Wie uns unsere Bauerrechte hinsichtlich der Rechte an
Sachen so ziemlich im Dunkeln lassen, so kann namentlich
auch die so sehr interessante Frage nach dem Verhältnis des
Bauern zum Grund und Boden ihrer Lösung nicht näher ge-
bracht werden. Die einzigen Ausdrücke, die sich auf ein
Eigentum der Bauern an Immobilien beziehen können, ein
folches aber durchaus nicht involvieren, find die mehrfach ge-
brauchten Possessivpronomina. Gs heißt da nämlich: „alle
feine Güter follen feiner Frau folgen", doch fcheint es, daß
darunter nur das Mobiliarvermögen gemeint ist '); ferner

1) Dafür, daß wir in solchen Fälle« zugleich Ersatzklagen zu
sehen haben, spricht Mitt l , Nittei-R. 137, wornach ein Glied, das schon
einmal „Uor Gericht vergolten" worden war, bei abermaliger Verwundung
nicht mehr gebessert zu, werden brauchte und nur noch eine Art Schmerzens-
geld nicht höher als für eine Wunde an sich, d. h. ohne die schädigenden
Folgen, zu erlegen war.

2) I. L, § 37, 38.
3) B. I, § 10. Dafür spricht nicht nur der Sinn der Bestimmung,

sonder» auch die analoge Verordnung in B. I I , § 27.
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mußten die Schulden des Erblassers „von seinem Gut" ge-
bessert werden'), und endlich spricht das curische Recht da-
von, daß jemand Vieh auf „seinem Acker oder Heufchlägen"
findet 2). Wie gesagt, kann uns genannter Ausdruck über die
juristische Natur des Rechts am Boden keinen Aufschluß geben,
da er sich z, N, auch auf den Nutznießer anwenden ließe.
Dasselbe gilt auch von den an anderer Stelle') gebrauchten

f Worten: „wer des andern Roth fällt , , ." oder „des andern
Mistacker umpflügt :c," Aus gleichzeitigen Quellen ergiebt sich
jedoch, daß noch zu Ende der angestammten Periode den
Bauern gewisse Eigentumsrechte zustanden, deren freier Genuß
ihnen allerdings einerseits durch verschiedene Reallasten, wie
Zehnten, Frohnden u, s, w, und andererseits wohl durch Be-
schränkungen hinsichtlich der Vererbung versagt war ' ) . Be-
treff des Zehnten erfahren wir nur, daß wer ihn seinem Herrn
stiehlt, den Hals verwirkt'). Erwähnen wir noch, daß ein
Mitbesitz der Erbschaft durch die Kinder des Erblassers statt-
fand °), so haben wir alles auf die Sachenrechte Bezügliche gesagt.

3 Das Obligationenrechi.

Hinsichtlich desselben ist Folgendes aus den uns be-
schäftigenden Texten zu entnehmen: Es kommen einseitige und
gegenseitige Schuldverhältnisse vor; zu ersteren gehören z. N,
die der Herrschaft zu leistenden Strafzahlungen, auf die
gegenseitigen werden wir später noch zurückkommen müssen.

1) B. I I . § 16.
2) N. I I , § 17.
3) 8 I., § l8, 19.
4) Siehe unter Erbrecht. Beschränkungen betr. d. Vererbung unter-

lagen in analoger Weise auch die Güter der Vasallen wegen ihrer Eib-
gutqualität.

5) I. L. § 17.
6) B. I, S 10.
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Neben dem gewöhnlichsten Fall, wo nur eine Person etwas
zu fordern, resp, zu leisten hat, giebt es Obligationen, wo auf
einer Seite mehrere Subjecte existieren. Das geschieht, wenn
zwei Leute Waare zusammenlegen, um sie gemeinsam zu ver-
kaufen'), sie bilden damit eine Gesellschaft und haften, be-
ziehungsweise erwerben Ansprüche, gegenüber dem Dritten, dem
Käufer, Gin ähnliches Verhältnis mußte entstehen, wenn
mehrere gemeinsam eine unerlaubte Handlung begingen"),
wie wir uns wohl auch ein Mithaften der Blutsverwandten
des Thäters in älterer Zeit werden denken müssen, wenn auch
die Quellen diesen Fall nicht nennen. Diejenigen, die zu-
sammen erbten, wurden mit Bezug auf die Erbschaftsschulden
gemeinsam verpflichtet').

Obligationen entstehen aus Rechtsgeschäften (Kauf und
Gesellschaft in B. I, § 22; Gesinoevertrag 1^ L> § 45), un-
erlaubten Handlungen und Zuständen (wie bei Verwandt-
schaft, bei Miterben B, I I , 8 27.) Von den Fällen der Auf-
hebung der Obligationen ist der zu nennen, wo durch nicht
gehörige Erfüllung feiner Verpflichtungen der eine Contrahent
seine Ansprüche zur Strafe verliert, der Gegencontrahent also
von seiner Verbindlichkeit befreit wird").

Von einzelnen Schuldverhältnissen erwähnen unsere
Quellen nur wenige; so sprechen sie vom Kauf, über dessen
rechtliche Natur und Form der Eingehung nicht berichtet wird,
nur im Hinblick auf die Möglichkeit des gemeinsamen Handels
der Bauern'). Offenbar formlos, d. h. durch rein faktisches

1) N. i, z 22.
2) Zum wenigsten bezüglich des zu ersetzenden Schadens.
3) B. I I 8 IS.
4) I. L § 45.
5) B. I ß 22; zugleich für das Folgende: Itsm ä»t eisr tv?s xutk

tbolwpy le^VN tbouorkopou, Is ä»t äß eine steruetb mit tdweier wob-
N188Y, d« 8«It «in teil Hss äoses.
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Zusammenlegen der Güter mit der Absicht, dieselben zu ver-
kaufen, wurde ein Vertrag geschlossen, der juristisch als Ge-
sellschaftsvertrag zu bezeichnen ist und nur eine bestimmte Art
Geschäfte zum Zweck hatte. Nie zum Verkauf gelangende
Waare durfte jedoch, wie wir aus anderen Quellen wissen'),
nur in landwirtschaftlichen Produkten bestehen, während der
wahre Handel, d, h. der in Erwerbsabsicht unternommene,
gewerbsmäßige An- und Verkauf von Waaren den Undeutschen
nicht zugestanden war. Obige Gesellschaft wurde durch den
Tod des einen Contrahenten offenbar aufgelöst; welche Ver-
pflichtungen daraus für den anderen Gesellschafter entsprangen,
wenn der Tod feststand (durch zwei Zeugen bewiesen?), soll
die oben angezogene, verstümmelte Stelle des Ordensbauer-
rechts angeben, deren Undeutlichkeit jedoch nur höchst vage
Hypothesen gestattet, die wir füglich unterlassen. Ueber das
Institut der Dienstmiete, resp. des Gesindevertrages belehrt
uns die einzige privatrechtliche Bestimmung des livischen
Bauerrechts "). Es wurde darnach von den Mietknechten und
Dienstmägden der Vertrag auf eine gewisse Zeit abgeschlossen,
nach derm Ablauf — also postnumerando — sie ihren Lohn
ausgezahlt erhalten sollten. Wurde der Contract von denen,
die sich verdungen hatten, gebrochen, indem sie vorzeitig ihrem
Herrn entliefen, so verloren sie auch den an und für sich schon
verdienten Lohn. Selbstverständlich war der Dienstherr ver-
pflichtet, im Fall der Dienstbote treulich seine Zeit abgedient
hatte, ihm den ausbedungenen Lohn auszuzahlen, was von
anderen Quellen ausdrücklich hervorgehoben wird').

Eine Sicherstellung von Forderungen konnte unter A.
durch Einräumung des Pfandrechts stattfinden. Das Bauer-

1) öl. R i c h t e r , Gesch. d. Ostseeprov. Teil I, Handel, Landwgsab-
schied zu Wolmar 1537.

2) I, L, § 45.
3) Vgl. E w e r s , Des Herzogt. Ehsten «. Vuch IV. Tit. XVI I , I .
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recht der Ordenslande spricht von dem Fal l , daß jemand den

Besitz eines Pfandes ableugnet, doch dadurch überführt wi rd,

daß man das Pfand bei ihm findet; es bezieht sich also dieser

Paragraph') auf das Faustpfand. Wenn wi r auch über

Wesen und Erwerb des Pfandrechts und seine Endigung oder

von den Rechten der Pfandgläubiger nichts erfahren, so

können wir immerhin annehmen, daß sie den damaligen sonst

herrschenden Grundsätzen entsprachen.

4. Familienrecht.

Während das wiek-öselsche Recht (Cap. 1) einige Ne-

stimmungen über die Ar t der Eingehung einer rechtsgültigen

Ehe giebt, schweigen unsere Bauerrechte darüber vollständig.

Dagegen berücksichtigt einer unserer Texte den Fal l , daß der

Mann sich, wie es scheint, eigenmächtig von der Frau trennt

(,,^i11 k6 von «r ^sseu«), wofür ihm nur der Verlust „von

Acker und alles Gutes" bevorsteht ^). Die vorhandenen Normen

beziehen sich überhaupt nur auf die vermögensrechtliche Seite

der Ehe, Die Frau brachte eine Mitgäbe in die Ehe, die zu

beschaffen nach des Vaters Tode die Brüder verpflichtet

waren; man nannte dies „die Schwestern beraten"'). Unklar

ist die Bestimmung, daß, wenn ein Mann ein Weib nimmt,

alle seine Güter seiner Frau folgen sollen'). Bedeutet das

ein Gemeinschllftsverhältnis während der Dauer der Ehe

oder ein Erbrecht der Witwe? Wahrscheinlich sind, wie schon

oben angedeutet, die Worte „alle seine Güter" nur auf das

Mobiliarvermügen zu beziehen, das unter dem ähnlich lau-

1) B. I, § 18.
2) N. I, z 10. Vgl. übrigens hierzu die Geschichte des provinziellen

Privatrechts S. 12. Anm. I, 2, 3.
3) B. I I . § 27.
4) B. I. § 10.

3oip, Zur, St. Ni, II. 3
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tenden Ausdruck der nächsten Ieile („alles Gut") unzweifel-
haft gemeint ist. Es ergäbe die angezogene Stelle dann den
durchaus glaublichen Sinn, daß der Frau ein Intestaterbrecht
an den Mobilien des Mannes zustand. Nach der entsprechenden
Verfügung in B. I I , § 27 soll der Mann feinem Weibe seine
Mobilien „zukehren", d. h. wohl auf den Todesfall zuwenden;
so ließen sich beide Besümmungen ungezwungen übereinstim-
mend erklären. Eine Folge der durch den Mann herbeige-
führten Trennung der Ehe war die, daß er sein gesammtes
Vermögen zu gunsten seiner Kinder verlor, die ihn wie einen
Verstorbenen beerbten. Eine Wiederverheiratung der Witwe
war gestattet, doch mußte diese, wenn sie „sich veränderte",
das Erbe, das ihr mit den Töchtern zufiel, wenn keine Söhne
erbten, teilen und zwar erhielt sie ein Tochterteil, während sie
sonst im Nachlaß ungeteilt sitzen blieb').

5. Erbrecht.

Die Erbfolge trat ein beim Tode einer Person oder
wenn, wie oben bemerkt, der Mann sich eigenmächtig von
seiner Frau trennte. Außer der Grbberechtigung war zum
Uebergang des Vermögens erforderlich, daß das Erbe, wenn
auch nicht formell angetreten, so doch jedenfalls nicht ausge-
schlagen wurde, was vorgekommen sein mag ^). Gesetzlich ging
das Erbe in erster Linie an die Söhne, wenigstens bezieht
sich das auf das Immobil, denn über das Gut „fonder Acker,
Wiesen und Bäume" konnte ja der Mann zu Gunsten seiner
Frau testieren °). Nach B. I vererben Acker und alles Gut
auf die Söhne und Töchter, während B. I I letzteren nur eine

1» B. I. s 11 u. V. II, 8 27.
2) V. I, S 10, „iüt, ant g« srus lliodt wsFk nam äs 8ou."
3) N. II. § 27. «5 Familimrecht.
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Aussteuer zugesteht, die den Brüdern obliegt'). Wenn je-
doch, und darin stimmen beide Texte überein, die Söhne nicht
erbten, sei es, daß keine vorhanden waren, oder daß sie das
Erbe nicht nahmen, so fiel das gesamte Vermögen') der
Mutter zu, die dasselbe gemeinsam mit den Töchtern hatte,
so lange sie sich nicht wiederverheiratete. Ob sie hierbei nur ein
Leibzuchtsrecht genoß, oder ob das Eigentum auf sie über-
ging, ist nicht gesagt. Entsprechend dem Begriff der Erbschaft
gingen mit dem Vermögen auch die Schulden des Verstorbenen
auf die Erben über^). Bemerkenswert ist es, daß B, I nur
von dem verstorbenen Bruder spricht, dessen Schuld zu be-
zahlen ist, und B. I I die Erben oder Brüder verpflichtet, die
Schuld von dem ererbten Gut „zu bessern", unter den „Erben"
daher wahrscheinlich vor allem an die Descendenten denkt.
Ueber den Umfang der Erbschaft hinaus fand wohl keine
Schuldhllftung statt'),

Kapitel I I I .
Strafrechtliche Hestimmungen *).

Abschnitt I.
Allgemeines.

Die mittelalterliche Rechts- und Staatengeschichte zeigt
uns in instructiver Weise, wie aus einem Conglomerat von

1) B I , § 10 resp. V I I , § 27.
2) B I »äo slus«; B I I „äat 3»u2s ^obä".
3) Welche Schulden darunter zu «erstehen sind, wissen wir nicht. Nach

dem älter. Ritter-R, vererbten Bußen für Verbrechen und Totschlag nicht,
Wunden aber, die ungebessert waren, wohl auf Söhne und Brüder, ol. v. H el«
w e r f e n , „Gesch. des Adelsrechts", S. 32.

4) „bstderu v»ll «ieusm guäs".
*) Durch äußere Verhältnisse gezwungen, müssen wir leider von ei»

ner systematischen Behandlung der Strasrechtssatzungen der Vauerrechte ab-
sehen, es sei uns jedoch gestattet, einzelne Materien daraus zu entnehmen.
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Trägern persönlicher Rechte, die anfangs nur in losem Zu-
sammenhang standen, durch Interessensolidarität ein allmäh-
lich immer fester werdendes Gebilde entstand, und wie
mit Notwendigkeit aus den anfangs fast rein privatrechtlichen
Ansprüchen der durch irgend welche Vergehen Verletzten im Lauf
der Zeit sich der öffentlich-rechtliche Charakter der Verbrechen
entwickelte. Es liegt uns nun bei Betrachtung der livländi-
schen Bauerrechte die Frage sehr nahe, welches Entwickelungs-
stadium hier die Auffassung des Verbrechensbegriffes aufweist,

l Unsere Texte befinden sich in einem Uebergangszustande, der
/ im livischen Bauerrecht die größte Entwickelung erkennen läßt.

Schon B, I , die unserer Meinung nach älteste Redaction,
macht den Vergleich des Totschlägers mit den Freunden
des Getöteten auf gütlichem Wege von der richterlichen Mi t -
wirkung abhängig ') und spricht damit den Grundsatz aus, daß
auch die staatliche Ordnung, der allgemeine Friede durch den
Totschlag mitverletzt sei, woher dem Richter als Repräsentan-
ten derselben das Recht zusteht, nur in gewissen Fällen den
Parteien die Genugthuung anheimzugeben. I m allgemei-
nen steht das Ordensblluerrecht, wie die übrigen Texte auf
dem Boden des Compositionssnstems, wornach die Vergehen
durch eine je nach ihrer Größe und der Größe des zugefüg-
ten Schadens bemessene, vermögensrechtliche Entschädigung
wiedergutgemacht, „gebessert" werden konnten. Nicht durch
Geldbußen, sondern öffentliche Strafe werden nach B. I und
B. I I nur Notzucht und gewisse Diebstahlsfälle geahndet').
I m gerichtlichen Verfahren herrscht das Accusationsprincip,
der Grnndfatz, „wo kein Kläger ist, da ist auch kein Richter",

1> „mit des Richters Rat." i s. Erlaubnis V. I, § 8.
2> N. I. Z 9; B. II, § 13, ferner N. I. 8 13-15. B. II, § 14 u. 21.

V. I, Z 9. üiu Lswiotits siusr lrvsnll izt m »sin Fsruolite" (— Gerüste)
zu emenbieien.
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wie ja auch das mittlere Ritter-Recht') dem Richter verbie-
tet Recht zu sprechen über etwas, das nicht vor Gericht aus-
geklagt worden ist. So schließt sich denn hieran auch eine
Bestimmung des curischen Rechts') des Inhalts, daß der
Beklagte, der vor Gericht erscheint, beim Ausbleiben des
Klägers von seiner Pflicht, Rede zu stehen, befreit wird,

Bemerkenswerth ist es, daß letzterer Text den Totschlag
als Sünde gegen Gottes Gebot kennzeichnet'), welche Form
der Einkleidung in einem unter geistlichem Regime stehenden
Territorium nicht befremden kann. Wenn wir jedoch hier nur
von einer Art und Weise der Einkleidung, einer stilistischen
Form sprechen und die juristische Auffassung des Verbrechens-
begriffs darin nicht alterirt sehen, so entschuldigen uns wohl
die übrigen Strafbestimmungen des erwähnten Textes, die
sich von den anderen Quellen in dieser Beziehung nicht ent-
fernen und die Strafbarkeit des Verbrechens nicht auf den
Widerspruch gegen die göttlichen Gebote zurückführen. Ja,
selbst bei der todeswürdigen That der Notzucht zeigt es sich,
wie tief noch die Anschauung von der Notwendigkeit, dem
Verletzten Genugthuung zu leisten, wurzelte, denn wenn je-
mand eine Frau nötigte, so — heißt es daselbst — ist der Hals
ihre Buße'), Da eine materielle Entschädigung hier nicht am
Platze war, übernahm der Staat selbst das Rächeramt, da-
mit sein eigenes Interesse an der Bestrafung des Schuldigen,
resp, des Verbrechens erklärend.

Am deutlichsten tritt der öffentlich-rechtliche Charakter
der Vergehen im livischen Bauerrecht hervor, welches aus-
drücklich zwischen Bußen für Totschlag und Wunden einerseits
und für „Gewalt oder Richtegut" andererseits unterscheidet.

1) Mittl. Ritw'°R. Cup. 77, 2.
2) B. I I , ß 20.
3) B. Il, § I.
4) N, I I , z 13.
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Von ersteren werden dem Kläger als Sachwalter 2 Dritteile
und ein Dritteil der Herrschaft zugesprochen, letztere dagegen
erhielt die Herrfchaft in ihrem ganzen Betrage'). Die an die
Herrschaft (als Richter) zu leistende Geldbuße kann doch nur
den Sinn haben, daß die dadurch gestrafte That zu einem
gewisse öffentliche Interessen verletzenden Vergehen gestempelt
wird, und ist daher die gemachte Einteilung von wesentlicher
Bedeutung, indem Verwundung und Tötung gewissermaßen
als „Privatverbrechen" angesehen werden, für welche die Be-
troffenen einen Anspruch auf vermögensrechtliche Genug-
thuung besitzen. Die übrigen Delicte, von einer Handschrift
(Hisx.) durch die Ausdrücke „Gewalt od. Ungericht" bezeichnet'),
ziehen hingegen eine öffentliche Strafe nach sich, die meist in
der Zahlung an den Richter besteht. Häufiger als in den
älteren Texten finden sich Leibes- (Stäupung)') und Lebens-
strafen angedroht, welch' letztere außer durch Enthauptung, in
besonders gravierenden Fällen durch Rädern (bei Mord)')
oder bei religiösen Verbrechen (Ketzerei und Zauberei) durch
Verbrennen') vollzogen wurde.

Für das germanische Strafrecht ist der Satz aufgestellt
worden, daß es nur die vorsätzliche That strafte. Einzelne
Schriftsteller haben aber diesen Satz in Zweifel gezogen und
behauptet, daß nur der faktische Erfolg, nicht aber das fub-
jective, das Schuldmoment in Betracht gekommen sei. Von

1) 1̂  L, Z 37. 38. „Richtegut" — das laut Urteil zu entrichtende Gut.
ol Anm, bei Paucker.

2) «f. Anhang.
3) I, L> § 34 u. 35.
4) I. 8, § 3 l .
5) 1̂  L, § 32 u. 33.
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unseren Ritterrechten wird, wie nach den Resultaten H, v o n
F r e y m a n n s )̂ zu schließen ist, die erstere Ansicht bestätigt,
denn er kommt zu dem Satz: „Nur das mit Absicht ausge-
führte Verbrechen wird mit Strafe bedroht," Betrachten wir
daraufhin die Bauerrechte, die auch einige dieses Gebiet
streifende Bestimmungen besitzen, so müssen wir leider ge-
stehen, daß wir wegen der gerade in jenen Paragraphen be-
sonders großen Unsicherheit der Texte resp. ihrer Uebersetzung
und Auslegung, nur zu gleich unsicheren Resultaten kommen
können. Von Belang ist zunächst folgende Stelle:

B I, § 6. ,,^Is vor eins varlickoit, S8 8io mit einem
„I>i1s ette Zcnwsi'tlle, i» äat Hm <1u8torn, uiiä ds 8iok out»
„80QnI<!iFLll, elts im äa^o 8o ont80Qu1cIiFtL 8io1: mit
«Hein siäe."

Der Ausdruck „vai-1i«ksit" findet sich zwar sonst in
den mittelniederdeutschen Quellen nichts, doch kann man ihn
mit einiger Wahrscheinlichkeit für eine Verstümmelung des
Wortes „ver^n,r1o8ioüsit" — Fahrlässigkeit halten. Wir ersehen
dann, ohne auf die Stelle näher einzugehen, wobei wir wieder
mit Textschwierigkeiten zu kämpfen hätten, daß bei einer
Fahrlässigkeit eventuell ein Entschuldigen mit dem Eide vor-
kam, und das „Entschuldigen" kann ja wohl nur auf eine
Befreiung von dem Verdacht der Absichtlichkeit gehen. Was
dann geschah, wenn der Eid geleistet wurde, sagt unsere Quelle
zwar nicht, doch ergiebt sich aus dem Sinn derselben, sowie
aus ähnlichen Beispielen'), daß jedenfalls keine Strafe wie für
Totfchlag eintrat, sondern höchstens eine als Entschädigung
aufzufassende Zahlung des Wergeldes stattfinden mußte.

1) „Das Strnsrecht der livländischen Ritterrechte" S. 2! 3.
2) S c h i l l e r - L ü b b e n , Mittelniederdeutsches Lezicon.
3) Mitt l . Nitter»R. z. B. Cap. 148.
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Wir konstatieren aus dieser Stelle den zwischen Ab-
sichtlichkeit und Unabsichtlichkeit, hier „varliokeit«, bestehenden
Unterschied.

Gleichfalls ist im Einzelnen unklar B, I, § 8, wo es
heißt:

„Is äat isinaut ^ i r t äotli L«8oliIaFSn ^l l^^ 8pss1, äio
„bs^vsrt iä mit 6sm s^cle'), <iat uiolit mit äs» riokters i'aä
„uuä init äyll freuiiäsn uuä iis äeu lruuäou ^onu^tliu."

Objectiv lag hier jedenfalls ein Totschlag vor, mit dem
Eide war von feiten des Beschuldigten offenbar zu bewähren,
daß er »umb spoei" geschehen, in welchem Ausdruck die
Hauptschwierigkeit liegt. Nach den bei Sch i l l e r - Lübb en
zu findenden Analogien kann er Streit, Zwist, Aufruhr be-
deuten; es findet sich aber auch das Wort „spiläat," von
einer That oder Wunde gebraucht, die im Spiel geschieht.
Man könnte also an einen Totschlag denken, der nach dem
ersten Ausdruck aus dem iuipstus im Gegensatz zu einem
äolus prasineäiwws hervorgegangen, oder — nach der Be-
deutung von «8z>i16at" — als rein ouizx)» geschehen. An ein
Erschlagen um Spiel (luäus) ist wohl nicht zu denken, da
ein derartiges Motiv das Vergehen kaum zu einem in irgend
einer Hinsicht privilegierten machen würde, eher schon verdiente
die Bedeutung Kampfspiel erwogen zu werden. Ohne N. I,
§ 3 2) zu berücksichtigen, da sein Inhalt absolut unsicher ist.

) Um das Folgende zu verstehen, ergänze ich ein vor Hat ausge-
fallenes is in dem S inn : es sei denn, daß er nicht mit des Richteis Er-
laubnis sich mit den Freunden des Erschlagenen vergleiche,

2) Sollte die Bedeutung desselben die sein, daß ein Messerstich <ms8ts-
okuuß) mit U Mark zu strafen ist, sei es, daß er ft, Geschädigte?) bei dem Tode
bleibe oder bei dem Leben", so wäre der durch eine Verwundung einge-
tretene Erfolg, also die Concurrenz einer culposen Tötung mit doloser
Körperverletzung unberücksichtigt geblieben. Dieser Sinn ist in hohem Grade
unwahrscheinlich, da das germ. Recht von dem factifchcn Erfolg in so ecla-
tanter Weise nicht abzusehen Pflegt.
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ließe sich aus den angezogenen Quellenstellen entnehmen, daß
das Bauerrecht, welches ja nur eine Erscheinungsform deutsch-
rechtlicher Anschauung darstellt, auch die subjektive Seite der
That, die Schuld, durchaus in Erwägung zog und also keines«
wegs aus dem von G e y e r , K r ä v e l u. A, dem deutschen
Strasrecht vindicierten Standpunkt der Objectivität )̂ basiert.

Wenn nun für die Auffassung der Rechtsbücher im all-
gemeinen das Princip aufgestellt werden kann, daß Hand-
lungen mit dem Charakter des Unabsichtlichen keiner Strafe
unterliegen, sondern entweder für den Veranlasse gar keine
Folgen nach sich ziehen, oder ihn bei schuldvoller Veranlassung
zum Schadenersatz verpflichten ^), so haben wir doch in unseren
Quellen einen Fall, in welchem eine culpose Rechtsverletzung
mit Strafe belegt wird, „ l^sst iennuiä ini ^valäe eääsr
Ii6U8<MtlA6u l«uer Kalmen", so soll er nicht nur den
Schaden ersetzen, sondern auch der Herrschaft 3 Oseringe
geben. Bei obigem Ausdruck ist vorsätzliche Activität so
ziemlich ausgeschlossen') und eine Brandstiftung ausdrücklich
unter Strafe gestellt, als deren Veranlassung man nur an
Nachlässigkeit oder Unachtsamkeit denken kann. Einen ähn-
lichen Fall bietet uns der Vermehrte Sachsenspiegel'), wornach
auch bei einer culvosen Inbrandsetzung die einfache Ent-
schlldigungspflicht nicht genügte und Strafe eintrat. Es
handelte sich da um Leute, deren Gewerbe einen häufigen
Gebrauch des Feuers notwendig machte und von denen man
augenscheinlich eine erhöhte Sorgsamkeit verlangte. Wurde
also hier in Bezug auf eine bestimmte Personenklasse von dem

1) ol. J o h n , „Ttrafrecht in Norddcutschland zur Zeit der Rechts-
büchei". Einleitung zur Imputationslehre.

2) J o h n , a. a. O. Z 4, und F r e y m a n n , a. a. O. S. 2l3.
3) Dolose Brandstiftung wäre außerdem nicht mit 3 Oseringen ge-

straft worden.
4) Verm, Ssp. I I 2, 12, citiert nach J o h n .



42

allgemeinen Grundsatz abgewichen, daß fahrlässige Handlungen
straflos waren, so konnte die genannte Verordnung des Nauer-
rechts auch nur ausnahmsweise eine bestimmte Fahrlässigkeit
wegen ihrer Gemeingefährlichkeit mit Strafe bedrohen und
damit jenes Princip durchbrechen, ohne es deswegen ganz
fallen zu lassen.

Es werden in den Bauerrechten mehrfach Fälle erwähnt,
in denen mehrere noch ungetilgte Rechtsverletzungen desselben
Thäters zusammentreffen, also eine Verbrechensconcurrenz
entsteht'). I n die Kategorie von Rechtsverletzungen, deren
eine nur das Mittel ist, um eine andere zu ermöglichen,
führt uns der von B. I und B, I I gleichmäßig behandelte
Fall 2), daß jemand in seinem Hause geschlagen oder ver-
wundet wird, wo demnach Körperverletzung mit Hausfriedens-
bruch concurriert. Es tritt hier keine Cumulation der Strafen
ein°), sondern die beiden Delicte werden zusammen mit einer
hohen Strafe belegt, bei welcher wohl der Hausfriedensbruch
die Verletzung absorbiert. Es heißt nämlich an der betreff.
Stelle: „Wird jemand in seinem Hause geschlagen oder ge-
wundet." Diese Verletzungen (Schläge, Wunden), bei denen
je nach der Schwere derselben die Sühne eine sehr verschiedene
fein konnte, wurden bei Hinzutreten des Hausfriedensbruchs
gleichmäßig bestraft, also offenbar nicht gesondert berücksichtigt.

I m allgemeinen fand jedoch bei Concurrenz von Ver-
brechen das Princip der Cumulation Anwendung, fo auch
namentlich, wenn durch dieselbe Veranlassung mehrere von
einander unabhängige Rechtsverhältnisse in verbrecherischer

1) Die hier zu nennenden Fälle bestätigen im allgemeinen die von
J o h n (a. a. O. S. 270) gewonnenen Resultate.

2) N. I, ß 24 und N. I I , § 20.
3) Wie beim Hamburger Recht 1270, X I , I. «l. J o h n S, 274.
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Weise verletzt wurden. Demnach mußte beim Umpflügen
fremden Ackers, um ihn widerrechtlich zu benutzen, jeder Acker
bei der Bestrafung besonders berechnet') und beim vorzeitigen
Hopfenbrechen durch den Bauer jeder beteiligten Herrschaft
ein Osering gebüßt werden^),

Bestand das Vergehen in wiederholten Delictshandlungen,
so ergab sich die Strafe durch Cumulation, denn neben der
vollen Entschädigung waren beim Heudiebstahl für jedes ge-
stohlene Fuder 3 Mark zu zahlen ̂ ), und bei geschehener Kör-
perverletzung zog jeder Schlag, der bewiesen werden konnte,
die Poen von 2 Osering, bezw, 8 Artogen nach sich').

Abschnitt II.
Die Del icte gegen das Vermögen

Neben den zahlreichen Bestimmungen über Körperver-
letzungen sind in unseren Bauerrechten die gegen den Ver-
mögensbestand gerichteten Vergehen am ausführlichsten be-
sprochen, doch sieht man sich selbstredend vergeblich nach einer
systematischen Classisicierung oder nur Definition der mannig-
faltigen hierher gehörigen Fälle um. Wie für die einzelnen
Arten der genannten Vergehen keine allgemeinen Begriffsbe-
stimmungen vorhanden sind, so ist auch die Unterscheidung
derselben nicht immer eine sichere. Einmal fallen unsere
heutigen Begriffe nicht mit denen des Mittelalters zusammen,
und andererseits sind sie auch zu jener Zeit keineswegs fest
begrenzte gewesen.

1) I. L, § IN.
2) N. I I , 8 2(>. I n letzteren Fällen ist allerdings zu beachten, ̂ >aß

in den Zahlungen wohl zugleich Genugthuung für die Vermügmsschädi-
gung liegt.

3) I.. L, § 39 u. 40.
4) B. II. § 12.
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Die wichtigste unter den Eigentumsverletzungen ist jeden-
falls der Diebstahl, dessen Merkmale sich noch am genauesten
feststellen lassen, wahrend die übrigen gegen das Vermögen
gerichteten Missethaten sich eigentlich, wie schon W i l d a be-
merkt'), nur im Hinblick auf jenen darstellen lassen. Man
wird uns keinen Vorwurf machen, wenn wir bei dem Mangel
von Bestimmungen über den Thatbestand des Diebstahls in
den livländischen Bauerrechten ohne weiteres die germanische
Auffassung zur Zeit der Rechtsbücher auch für unsere Texte
als maßgebend voraussetzen. Das Wesen des Diebstahls be-
stände demnach in der Aneignung einer fremden beweglichen
Sache (oder einer Sache, die durch die Aneignungshandlung
erst dazu wird, wie beim Diebstahl landwirtschaftlicher Pro-
ducte), wobei als charakteristisches Merknial das Moment der
Heimlichkeit verlangt w i rd ' ) . Diese zeigte sich entweder in
der Ar t und Weise, wie sich der Thäter in den Besitz der
Sache setzte oder die bereits in seinem Gewahrsam befind-
liche durch Verleugnen, Verbergen dem Eigentümer zu ent-
ziehen suchte. Wenn auch zunächst an eine Wegnahme aus
fremdem Gewahrsam als den gewöhnlichsten Fall zu denken
ist, so läßt sich doch diese nicht, wie F r e y m a n n es thut,
als erstes Requisit aufstellen. Es wird ja das Ableugnen
gefundener Sachen wegen der dem Diebe gleichen Gesinnung
des Handelnden, die für die juristische Bezeichnung maßgebend
erscheint, von den Quellen als Diebstahl bezeichnet'). Ebenso
dürfte das livische Bauerrecht,wenn es als besondern Fall anführt,
daß jemand seinem Herrn den Zehnten stiehlt, nur ein wider-
rechtliches Behalten im Auge haben'). Die Anschauung un-

1) W i l d l l , „Das Strafrecht der Germanen" 1842. S. 880.
2) Nach W i l d a , a. a. O. liegt dieser Begriff schon in den etymo-

logischen Bestandteilen des Worts.
3) F i e y m a n n , a. a. O. S. 271 u. Anm.
4) 1 .̂ Z, § 17 vgl weiter unten S. 49.
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serer RechtZbücher dehnt eben die Bezeichnung Diebstahl auch
auf Fälle aus, die wir heute Unterschlagung nennen würden,
da es sich nicht um Wegnahme aus fremdem Gewahrsam
handelt. Wir können hier nicht entscheiden, ob diese Begriffs-
verallgemeinerung bewußt stattfand; dieses wäre aber not-
wendig, wollte man mit F r e y m a n n die Wegnahme als
Requisit des Diebstahls trotz der im Mitt l . Ritterrecht') ent-
haltenen Stellen retten, welche das Ableugnen gefundener
Sachen ausdrücklich als «äülte« bezeichnen °).

Wie es bei den germanischen Rechten die Regel war,
so bestimmte sich auch gemäß den livländischen Rechtsbüchern
die Strafbarkeit des Diebstahls nach dem Wert des gestoh-
lenen Objects und dementsprechend werden von dem curischen
Recht °) zwei Stufen unterschieden, die man füglich mit
„großer" und „kleiner Diebstahl" bezeichnen kann. Die Wert-
grenze betrug 8 Artogen: wer weniger stahl, hatte nur 4
Oseringe zu büßen, war die Sache wertvoller, so verordnete
das Rechtsbuch nicht ohne einen gewissen grausamen Humor,
„man solle den Dieb aufhängen und ihn trügen lassen." Ebenso
wird der Dieb bestraft, der Honigbäume entwendet oder in
eine „Kleete bricht"; ob jedoch bei letzterem von dem Wert
des gestohlenen Guts abgesehen wurde, läßt sich aus den
Worten des Textes nicht mit Sicherheit ermitteln.

Zum Teil verschieden von Obigem sind die betr. Nestim-
mungen des Blluerrechts der Ordenslande'), das vor allem
schon 3 Abstufungen und damit eine bemerkenswerte Aehn-
lichkeit mit den nordischen (im Gegensatz zu den deutschen)

1) M. Ritt.-R, Cllp. 141 u. 147.
2) Man hat für analoge Fälle den Terminus „diebliches Behalten"

zum Unterschied von dem durch die (heimliche) Wegnahme gekennzeichneten
Diebstahl construiert. cf. H. B r u n n e r , „Deutsche Rechtsgeschichte" 1892.
Band 2, S. 650.

3) B. I I . § 14.
4) B. l, § 12-15.
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Quellen aufweist'). Hier wird nämlich noch der geringfügige
Diebstahl (,,is, äat i t ein m ^ k i t " ) mit Rutenstrafe und
Brandmarkung bedroht ^). Der textlich nicht ganz klare § 12
lautet in der Uebersetzung etwa folgendermaßen:

„Item, wenn jemand Honigbäume fällt, eine Kleete er-
„bricht mit Keulen, Kumme (Gefäß) oder Kisten auf-
schlägt, oder Pferde gestohlen werden oder andere Dinge
„4 Mark notl."

Leider erfahren wir nicht, worauf sich letztere Summe
bezieht, ob es die Wertbestimmung sein soll oder, wie ich ver-
mute, den Bußfatz enthält °). Sicher ist nur, daß jene Fälle,
die heute sämmtlich zu den qualificirten gerechnet werden
müßten, nicht mit dem Tode gestraft wurden, daß ferner der
höhere Wert des Gestohlenen das Verbrechen zu einem todes-
würdigen machte, denn das ergiebt sich aus dem folgenden
Paragraphen, der für den großen Diebstahl Hängen festsetzt.
Dieselbe Strafe trifft ') den in der Dieberei Gefangenen, dem
jedoch das Recht zusteht, feinen Hals mit (nur!) 6 Mark zu
lösen °), Es ist kaum nötig, hinzuzufügen, daß die Handhaf-

1) Wir wollen hier die Bemerkung nicht unterdrücken, daß uns eine
derartige Ähnlichkeit mehrfach aufgefallen ist, haben allerdings diese Frage
gar nicht naher untersucht. Als Beispiele führen wir außer dem obigen
noch an, uns a u f W i l d l l berufend : Brandstiftung durch Verwahrlosung wird
in nord. Rechten auch mit Strafe belegt, die deutschen Rechte fordern meist
nur Ersatz, ol. W i l d a S . 951. Handhaftigkeit der That wirkt nach nord.
Rechten auf die Strafe bestimmend ein, ol. W i l d a S. 883, Notzucht ver-
langt nach nord. Recht Todesstrafe od. ist unsühnbare That; nach deut.
Recht tritt Bußzahlung ein, W i l d a S, 833 ff.

2) „Es wurden ihm die Ohren verkürzt und durch die Wangen
gebrannt", nach Wilda, um den Dieb zugleich kenntlich zu machen.

3) P l lucker , „Strafe des Diebstahls etc." S. 13 u. 14 weiß sich
zu helfen, indem er einfach beides als feststehend annimmt; er spricht daher
von dem Diebstahl unter 3 Mark Wert, der mit ebensoviel Mark zu büßen
sei. Diese Auslegung ist zwar sehr bequem, aber auch ebenso willkürlich!

4) Nach B. I, § 15.
5) Warum, w iePaucker a. a. O. S. 14 darstellt, dies nur bei nicht

vollendeter That möglich gewesen, ist nicht zu verstehen. Nach seinen
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tigkeit nur bei dem kleinen und vielleicht geringfügigen Dieb-

stahl von Einfluß sein konnte, da ja sonst schon so wie so

Todesstrafe eintrat.

Bevor wir zur Besprechung der einzelnen in den Texten

namhaft gemachten Fälle übergehen, müssen wir noch der

Normen gedenken, die bei Wiederholung des Diebstahls

Geltung fanden. Diese kamen jedoch nicht, wie in einigen

anderen germanischen Rechtsbüchern') bei Feststellung der

Strafe in Betracht, sondern waren nur von processualer Be-

deutung. Die resp, Paragraphen )̂ der beiden älteren Bauer-

rechte sind verdorben wiedergegeben, ergänzen sich aber gegen-

seitig, so daß der S inn folgender ist: Bei der ersten Dieb-

stahlsbeschuldigung konnte sich der Angeklagte durch einen ein-

fachen Reinigungseid befreien, wurde er zum andern M a l

beschuldigt („osta^cm"), so brauchte er einen Eideshelfer.

Bei der dritten Anklage war der Unschuldsbeweis nur durch

ein Gottesurteil, näml. das Tasten an das feurige Eisen

möglich °). Auch nach livischem Bauerrecht reinigte sich der

um Diebstahl Angesprochene mit seinem Eide. Der Kläger

hatte dann die Möglichkeit, seine Klage aufrecht zu erhalten,

wenn er den Gegner durch das Zeugnis dreier glaubwürdiger

Männer («deäarusäe inaus") überwand *). Damit ist auch der

Worten muh man glauben, daß der von ihm citierte S 13 (N. I) die Vegrün-
enthält, doch gedenkt.er mit keiner Silbe dessen. Der von P a u c k e r hier,
wie auch sonst oft, angeschlagene überzeugungsvolle Ton tauscht uns nicht
mehr über den Mangel an Beweisen hinweg.

1) cf. W i l d a , a. a. O., S 882.
2) V I, § 16 u. N. I I , § 15. Unsere Emendationen stimmen hier

mit den von P l l l l cke r S. 5, 6 u, 7 gemachten Vollkummen überein; wir
tonnen hier sogar auf seine Argumentationen verweisen. — Betr. d. Eides-
helfer haben wir übrigens unsere abweichende Meinung geäußert, cf. S. 18,
Anm. 1.

3> Auch die Ritterrechte folgen den genannten Grundsätzen und be-
stätigen die gemachte Emendation. Mit t l . R.-R. Cap. 131.

4) 1̂ , L, § 10.
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einzige den Diebstahl im allgemeinen behandelnde Paragraph
des letztgenannten Rechts erschöpft, denn vergeblich suchen wir
hier nach der Einteilung, wie wir sie in den andern Texten
gefunden. Vielleicht, weil eine Unterscheidung zwischen großem
und kleinem Diebstahl und deren Bestrafung als allgemein
bekannt vorausgesetzt wurde, werden uns nur einzelne Fälle
aufgezählt. Wenn diese auch nur auf landwirtschaftliche
Verhältnisse Bezug haben, da derartige Fälle bei Bauern die
gewöhnlichsten sein mußten, so werden doch selbstredend eben-
falls die sonstigen Diebstähle gestraft worden sein und zwar,
wie sich vermuten läßt, unter Anwendung der allgemein
herrschenden Normen der Landrechte.

Schon das Bauerrecht Curlands') hebt den in Kirchen
und Mühlen begangenen Diebstahl hervor. Erstere als Orte
der Pietät und Verehrung, letztere als dem öffentlichen Ver-
trauen anheimgestellt, gewisfermaßen befriedet ^), genießen einen
besondern Rechtsschutz, dessen Bruch qualificierend wirkt, denn
einerseits ist der größere oder geringere Wert von keinem
Einfluß, andererseits droht die qualvolle Strafe des Rades,
was gegenüber der bei großem Diebstahl gewöhnlich durch
Hängen vollzogenen Todesstrafe eine Verschärfung bedeutet.

Ein anderes Moment war es, welches das Vergehen
dessen, der dem Herrn den Zehnten stahl ^), zu einem so gra-
vierenden machte, denn es war nicht nur „nach dem Schaden
zu beurteilen, den der Herr durch die heimliche Entziehung
seiner Iahreseinkünfte notwendig erhielt, sondern zugleich
nach d e r . . . dadurch verletzten Unterthanen-Pflicht und

1) B I I , § 2 i .
2) cf. übrigens W i l d a S. 880, wo ei dem Umstand, daß die Müh-

len einem dringenden landwirtschaftlichen Bedürfnis dienten, ihre Sonder-
stellung zuschreibt, auch S. 876. Aüm. 2.

3) 1̂  L, § 17, resp. A r n d t , z I6.
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-Treue'). Es handelte sich hier um einen Fal l , der heute

nicht als Diebstahl bezeichnet werden würde, da eine Weg-

nahme aus fremdem Gewahrsam wahrscheinlich nicht ange-

nommen werden darf. Als Thäter muß, unserer Meinung

nach, der Iehntpftichtige vorausgesetzt werden, da nur im

Verhältnis zwischen dem Herrn und seinem Bauer von dem

Zehnten die Rede sein kann, der für alle übrigen, außerhalb

dieses Verhältnisses Stehenden sich in eine so und so große

Quantität Getreide u. s. w. auflöste^), wie auch das e inmal .

an den Herrn Gelieferte seinen Charakter als Zehnten

einbüßte 2). Aus den namhaft gemachten Gründen resul- ^>

tierte die harte Strafe, die zugleich wohl auch als Pres-

Honsmittel dienen sollte, um die widerwillig Zahlenden zur/

Entrichtung der Abgaben an die um ihre Einkünfte besorgten

Herren zu zwingen. Es wird nämlich die Todesstrafe ange-

' droht und nur die späte, von A r n d t herausgegebene Aus-

gabe enthält die halbe Mannbuße (20 Mark), bei deren Nicht-

zahlung es dem Schuldigen an den Hals ging. Ebenfalls

verwirkt — nach einzelnen Handschristen') — seinen Hals,

1) Paucker , a. a, O, S, 10, faßt das'Vergehen anfangs richtig auf,
«geht sich dann in ziemlich müssiger Aufzählung von Möglichkeiten, „der
näheren Umstände" des Diebstahls: ob der ganze oder wenigstens grüßte
etc. Teil von dem Bauer wieder (!) entwendet worden oder, ob er
von einem andern Bauer dieses Herrn verübt wurde, dem er seinen Zehnten
vielleicht noch gar nicht oder vielleicht erst mit dem Gestohlenen bezahlt hat
iü Schade, daß P. hier nicht sagt, welches denn der „wesentliche Einfluß auf
die Strafbestimmung" z. B. in diesem Fall gewesen sein mag!). Nochmals
hebt P. richtig hervor, daß ein fremder Bauer keine Unterthanenpflicht ver-
letzte, und daher dort nur der Wert des Gestohlenen entscheiden konnte,
macht jedoch alles Richtige wieder rückgängig, wenn er sagt, daß ursprüng-
lich jene Bestimmung sich nur auf die Zehntpstichtigen beschränkt habe, meint
also, daß später auch andere d. Iehntendiebstahl begehen tonnten!

2) Arndt hat in seiner Ausgabe: „Wer seinem Herrn den Zehnten
etc. . . . "

3) Daher darf man wohl auch nicht, wie Paucker <<ck. Anm, 1),
an die Wiedeientwendung nach Ablieferung des Zehnten denken.

4) A r n d t , § 20 8 U. älsx. § 17.
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wer dem Herrn die Scheidung „stiehlt", während einige andere
Handschriften des livischen Bauerrechts, die gleichfalls jünge-
ren Datums sind, eine Bestimmung dem wiek-öselschen Lehn-
recht') entnehmen, wo es heißt: „Bricht jemand einem andern
seinen Hof, Zaun oder Pforte, oder bricht er ihm die Scheide
zu seinem Acker und Wiesen, der hat 9 Mark Landgut zu
zahlen". Auch das curische Recht bedroht letzteres Delict mit
einer Buße von 6 Oseringen, welche die des kleinen Dieb-
stahls (4 Oseringe) übertraf. Fragen wir nach dem That-
bestand, so fordern die Handschriften, die vom Stehlen der
Scheidung sprechen, offenbar Aneignungsabsicht, Heimlichkeit
der Ausführung und als Object die gesetzten Grenzzeichen
(Zäune) der herrschaftlichen Felder. Die andern Texte ver-
langen nicht, daß sich das Verbrechen gegen den Herrn richte,
mögen aber sonst denselben Thatbestand voraussetzen. Die
Höhe der Strafe erklärt Paucker daraus, daß auch der Wert
des Materials und die Arbeit an der Einfriedigung in An-
schlag gebracht wurde"). Ganz gewiß kam das in Betracht");

— Es müßte denn sein, daß der Bauer gemäß Witt!. Ritter-R, Cap. 101, 3
ebenso Wiek-Oesel Lehnrecht Buch IV, Cap. 11), den Zehnten für seinen
Herrn auf dem Felde stehen gelassen und dadurch individualisiert hatte.
Hier könnte dann auch eine Wegnahme aus fremdem Gewahrsam vorkommen.
Doch genoß der vom Herrn nicht rechtzeitig empfangene Zehnte durchaus
keinen größeren Rechtsschutz, im Gegenteil, ol. Mitt l . Rittcr-R. Cap. 160, 2.

1) Buch IV, Cllp. 7.

2) P l l u c k e r , a. a, O. S. 15. Der ff. Satz enthält einige Fehler:
Nicht das curische, sondern das harrisch-wicrischc Bauerrccht sl̂  L, § 4<^
enthalt die Buße u. 9 Mark, berücksichtigt als« auch dies Vergehen, woher
die Bemerkung, eine Bestimmung der Art fehle in den andern beiden Bauer-
rechten falsch ist. — Das cur. Recht M I I , § 25^ straft mit (> Oseringen,
wie wir wissen,

3) Nach F r e y m l l n n , a. a, O. Anm, 268 denkt auch das Wittl.
Nitter-R. Cap. I4N, wo es sich um Wegnahme von Malbäumen und Mark-
steinen handelt, nicht an eine Grenzfälschung als solche, sondern an die Entwen-
dung eines wertvollen Gegenstandes, wie sich aus dem Zusammenhang ergebe.



51

die Qualität der Sache als Beglaubigungsmittel gab jedoch
hier den Ausschlag, da bei dem Mangel von chartographischen
Hilfsmitteln eine Entfernung von Grenzzeichen besonders ge-
fährlich erscheinen mußte, selbst wenn die — übrigens nicht
ausgeschlossene — Absicht der Grenzfälschung zum Nachteil des
andern nicht vorlag.

Relativ milde Beurteilung fand nach Auffassung der
Rechtsbücher das Vergehen des Heudiebstahls, wofür W i l d a ' )
in dem Umstände eine Erklärung findet, daß anfangs Wiese
und Wald Gemeingut waren und selbst bei dem Uebergang
in Privateigentum eine gewisse Abnutzung auch anderen Per-
sonen freistand. Daher habe man, als in der Folge diese
mehr beschränkt worden, dennoch die Ueberschreitung mehr
wie einen Frevel, als eine in der Weise wie Diebstahl schänd-
liche und strafbare Verletzung fremden Eigentums angesehen.
Wenn auch kein Zweifel darüber vorhanden ist, daß unsere
Blluerrechte des Diebstahls darin sich vollkommen bewußt
gewesen sind ̂ ), so haben sie dennoch niedrige Strafsätze Hafüu,
Das curifche Rechts verurteilt denjenigen, der Heu mit einem
Schlitten abführt, zu der Hälfte der sonst den kleinen Dieb-
stahl (unter 8 Ortingen) treffenden Strafe von 2 Oseringen.
Nimmt der Thäter nur soviel, als er mit „en döräs" tragen
kann, d, h. wohl einen geringen Betrag und ohne Vorberei-
tungen zu der Ausführung der verbrecherischen That, so büßt
er mit einer Zahlung von 8 Ortingen, einer sehr niedrigen
Summe, während das Ordensbauerrecht denselben Fal l ' ) mit
recht strengen Augen ansieht und mit 3 Mark straft. War
jedoch Inculpat („Ks") eine „rechte Seele anher" so besserte

1) W i l d a , S. 867.
2) I n allen Texten wird vom Stehlen des Heus gesprochen,
3) B I I , § 13,
4) „2o viel, als er unter einem Arm tragen kann"; B I, § 21.

4"-
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er nur eine Mark"). Abgesehen davon war vermuthlich das
gestohlene Heu zu ersetzen^, was im livischen Bauerrecht
besonders hervorgehoben w i rd ; denn er soll „das Heu vorab
bezahlen" und dann für jedes Fuder, das er der Herschaft
gestohlen, 3 Mark büßen').

Giner bei weitem schwereren Ahndung (9 Mark) unter-
lag das widerrechtliche Fällen von fremdem „Roth" ^). Mag
man auch über die Bedeutung des Wortes verschiedener
Meinung sein °), das eine ist gewiß, daß wir es hier mit einem Ge-
wächs, dessen nähere Bestimmung juristisch wenigstens belanglos
ist, mit einer Nutzpflanze zu thun haben, an welcher ein „anderer"
als der Thäter Eigentums- resp. Occupationsrechte besaß.
Die Absicht, sich dieselbe anzueignen, ist zwar im Text nicht
genannt, doch offenbar zu ergänzen, zumal auch eine Hand-
schrift von dem Stehlen von Roth spricht.

Als mit dem Nothfällen im Thatbestand vollkommen
übereinstimmend behandelt P a u c k e r daselbst auch ein von

1) Der Sinn dieser Stelle ist nach der Dresdener Handschrift un-
sicher, nach der Königsberg« s»mo«bs ssis") gar nicht zu verstehen,

2) Wie auch z. B, im Mitt l , Ritter-R. Cap, 140, § 1.
3) I .L , §37.
4) I. L, § 18 (17).
5) Vgl, P l l u c k e r , Rechts-Quellen. Anm. s auf Seite 87 u. „Strafe

des Diebstahls" S. 14, Die Vermutung, daß Roth — Rodung, ist zurückzu-
weisen, da man eine Rodung schwerlich noch fallen kann, wie der Text sagt,
— Gegen die Hypothese Roth sei eine Art Schilf, die in holzaimen
Gegenden Estlands zur Feuerung und zum Dachdecken benutzt worden sei,
laßt sich nichts Bestimmtes sagen. Paucker weiß aber zu berichten, daß
der Ruth wild wuchs, doch nach alter Rechtsgewohnheit der Röthschnitt gleich
dem Hopfenblechen nur dem Grundeigentümer zustand. Ich möchte noch
auf eine andere Uebersetzung, die einige Wahrscheinlichkeit für sich hat, hin-
weisen. Es bedeutet nämlich raäe (roäs) an einer Stelle des „Vraunschweiger
Schichtbuch" sp, Hopfenstange, an einer andern, nicht ganz sicheren Stelle
ist unter roä«lltin8 wohl Hopsenzins zu verstehen. «Vgl. S c h i l l e r «
L ü b b e n , Mittelniederd, Lexicon). Es ist möglich, daß Roth hier Hopfen
bedeutet, denn eine Bestimmung über widerrechtliches Hopfenfällen könnten
wir ja hier erwarten. Anzuführen ist, daß roäs ferner Krapp Earbe»
raut) oder Rute bezeichnen kann.
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dem Ordensbauerrecht unter Strafe gestelltes Vergehen. Es
lautet dort ' ) : „So jemand Hopfen bricht in dem Busche
oder Walde vor der Zeit, sso hat er zu zahlen) jeder Herr-
schaft 1 Osering und dem auch einen Osering, der das ver-
meldet". Zuerst spricht Paucker^) zwar davon, daß das
unzeitige Brechen und Ausreißen des Hopfens geahndet wurde,
der, wie es weiterhin heißt, „ohne Zuthun der Bauern wild
wachse", daher als herrenlose Sache angesehen und occuviert
werden konnte, so habe aber nach alter Rechtsgewohnheit das
Hopfenreißen nur dem Grundeigentümer, resp. demjenigen,
welchem die Benutzung überlassen worden, zugestanden. „Es
ist also jeder, der sich heimlich dessen anmaßt, als Entwender
fremden Gutes anzusehen", was jene Bußen rechtfertige.
Leider findet sich aber im Text nichts von einem Vergehen
mit diesen Merkmalen, das also Paucker sich selbst aufbaut,
und so bleibt er uns denn auch die Antwort schuldig, warum
das vorzeitige Hopfenbrechen allein bestraft wird. Man ist
versucht, dieses mehr für die Uebertretung einer besondern
Verordnung zu halten, deren Tendenz mir allerdings unbe-
kannt ist. Um der Vorschrift größeren Nachdruck zu verleihen,
ist dem Angeber eine Belohnung ausgesetzt, eine Maßregel,
die sonst in den Bauerrechten nicht vorkommt^).

Wir muffen an dieser Stelle noch auf einige Bestimmungen
näher eingehen, die zwar unserer Meinung nach fachlich nicht
hierher gehören, doch von Paucker in seinem oft citierten
Aufsatz als das „Gesetz vom Viehdiebstahl" bezeichnet werden.
Es sind das die folgenden Paragraphen des livischen Bauer-
rechts'), zu deren Klarstellung eine ausführlichere Betrachtung
nötig wird:

1) B I I , 8 26.
2) ll. ll. O. S. 14.
3) Dieser Paragraph macht auf mich den Eindruck einer späteren

Specialuerordnung; vgl. übrigens dazu auch S. ü.
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21. „ßoküttst, silier äsui anäLrii Hueok )̂ ^ ^ wertii

gäat ^enoinlnsii vtd äem 8tllli6, Is I X Nark

„V I Hlack.
23. ^^Vsn evn HIan clat (^usoli van äein acIlLi» AL-

„Ig I I I 2tai>k.

24. „^Vsrtii äat Hueol: sme snt^släi^et vp äsin
„aokei', Ig I Hlllrlt."

Schon das erste Wort „»«Iiüttst,« wird von A r n d t
mit „schießet einer des andern Queck" wiedergegeben und
Paucker schließt sich dem stillschweigend an; daher konnten
beide Autoren nicht zu der von uns für richtig befundenen
Auffassung gelangen. Eine Gleichstellung der beiden Sätze
in § 21, die A r n d t durch ein eingeschobenes „oder" zu ver-
binden sich genötigt sieht, kann aber bei der richtigen Ueber-
setzung des Wortes „uvschütten", dem termiims te«liniou8
für „pfänden", nicht angenommen werden, da ja in diesem Fall
das Pfänden des Viehes unter Strafe (und zwar eine sehr
hohe) gestellt erschiene. Wir wissen aber aus den übrigen
Blluerrechten °) und anderen Quellen'), daß dieser Act außer-
gerichtlicher Selbsthilfe erlaubt und gang und gäbe war;
wir müssen daher den Inhalt des ersten Satzes l»»etmttet
6iusr asm auäsru <Zu6ok up"), der äußerlich von dem
folgenden ganz unabhängig ist, ihm als zeitlich vorausgehend
auffassen und zur Bezeichnung dessen etwa ein „und . . , .
darauf . . . ." eingeschoben denken. Das Schütten wäre also

1) Wir geben sie hier nach dem bei Paucker befindlichen Ab-
druck von r L,

2) yueok — Hllusvieh,
3) B, I, § 19, B, I I , § 17, ot. S. 28,
4) z, B. Mitt l . Ritter-R, Cap, 157,
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Voraussetzung für das Vergehen, das in der widerrechtlichen
Wegnahme des (gepfändeten) Viehes besteht. Daß die §ß 21
und 22 und andererseits 23 und 24 zusammen gehören, ist
zweifellos; aber auch unter einander scheinen sie mir im Zu-
sammenhang zu stehen, da sie das in § 21 ausgedrückte
Pfänden von Vieh zur gemeinsamen Voraussetzung haben.
Es spricht dafür die stereotyp in §§ 21, 22 und 23 wieder-
kehrende Wendung: „^vertli äat ^onominsQ". Ferner könnte
man hier ohne den Zusammenhang mit dem Vorhergehenden
§ß 23 und 24 nicht gut verstehen. Denn löste man z. B.
§ 24 los, so läge ein unzweifelhafter Fall von Raub vor,
welcher nach 1^ V, H 41, fobald der Wert des Gegenstandes
über 6 Pfennige betrug, mit dem Hals gebüßt werden mußte,
und der Raub von einem Stück Vieh, das doch dem Bauern
fo oft sein ganzes Vermögen bedeutete, sollte mit einer Zahlung
von 3 Mark gesühnt werden können'). Endlich wollen wir zu
unserer Hypothese zurückkommend anführen, daß wir bei
unserer Auffassung eine durchaus glaubliche Skala erhalten,
nach welcher die vorsätzlich rechtswidrige Wegnahme der eigenen,
aber im rechtmäßigen Besitz (durch Pfändung) eines Andern
befindlichen Sache (des gepfändeten Viehes) unter Anwendung
von Gewalt mit einer Mark gestraft ward, wenn dieselbe so-
fort und noch auf dem Acker geschah ̂ ). War das Vieh schon
vom Acker fortgetrieben und wurde dann dem Pfändenden
entwältigt, fo betrug die Buße 3 Mark'). Erfolgte die Weg-

1) P l l ucke r behandelt diesen sx lußnto Hu» klaren Raubfall als
Diebstahl! Vgl, dazu Anm. 2 auf Seite 57. Es wäre noch manches hier
zu rügen, doch ist die ganze Seite 16 im Paucker ' schen Aussatz ein un-
nützer, durch einen Schreibfehler A r n d t s bewirkter Excurs,

2) Genau entspricht dem die Bestimmung B. I, ß 20.
3) A r n d t hat hier v Mark, desgleichen H,Isx, Nie Buße in

A r n d t , § 24 (18 Mary — ein Schreibfehler, ol. Anhang bei P a u c k e i s
Ausgabe u, I, L.
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nähme aus dem eingehegten Gewahrsam, dem Hofe, nicht not-
wendig mit Gewalt, wie in den vorhergehenden Fällen, wo
der Pfandende zugegen sein mußte, so waren 6 Mark zu
zahlen, wenn aus dem Stalle, so 9 Mark. Hier trat die
Selbsthilfe vielleicht auch heimlich auf, jedenfalls verletzte sie
zugleich den Hausfrieden und mußte daher strenger gestraft
werden.

Die im Vorhergehenden besprochene gewaltthätige Weg-
nahme des Viehes kommt einem andern, gegen das Eigentum
gerichteten Vergehen, dem Raube im Thatbestände sehr nahe,
ja wird sogar von einigen Rechten als Raub bezeichnet'), ob-
gleich ein heute wesentliches Moment, nämlich das Erforder-
nis einer fremden beweglichen Sache nicht vorliegt. Da
unsere Bauerrechte über den Begriff des Delicts nicht einmal
andeutungsweise uns Aufklärung geben, ̂  können wir nur die
Vermutung aussprechen, daß auch hierin die germanische Auf-
fassung zur Zeit der Rechtsbücher entscheidend gewesen fei,
welche unter Raub das widerrechtliche Ergreifen einer in
fremdem Besitz befindlichen beweglichen Sache versteht, wobei
besonders im Gegensatz zum Diebstahl das Moment der
Heimlichkeit — fehlt und keineswegs die Ausübung von
Gewalt gegen den Beraubten obligatorisch ist. Es scheint je-
doch erforderlich, daß neben den Eigentums- oder Besitzrechten
noch ein anderes Recht einer Person, sei es Körperintegritat
oder Freiheit oder aber eine ganz specielle Rechtsvorschrift
verletzt worden seî ). Die einzige hierher gehörige Stelle
unserer Bauerrechte') verhängt die Todesstrafe für Straßen-
raub, dessen Gegenstand über 6 Pfennige wert war, und für
Begehung der That in den Stuben und Kirchen, wobei ein

1> of, W i l d a , T, 900, Anm, 5,
2) ol. F rey m a n n , a, a, O. S, 274.
3) 1̂  L, 8 4N u. 41, resp, A r n d t.
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Minimalwert nicht genannt ist'). A r n d t s Handschrift hebt

hervor, daß der Schaden zu vergüten sei und setzt eine Strafe

von 40 Mark (also eine ganzes Mannbuße) fest, bei deren

Nichtzahlung der Thäter am Halse gerichtet werden soll^).

Erforderten die behandelten Vergehen des Diebstahls

und Raubes das Vorhandensein besonderer- Umstände, wie

der Heimlichkeit resp. einer andern Rechtsverletzung, so muß

man') bei einem Mangel derselben eine dritte Gruppe von

Eigentumsvergehm annehmen — die Entwendung, zu welcher

vielleicht von den oben unter Diebstahl behandelten Fallen

das Hopfenbrechen resp, Nothfällen und das Brechen der

Scheidung nach dem Text des curischen Rechts zu rechnen

wäre, wofern natürlich die Heimlichkeit fehlt.

I n unseren Bauerrechten sowohl, wie auch in den andern

Rechtsbüchern erscheint die Unterschlagung noch nicht als be-

sonderer criminlllrechtlicher Begriff und die Delicte, welche

wir heute diesem subsumieren würden, gingen meist unter der

1) Analog dem Diebstahl, <ck. S. 48,
2) Nach P l lucker (T. 18j ist Raub der mit Anwendung von Ge-

walt an einem Menschen verübte Diebstahl, sowie der mit bewaffneter
Hand vollbrachte Diebstahl (!), gleichwohl nennt er „die gewaltsame Ent-
wendung von Arbeitsvieh" auf S. 15 u, 16 nicht Raub, sondern Viehdieb-
stahl. Desgleichen nennt er den Fall in 1̂  ö, S 24 „wird ihm das Queck
entwältigt auf dem Acker", wo das „nach der schweren Tagesarbeit ruhig
auf dem Felde grafende Arbeitsvieh <wie sachlich!) entwältigt wird, einen
das allgemeine Vertrauen fchnnpflich verletzenden Diebstahl". — Merkwürdig
findet P l lnckcr im curl, Baucrrecht die Weglassung des Straßenraubes
und die Gleichstellung des Raubes in Mühlen mit dem Kiichenraubc,
welcher, wie aus Paucker 3 Worten Hervorzugeheu scheint, mit dem Rade
gestraft worden. Viel merkwürdiger finde ich es jedoch, wie P. aus dem
Satz (B. I, ß 21) „>Vsi- in keroksn uuä mödlsn »tollt" die Merkmale
des Raubes eruiert, und doch ist es der einzige Paragraph, an den er ge-
dacht haben kann. Die Phantasie, die den Verfasser dazu befähigt, in ein-
zelnen Bestimmungen nicht vorhandene Umstände hincinzudichten, ermöglicht
es ihm auch, einen gegebenen Thatbestand frei umzudichten.

3) Mit I r e y m a n n , S. 275 ff.
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Flagge des Diebstahls, oder man setzte casuistisch für ganz
individuell aufgefaßte Fälle auch besondere Strafen fest. Aus
dem Bauerrecht der Ordenslande') ist hier ein Delict zu er-
wähnen, welches die mittelalterlichen Requisite 'des Diebstahls
(des „dieblichen BeHaltens") trägt und heute entschieden Unter-
schlagung heißen müßte. Jemand verleugnet den Besitz einer
Sache von 3 Mark Wert, welche er auf rechtmäßige Weise
(als Pfand) erlangt hat, wird aber dadurch überführt, daß
man die Sache in seinem Gewahrsam vorfindet und muß
dem Besitzer (d, h, wohl Eigentümer) 4 Mark Buße zahlen.
I h n trifft also keine öffentliche Strafe, Auch hier scheint der
Wert des Gegenstandes einen Unterschied wenigstens im Ver-
fahren ̂  bedingt zu haben'). Ob wir hierher das Stehlen
des Zehnten zu rechnen haben, ist bereits') erörtert worden.

Gleichfalls haben wir uns bezüglich der Sachbeschädigung
und ihrer cioilrechtlichen Folgen schon ausgelassen; von einem
criminlllrechtlichen Gesichtspunkt ließen sich hier auch die culvose
Brandstiftung') und das Brechen der Scheidung') betrachten,
welchem wir jedoch wegen der Bestimmung über den Dieb-
stahl der Grenzscheide einen andern Platz angewiesen haben,
da wir eine eigennützige Absicht bei dem Vergehen voraus-
setzten. Eine solche liegt sicherlich vor, wenn jemand „des
andern Meßacker (das schon gedüngte Feld) umhacket", i. e,
umpflügt; wir könnten hier daher von Anmaßung unbeweg-
licher Sachen oder Gebrauchsentwendung sprechen und schon
B u n g e ' ) erinnerte an das turtum U8u» der Römer. Die

2) B. I. § 18.
2> 8o 82,11 sr Illelisr luä« t>^ bev«u tbo tuoimis8s",
3) Paucker übergeht übrigens diesen Fall, obgleich er sonst alle

irgendwie mit dem Diebstahl im Zusammenhang stehenden Delicte anführt.
4) S. 48.
5) S. 41.
6) S. 49 f.
7> Wie P a u c k e i , a. a. O. S. 15 mitteilt.
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Strafe betrug 9 Mark, wobei — es handelte sich wohl um
das Umpflügen der angrenzenden Felder — jeder widerrecht-
lich benutzte fremde Acker besonders zu berechnen war').
Einen rechtswidrigen Vorteil wandte sich auch der zu, welcher
den Grenzrain oder sog. „Pöner" zum Feldacker umpflügte,
ohne jedoch, wie im vorhergehenden Fall damit die Vermö-
gensrechte seines Nachbarn zu schädigen, daher denn auch
nur 6 Mark Buße zu zahlen waren').

Wenn wir noch hinzufügen, daß die Vergehen des Be-
truges und der Fälschung, die überhaupt im Mittelalter eine
höchst dürftige Behandlung erfahren, in unseren Bauerrechten
gar nicht einmal erwähnt werden, so glauben wir die Stellung
der letzteren zu den EigentumZvergehen in der vorangehenden
Darstellung nach Möglichkeit erschöpfend charakterisiert zu
haben.

Neben der Darlegung von der Auffassung unserer Texte
haben wir auch die Bearbeitung jener Materie durch Di'.
Paucker herangezogen und über einzelne differierende Inter-
pretationen Controversen gepflogen, ohne jedoch alles von
jenem Verfllffer Vorgebrachte in den Rahmen unserer Be-
trachtung zu ziehen. Zum Schluß seines Aufsatzes bespricht
er z, B, einige processuale Bestimmungen allgemeinen Inhalts,
deren eine') wir hier noch zu berücksichtigen haben. Sie ist
für die Frage der Competenz von Bedeutung, teilt aber das
Schicksal vieler anderer Normen, sie ist kurz und undeutlich.
I n welchem Gerichtsbezirk oder Dorf ein Missethäter, wie es
daselbst heißt „dL^rekpen" wird, da soll man ihn richten.
Hier fragt es sich, vor welches Forum der Verbrecher gehört,
ob vor das koruin delicti eoininissi oder das l. äepreden-

1) I^L, § 19, betr, die Verbiechensconcurrenz vgl. S. 48.
2) I. L, § 20. Bei A r n d t freilich 9 Mark.
3) B I I , z 23.
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sionis. Solange Handhaftigkeit der That vorliegt, fallen
diese ja zusammen und es kann inbetreff des Gerichtsstandes
kein Zweifel obwalten. Da aber der Ausdruck «de^rskpon
>vsi'äon" auch auf Fälle bezogen wird, wo, wie eine Stelle
desselben Textes') lehrt, die Ergreifung auf frischer That
ausgeschlossen ist, kann die angeführte Regel auch eine andere
Bedeutung haben, und wenn Paucker )̂ dafür plaidiert, daß
man am forum delicti oc>mmi88i gerichtet werden soll, so
läßt uns jedoch seine Begründung den Ausspruch mehr wie
einen frommen Wunsch erscheinen, als daß sie uns über das
von den Blluerrechten befolgte Prinzip belehrt, Angesichts
dessen, daß die Praxis der livländischen Rechte jene Frage in
schwankender Weise behandelt hat'), müssen wir auf eine Ent-
scheidung der Controverse verzichten.

Zur Beleuchtung der strafrechtlichen Verhältnisse der
Blluerrechte haben wir in obigem vor allem dieDelicte gegen
das Eigentum herangezogen. Doch ebenso hätten uns die
Bestimmungen über Körperverletzung u, s, w, einen weiteren
Beleg für die Uebereinstimmung unserer Quellen mit den
übrigen germanischen, Rechtsbüchern geliefert. Wir haben ge-
legentlich auf eine nicht zu verkennende Aehnlichkeit speciell mit
nordischen Volksrechten aufmerksam gemacht. Daß ein Ein-
fluß von dieser Seite auf die Auffassung unserer Rechtsbücher
stattgefunden habe, ist angesichts der vielfachen Verbindungen

1) V I I , § 15, vgl. dazu P llucke r, a, a, O, S. n
2) ll, a. O, S. 20,
3) Vgl, Mssow'K Chronik, Vlatt 18: „vonn «in missäsäer in emL8

eäßlinanns ^uäs ^o^ledpsn nii 'ä sto." . , Dagegen ist nach Wittl. Ritter-
Recht, Ellp. 240 kein Fremder („ut l ivsuäi^ mann") verpflichtet, sich auf die
besondern Rechte eines Dorfes einzulassen n, s, w.
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mit den nordgermanischen Staaten ein dnrchaus naheliegender
Gedanke; wie weit ein solcher thatsächlich nachweisbar ist,
dürfte sich freilich nur bei sehr sorgfältiger Vergleichung der
gleichzeitigen Rechtsdenkmäler ergeben. I n einem engeren
Rahmen wäre es auch von einem anderen Gesichtspunkte aus
interessant, gewisse Parallelen zu ziehen. Wir meinen eine
Gegenüberstellung der Rechtsverhältnisse, in denen einerseits
der Bauer, andererseits die übrige Bevölkerung des Landes
lebte. Es ist zwar schon viel über derartige Materien ge-
schrieben worden, doch meist mit einem größeren Aufwand
von Leidenschaftlichkeit als von Kenntnissen. Darum sind die
Bilder, die wir von den Bauerverhältnissen AItlivlands be-
sitzen, oft von der Parteien Gunst und Haß entstellt, ja zum
Teil nichts als Zerrbilder. Bevor aber an eine Reconstruc-
tion nicht nur der Bauerrechte, sondern des gesamten Bauer-
rechts zu denken ist, kommt es darauf an, die verstreuten
Materialien zu sammeln, zu sichten und von dem späteren
Beiwerk zu befreien. Sind so die nötigen Vorarbeiten fertig
gestellt, so bleibt es dem kundigen Meister überlassen, mit
liebevoller Hand im Geiste der vergangenen Tage den Bau
vor unserem inneren Auge wiederaufzurichten. Wir aber
wollen uns freuen, wenn das Material, das wir mit vor-
liegender Arbeit heranzuführen bemüht gewesen sind, einst
von den Bauleuten nicht verworfen wird!



A n h a n g .

Auf der Dorpater Universitätsbibliothek befindet sich
unter der sog, A l e x a n d r o w ' schen Sammlung (Nr, 2933)')
ein Codex in Folio, dessen Pergamentrücken den Titel: „Vol.
12 Nanu««!-. Alte Lieft. Rechte und ^i-ivile^ia" trägt. Die
Seiten der aus der ersten Hälfte des X V I I . Jahrhunderts
stammenden Handschrift sind unvaginiert; ein Titelblatt ist
nicht vorhanden, auch scheint am Anfang wenigstens eine
Lage zu fehlen.

Der Codex enthält eine'handschriftliche Rechtssammlung,
wie sich deren eine stattliche Anzahl bis auf den heutigen Tag
erhalten hat. Die einzelnen Stücke (im Ganzen 35) sind von jün-
gerer Hand numeriert worden. Aus dem Inhalt hebe ich hervor:

1. Das Formulars procuratoruin des DionvsiuZ Fabri.
2. „Die gemeinen stiftischen Rechte . . ." (das sog.

mittlere Ritterrecht) nebst der Einigung des Grzbischof
Michael über die Ausantwortung der Bauern vom
Jahre 1494.

3. „Lehnrechte, beide, der Deutschen und der Undeutschen
in der Wiek und dem Stift von Oesel". Buch I—II I
(Livlänoischer Rechtsspiegel).

4. Das IV . Buch des wiek - öselschen Lehnrechts (das
wiek-öselsche Vauerrecht) nnd das V. Buch des-
selben (das älteste Ritterrecht).

1) Ueber obige Sammlung von o, 3000 Bänden, ein Geschenk des
Rittmeisters A l e z a n d r o w an die Universitätsbibliothek, siehe B. C o r d t
in den Verhandlungen der Gel. Estnischen Gesellsch. 16. Band 2. Heft,
Seite 96 f.
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5. „Pauren-Eid in Livlcmd", Einen Abdruck dieser nicht

uninteressanten, aus katholischer Zeit stammenden Eides-

formel bringen die Sitzungsberichte der Gelehrten

Estnischen Gesellschaft von 1893,

6. „Straf- oder Pauer-Recht in Liefland" (das livische
Blluerrecht).

?. Das Privilegium Waldemar I I . , (das Waldemar-
Erichsche Recht).

8—35, Verschiedene Gnadenbriefe bis zum Jahre 161?
(darunter das Privilegium generale von Gustav
Adolf, „jetzt höchst löblichem regierenden Könige u. s. w.')

Was die Recension des livischen Bauerrechts anlangt,
deren Abdruck hier folgen soll, so ergiebt sich bei Vergleichung
mit den von Paucker reproducierten Handschriften desselben,
daß unsere Alexandrowsche <A1sx.) jedenfalls keine
unbedingte Abschrift jener ist, da mehrere selbständige Ab-
weichungen vorkommen 2). Am nächsten stehen unserem Ma-
nuscript die jüngeren Lesarten R, die Arndtsche und vor-
züglich 8. Der in L, 8 ^ enthaltene, aus dem wiek-öselschen
Lehnrecht stammende Zusatz ist nicht aufgenommen worden.
Da eine Paragraphierung fehlte, haben wir den einzelnen
Bestimmungen die dem Abdruck des roten Buchs bei Paucker
entsprechende Zahl vorangestellt. Für den Druck sind gewisse
kleine Gmendlltionen, soweit sie die Orthographie betrafen,
vorgenommen worden, so sind z, B. überflüssige Doppelconso-
nllnten durch einfache und die großen Anfangsbuchstaben im
Satz durch kleine ersetzt worden u. f. w.

1) Bei Nr. 21 fehlt der Schluß uud von Nr, 22 ab beginnt Pa-
pier von etwas kleinerem Format, das von derselben Hand beschrieben,
doch neueren Datums zu sein scheint.

2) Besonders §§ 9, 10, 19, 20, 3«, 38,
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Ztsaf- nllor pauer Neont in «.ieflanil
FS^üulion.

Alliier ist 2u merken äie ^veräe äer inün^en, 80
in clen lieklanäsoüen reonten 2ner «trat dsnent
und naou äieser it^i^en inün/e 2U6 »oberen sei
1 A ist reine» silber» . . . . 32 lotn
1 inaili In,u6Aust» ist reine» Zilder» . . 2 lotli

mll. oä«i lolk «ild.

10.

11.

N u außy ÄU»F«8tno1iVu

N u luL8 2,dAol>g,̂ V6N
Hin kaull »d

N u äauius ab

Der üuß'sr u6^8t äeiu ä a u m e n . . . .
Der luittelstc! üu^er ist
Der AoläüuFer
Der kleine üuFer
Nin tot8o1i1ass eine» paureu
Nuss t6ut8o1ieii oder treten tat8oIiiÄ^,

^?oriil äis voiu aäsi iiiollt Fereoiluet
Nusr IlÄllu 8ioll eiue8 2ue^eiue88elleu

äiebstlldi» luit äsni eiäy eutisFeu,
c»6sr inau iuii83 es iirnie mit 3 2su»
^6Q überbringen.

vn. l i d : 2 oap. I. ')
Vor eine ^nnäe init eineiu 8teo1:en oäsr

lne88sr i8t

20
20
20

5
5

4
3
3

40

80

40

40

40

10

10

8

6

6

80

160

6

1) Dies Citat bezicht sich auf das wiel-öselsche Lehnrecht, Es heißt
dort von der Diebstahlsueschuldigung: „^Vert «usr bstL^u mit äüNe,
äs «er üütt«! ^Ldstert bstt vor p ick te , . . . . gyZ umob Iie uiodt
«lltß»u, ä«iiu mit asm issru. ^Vsit üverst sin syker ui»n, äe ser
usus äülts ßsdetert Iislt, betssssn um äüNy, us sutseit «8 allen« np
ä«u llillißsu "
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mir. oä. lotd 5i1b

12.
13.
14.
15.
16.

18.

19.

20.

21.
22.
23.

24.

mit einem sondert .
einem drotms38er

^ e r einen rundet
, einem »ni688 .

oeile
^ e r oino krau beorelti^et, da« »is lie-

2YNF6U Illln mit 3 oedarkeu manne»
i8t der nai8.

"Wen einei' den andern todt keit, is t ' )
^ e r eines andern mistaolier nmblill-

ket, izt 2)
^ e r clie nieril äsm »oicei' 2ue gonaden

uäer einen pönert im leide aäer
aoksr uin1>Qa1:6t, ist

^ e r dem nerrn die soueidun^ »tilt, ist
den N3,i8').

^8oQÜttet^)^ einer dem andern Hue«!:
aul, ^v'ird e» genommen aii8 dem
stalle, i8t

^Vird e8 genommen au8 dem Iloke .
^ e n ein man da» «ivleol: vom aoller ^e-

Iiraclit nat, ^vird e» ilim den ^enom-
men und eut^veldiFet, ist . . . .

^Vird da» Hneol: ilim ent^veldi^et ant
dein aoller ist

1
6
3
1

9
6

2
12
6
2

18

18

12

18
12

18')

1) I m rot«! Buch und L heißt cs „^vo äs« aiiäsln rastk vel t t l " ,
bei Arndt: „Rühde" ol. oben S. 52.

2) Ebenso wie in 8 fehlt hier eine Zeile, die aber im folgenden §
sseschickt verarbeitet ist,

3) I n den übrigen Handschriften (außer 8, die hiermit wörtlich über-
einstimmt) wird an dieser Stelle vom Zehnten-Diebstahl geredet.

4) Dies Wort fehlt in der Vorlage,
5) I n den andern UMor, (außer bei A r n d t ) steht 3 Marl.
Dorp. Iu i , E». Nd, II. 5
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Ulk. oä. lotk 3ilb.

25. ! Nine ^vunde von dein antii? i s t ' ) . .

26.! Nine ulan^un^ aussernalu den nareu au

! dein niitli l i ist

27. ^Ver den andern oeisset, so manou ^an,

! 80 mauüli'iual soll sr 6l18 Ic>8SN ini t

uäor man 8«11 sie ikiue llu88olil3^6u

28. ! l i l u t untLl äen Illeiäern ist . . . .

29. L i a u ^ uutsr 6on Kleidern

39. ^ Villu^iv ant cloui Qluil)ts

31. ^Ver äsn andern erinordet, ißt da» rat,

22». 8» Nin Iiei'tiier und ein liauderor soll inlln

! »rennen.

34. ! Der des iierrn gebotn versitzet, i^t ein«

! «tllUNL.

35. ! ^Ver den andern delou^t und niolit uder-
binden Il^nn, ist eine stäupe.

36. Vî er dein andern nilt't lieu^en^) und niont
uuerurin^eu Illinn, ist

^ es se^ dan, da» er es mit seinem
! reoute ernaite, ^vie siens ^eliürt.

37. ^.Ileg, "lvas man ^il)t vor runden und
! totsonIllF, das dritte tli,ei1 ist der

Iierrsolialt und 2 tlieil dem ole^er
aiß dem saonsu^vaider.

38. ^Vird man oerionti^et vor Gewalt oder un-
Feriente, das ^uet Iiüret der uerrsouatV).

12

8')

2°)

2
2

1) I n den übrigen A^sor. : „äas Tritts (Teil) gsr I Isrrsol iM",
2) Sonst heißt es 8 Mark außer in I I 8 u, bei A r n d t .
8) Sonst 8 Mark, außer bei A r n d t .
4) Die andern AHl8or. haben „2LUFLii von ^unäsu" u, ahnl.
5) Die Fassung dieses Paragraphen ist wie bei N, wo aber statt des

besseren „unAsi-iolite" das Wort „riobts" steht.
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39.

40.

41.

Iiei'rßcliast
luoclsi' NLU08, fÜ!'

und
^Vsr äen

8oI1 das Iiou

ztilt 1

^eäsr lucler.

aul 6

niolir

mli. oä.

3 0

42.

43.

44.
45.

inA ist äer i iais.

l u »tuden oäsr I l i re l isn i8t^1«ioii ein äiuF.

H in äiuF, ä«8 eines ^vsi'riolitet i8t,

I lomnit das voi ' die lioi'i 'solill it, i s t ^ )

^Vei' uursol i t ola^st, ist

Vntll lvlst nclsr entro l let Linem ein in iä -

linscillt ocler <1ien8tinaFt, slis 6suu

in r 2eit au8 i8t, 8o ist i l i l lonn ver-

köret.

l1 2^

1) Der Zusatz „2ut ä«m wsM" fehlt hier,
2) Der Inhalt der Klammer fehlt in der Vorlage.
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II.
Kommentar zur baltische» KMulKoroimnz

von

V. Kuvffer.

Anleitung.
I m ersten Bande der Verordnungen über die Reorgani-

sation des Gerichtswesens in den baltischen Gouvernements
vom 9. Iuny 1889 sind auf Seite 217—252 mit Motiven
ausgestattete, zeitweilige Regeln, betreffend des Verfahren in
Konkurssllchen, abgedruckt. Tiefe aus 49 Punkten bestehenden
Regeln sind in den vierten Abschnitt der russischen Handels-
proceßordnung, welcher über das Verfahren in Konkurssachen
handelt, in der Weise hineingearbeitet, daß die Bestimmungen des-
selben durch die den zeitweiligen Regeln entnommenen Satzun-
gen theils ergänzt, theils verändert, theils gänzlich aufgehoben
worden. Der so umgestaltete vierte Abschnitt der russischen
Handelsproceßordnung ist in den zweiten Band der Verord-
nungen über die Reorganisation des Gerichtswesens in den
baltischen Gouvernements aufgenommen und ist jetzt als die
in diesen Gouvernements geltende Konkursordnung anzusehen.
Die zeitweiligen Regeln, sind, wie aus den ihnen beigegebenen
Motiven und aus einer Vergleichung mit der Konkursordnung
des Deutschen Reiches hervorgeht, zum größten Theile aus
der letzteren geschöpft und enthalten fast nur materielles Kon-
kursrecht, während dieses in der russischen Handelsproceß-
ordnung eine durchaus ungenügende Berücksichtigung gefunden
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hatte, indem sie sich beinahe ausschließlich mit dem Konkurs-
verfahren beschäftigt. Nichtsdestoweniger hat die Gesetzgebung
es für geboten erachtet, bei Zusammenstellung der baltischen
Konkursordnung an dem System der russischen Handelsvro-
ceßordnung festzuhalten, in die erstere die der deutschen Kon-
kursordnung respective den zeitweiligen Regeln entnommenen kon-
kursrechtlichen Bestimmungen hineinzuzwängen und in Haupt-
stücken zum Ausdruck zu bringen, deren Ueberschriften wohl
Nestimmungen über das Verfahren, keineswegs aber konkurs-
rechtlichen Bestimmungen entsprechen. Hieraus erklärt sich,
daß die baltische Konkursordnung, die in 13 Hauptstücke zer-
fällt, mit dem Art, 47? der russischen Handelsproceßordnung
beginnt und daß man, um die zahlreichen, aus den zeitweili-
gen Regeln geschöpften Ergänzungen unterzubringen, genöthigt
gewesen, vielen Artikeln der Handelsproceßordnung unter Bei-
behaltung derselben Artikelziffer mehrere mit kleinen Extra-
ziffern bezeichnete Ergänzungsartikel hinzuzufügen, wie denn
z. B. auf den der Handelsproceßordnung entnommenen Art.
473 vier neue Artikel unter den Ziffern 478', 478«, 478' und
478' folgen. Worin dieses bei Zusammenstellung der balti-
schen Konkursordnung beobachtete, aber mit Herstellung syste-
matischer Ordnung kaum verträgliche Verfahren feine Erklä-
rung finde, mag dahin gestellt bleiben; jedenfalls empfiehlt es
sich aber, bei dem nachfolgenden Verfuch einer übersichtlichen
Darstellung der baltischen Konkursordnung von dem System
der russischen Handelsproceßordnung abzusehen/ der Darstel-
lung des Verfahrens, eine Darstellung des Konkursrechtes
vorauszuschicken und die dargestellten Nestimmungen im Ein-
zelnen, wie im Ganzen durch Hinzufügung von Noten, so weit
es erforderlich erscheint, zu beleuchten.
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^. Konkursrecht.

Allgemeine Entscheidungsnor«.

Bei Entscheidung von Konkurssachen kommen die ein-
schlägigen Bestimmungen des Theil I I I des Provinzialrechts
(Privatrechts) zur Anwendung mit Ausnahme jedoch der in
den Art, 3526 Punkt 8, in der Anmerkung zum Art. 3529
und im Art, 65 I. «, enthaltenen Vorschriften, soweit dieselben
auf den Konkurs Bezug haben').

Die Bestimmungen der örtlichen Bauerverordmmgen über
den Konkurs find außer Kraft gesetzt, (Art, 47? der balt, K, Q).

1) Es versteht sich von selbst, daß außer den konkurs-
rechtlichen Bestimmungen des Privatrechts auch die das Kon-
kursrecht anlangenden Vorschriften der balt, Konkursordnung
selbst Anwendung finden und zwar so, daß die Bestimmungen
der letzteren den Bestimmungen des Prwatrechts präjudiciren,
falls die letzteren mit den ersteren in Widerspruch stehen. An
Stelle des aufgehobenen Punkt 8 des Art. 3526 des Privllt-
rechts, wonach dem zahlungsunfähigen Schuldner in Ansehung
des künftigen Erwerbes von Vermögen die Rechtswohlthat
der Competenz zusteht, wenn er sein Vermögen den Gläubi-
gern abgetreten hat, soll nach Art. 621 der K. O. die Vor-
schrift treten, daß der Gemeinschuldner berechtigt ist, aus dem
von ihm nach Beendigung des Konkurses erworbenen Ver-
mögen, selbst dann, wenn nicht alle Konkursgläubiger befrie-
digt worden, soviel für sich zu behalten, als zu seinem
Unterhalt erforderlich ist, eine Vorschrift, die doch wohl so zu
verstehen ist, daß der Gemeinschuldner auch das zum Unter-
halt seiner Familie Nothwendige zurückzubehalten berechtigt
sei, Ner Unterschied zwischem der älteren und neueren Be-
stimmung besteht darin, daß auf eine vorausgegangene Bouis-
cession jetzt nichts mehr ankommt und daß oie am Schluß
des Art, 3526 des Privatrechts in Curland zu Gunsten des
Adels bestehende Ausnahme wegfällt. Was an die Stelle
der anderen außer Kraft gesetzten Art. des Privatrechts zu
treten hat, wird sich unten aus den § § 18, 25 und 30
ergeben.
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8 2,

Begriff der Konkursmasse und der Kontursgliubiger.

Der Konkursmasse ist einzuverleiben:

1, Alles Vermögen, welches auf Grund des provinziellen
Privatrechts dem Gemeinschuldner im Moment der
Konkurseröffnung gehört, mit Ausnahme derjenigen
Gegenstände, die nach den weiter unten anzugebenden
Bestimmungen der Konkursordnung (vergleiche § 6)
überhaupt nicht in den Konkurs gelangen oder nach
den Punkten 1—8 und 10 des Art. 973 der Civil-
proceßordnung und nach Art, 105 des Gesetzes über
die Ausdehnung der Gerichtsordnungen auf die balti-
schen Gouvernements nicht in Beschlag genommen
werden können.

2, Vom Gemeinschuldner aus seinem Vermögen vor oder
nach Eröffnung des Konkurses veräußerte Nermögens-
gegenstäude, wenn das Rechtsgeschäft, vermittelst
welches die Veräußerung stattgefunden, durch richter-
lichen Spruch für nichtig erklärt oder aufgehoben wird '),

3, Das während des Konkurses an den Gemeinschuldner
unentgeltlich gelangte Vermögen. (Art. 553 d. K. O.).

Zur Konkursmasse gehören nicht Einkünfte, welche der
Gemeinschuldner während des Konkurses von dem in seiner
Verwaltung und Nutzung befindlichem eigenen Vermögen
seiner Kinder zu beziehen hat'). (Art. 554 d. K. O.).

1) Die Beschränkungen, die diese Bestimmung in Folge
der Gutgläubigkeit derjenigen erleidet, mit denen oder zu
deren Gunsten der Gemeinschuldner 5as Veräußerungsgeschäft
vollzogen hat, sind in dem H 5 angegeben.

2) Daß auch die Früchte des in der Verwaltung des
Ehemannes befindlichen Vermögens, wenn der letztere insolvent
wird, wenigstens in den Gebieten, wo eine Gütergemeinschaft der
Ehegatten nicht stattfindet, zur Konkursmasse nicht gezogen wer-
den dürfen, ist fchon durch den Art, 4? des Privatrechts festgestellt.
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Nie Konkursmasse ist zur gemeinschaftlichen Befriedigung
derjenigen Gläubiger bestimmt, welche zur Zeit der Konkurs-
eröffnung einen begründeten persönlichen, wenn auch noch nicht
fälligen Vermögensansvruch an den Gemeinschuldner haben.
Sie, nicht auch die zur abgesonderten Befriedigung berechtig-
ten Gläubiger des Gemeinschuldners, sind als Konkursgläubi-
ger anzusehen,

8 3,

Aussonderung.

I n wie weit die Ehefrau und die Kinder des Gemein-
schuldners, so wie auch andere P e r s o n e n die Aussonde-
rung ihnen gehöriger Sachen aus der Konkursmasse fordern
können, ist nach den Nestimmungen des Privatrechtes zu be-
urtheilen. (Art, 358 d. K, O,). Die hier besonders in Be-
tracht kommenden Bestimmungen des Privatrechts sind ent-
halten in den Art, 47, 59 flg, und 2658 bis 2662, Findet sich
die auszusondernde Sache in der Konkursmasse in Natur nicht
vor, so kann die aussonderungsberechtigte Person:

1, wenn das von dem Erwerber für die betreffende Sache
zu entrichtende Geld noch nicht bezahlt ist, die Ab-
tretung des Rechtes fordern, welches dem Gemein-
schuldner auf Bezahlung jenes Geldes gegen den Er-
werber der Sache zusteht');

2. wenn das Geld nach Eröffnung des Konkurses gezahlt

1) Gleiches dürfte auch dann gelten, wenn der Erwerber
für die erstandene Sache nicht gerade die Zahlung einer Geld-
summe, sondern eine andere Leistung, dieselbe bestehe in Ar-
beit, oder in der Uebergabe einer anderen fungibel« Sache oder,
wie es beim Tausche der Fall ist, in der Uebergabe einer indi-
viduell bezeichneten Sache, dem Gemeinschuldner versprochen.
Auch unter diesen Voraussetzungen wäre die aussonderungsbe-
rechtigte Person befugt, von dem Gemeinschuldner ^ur», osssa
zu fordern.
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und zur Konkursmasse geflossen ist, die Herausgabe

der gezahlten Summe verlangen') und

3, „wenn das Geld von dem Gemeinschuldner vor Er-

öffnung des Konkurses empfangen ist, sich an dem

Konkurse aus allgemeiner Grundlage, also als Kon-

kursgläubiger betheiligen, (Art, 559 d, K, O,) y,

8 4,

Wegfall der Dispositionsbefussniß der Gemeinschnldners und

die Rechtshandlungen desselben.

Die Eröffnung des Erkenntnisses, welches den Gemein-

schuldner für insolvent erklärt, gilt zugleich als Eröffnung des

Konkurses, Kraft dieses Erkenntnisses geht das Recht des

Gemeinschuldners, sein zur Konkursmasse gehöriges Vermögen

zu verwalten und darüber zu verfügen, auf diejenigen seiner

Gläubiger über, die im Konkurse Befriedigung.erhalten sollen,

(Art, 504' d, K, O.) ') ,

1) und 2) Auch in diesem Fälle hätte das S. 73, Anm, Be-
merkte Platz zu greifen,

3) Die Bestimmung, daß die Befugnisse des Schuldners
zur Disposition über sein Vermögen in Folge der Insolvenz-
erklärung desselben auf das Corps seiner Konkursgläubiger
übergehen, kann zu der Annahme verleiten, daß die Konkurs-
masse Eigenthum des Corps der Konkursgläubiger sei. Die
Unrichtigkeit dieser Abnahme ergiebt sich indeß schon aus dem
Umstände, daß unter den Rechtstiteln, die nach dem Privat-
rechte allein zur Verschaffung des Eigenthums geeignet sind,
(vergl, die Art, 710—861 des Privatrechts) die Insolvenzer-
klärung nicht aufgeführt ist. Nach der Natur der Sache, wie
nach der Doctrin bleibt der Gemeinschuldner, obschon er für
insolvent erklärt worden, Eigenthümer seines zur Konkurs-
masse gehörigen Vermögens und was auf das Corps der
Konkursgläubiger in Folge der Eröffnung des Konkurfes über-
geht, das ist einzig und allein die A u s ü b u n g gewisser
Dispositionsbesugnisse des Gemeinschuldners, nämlich oerMigen,
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Verfügungen, die der Gemeinschuldner über sein Ver-
mögen getroffen, nachdem bei dem zuständigen Gerichte der
Antrag gestellt worden, ihn für insolvent zu erklären, werden
den Konkursgläubigern gegenüber für nichtig angefehen, behal-
ten aber für den Gemeinschuldner und seinen Contrahenten
die ihnen zukommende Kraft. (Art, 504' d, K, Q ) ' ) ,

deren Ausübung dem Corps der Konkursgläubiger oder einem
Organe derselben zur Erreichung des Endzweckes des Kon-
kurses nothwendig zustehen müssen, Da nun dieser Zweck
nur darin besteht, die ausstehenden Forderungen des Gemein-
schuldners einzuziehen, die Masse vor Verschleuderung und
Verderben zu schützen, sie soweit erforderlich unter gerichtlicher
Hülfe zu versteigern und sie schließlich zur Befriedigung der
forderungsberechtigten Gläubiger nach Maßgabe der bestehen-
den Prioritätsgesetze zu vertheilen, so hat das Corps der
Konkursgläubiger resp, die Konkursverwaltunq hinsichtlich der
Konkursmasse nur diejenigen Dispositionsbefugnisse des Ge-
meinschuldners auszuüben, welche durch den bezeichneten Zweck
bedingt sind, während alle Dispositionsbesugnisse des Gemein-
schuldners hillsichtlich der Konkursmasse ebenso bis auf wei-
teres suZpendirt sind, wie die Disvositionsbefugnisse eines,
unter Vormundschaft stehenden Kindes über dessen Vennögenr

1) Sehr auffallend ist es, daß die Verfügungen, die der
Schuldner über sein Vermögen getroffen, nachdem dc t
A n t r a g a u f s e i n e I n s o l v e n z e r k l ä r u n g He stell
w o r d e n , schon an und für sich und ohne daß es emer An-
fechtung bedarf, nichtig fein sollen, während eine derartige
Nichtigkeit nach bisherigen Rechtsgrundsätzen doch nur den
vom Gemeinschuldner nach E r ö f f n u n g des K o n k u r s e s
vollzogenen Rechtshandlungen zugeschrieben worden ist, ein
Rechtsgrundslltz, an dem auch die Teutsche Konkursordnung
festgehalten hat und der als eine natürliche Folge der mit der
Konkurseröffnung verbundenen Beseitigung der Dispositions-
befugnisse des Gemeinschuldners erscheint, Ein bloßer Antrag
auf Insoluenzerklärung beweist doch noch lange nicht die Ver-
möaensinsufftcienz desjenigen, gegen den er gerichtet ist, wie
auch die balt, Konkursordnung solches in mehreren weiter
unten zu erwähnenden Bestimmungen anerkennt, indem sie die
Abweisung des Antrages auf Insolvenz vorschreibt, sofern sich
die Grundlosigkeit desselben aus der Vernehmung des Schuld-
ners und einer umständlichen Untersuchung der Vermögens-
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Demnächst finden sich in der Konkursordnung drei Be-
stimmungen, die sämmtlich von der Voraussetzung ausgehen,
daß der Gemeinschuldner über sein Vermögen Verfügungen
getroffen, ehe u n d b e v o r a u f s e i n e I n s o l v e n z e r -
k l ä r u n g e i n A n t r a g g e s t e l l t w o r d e n . Diese Ne-
stimmungen lauten im Wesentlichen wie folgt:

1. Von dem Gemeinschuldner über sein zur Konkursmasse
gehöriges Vermögen v o r dem A n t r a g e auf I n -
solvenzerklärung desselben getroffenen entgeltlichen Ver-
fügungen unterliegen auf binnen Jahresfrist feit Er-
öffnung des Konkurses von einem oder mehreren
Konkursgläubigern bei Gericht gestellten Autrag der
Aufhebung:
wenn der Gemeinschuldner die Verfügung absichtlich
zum Nachtheile seiner Konkursgläubiger getroffen und
wenn diejenige Person, die sich diese Verfügung zu
Nutzen gemacht hat, an der Absicht des Schuldners
theilgenommen hat, (Art, 504' d, K, O,) ') ,

2, Vom Gemeinschuldner im Laufe des letzten Jahres

Verhältnisse desselben ergiebt, Umsomehr dürfte die hier in
Frage stehende Bestimmung nur so zu verstehen sein, daß die
Nichtigkeit der von dem Schuldner erst nach Stellung eines
gegen ihn gerichteten Antrages auf Insolvenzerklärung voll-
zogenen Rechtshandlungen n u r i n d e m F a l l e P l a t z
a r e i f f e n s o l l , wenn jeuer Antrag wirklich die gerichtliche
Infolvenzerklärung des Schuldners zur Folge hat.

1) Daß die beiden hier in Frage stehenden Requisite
Zusammentreffen muffen, um den Antrag der Gläubiger auf
Aufhebung des ihnen nackstheiliaen Rechtsgeschäfts zu begrün-
den, laßt sich nicht bezweifeln, denn wenn derjenige, mit dem
der Schuldner das Rechtsgeschäft abgeschlossen, von der auf
Schädigung der Gläubiger gerichteten Absicht des Schuldners
keine Kenntniß hat, so ist er gegen die Aufhebung des Rechts-
geschäfts geschützt; soll er aber von dieser Absicht des Schuld-
ners Kenntniß haben, so muß sie selbstverständlich vorhan-
den sein.
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vor Stellung des Antrages auf Insolvenzerklärung
desselben getroffenen u n e n t g e l t l i c h e n Verfügun-
gen unterliegen selbst dann der Aufhebung, wenn die
beiden soeben erwähnten Aufhebungsbedingungen nicht
vorhanden sind. (Art. 504' d. K. O.)').

3. Von dem Nachweis des Vorhandensein's eben dieser
beiden Aufhebungsbedingungen ist der die Aufhebung
beantragende Gläubiger befreit, wenn der Gemein-
schuldner sein Vermögen vor Gestattung des gegen

1) Diese Bestimmung, die übrigens auf die in den Art
110 und 402 des Privatrechts erwähnten Gelegenheitsgeschenke
keine Anwendung findet, mag im Allgemeinen durch die Er-
wägung gerechtfertigt sein, daß Personen die ihre Insolvenz
herannahen sehen, nicht selten darauf Bedacht zu nehmen
pflegen, sich bei Zeiten durch den ungerechten Mammon Freunde
zu erwerben, die ihnen im Falle wirklich eintretender Insol-
venz die Mittel zu ihrer Existenz gewissermaßen in remunera-
torischen Weise darreichen können; allein auf der anderen Seite
kommt es doch auch nicht selten vor, daß Personen im Be-
wußtsein ihrer entschiedenen Wohlhabenheit zur Beschenkung
Unterstützungsbedürftiger veranlaßt werden, einige Iei t später
aber von Unglücksfällen, die sich nicht voraussehen lassen, be-
troffen werden und dadurch in die Lage gerathen, sich für
insolvent zu erklären. Nimmt man z. B. an, daß die Schen-
kung 8 Monate vor der Insolvenzerklärung stattgefundeu, der
Unglücksfall aber etwa einen Monat vor der letzteren einge-
treten, fo muß in einend solchen Falle der Schenkungsvertrag
auf Grund der hier fraglichen Bestimmung aufgehoben der
Beschenkte mithin zur Wiedererstattung des Geschenkes ange-
halten werden, was angesichts der beiderseits obgewaltet haben-
den bona fides der Contrahenten mindestens sehr hart sein
möchte und umsomehr als in der betreffenden Bestimmung
nicht einmal gesagt ist, daß die Aufhebung nur auf Antrag
der Gläubiger erfolgen kann. Dabei darf "indessen nicht un-
beachtet bleiben, daß jene Härte durch eine im nächsten § auf-
zuführende Bestimmung in sehr erheblicher Weise gemildert
wird, denn nach derselben hätte der Beschenkte von dem Ge-
schenk nur soviel zurückzuerstatten, als er durch dasselbe be-
reichert geb l ieben ist.
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ihn gerichteten Antrages auf Insolvenzerklärung seinem
Ehegatten oder einem seiner oder seines Ehegatten
Verwandten in der directen ab- oder aussteigenden
Linie, so wie anch in der ersten Seitenlinie veräußert
oder auf andere Weise übergeben hat, oder wenn die
Verfügung in: Laufe der letzten 19 Tage vor Gestal-
tung des Antrages auf Insolvenzerklärung erfolgt
ist, (Art, 504')').

1) Hier vermißt sich der Hinweis darauf, daß die An-
fechtung der in der angegebenen Ieit vorgenommenen entgelt-
lichen Veräußerung an die Ehefrau oder einem der bezeichne-
ten Verwandten hinwegfällt, wenn den Gläubigern daraus
kein Schaden erwachsen ist, wie der Fall wäre, sofern der
Kaufpreis dem wirklichen Werthe des veräußerten Gegenstandes
entspräche. Wenn eine zur Verwandtschaft des Schuldners
nicht gehörige Person sich nach dem Art, 504° der K, O. gegen
die Aufhebung eines von ihr mit dem Schuldner abgeschlof-
senen Kaufgeschäfts durch den Nachweis ihrer Gutgläubigkeit
zu schützen vermag, so ist es unverständlich, warum einer mit
dem Schuldner oder dessen Ehefrau verwandten Person unter
gleicher Voraussetzung ein gleiches Recht nicht zustehen sollte;
insbesondere in dem Falle, wenn der Kaufpreis dem Werthe
des veräußerten Gegenstandes entspricht und entweder in der
That bezahlt worden oder noch zu bezahlen ist, — Unter Ver-
wandten in der ersten Seitenlinie sind offenbar Geschwister,
also Versonen, die mit dem Gemeinschuldner in der Seiten-
linie rm zwe i ten G rade verwandt sind, gemeint, (Vergl,
Art, 249 des Privatrechts). Nimmt man z, B, an, daß der
Schuldner zwei Brüder habe, so ist er mit einem jeden von
ihnen selbstverständlich in ganz gleichem Grade verwandt und
kann daher darauf, ob er einen Gegenstand an seinen älteren
oder an seinen jüngeren Bruder verkauft habe, hinsichtlich der
Anfechtbarkeit des Kaufgeschäfts unmöglich etwas ankommen.
Hinsichtlich der Frage, ob das Kaufgeschäft, wenn es mit
einem Sohne oder einer Tochter eines der Geschwister des
Schuldners also mit einer Person, die mit ihm im dritten
Grade verwandt ist, abgeschlossen, von den Konkursgläubigern
angefochten werden könne oder nicht, läßt sich aus dem Art,
504° d. K. O, nichts entnehmen; es dürfte aber diese Frage
angesichts des in dem gesetzten Falle bestehenden Repräsenta-
tionsrechts zu bejahen sein.
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8 5,

Fortsetzung.

Is t das Rechtsgeschäft, vermittelst dessen der Schuldner
eine Vermögensveräußerung vorgenommen, den Konkursgläu-
bigern gegenüber nichtig, oder wird es auf Antrag derselben
richterlich aufgehoben, so ist der veräußerte Vermögensgegen-
stand der Konkursmasse zurückzuerstatten, dabei haben jedoch
von dem Schuldner beschenkte Personen, wenn sie ihre Gut-
gläubigkeit nachweisen, das Geschenk nur in dem Maße zurück-
zuerstatten, als sie durch dasselbe bereichert g e b l i e b e n sind.
(Art, 555 d, K, O,)'),

Die Konkurs»erwllltung ist berechtigt, die Erfüllung der
von dem Schuldner bis zu seiner Insolvenz eingegangenen
und der Aufhebung nicht unterliegenden Verträge und Ver-
bindlichkeiten, die bis zur Eröffnung des Konkurses nicht er-
füllt sind, zu verweigern, der Mitcontrahent des Schuldners
kann jedoch beantragen, daß der Konkursverwaltung eine Frist
anberaumt werde, zur Erklärung darüber: ob sie die bezeich-
neten Verträge erfüllen wolle, oder es vorziehe, die Erfüllung
zu verweigern, (Art, 556 d, K. O,) ').

1) Der Ausdruck „bereichert geblieben" ist wohl dahin zu
verstehen, daß der Beschenkte, wenn er das Geschenk z, B.
eine geschenkte Summe zur Zeit der Anfechtung des Rechts-
geschäfts bereits zum Theil verbraucht hat, nur den nicht ver-
brauchten Theil der Konkursmasse wiederzuerstatten hat. Auch
wenn diese Auffassung der Absicht des Gesetzes entspräche,
werden in der Praxis sicherlich in einzelnen Fällen Zweifel
darüber entstehen, ob und in welchem Maße der Beschenkte
als bereichert geblieben anzusehen sei.

2) Diese Regel kann, obwohl es nicht ausdrücklich gesagt
ist, nur für z w e i f e i t i g e Verträge und für diese auch nur
dann Geltung haben, wenn b e i d e Theile den Vertrag zur
Zeit der Eröffnung des Konkurses n i ch t oder doch nur z u m
T h e i l erfüllt haben und folglich einander noch wechselseitig
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Hat Jemand dem Schuldner zur Erfüllung eines mit
ihm abgeschlossenen Vertrages einen Gegenstand geleistet, so
kann er die Herausgabe desselben aus der Konkursmasse for-
dern, wenn das Rechtsgeschäft von vorn herein nichtig ist
oder hinterher auf Antrag der Konkursgläubiger aufgehoben

zu gewissen correlativen Leistungen verpflichtet sind. Bei ein-
seitigen und ebenso bei zweiseitigen, jedoch von einem der Con-
trahenten vollständig erfüllten Verträgen handelt es sich gar
nicht mehr um die Fortsetzung eines Vertragsverhältnisses,
sondern einfach nur um ein Forderungsrecht, welches dem
einen Contrahenten aus dem Vertrage dem anderen Contra-
henten gegenüber erwachsen ist, ohne daß er dem letzteren
irgend eine Leistung schuldet. Ist der Gemeinschuldner der
Forderungsberechtigte, so hat die Konkursverwaltung dies gar
nicht im Konkursverfahren zu liquidirende Forderungsrecht
bei dem für den Verflichteten zuständigen Forum geltend zu
machen. Ist dagegen der andere Contrahent der Forderungs-
berechtigte, fo hat er sein Forderungsrecht wie jeder andere
Konkursgläubiger im Konkurse zu verfolgen, wie es denn auch
keinen Sinn hätte, wenn man der Konkursverwaltung anheim-
stellen wollte, ob sie in die Fortsetzung eines Darlehensver-
trages willigen wolle, den der Gläubiger seinerseits durch Dar-
reichung eines Darlehns an den Gemeinschuldner vollständig
erfüllt hat. Aus eben diesen Gründen kann die im Art. 556
d. K, O, enthaltene Bestimmung, wonach die Konkursverwal-
tung die Erfüllung der vom Gemeinschuldner vor Eröffnung
des Konkurses eingegangenen von ihm jedoch nicht erfüllten
Verbindlichkeiten verweigern kann, nur auf folche Verbindlick,-
keiten bezogen werden, die sich aus einem von keinem Theile
vollständig erfüllten zweiseitigen Vertrage herschreiben. Ueber-
dies ist zu beachten, daß die aufgestellte Regel auf Pacht- und
Miethverträge, wie auch im Eingange des Art. 556 d. K. O.
angedeutet worden, keine Anwendung findet, da die Frage,
ob und in wie weit die Konkursverwaltung diese zweiseitigen
Verträge zu erfüllen gehalten sei, nach den Bestimmungen der
Art. 4129, 4130 und 4126—4128 des Privatrechtes zu beur-
theilen ist. Endlich versteht sich von selbst, daß besagter Regel
auch diejenigen zweiseitigen unerfüllten Verträge nicht unter-
liegen, welche r e i n persön l iche Verbindlichkeiten zum
Gegenstande haben, wie z. B. die Verträge des Gemeinschuld-
ners mit seinem Gesinde, seinem Hausärzte, dem Erzieher seiner
Kinder:c. :c.
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wird, oder ein solches ist, dessen Erfüllung die Konkursver-
waltung ihrerseits ablehnt. I n dem letzteren Falle findet die
Herausgabe nur statt, wenn der geleistete Gegenstand nicht
bereits in das Eigenthum des Schuldners übergegangen ist').
Ebenso kann der betreffende Contrahent, wenn der Gegenstand
sich in der Masse nicht mehr in Natur vorfindet, in den er-
wähnten drei Fallen die Auszahlung der Summe verlangen,
in deren Betrage die Masse durch den geleisteten Gegenstand
bereichert ist ^). I n allen übrigen Fällen kann der Contrahent
des Gemeinschuldners seine Forderung gegen den Schuldner

1) und 2) Wie aber wenn der geleistete Gegenstand be-
reits in das Eigenthum des Gemeinschuldners übergegangen
ist und sich in der Konkursmasse in Natur vorfindet? Soll in
diesem Falle derjenige, der den Gegenstand zur Erfüllung
seines mit dem Gemeinschuldner abgeschlossenen, von der Kon-
kurs» erwaltung jedoch hinterher nicht adoptirten Vertrages
geleistet hat, als Vindicant resp, Massengläubiger, nne in den
anderen im Art, 55? d. K, O, erwähnten Fällen geschieht,
oder aber als Konkursgläubiger angesehen werden? Wollte
man letzteres annehmen, so würde der betreffende, jenen Gegen-
stand geleistet habende gutgläubige Contrahent schlechter ge-
stellt sein, als diejenigen, die etwas in Folge eines in lrauäem
ersäitorum mit dem Gemeinschuldner abgeschlossenen vom
Richter aber hinterher aufgehobenen Vertrages geleistet haben,
da sie, wie auch aus dem Art. 563 d. K. O. hervorgeht, die
Rechte von Massengläubigern zu genießen haben und somit
die Eventualität, der jeder Konkursgläubiger hinsichtlich semer
Befriedigung ausgesetzt ist, nicht zu fürchten brauchen. Hier-
nach, wie in Anbetracht dessen, daß die Konkursordnung über-
all an dem Grundsätze festhält, der Konkursmasse unter keinen
Umstanden eine Bereicherung auf Kosten dritter Personen zu-
zuwenden, dürfte die Annahme gerechtfertigt sein, daß die
Summe, die durch Verkauf eines Gegenstandes erzielt wird,
welcher dem Gemeinschuldner zur Erfüllung eines mit ihm
geschlossenen (von der Konkursverwaltung aber nicht adovtir-
ten) Vertrages geleistet und in das Eigenthum desselben über-
gegangen, dem geleistet habenden Kontrahenten als Massengläu-
biger auszukehren sei, vorausgesetzt selbstverständlich, daß'der
für den veräußerten Gegenstand erzielte Kaufpreis zur Masse
geflossen, diese also durch ihn bereichert erscheint.

Doip, Iui. St. Vd. I,, ß
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nur im Konkurse geltend machen. Nachdem das von dem
Schuldner vermittelst einer von dem Gericht aufgehobenen Ver-
fügung veräußerte Vermögen der Konkursmasse zurückerstattet
ist, tritt die Forderung, zu deren Befriedigung diese Verfügung
erfolgt ist, wieder in Kraft, (Art. 55? d, K, O.).

§ 6

Abgesonderte Befriedigung.

Dem modernen Konkursrecht entsprechend, hat auch die
baltifche Konkursordnung gewissen Gläubigern des Gemein-
schuldners das Recht eingeräumt, sich für ihre Forderungen
aus einzelnen bestimmten Vermögensstücken des Gemeinschuld-
ners außerhalb des Konkurses und ohne an dem Konkursver-
fahren theilzunehmen Befriedigung zu verschaffen. Das Recht
zu solcher von dem Konkursverfahren abgesonderten Befrie-
digung genießen:

1. Gläubiger, deren Forderungen durch eine an den
Immobilien des Gemeinschuldners bestellte und in
die zuständigen Grundbücher eingetragene Hypothek
geschützt s ind ' ) ;

2. Gläubiger, deren Forderungen durch ein Faustpfand
gesichert sind.

3. Gläubiger, zu Gunsten deren Forderungen nach dem
Privatrechte ein Pfändungs- oder Zurückbehaltungs-
recht begründet ist (vergl, außer den in den Art. 338?
folg. und 3381—3386 enthaltenen allg. Bestimmungen

1) Das Recht der hypothekarischen Gläubiger auf abge-
sonderte Befriedigung aus dem unbeweglichem Vermögen des
Gemeinschuldners bezieht sich selbstverständlich nur auf diejeni-
gen Immobilien desselben, auf welche die Forderung jener
Gläubiger speciell ingrossirt ist.
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über das Pfändungs resp. Retentionsrecht, auch die
Art, 996, 1405, 3764, 4264, 4429 und 4432 des
Priv, Rechts),

4, Gläubiger, deren Forderungen nach den in den Ost-
seeprovinzen geltenden Handelsgewohnheiten durch ein
mit Detention verbundenes Pfandrecht sichergestellt
sind, wie die Forderungen der Commissionäre, Expe-
ditoren und Frachtführer hinsichtlich der ihnen anver-
trauten Waaren; desgleichen Gläubiger, deren Forde-
rungen aus der Rettung eines Schiffes oder der
Ladung desselben, oder aus der Bergung von ande-
ren Personen geretteten Sachen entsprungen sind —
hinsichtlich des geretteten oder geborgenen Gutes — und

5, Gläubiger, deren Forderungen aus irgend einem Rechts-
titel (Vermächtnisse nicht ausgenommen), gegen eine
Erbschaft begründet sind, die dem Gemeinschuldner
vor oder nach Eröffnung des Konkurses zugefallen
und von ihm erworben worden ist, (Art. 560 d.
K. Q),

Die in den Punkten 2—4 bezeichneten Gläubiger ge-
nießen das Recht abgesonderter Befriedigung nur unter der
Voraussetzung, daß sie den Gegenstand, rücksichtlich dessen
ihnen ein Retentionsrecht zusteht, oder den sie gepfändet
haben, zur Zeit der Eröffnung des Konkurses detiniren, oder
daß jene Sache sich in den in den Art. 1403—1405 des Pri-
vatrechts vorgesehenen Fällen in dem verpachteten oder ver-
mietheten Immobil befindet. (Art. 561 d. K. O.'),

1) Da die angezogenen Artikel des Privatrechts von dem
stillschweigenden Pfandrecht des Verpachters an den Erzeug-
nissen des verpachteten Grundstückes und des Vermiethers an
den iuveota, et il law des Miethers, also von stillschweigenden
Specilllhypotheken handeln, diese letzteren aber gleich im ersten
Artikel der Abänderungen der Hypothekengesetze der Ostseepro-
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Wird durch Versteigerung derjenigen beweglichen oder
unbeweglichen Vermögensstücke des Gemeinschuldners, welche
nach dem Obigen zur abgesonderten Befriedigung der bezeich-
neten Gläubiger dienen, ein Kaufpreis erzielt, der nach Befrie-
digung der letzteren einen Rest übrig läßt, so ist derselbe der
Konkursmasse einzuverleiben'),

Massenglänbiger und deren Befriedigung.

Als Massenschulden bezeichnet die Konkursordnung:
1. Die während des Konkurses laufenden Abgaben und

Steuern, so wie auch sowohl öffentliche als auch pri-

vinzen aufgehoben sind, so kann dem Verpächter resp. Ver-
miether an den Erzeugnissen eines vom Gemeinschuldner ge-
pachteten Immobils desgleichen dem Vermiether eines von
dem Gemeinschuldner gemietheten Immobils an den Inveota,
et illatll des Miethers unmöglich ein Pfandrecht zustehen,
welches den einen, wie den andern berechtigen könnte, sich
außerhalb des Konkursverfahrens für seine in dem Art. 1403
bis 1404 des Priv. Rechts bezeichneten Forderungen gegen
den Gemeinschuldner Befriedigung zu verschaffen. Ein Recht
dazu kann er vielmehr einzig und allein aus dem Umstände
ableiten, daß die besagte stillschweigende Specialhypothek des
Verpächters und Vermiethers in dem ersten Artikel der Ab-
änderungen der Hypothekengesetze durch das in dem Art, 3381
des Priv. Rechts definirte Retentionsrecht ersetzt worden ist.
Diese Ersetzung läuft freilich auf eine arge Begriffsvergewal-
tigung hinaus, denn während das im Art. 3381 des Priv.
Rechts vorgesehene Retentionsrecht voraussetzt, daß der Reti-
nent Besitzer der zur retinirenden Sache sei, sind nicht der
Verpächter und Vermiether sondern der Pächter und Miether,
(in LK8U alfo der Gemeinschuldner) Besitzer der Fruchterzeua-
nisse resp, oer inveot«. st illata. Wie der Richter sich nnt
dieser Begriffvergewaltigung abfinden werde, wird die Zukunft
lehren (Siehe meine Bemerkungen zu dm Abänderungen der
Hypothekengesetze Dorpat 1892).

1) Dieses findet, ohngeachtet des Schweigens der Kon-
kursordnung, seine Begründung in der Natur der Sache und
in den Motiven, die dem Art. X X I I I der zeitweiligen Regeln,
betreffend das Verfahren in Konkurssachen, hinzugefügt sind.
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vllte Reallasten, wobei auf die Art, 1307, 1320 und
1321 des Priv. Rechts hingewiesen wird,

2. Schulden, die der Konkursmasse aus solchen Rechts-
geschäften erwachsen, welche entweder von der Kon-
kurs» erwaltung eingegangen oder, obschon vom Ge-
meinschuldner selbst abgeschlossen, doch von der Kon-
kursverwaltung als von ihr zu erfüllen accevtirt wor-
den sind; desgleichen die Verpflichtung der Konkurs-
verwaltung, aus der Konkursmasse diejenigen Sum-
men an die Forderungsberechtigten auszukehren,
welche ihnen nach Maßgabe des § 5, (entsprechend
den Art, 55? und 559 Punkt 2 d. K. O,) ?als Ersatz
für ihre, sich in Natur in der Masse nicht mehr vor-
findenden Sachen gebühren,

3. Die Kosten der Eröffnung und des Unterhalts des
Konkurses und die Ausgaben für die Ermittelung,
den Verkauf und die Vertheilung der Konkursmasse,

4. das dem vereidigten Curator und den Curatorm zu-
kommende Honorar und

5. der dem Gemeinschuldner oder seiner Familie be-
stimmte Unterhalt.

Diese Massenschulden sind an die Massengläubiger vor
Vertheilung der Masse an die Konkursgläubiger zu bezahlen
und zwar in der Reihenfolge, die oben angegeben ist,

Falls die Konkursmasse nicht einmal zur vollen Deckung
aller Massenschulden ausreicht, sind diese „nach M a ß g a b e
u n d i n d e r a n g e g e b e n e n R e i h e n f o l g e " z u bezahlen,
(Art. 563 d. K. O.'). Hinsichtlich der in der Konkursmasse

1) Mi t dem Ausdruck ,.Vertheilung nach Maßgabe"
kann hier doch nur verstanden sein, daß die gleich günst ig
geste l l ten Massengläubiger im Falle der Unzulänglichkeit
der Masse zu ihrer v o l l e n Befriedigung im Verhältniß
ihrer Forderungen und Ansprüche zur Befriedigung gelangen
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befindlichen staatlichen zinstragenden Papiere, Actien und Ob-
ligationen hat sich das Bezirksgericht nach den Art. 1075 bis
107? der Civilprocetzordnung zu richten. (Art. 564 d. K. O

§ 8.

Rangordnung der Kontursgläubiger.

Zur Bestimmung der Rangordnung der Konkursgläubi-
ger sind in der Konkursordnung nur zwei Classen festgesetzt
Zur ersten Classe sollen „Schuldforderungm, die voll gedeckt
w e r d e n m ü s s e n", zur zweiten „Schuldforderungen, die nach
Maßgabe zu decken sind" gehören. (Art. 598 d. K. O.)').

sollen, so also, daß die Einbußen, die die gleich günstig ge-
stellten Massengläubiger wegen Unzulänglichkeit der Masse zu
erleiden haben, im Verhältniß zu ihren Forderungen stehen.
Wenn nun aber die Befriedigung der Massengläubiger nach
dem Art. 563 d. K. O. im Falle der Unzulänglichkeit der Masse
nach Maßgabe und i n der v o r g e s c h r i e b e n e n R e i h e n -
f o l g e vollzogen werden soll, so ist offenbar gemeint, daß die
unter Ziffer 1, 2 :c. bezeichneten Massengläulnger solange in
der festgesetzten Reihenfolge mit dem v o l l e n Betrage ihrer
Forderungen zu befriedigen find, als die Masse dazu aus-
reicht, und daß mithin eine Befriedigung nach Maßgabe erst
unter denjenigen gleich günstig gestellten, d. i. den unter einer
und derselben Ziffer bezeichneten Massengläubigern Platz greift,
zu deren vollen Befriedigung in der Masfe die erforderlichen
Mittel nicht mehr vorhanden sind. Hieraus folgt zugleich,
daß die unter noch weniger günstigen Ziffern aufgeführten
Mllffengläubiger völlig leer ausgehen.

1) Beide Definitionen entsprechen dem Modus nicht,
nach welchem die Konkursgläubiger sowohl der ersten, als der
zweiten Classe ausweislich der darüber handelnden Bestim-
mungen zum Zuge gelangen sollen. Tie augenscheinlich im
Gegensatze zu einer Befriedigung nach Maßgabe gebrauchte
Phrafe: „Schuldforderungm, oie voll gedeckt werden müssen"
enthält schlechterdings nichts den Forderungen der Konkurs-
gläubiger der ersten Classe Charakteristisches, denn da die
Konkursordnung die Möglichkeit einer Unzulänglichkeit der
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Als Forderungen, die zu der ersten Classe gehören und

in der n a c h f o l g e n d e n O r d n u n g aus den ersten zur

Disposition der Konkursverwaltung gelangenden Summen zu

decken sind, führt die Konkursordnung wörtlich auf:

1, Schulden, die aus den Vegräbnißkosten des Schuld-

ners entstanden f ind;

2, Ausgaben für die Cur und Pflege des Schuldners

während der Krankheit, an der er gestorben ist, für

das letzte Jahr vor seinem Tode,

3, die der Bedienung und den Arbeitern für das letzte

Jahr vor der Konkurseröffnung nicht verabfolgte

Vergütung');

Masse zur vollen Befriedigung der Massengläubiger statuirt,
so muß sie eine solche Möglichkeit umsomehr hinsichtlich der
vollen Befriedigung der Konkursgläubiger der ersten Classe
statuiren. Mußten dies^ Konkursgläubiger wirklich unbedingt
zur v o l l e n Befriedigung gelangen, fo hätte die für dieselben
festgesetzte Rangordnung ebenso wenig einen S inn, als die
Bestimmung, daß die Gläubiger gleichen Nanges im Falle der
Unzulänglichkeit der Masse nach Maßgabe zu befriedigen seien.
Faßt man das Wort „müssen" so auf, als ob mit demselben
nur ausgesprochen sei, daß die Gläubiger der ersten Classe
soweit befnedigt werden sollen, als die in der Masse vorhan-
denen Mi t te l es zulassen, so kann man genau dasselbe von
den Gläubigern der zweiten Classe sagen. Auch diese lassen
sich durch den Hinweis darauf, daß ihre Befriedigung bei
Unzulänglichkeit der Masse nach Maßgabe erfolge, nicht zu-
treffend charakterisiren, denn auch die Gläubiger der ersten
Classe gelangen unter gewissen Voraussetzungen und wenn
sie zu den unter Ziffer 11 bezeichneten Gläubigern gehören,
bei Unzulänglichkeit der Masse unbedingt nur „nach Maßgabe"
zur Perception, Als durchgreifendes Merkmal zur Unterschei-
dung der Gläubiger erster Classe von denen der zweiten Classe
kann vielmehr nur angesehen werden, daß die ersteren nach
einer festgesetzten Rangordnung, die letzteren dagegen ohne
irgendwelche Rangordnung zum Iuge kommen,

1) Daß mit dem Ausdrucke „Bedienung" nicht bloß Per-
sonen, die mit dem Gemeinschuldner Gesindeverträge auf Grund
der Art, 4192 folg, des Priv. Rechts, abgeschlossen haben,
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4. die Rückstände der Krön- und Communalsteuern Ab-
gaben und Reallllsten (Art. 1306 und 1320 des Prov.
Rechts) für die drei letzten Jahre vor der Konkurs-
eröffnung :

5. die von den Administrativbehürden auf das Gut des
Gemeinschuldners zur Wahrung der öffentlichen Sicher-
heit und der Volksgesundheit verwandten Kosten,

6. Die Rückstände privater Reallasten für die drei letz-
ten Jahre vor der Konkurseröffnung (die bereits an-
gezogenen Art, des Priv. Rechts).

7. Die Forderungen des Grundherrn aus nicht erfüllten
Pachtverträgen, die er mit dem dem Bauerstande an-
gehörigen Gemeinschuldner über Bauerlandstellen und
Gesinde abgeschlossen, desgleichen Forderungen wegen
Deterioration solcher Bauerlandstellen und Gesinde
beides für das letzte Jahr vor Eröffnung des Concurses.

8. Schulden an Lieferanten von Lebensmitteln für die
vier letzten Monate;

sondern auch solche Personen getroffen werden sollen, die mit
dem GemeinslHuldner Dienstverträge im Sinne der Art. 4172,
4173 und 4174 1. o. eingegangen, geht aus den Motiven her-
vor, die den vorläufigen Regeln über das Verfahren in Kon-
kmssachen beigefügt sind. Daselbst ist zwar zur Erläuterung
der Ausdrücke „Bedienung" und „Arbeiter" nur auf die Art.
4172 und 4174 des PrivatrechtZ Bezug genommen, der Art.
4173 alfo ohngeachtet dessen mit Stillschweigen übergangen,
daß er eine Aufzählung der im Dienstvertrage stehenden Per-
sonen enthält. Da der Art. 4173 aber nur eine Darlegung
des im Art. 4172 ganz im Allgemeinen angegebenen Begrif-
fes des Dienstvertrages enthält, so läßt er sich von seinen
Nachbarartikeln gar nicht trennen und muß gelten, wo diese
Geltung haben. Das Citat in den Motiven: Art. 4172 und
2474 ist augenscheinlich Art. 4172—4174 zu lesen. Aus eben
jenen Motiven ergiebt sich auch, daß Personen, die einen Ver-
dingungsvertrag entsprechend den Art, 4226 und 422? des
Priv. Rechts abgeschlossen haben, das hier in Frage stehende
Vorzugsrecht nicht zusteht.



89

9. die den Börsenmaklern zukommende Zahlung für das
letzte Jahr vor Eröffnung des Konkurses;

10, nach livl. Stadtrechte die der Wittwe des Gemein-
schuldners zukommende Morgengabe, wenn sie die in
dem Art. 1821 des Priv, Rechts geforderten Bedin-
gungen erfüllt hat und

11. die Forderungen der unter der Vormundschaft oder
der Curatel des Gemeinschuldners stehenden Personen,
ferner seiner minderjährigen Kinder und, in den Ge-
genden, wo keine Gütergemeinschaft besteht, seiner
Ehefrau — hinsichtlich des in die Verwaltung des
Schuldners gelangten sich in der Concursmasse jedoch
nicht vorfindenden Vermögens dieser Personen, sofern
diese Forderungen nicht auf Grund des § 3 (Art.
558 und 559 P. 1 und 2 d. K. O.) zu befriedigen sind.

T>ie Forderungen der in diefem letzten Punkte erwähnten
Personen werden, wenn die Masse zu ihrer vollen Deckung
nicht langt, nach Maßgabe befriedigt. (Art. 699 d. K. O.)

Alle Forderungen, die nicht als zur ersten Klasse gehörig
bezeichnet sind, kommen in der zweiten Classe in Ansatz.
(Art. 600 d. K. O.). Mi t der Hauptforderung verbundene
Nebenforderungen (Art, 1351 d. Priv, Rechts) werden in der
ersten wie in der zweiten Classe in einer Linie mit der Haupt-
forderung befriedigt, mit Ausnahme jedoch:

1. der nach der Konkurseröffnung aufgelaufenen Zinsen,
2. Der Kosten, die die einzelnen Gläubiger in Folge der

Betheiligung am Konkurse getragen haben — und

3. der Geldbußen und Strafen, die nur aus den Sum-
men berichtigt werden, die nach der vollen Bezahlung
sämmtlicher Schulden der ersten und zweiten Classe
übrig bleiben. (Art. 601 d. K. O.)').

1) Unter „Geldbußen" sind hier Conventionalpoenen zu
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8 9,

Compensatio« oder Aufrechnung.

Personen, die gleichzeitig Schuldner und Gläubiger des
Gemeinschuldners sind, ist die Compensatio« der einander
gegenüberstehenden Forderungen insoweit gestattet, als solches
in den Art. 3545—3558 des Privatrechts normirt ist. Hier-
von findet nur die Abweichung statt, daß im Konkurse auch
die Compensatio« solcher Forderungen zuläßig ist, die

1. keine Geldsumme zum Gegenstande Habens, oder die
2. noch nicht fällig oder von dem Gintritt einer Suspen-

sionZbedingung abhängig sind.

verstehen, indem die Motive sich auf den Art. 1351 des Priu.
Rechts beziehen, woselbst nicht Geldbußen überhaupt, sondern
nur Conventionalpoenen den Nebenforderungen beigezählt
werden. M i t dem Ausdrucke „Strafen" sind wohl nur auf
Grund der Strafgesetze verhängte Geldbußen gemeint. Ob-
schon dieselben selbstständige Forderungen, nicht Nebenforde-
rungen sind, scheint für sie im Konkurse zu gelten, was für
die Conoentionalpoenen vorgeschrieben ist,

1) I n dem über die Gleichartigkeit des Gegenstandes
der zur Compensatio« gestellten Forderungen handelnden Art,
3551 des Priv. Rechts ist nicht gesagt, daß die Forderungen,
um zur Compensatio« geeignet zu sein, ausschließlich eine
Geldsumme zum Gegenstände haben müssen. Dieser Artikel
bestimmt die Gleichartigkeit der zu compensirenoen Forderun-
gen vielmehr dahin, daß die gegenseitigen Leistungen fungible
Sachen von gleicher oder besserer Beschaffenheit betreffen oder
eine und dieselbe Species ausmachen, oder sich auf solche
mechanische Handlungen beziehen müssen, die ein völlig gleich-
artiges Product liefern. Fast scheint es, daß die K, O. nur
Geld als vertretbare Sache angesehen habe, während als
solche nach dem Privatrechte alle Sachen "anzusehen sind, die
im Handel und Wandel nach Zahl, Maaß und Gewicht be-
zeichnet zu werden pflegen. Wie in dem Falle zu verfahren
sei, wenn es sich um Compensatio« einer von dem Eintritt
einer Suspensivbedingung abhängigen Forderung handelt, ist
unten im F 24 angegeben.
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Forderungen, die nach erfolgtem Antrage auf Insol-
venzerklärung des Schuldners erworben worden sind, werden
zur Compensatio« nicht zugelassen, wenn die Abtretung der
Forderung auf Grund eines freiwillig eingegangenen Rechts-
geschäfts erfolgt ist, (Art, 587' d, K, Q) ' ) ,

8 10,

Recht eines Kontursgläubigers, dem mehrere solidarisch ver-
pflichtete Gemeinschuldner gegenüber stehen.

Wenn mehrere Schuldner einem und demselben Gläubi-
ger gegenüber geme insam eine Verpflichtung übernommen
haben hinterher aber sammt und sonders für insolvent erklärt
worden sind, so hat der Gläubiger, wenn er seine Forderung
in den Verschiedenen Konkursen jener Schuldner klagend ver-
folgt, das Recht, „nachdem er aus der ersten Masse einen
„ebensolchen Theil, wie die übrigen Gläubiger erhalten hat,
„ in der zweiten und allen folgenden Nachzahlung bis zu
„seiner vollen Befriedigung mit den Zinsen bis zum Tage
„der Konkurseröffnung" zu verlangen ^), Zu diesem Behuf macht

1) Diese Bestimmung ist der baltischen Gerichtspraxis
entnommen und wohl geeignet, die anderen Gläubiger gegen
Beeinträchtigung ihrer Interessen zu schützen.

2) Der mit Anführungszeichen versehene Theil des Obigen
ist dem Art. 588 d, K. O. wörtlich entnommen. Derselbe
weist gleich am Anfange seines Textes auf den Art, 3331 des
Priv, Rechts hin, woselbst der Unterschied zwischen getheilten
und ungeteilten oder solidarischen Verbindlichkeiten und For-
derungen angegeben ist. Daß unter den mehreren Schuldnern,
von denen der Art. 588 d. K. O. spricht, solidarische Schuld-
ner zu verstehen seien, kann nicht zweifelhaft sein, denn wären
nicht solidarisch verpflichtete Schuldner gemeint, so verstände
es sich ganz von selbst, daß der Gläubiger der meyreren
Schuldner in dem Konkurse jedes einzelnen derselben nur den
Theil seiner Forderung gelten) machen kann, zu dessen Be-
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„die Konkursverwaltung nach Maßgabe der Zahlung auf der
„Verpflichtungsurkunde eine Aufschrift über den ihm ausge-
gebenen Theil; nach der vollen Befriedigung aber verbleibt
„die Vervflichtungsurkunde in derjenigen Konkursverwaltung,
„welche die letzte Zahlung gemacht hat, (Art, 588 d, K, Q).

5

zahlung der einzelne Schuldner sich bei Contrahirung der
Obligation verbindlich gemacht hat, so daß mithin der Gläu-
biger, wenn er mit dem ihm einem Schuldner gegenüber zu-
stehenden Forderungsantheil aus der Konkursmasse desselben
nicht im vollen Betrage zur Percevtion zu gelangen vermag,
'ich zur Erlangung des Rests dieses Ioröerungstheiles an
)ie Konkursmassen seiner anderen Schuldner zu halten nicht
berechtigt ist. Handelt es sich aber hiernach in dem Art, 588
d, K, O, um Schuldner, die in Bezug auf die ganze Forde-
rung des Gläubigers also solidarisch verpflichtet sind, sosragt
sich zunächst, was unter der „ersten Masse" zu verstehen
sei, Na es sachlich offenbar ganz gleichgültig ist, über
welchen der mehreren Schuldner der Konkurs zuerst ver-
fängt wird, da ferner die Möglichkeit nicht ausgeschlossen
ist, daß alle Schuldner an einem und demselben Tage für in-
solvent erklärt werden und da der Gläubiger unzweifelhaft
berechtigt ist, seine ganze Forderung in dem Konkurse eines
j e d e n seiner solidarisch verpflichteten Schuldner geltend zu
macl>en, so dürfte mit dem Ausdruck „erste Masse" die Masse
desjenigen der mehreren Gemeinschuldner zu betrachten sein,
rücksichtlich welcher sich bei der betreffenden Verhandlung zu-
erst herausstellt, daß der Gläubiger aus derselben nicht mit
seiner ganzen Forderung, sondern nur mit einem Theile der-
selben zur Percevtion gelangen kann. Daß dieser Theil nicht
größer fein dürfe, als die Forderungstheile, mit denen die
übngen Gläubiger in demselben Konkurse zur Percevtion ge-
langen, kann unmöglich buchstäblich verstanden werden, denn
bei der regelmäßigen Verschiedenheit des Belauft der Forde-
rungen der Konkursgläubiger und angesichts der Bestimmung,
daß jedenfalls die Konkursgläubiger der zweiten Klasse im
Falle der Unzulänglichkeit der Masse zur Befriedigung aller
Konkursgläubiger nur nach Maßgabe also nach Verhältniß
ihrer Forderungen zur Peicevtion gelangen sollen, so kann
die hier in Frage stehende Ausdrucksweise des Art. 588 d.
K. O, nur so aufgefaßt werden, daß der Gläubiger, von dem
dort die Rede ist, aus der sogenannten „ersten Masse" im
Fall ihrer Unzulänglichkeit nur denjenigen Procentsatz seiner
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8. Konkursverfahren.

8 11.

Inständigkeit.

Für Konkurssachen ist das Bezirksgericht zuständig, in
dessen Bezirk der Gemeinschuldner seinen beständigen Wohn-
sitz, (allgemeinen Gerichtsstand) hat. (Art. 47? d. K. O.)').

ganzen Forderung zu empfangen habe, mit welchem die übri-
gen Konkursgläubiger hinsichtlich ihrer Forderungen zur Be-
friedigung gelangen. Aber auä> dieses trifft nur zu, wenn
der betreffende Gläubiger ein Konkursgläubiger der I I . Classe
ist, denn gehört seine Forderung zur I. Classe, so kann er,
entsprechend der seiner Forderung vom Gefetze zuerkannten
bevorzugten Stellung, ohne Rücksicht darauf, ob die weniger
günstig gestellten Konkursgläubiger leer ausgehen oder nicht,
aus einer und derselben Masse v o l l e Befriedigung fordern,
ohne genöthigt zu sein, sich an die Konkursmassen seiner an-
dern solidarisch verpflichteten Schuldner zu halten. Auch zu
einer Inanspruchnahme der einzelnen Massen in der in Art. 538
d. K. O. angedeuteten Reihenfolge kann der Gläubiger nicht
gezwungen werden, hat vielmehr nach Art. 3345 des Vriv,
Rechts, die Wahl, von allen oder von einigen oder von emem
einzelnen feiner Gesammtschuldner seine ganze Forderung zu
verlangen, kann also bei der Geltendmachung seiner Forderung
einen oder mehrere seiner GesammtsHuldner überspringen.
Hiernach verstoßen die Bestimmungen des Art. 588 d. K. O.
vielfach gegen den Begriff und das Wesen solidarischer Ver-
pflichtungen.

1) Hieraus und aus der Aufhebung aller den Konkurs
betreffenden Vorfchriften der Bauerverordnung ergiebt sich,
daß auch alle Konkurssachen der Bauern wie überhaupt alle
Konkurssllchen, in denen es sich um eine kleine Konkursmasse
und verhältnißmäßig geringe aus der letzteren zu deckende For-
derungen handelt, bei den Bezirksgerichten zu verhandeln sind.
Dies ist gewiß im hohen Grade zu beklagen, denn felbst ab-
gesehen davon, daß die Gerichtskosten nicht selten einen sel»r
ansehnlichen Theil der Masse verschlingen werden, liegt es m
der Natur der Sache, daß die Geltendmachung kleinerer For-
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Jede Insolvenz, sie mag in der Stadt oder auf dem
Lande zu Tage treten, ist sofort dem Bezirksgericht zu melden,
welchem gleichzeitig auch die die Insolvenz betreffenden Acten
übersllndt werden müssen. (Art, 478 d. K. O.), Hieran knüpft
die Konkursordnung die folgenden vier Bestimmungen, welche
die allgemeine Zuständigkeitsregel unter gewissen Voraussetzun-
gen in einigen Beziehungen einschränken und modificiren.

1, „Die Sache wegen Insolvenz kann auch bei dem
„Gerichte e i n g e l e i t e t werden, in dessen Bezirk der
„Gemeinschuldner, ohne da seinen beständigen Wohn-
„sitz zu haben, sich zeitweilig aufhält, doch sowohl der
„Gemeinschuldner als auch jeder seiner Gläubiger hat
„das Recht, die Ueberführung der Sache in das nach
„der allgemeinen Regel zuständige Bezirksgericht, zu
„beantragen";

2, in Folge solchen Antrages „hat das Gericht die Sache
„wegen Insolvenz des Schuldners nicht auszusetzen,
„wohl aber in der Publication dasjenige Gericht an-
zugeben, in welches die Sache übergeführt wird und
„wo in Folge dessen die Gläubiger ihre Forderungen
„zu melden haben";

derungen die forderungsberechtigten Konkursgläubiger zu kost-
spieligen und zeitraubenden Reisen nach dem in der Regel
entfernten Bezirksgerichte nöthigen und sie, da sie fast ohne
Ausnahme der russischen Sprache unkundig und zur Anferti-
gung der einfachsten in dieser Sprache abzufassenden Eingabe
außer Stande sind, zu kostspieligen Bevollmäcytigungen zwin-
gen werde und umsomehr, als sich weiter unten zeigen wird,
daß nur Konkursgläubiger, die die russische Sprache einiger-
maßen beherrschen und mit den Bestimmungen der Konkurs-
ordnung vertraut sind, ihr Interesse in den gesetzlich vorge-
schriebenen mündlichen Verhandlungen im Bezirksgerichte und
m den Generalversammlungen der Gläubiger mit Erfolg wahr-
zunehmen vermögen.
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3. die Einleitung von Insolvenzverhandlungen ist auch
bei demjenigen Gerichte zuläßig, in dessen Bezirk der
Schuldner weder seinen Wohnsitz noch seinen zeitwei-
ligen Aufenthalt hat, „wenn im Bezirke dieses Ge-
richts eine Beitreibung aus feinem (des Schuldners)
„Vermögen stattfindet. I n diesem Falle verfügt das
„Gericht, ohne den Fortgang der Beitreibung anzu-
halten, daß dm nicht zur abgesonderten Befriedigung
„berechtigten Gläubigern (siehe oben ß 6) die beige-
„triebene Summe nicht verabfolgt werde und bestimmt
„der Person, die die Insolvenz angezeigt hat, eine
„Frist von nicht mehr als zwei Monaten für die Bei-
bringung eines Zeugnisses des zuständigen Gerichts
„darüber, daß der Antrag auf seine Insolvenzerklä-
„rung gestellt ist; ist diese Frist versäumt, so wird
„das Geld, wem gehörig, herausgegeben;"

4, Desgleichen ist es gestattet, demjenigen Gerichte von
der Insolvenz Anzeige zu machen, in dessen Bezirk
die Vertheilung einer von' dem Schuldner beigetriebe-
nen Schuld stattfindet, doch muß diese Anzeige vor
Ablauf der im Art, 155 des Gesetzes über die Aus-
dehnung der Gerichtsordnungen angegebenen sechs-
wöchentlichen Frist gemacht werden. I n Folge einer
solchen Anzeige setzt das Gericht die Vertheilung und
Verabfolgung der beigetriebenen Summe an Gläubi-
ger, die zur abgesonderten Befriedigung nicht berech-
tigt sind, bis zur Beibringung des im 3 Punkte ge-
dachten Zeugnisses des zuständigen Gerichts aus.
(Art. 478'—478' d. K. O.)').

1) Nach dem ersten der aufgeführten 4 Punkte kann „die
Sache wegen Insolvenz auch in dem Gerichte, in dessen Be-
zirk der Schuldner" sich zeitweilig aufhält, eingeleitet werden.
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s 12,

Wesen und Arten der Insolvenz.

Nach der Konkursordnung können Verhandlungen wegen
Insolvenz nur auf Anzeige des Schuldners selbst oder auf
Antrag eines oder mehrerer Gläubiger eingeleitet werden,
(Art. 502^). Die Insolvenz eines Schuldners liegt vor, „wenn

Daß das Gericht in welchem solches zuläßig sein soll, ein
Bezirksgericht fein muß, ergiebt̂ sich schon daraus, daß weder
den Friedensrichtern, noch den Bauergerichten durch das Ge-
setz eine Comvetenz in Konkurssachen beigelegt ist. Schwieri-
ger erscheint dagegen die Beantwortung der Frage: aus welchen
vroceßualischen Handlungen die E i n l e i t u n g einer „Sache
wegen Insoloenz" bestehe. Daß dazu mindestens entweder
ein von einem Gläubiger ausgehender Antrag, seinen Schuld-
ner für insolvent zu erklären, oder aber die freiwillige An-
zeige des Schuldners, insolvent zu sein, gehöre, leuchtet von
selbst ein. Kaum weniger gewiß möchte sein, daß die Ginlei-
tung einer Insoloenzfache dann, wenn ein Antrag auf Ueber-
führung der Sache in das Bezirksgericht des Wohnorts des
Schuldners gestellt worden ist, ihre Grenze in der gerichtlichen
Insolvenzerklärung des Schuldners findet, denn während in
einem solcken Falle das Bezirksgericht des Aufenthaltsortes
des Schuldners nach Punkt 2 eine Publication erlassen soll,
in welcher das Gericht, wohin die Sache übergeführt worden
werde, mit dem Hinzufügen zu bezeichnen ist, daß eben da
auch die Konkursgläubiger ihre Forderungen anzumelden haben,
setzt eine derartige Publication doch nothwendig voraus, daß
der betreffende Schuldner bereits endgültig als insolvent er-
klärt worden sei. Wie aber, wenn ein Antrag auf Ueberfüh-
rung der Sache überhaupt nicht gestellt wird? Befindet sich
das Gericht des Aufenthaltsortes des Gemeinschuldners dann
in der Lage, den ganzen Konkursproceß vollständig durchzu-
führen und zwar so, als wäre es für die ganze Konkursfache
zuständig? Der Bejahung dieser Frage scheint zwar entgegen-
zustehen, daß, jede Insolvenz, wo immer sie zu Tage tritt,
dem zuständigen Bezirksgerichte unter gleichzeitiger Uebersen-
dung der betreffenden Acten sofort gemeldet werden soll. Wird
aber dagegen erwogen, daß durch den Punkt 1 eben eine Aus-
nahme aus der in den Art. 4??' und 478 d. K. O. zum Aus-
druck gebrachten allgemeinen Zuständigkeitsregel begründet wird
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„derselbe in eine solche Lage seiner Geschäfte gelangt ist, daß
„er nicht nur kein Baargeld zur Befriedigung seiner Schulden
„in bedeutenden Beträgen, mehr als 1500 Rbl,, im Termin
„hat, sondern auch in dieser Ordnung angegebene Anzeichen
„vorhanden sind, nach denen man darauf schließen kann, daß

und daß die Ueberführung einer bei dem Gerichte des Auf-
enthaltsortes des Schuldners eingeleiteten Insolvenzsache in
das regelmäßig zuständige Gericht e inz ig und a l l e i n von
der Stellung eines Ueberführungsantrages abhängig gemacht
ist, so dürfte die aufgeworfene Frage zu bejahen, also anzu-
nehmen sein, daß das Gericht des Aufenthaltsortes zur Durch-
führung des ganzen Konkursproceßes befugt sei, sofern von
keiner Seite ein Ueberführungsantrag gestellt wird.

Zu einem durchaus anderen Resultat führt die Betrach-
tung des Punkt 3. — Die daselbst enthaltenen Bestimmungen
verfolgen nur den Zweck, einem Bezirksgericht, in dessen Be-
zirk eine Beitreibung gegen einen daselbst weder wohnenden,
noch sich a u f h a l t e n d en Schuldner stattfindet, eine Verhal-
tungsregel hinsichtlich des Beitreibungsverfahrens in dem Falle
zu ertheilen, wenn während der Beitreibung ein Gläubiger
auf Insolvenzerklärung des Schuldners anträgt oder wenig-
stens die Insolvenz des letzteren behauptet. Dieser Sachver-
halt begründet für das Gericht, in dessen Bezirk die Veitrei-
bung stattfindet, keinerlei Zuständigkeit in Konkurssachen, er-
mächtigt dasselbe weder zur Eröffnung des Konkurses über
das Vermögen des Schuldners noch zur Vollziehung irgend
welcher konkursproceßualiscl>en Handlungen, denn da das be-
treffende Gericht in dem m Rede stehenden Falle sich nach
Art. 4783 darauf zu beschränken hat, dem die Insolvenz des
Schuldners anzeigenden Gläubiger eine Frist von zwei Mo-
naten zur Beibringung eines Zeugnisses des z u s t ä n d i g e n
B e z i r k s g e r i c h t s darüber, daß bei letzterem ein Antrag
auf Insolvenzerklärung des Schuldners gestellt sei, anzube-
raumen ohne deshalb die Beitreibung zu unterbrechen, die bei-
getriebenen Summen aber den zur abgesonderten Befriedigung
nicht berechtigten Gläubigern bis zum Ablauf jener Frist nicht
auszukehren; so ist klar, daß sowohl die Konkurseröffnung,
wie die Durchführung des ganzen Konkursprocesses, in dem
beregten Falle ausschließlich dem Bezirksgerichte des Wohn-
ortes des Schuldners vorbehalten ist. Dasselbe gilt auch in
dem im vierten Punkte in's Auge gefaßten Falle, wie aus
dem Art. 478' deutlich hervorgeht.

DoiP. Iul. Et. «l. II. 7
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„seine Schulden sich nicht decken lassen d. h. daß sein ganzes
„Vermögen zu ihrer vollen Bezahlung nicht langen wird."
(Art. 479 d. K, O)').

1) Nach der deutschen Konkursordnung setzt die Eröff-
nung des Konkurses Zahlungsunfähigkeit des Gemeinschuld-
ners voraus. Zahlungsunfähigkeit soll i n s b e s o n d e r e an-
genommen werden, wenn Zahlungseinstellung erfolgt ist. Die
letztere soll in dem Unterlassen a l l e r , nicht einiger einzelnen,
Zahlungen bestehen. Aber aucli, wenn eine Zahlungseinstel-
lung mcht erfolgt ist, kann das Gericht auf Antrag eines
Gläubigers zur Eröffnung des Konkurses schreiten wenn die
Zahlungsunfähigkeit im Wege fachgemäßer Ermittelungen
glaubhaft gemacht wird, woraus ersichtlich ist, daß dem Er-
messen des Gerichts bei Beurtheilung der Zahlungsunfähigkeit
des Gemeinfchuldners ein weiter Spielraum gewährt ist.

Ganz abweichend hievon macht die baltische Konkurs-
ordnung die Feststellung der Insolvenz von den zwei That-
umständen abhängig, daß

1. der Schuldner kein baares Geld zur Bezahlung feiner
Schulden im T e r m i n , also semer bereits fälligen
Schulden habe und daß

2. sein Vermögen zur Deckung seiner sämmtlichen Schul-
den nicht ausreiche.

Daß diese beiden thatsächlichen Voraussetzungen noth-
wendig zusammentreffen müssen, um die Insolvenzerklärung
des Schuldners zu rechtfertigen, geht daraus hervor, daß in
dem Art. 479 d. K. O. ausdrücklich gesagt ist, nicht nur die
eine, fondern auch die andere Voraussetzung müsse vorliegen.

Das erste Erforderniß hätte, an und für sich nichts Auf-
fallendes, wenn es so, wie oben geschehen, ausgedrückt wäre,
denn der Mangel an baarem Gelde zur Bezahlung der bereits
fälligen Schulden kann sehr wohl einer Zahlungseinstellung
gleichgeachtet werden und letztere wird immer ein starkes Judiz
für die Zahlungsunfähigkeit bilden. Da aber in dem frag-
lichen Artikel auch verordnet ist, daß die fälligen Schulden,
zu deren Bezahlung dem Schuldner die erforderlichen Baar-
mitte! fehlen, einen bedeutenden Betrag, nämlich mehr
als 1500 Rbl. repräsentiren müssen, um, sofern auch das
zweite Erforderniß zutrifft, die Annahme der Insolvenz zu
rechtfertigen; so ist damit implicite ausgesprochen, daß die
Eröffnung des Konkurses dann überhaupt ausgeschlossen sei,
wenn die fälligen Schulden des Debitors zusammen die
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Was die Arten der Insolvenz betrifft, so kann die letz-

tere entweder eine unglückliche, oder eine fahrläßige oder eine

betrügerische sein.

Summe von mehr als 1500 Rbl, nicht erreichen. Hiedurch
werden den Gläubigern eines Schuldners dessen fällige Schul»
den 1500 Rbl . oder noch weniger betragen, dessen Vermögen
aber nichts destoweniger zur Deckung seiner sämmtlichen Schul-
den nicht ausreicht, alle diejenigen sehr ansehnlichen Vortheile
vorenthalten, die sie nach dem Gesetze bei Verhängung des
Konkurses über das Vermögen ihres Schuldners genießen
würden. Warum diese Gläubiger der gedachten Beeinträchti-
gung ihrer Rechte unterliegen sollen möchte um so schwerer
einzusehen sein, als die fälligen Schulden ihres Debitors hin-
ter den noch nicht fälligen Schulden desselben möglicher Weise
sehr weit zurückbleiben können und man daher nicht einmal
sagen kann, daß es sich dann doch nur um Berichtigung klei-
ner Forderungen handele, wenn die fälligen Schulden des
Debitors sich nicht aus mehr als 1500 Rbl . belaufen. Dazu
kommt, daß in bescheidenen oder gar ärmlichen Verhältnissen
lebenden Gläubigern sehr viel daran gelegen ist, hinsichtlich
ihrer kleinen Forderungen von den Vortheilen Nutzen zu ziehen,
die ihnen das Gesetz lm Fal l des Konkurses zusichert. Käst
noch schlimmer sind die Consequenzeu, die sich aus der Vor-
schrift ergeben, wonach ein Schuldner nur dann für insolvent
erklärt werden kann, wenn die beiden mehrerwähnten Inso l -
venzerfordernisse zusammentreffen. Setzt man den Fal l , daß
von einem Gläubiger auf Verhängung des Konkurses über
das Vermögen feines Schuldners angetragen wird, daß dann
auf Grund der Art, 502'—502' d. K. Ordnung eine Unter-
suchung der Vermögenslage des Schuldners stattfindet und
daß sich dabei herausstellt, daß der Schuldner zwar das zur
Bezahlung feiner fälligen, (1500 Rbl. übersteigenden) Schulden
erforderliche baare Geld besitzt, daß aber die Summe seiner
sämmtlichen Schulden, dieselben mögen zur Zeit der Unter-
suchung fällig sein oder nicht, sich aus seinem Vermögen schlech-
terdings nicht decken läßt; so kann auch in diesem Falle der
Schuldner, ohngeachtet der offenbaren Insufficienz seines Ver-
mögens, für insolvent n i c h t erklärt werden, indem wohl das
zweite, keineswegs jedoch das erste Erfordernis der Insolvenz
vorliegt. Nach und nach werden freilich auch die noch nicht
fälligen Schulden des Debitor's fällig werden, so daß der
Zeitpunkt über kurz oder lang eintreten muß, wo die Baar-.

7*
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Eine u n g l ück l i che Insolvenz ist insbesondere anzuneh-

men, wenn sitz, durch Überschwemmung oder durch Einfall des

Feindes oder durch Feuerschaden, dem sich durch Versicherung

gegen Feuer nicht vorbeugen ließ, oder durch unerwartetes

Fallissement von Schuldnern herbeigeführt worden ist. Außer-

dem ist es den Konkursgläubigern oder genauer der nach dem

Verhältniß ihrer Forderungen zu beurtheilenden Major i tät

der Konkursgläubiger überlassen, auch noch andere plötzlich

eingetretene Umstände in Betracht zu ziehen, die man bei voller

mittel des Schuldners dessen fällige Schulden nicht mehr zu,
decken vermögen. I n der mehr oder weniger langen Zeit
aber die bis zum Eintr i t t dieses Zeitpunktes verstießt, ist es
dem im Besitz seiner Dispositionsfähigkeit verbleibenden Schuld-
ner unbenommen, werthvolle Vermögensstücke bei Seite zu
schaffen und diejenigen seiner Gläubiger, die er besonders
fürchtet, oder die er zu begünstigen wünscht, ohne Rücksicht
auf die Prioritätsrechte anderer Gläubiger, wie ohne Rücksicht
darauf, daß im Konkurse bei Insufficienz der Masse unter
die gleich günstig gestellten Gläubiger eine Distribution pio
rat,» stattzufinden hat, voll zu befriedigen und dadurch die
anderen Gläubiger schwer zu schädigen. Erinnert man sich
nun, daß die ratio, welche die Staaten überhaupt zum Erlaß
von Konkursgesetzen genöthigt hat, eben darin besteht, daß es
in hohem Grade unbillig wäre, Schuldner, deren Vermögens-
insufficienz offenbar ist, nach wie vor als zur freien Dispo-
sition über iyr Vermögen berechtigt anzuerkennen und ihnen,
zu gestatten, einzelne Gläubiger ohne Rücksicht auf die Ge-
rechtsamen ihrer übrigen Gläubiger vollständig zu befriedigen,
so dürfte sich ohne Uebertreibung behaupten lassen, daß der
Art . 479 d. K. O. die jedem Konkursvroceße zum Grunde
liegende ratio in einer Weise verleugne, die leider nur zu ge-
eignet ist, die Gläubiger in ihren Rechten empfindlich zu ver-
letzen. Es scheint übrigens daß die Konkursordnung selbst
auf die hier bekämpfte Bestimmung kein Gewicht lege, denn
in den notieren Bestimmungen über die Anzeichen der I nso l -
venz und die gerichtliche Insolvenzerklärung selbst, nimmt sie
auf die Vorschriften des ersten Theiles des Art. 479 nirgends
Bezug, behandelt vielmehr die Insufficienz des Schuldners als
schon für sich ausschlaggebende Voraussetzung der Insolvenz-
erklärung, wie aus den nachfolgenden Paragraphen 14 unk
15 hervorgehen dürfte.
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Verständigkeit und Umsicht weder vorauszusehen, noch abzu-
wenden vermochte. Die Insolvenz ist eine f a h r l ä ß i g e
und wird einfacher Bankerott genannt, wenn sie zwar ohne
Betrug und böse Absicht, aber doch durch die Schuld des Ge-
meinschuldners entstanden ist. Eine b e t r ü g erische ist die I n -
solvenz und wird b ö s w i l l i g e r B a n k e r o t t genannt,
wenn die Zahlungsunfähigkeit mit böser Absicht oder Betrug
verbunden ist.

Welche Art der Insolvenz im einem concreten Falle
vorliegt und welche Folgen daraus dem Gemeinschuldner in
Ansehung seiner Person erwachsen, wird von dem Gerichte
nach Beendigung der Sache bestimmt. (Art. 479—484 d. K. O.)').

8 13.

Anzeichen der Insolvenz.

Nach der Konkursordnung werden die Anzeichen der
Insolvenz entweder durch das eigene Geständniß des Ge-
meinschuldners oder aber durch die Vermögenslage desselben
aufgedeckt.

Der Gemeinschuldner soll auf Grund seines eigenen Ge-
ständnisses als insolvent angesehen werden:

1. wenn er in Folge einer gegen ihn erhobenen Beitrei-
bung vor Gericht selbst erklärt, daß sein Vermögen
zur Deckung aller seiner Schulden nicht lange.

1) Aus dieser Bestimmung ist ersichtlich, daß das Kon-
kursgericht an die Ansicht der Majorität der Konkursgläubiger
über das Vorhandensein von Umständen, welche die Annahme
einer unglücklichen Insolvenz rechtfertigen, nicht gebunden,
vielmehr berechtigt ist, eine eingetretene Insolvenz nach eige--
nem Ermessen nnder die Ansicht der Gläubiger als einfachen
oder gar böswilligen Bankerott zu erklären und danach die
den Gemeinschuldner persönlich treffenden Folgen zu bestimmen.
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2. „wenn er ein gleiches Geständniß seiner Zahlungsun-
fähigkeit oder die Einstellung aller Zahlungen vor
„dem Zahlungstermin oder auch nach Eintritt dessel-
ben vor Gericht oder zwei oder mehreren feiner
„Gläubiger macht und sie solches dem Gericht ange-
zeigt haben')" und

3. „wenn die Erben des Verstorbenen die Erbschaft,
„weil die Schulden zu ihr nicht in Verhältniß stehen,
„nicht antreten, auf den Antritt derselben verzichten
„und solches vor Gericht erklären oder in Folge der
„Publication im Termin nicht erscheinen oder aber
„die Gläubiger ihnen nicht Glauben schenken." (Art.
497 und 498 d, K, O.) y.

1) Ein wesentlicher UntersHied zwischen dem ersten und
dem zweiten Punkte scheint nur insofern zu bestehen, als aus
dem letzteren ersichtlich ist, daß das Geständniß der Insolvenz,
um die Zahlungsunfähigkeit des gestehenden Schuldners zu
beweisen, nicht nothwendig vor Gericht abgelegt sein muß,
wie man nach dem ersten Punkte glauben könnte, sondern daß
die Verlautbarung des Geständnisses vor Zeugen schon zum
Beweise der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners genügt.

2) Der Schlußsatz des dritten Punktes: „oder aber wenn
die Gläubiger ihnen (d. i. den die Überschuldung des Nach-
lasses behauptenden Erben) nicht Glauben schenken" — ist
jedenfalls so, wie er in deutscher Uebersetzung vorliegt, unver-
ständlich. Der hier vom Gesetze angenommene Sachverhalt
bestellt darin, daß die Erben eines Verstorbenen den Antritt
des chnen deferirten Nachlasses ausdrücklich oder durch conclu-
dente Handlungen ablehnen, weil sie den Nachlaß für über-
schuldet erachten. Ob es sich in diesem Falle um Insolvent-
erklärung der Erben, oder aber um die Verhängung des Kon-
kurses über die ksrsäiwg âo6H8 handele, läßt sich aus dem
Texte des Punkt 3 nicht ersehen. Nimmt man ersteres an, so
stößt man sogleich auf die Schwierigkeit, daß in der Weige-
rung der Erben, den von ihnen als überschuldet erachteten
Nachlaß anzutreten, ganz unmöglich ein Zugeständnis ihrer
eigenen Zahlungsunfähigkeit erblickt werden kann. Dieses er-
scheint auch dann ausgeschlossen, wenn die Gläubiger den
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Nach der Lage seines Vermögens und seiner Person
gilt der Schuldner als insolvent:

1. wenn sich bei Beitreibung einer weder durch ein
Pfand, noch durch eine Bürgschaft gedeckten Schuld
ergiebt, daß das Vermögen des Schuldners zur Deckung
seiner Schulden unzulänglich ist,

2. wenn der Schuldner, nachdem seine Schuld fällig ge-
worden, in Anlaß gegen ihn erhobener Klage von
seinem Aufenthaltsorte entflieht, .

3. wenn der Schuldner, bevor gegen ihn wegen fällig
gewordener Schulden Klage erhoben wird, seinen
Aufenthaltsort heimlich verläßt und sich verbirgt,
ohne für seine Abwesenheit in seinem Geschäftslocale
oder Aufenthaltsorte hinsichtlich feiner Geschäfte Ver-
fügung getroffen zu haben — und endlich

4. wenn auf Klage eines pfandrechtlich nicht sichergestell-
ten Gläubigers eine Schätzung oder Versteigerung des
Vermögens des Schuldners stattfindet und andere
Gläubiger während Ausführung dieser Maßregeln bei
dem Gerichte Gesuche mit der Behauptung einsenden,
daß das Vermögen des Schuldners zur Neckung ihrer
noch nicht fälligen Forderungen nicht ausreichen werde.

Erben keinen Glauben schenken, also der Ansicht sind, daß der
Nachlaß sufficient sei, denn selbst wenn sich bei einer gericht-
lichen Untersuchung der Activa und Passiva des Nachlasses
die Sufficienz desselben herausstellt, so läßt dieser Umstand
doch weder einen Schluß auf die Insolvenz der Erben zu,
noch giebt er den Gläubigern das Recht, die Erben zum An-
tr i t t des ihnen deferirten Nachlasses zu zwingen. Kann es
sich demnach nur um die Frage handeln, ob über die dor«äi.
w8 ^oeu8 der Konkurs zu verhängen fei, so wäre es offen-
bar ungereimt, die Insufficienz des Nachlasses deshalb für
erwiesen, oder auch nur für wahrscheinlich anzusehen, weil die
Gläubiger der Meinung sind, daß er sufficient sei.
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Derartige Gesuche halten die Versteigerung nicht auf,
die durch die letztere erzielte Summe wird aber dem
Gläubiger, der die Versteigerung herbeigeführt hat,
nicht ausgezahlt, sondern (bis auf Weiteres) einbehal-
ten. (Art. 500 der K. O.)'),

s 14.

Iusolventerklärung.

Niemand kann als insolvent angesehen werden, bevor
er vom Gericht für insolvent erklärt worden ist. (Art, 501
d, K. O.). Wenn es sich um die Insolvenz eines Kaufmanns
handelt, hat das Gericht, nachdem es die vorliegenden Insol-
venzanzeichen (ß 13) seiner Prüfung unterzogen, den Schuld-
ner vorzubescheiden, seine mündlichen Erklärungen anzuhören

1) Die hier angegebenen Merkmale der Insolvenz bilden
an und für sich noch keinen vollen Beweis der Zahlungsunfähig-
keit' sind vielmehr als bloße Anzeichen oder Indicien der
Insolvenz zu betrachten und berechtigen den Richter noch nicht,
den Schuldner für zahlungsunfähig zu erklären. Dies geht
aus den im nächsten Paragraphen anzugebenden Bestimmun-
gen der Art. 502^—502" der Konkursordnung hervor, indem
dieselben nicht allein dem Schuldner die Gntkräftung jener
Anzeichen offen lassen, sondern auch Verhandlungen und offt-
cielle Erhebungen vorschreiben, von deren Ergebniß die ge-
richtliche Insolventerklärung des Schuldners abhängig :st.
Ein anderer Gesichtspunkt gilt dagegen hinsichtlich des vom
Schuldner vor Gericht abgelegten Geständnisses seiner Zah-
lungsunfähigkeit, denn nach dem Art. 502' d. K. O. beweist
ein solches Iugeständniß die Zahlungsunfähigkeit des Schuld-
ners, ohne daß weitere Erhebungen erforderlich find. Gin
Gleiches dürfte wohl auch der Fall sein, wenn der Schuldner
sein Geständniß außerhalb des Gerichts vor Zeugen abgelegt
hat. Die Bestimmung des letzterwähnten Artikels der K. O.
möchte indeß keineswegs unbedenklich sein, da sie fingirten
Bankerotten, die doch zuweilen vorkommen, Vorschub zu leisten
geeignet ist.
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und ihn in derselben Sitzung mittelst Erkenntnisses für insol-
vent zu erklären, falls es aus den Darlegungen des Schuld-
ners keine Gründe zu entnehmen vermag, durch welche die
Bedeutung der Anzeichen entkräftet wird. (Art. 502 d. K. O.).

I n Sachen nicht kaufmännischer Insolvenz gelten hin-
sichtlich der Insolventerklärung folgende Regeln.

Sobald von Seiten der Gläubiger auf Erklärung ihres
Schuldners für insolvent bei Gericht angetragen wird oder
der letztere seine Insolvenz selbst dem Gerichte zur Anzeige
bringt, ladet dieses alle ihm bekannten anwesenden Gläubiger
sofort vor feine Schranken, stellt (durch Verhandlungen mit
den Interessenten) „die Sache auf Grund der vorgebrachten
Angaben und Auskünfte klar" und erläßt ein Urtheil, in
welchem es je nach den Ergebnissen der Verhandlungen ent-
weder die Antragsteller abweist, oder aber, ohne indeß die
Insolvenz des Schuldners auszusprechen, die Inventur und
Schätzung des ganzen beweglichen und unbeweglichen Ver-
mögens des Schuldners verfügt und anordnet, daß dem Schuld-
ner sofort ein Revers abzunehmen sei, worin derselbe zu ver-
sichern hat, daß er von seinem Vermögen nichts bei Seite ge-
schafft habe, noch auch von demselben künftig etwas bei Seite
schaffen auch die Stadt ohne Erlaubniß des Gerichts nicht
verlassen werde. An den vor Erlaß des Urtheils stattfinden-
den Verhandlungen können sich auch die dem Gerichte bis da-
hin unbekannt gewesenen und daher nicht uorbeschiedenen
Gläubiger betheiligen, (Art. 502' und 502' d. K, O.). Nach
Inventur und Schätzung des Vermögens des Schuldners kann
das Gericht auf Antrag der Gläubiger, wie des Schuldners
durch eines seiner Glieder eine Generalabrechnung des activen
Vermögens und der Schulden des Schuldners zusammenstellen
lassen. Gleichzeitig hat es einen Tag zu bestimmen, an dem
der Schuldner und alle anwesenden Gläubiger zur Vorbrin-
gung mündlicher Erklärungen in der Sache zu erscheinen haben.
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Ergiebt sich dabei auf Grund der vorgebrachten Auskünfte
und Angaben, daß das Vermögen des Schuldners zur vollen
Deckung aller unzweifelhaften Schulden unzulänglich ist, fo
erklärt das Gericht den Schuldner mittelst Urtheils für insol-
vent. Vermag es sich aus den gepflogenen Verhandlungen
von der Insufficienz des Vermögens des Schuldners nicht
zu überzeugen, fo verweigert es gleichfalls mittelst Urtheils
die beantragte Insolventerklärung, (Art. 502° und 502° d.
K. O.). Hat der Schuldner seine Insolvenz vor Gericht er-
klärt, so wie auch dann, wenn die dem Bezirksgerichte auf
Grund des Art. 1214 der Civilproceßordnung vorgestellte
Summe sich zur vollen Deckung sämmtlicher zur Beitreibung
angemeldeten Forderungen unzulänglich erweist und der Schuld-
ner keine sonstigen ihm zu Gebote stehenden Zahlungsmittel
angiebt, so hat das Gericht sofort das Urtheil über die I n -
folventerklärung des Schuldners zu erlassen, ohne zur Inven-
tur und Schätzung des Vermögens des Schuldners zu schrei-
ten und ohne der der Insolventerklärung vorausgehenden
Schlußverhandlung (Art. 502°) Raum zu geben. (Art, 502'
d. K. Q).

Flüchtet der Schuldner, nachdem die Beitreibung einer
fälligen Schuld desselben angemeldet worden (§ 13) aus seinem
Aufenthaltsorte, so prüft das Gericht auf Antrag der Gläu-
biger und ohne den Schuldner vorzubescheiden die von den
ersteren zur Begründung der Insolvenz des Schuldners vor-
gebrachten Angaben und Auskünfte und erklärt diesen ohne
weitere Verhandlungen und ohne Inventur und Schätzung
feines Vermögens für infolvent, falls es aus jenen Angaben
und Auskünften der Gläubiger sich von der Infufficienz
des schuldnerischen Vermögens überzeugt hat. (Art. 502'
d. K. O.),
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8 ib.

Die Person des Gemeinschnldntrs treffende Folgen de«
Insolventertlärnug.

I n Sachen k a u f m ä n n i s c h e r I n s o l v e n z wird der
Gemeinschuldner kraft des seine Insolvenz aussprechenden rich-
terlichen Urtheiles in Haft genommen. Von dieser Regel ist
eine Ausnahme nur dann gestattet, wenn die Aufdeckung der
Insolvenz durch das eigene Geständniß des Schuldners und
zwar ehe und bevor von Seiten der Gläubiger gerichtliche
Anträge auf Beitreibung ihrer Forderungen gestellt waren,
erfolgte und die in Person oder Vollmacht bei Gericht erschie-
nenen Gläubiger sich mit der Belastung des Gemeinschuldners
auf freiem Fuße einverstanden erklären und dieser zugleich eine
sichere Bürgschaft für sein Verbleiben in der Stadt bestellt.
(Art, 503 d, K, O,)').

I n Sachen wegen nicht kaufmännischer Insolvenz kann
der Gemeinschuldner, der Personalhaft bis zur Feststellung der
Art der Insolvenz auf Grund des Art. 63 des Gesetzes über
die von den Friedensrichtern zu verhängenden Strafen nur
dann unterworfen werden, wenn er den Revers darüber, daß
er die Stadt nicht verlassen werde, verletzt hat. (Art. 503')')-

1) Um das Urtheil, das er vor Augen hat, näher zu
bezeichnen, bezieht sich der Art. 503, auf die Art, 502 und
502°, von denen der erstere auf die Insolventerklärung in
kaufmännischen, der letztere von der Insolventerklärung in
nicht kaufmännischen Konkursen handelt. Hiernach kann es
scheinen, die Inhaftnahme des Gemeinschuldners habe auch in
Fällen nicht kaufmännischer Insolvenz stattzufinden. Da aber
der darauf folgende Art, 503' die Inhaftnahme des Gemein-
fchuldWrs in nicht kaufmännifchen Konkursen ausdrücklich aus-
schließt, so kann die Bezugnahme auf den Art. 502" nur als
ein Redactionsfehler angesehen werden,

2) Die Konkursordnung scheint hier, wie in verschiede-
nen anderen Stellen, vorauszusetzen, daß der Gemeinschuld-
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Treten bei Verhandlung einer Konkurssache Anzeichen

oder Beweise böswilliger Insolvenz zu Tage, so verfährt, das

Gericht nach Anweisung des Art, 29 der Strafproceßordnung

und wenn der der böswilligen Insolvenz Verdächtige sich

nicht bereits in Haft befindet, so hat das Gericht, nach An-

hörung des Procureurs, die in den Art. 415—432 des Straf-

gesetzbuchs vorgeschriebenen Maßregeln zu ergreifen, (Art,

503' d. K. O.). Urtheile, durch welche auf Grund städtischer

Wahlen angestellte Personen für insolvent erklärt werden, sind

sowohl der Obrigkeit dieser Personen, wie auch der Behörde,

bei der sie angestellt sind, mitzutheilen, damit sogleich Anord-

nungen wegen ihrer Verabschiedung vom Amte getroffen wer-

den können, (Art. 504 d. K. O.).

§ 16,

Velamltmachmlg der Insolvenz und deren Rechtsfolgen

I n Folge des Urtheils, welches den Schuldner für in-

solvent erklärt und somit den Konkurs über fein Vermögen

eröffnet hat, ist vom Gericht eine Bekanntmachung des Ge-

schehenen zu erlassen, „damit sie in der in den Art. 295 und

296 der Civilproceßordnung angegebenen Ordnung und außer-

dem in drei auf einander folgenden Nummern der Zeitungen

beider Hauptstädte und der örtlichen Gouv, Zeitung publicirt

werde." Die Bekanntmachung ist auch an den Thüren des

Gerichts und, falls in der Stadt eine Börse vorhanden, auch

ner in einer Stadt wohne oder doch sich in einer solchen auf-
halte. Wenn er aber seinen Wohnsitz auf dem flachen Lande
hat, so kann doch unmöglich gefordert werden, daß er für die
Tauer des Konkurses in die Stadt ziehe und darf daher wohl
angenommen werden, daß der Gemeinschuldner sich mittelst
Reverses nur zu verpflichten habe, seinen bisherigen Wohnsitz
nicht zu verlassen.
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dort auszuhängen. I n Konkursen von Personen bäuerlichen
Standes werden die Publicationen außerdem in den örtlichen
Volksblättern bekannt gegeben. Die Beobachtung dieser Vor-
schrift hängt, wenn der bäuerliche Gemcinschuldner seinen
Wohnsitz nicht in den Grenzen einer Landgemeinde hat, von
dem Ermessen des Gerichts ab. (Art. 506 und 506' d. K. O.).

Kraft dieser Bekanntmachung ist aller Orten auf das
bewegliche und unbewegliche Vermögen des Gemeinschuldners
Verbot anzulegen, gerade so als wäre das Verbot direct von
dem Gericht an die Behörde geschickt worden, in dessen Be-
zirk das Vermögen sich befindet. Besitzt der Gemeinschuldner
in den Ostseeprovinzen Immobiliarvermögen, so hat die zu-
ständige Grundbuchabtheilung, nachdem ihr die erfolgte Kon-
kurseröffnung mitgetheilt worden, solches in den Grundbüchern
zu vermerken. (Art. 508 und 508' d. K. O.)').

I n Folge der Bekanntmachung des Konkurses sind so-
wohl alle Gläubiger des Gemeinschuldners, (mit Ausnahme
der unten angegebenen) als auch alle Schuldner desselben ver-
pflichtet, in einer viermonatlichen Frist, gerechnet von der letz-
ten Publication im Staatsanzeiger, „ihre Rechte und Ver-
pflichtungen" bei dem Gerichte anzumelden, von welchem der
Konkurs eröffnet worden ist. (Art. 509 d. K. O.)').

1) Ob der Gemeinschuldner mit Beschlag zu belegendes
bewegliches Vermögen habe und wo namentlich sich dasselbe
sich befinde, wird den Behörden, von deuen hier die Rede ist,
in der Regel unbekannt sein. I n ihrem Bezirk Nachforschun-
gen nach etwa dort befindlichem beweglichem Vermögen des
Gemeinschuldners anzustellen, kann diesen Behörden unmög-
lich zugemuthet werden und dürfte daher die Pflicht derselben
zur Beschlagnahme des bezeichneten Vermögens aus die beiden
Fälle beschränkt sein, wenn ihnen zufällig bekannt lst, daß sich
Mobilien des Gemeinschuldners in ihrem Bezirk befinden, oder
wenn ihnen hierüber von der Konkursverwaltung oder den
Konkursgläubigern Anzeige gemacht wird.

2) Von dieser Bestimmung werden jedenfalls diejenigen
nicht betroffen, denen ein Sermtut, oder ein Grundzinsrecht
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Von der Pflicht zur Anmeldung sind befreit:
1. Personen, die ein Recht auf Aussonderung von Sachen

aus der Konkursmasse haben (vergl. § 5).
2. Gläubiger, die hinsichtlich ihrer Forderungen ein Recht

auf Befriedigung außerhalb des Konkursverfahrens
habm (siehe § 6) ' ) .

3. Massengläubiger (siehe § 7).
4. Zur Compenfation berechtigte Gläubiger, jedoch nur

in soweit, als ihre Forderungen sich durch Comven-

oder die Erbpacht an dem Immobi l des Gemeinschuldners
zusteht, denn diese Personen sind, was ihr Mg in i>e alienn
selbst betrifft, nicht m der Lage, im Konkurse Befriedigung zu
suchen, ihre dinglichen Gerechtsame find in die öffentlichen
Grund- und Hypothekenbücher eingetragen und werden von
dem Konkurse des Gigenthümers des betreffenden Immobils
überhaupt gar nicht berührt, da sie auch dem neuen Erwerber
des Immobils gegenüber Geltung haben.

1) Is t ein Immobi l des Gemeinschuldners, wie leider
häufig der Fall ist, mit hypothekarischen Forderungen schwer
belastet, so kann es leicht geschehen, daß es unmöglich ist, die-
jenigen der zur abgesonderten Befriedigung berechtigten hypo-
thekarischen Gläubiger, deren Forderungen in der Reihe der
Ingrossationen die untersten Stellen einnehmen, aus dem für
das verhaftete Immobi l erzielten Kaufpreise zu befriedigen.
Unter dieser Voraussetzung bleiben die Forderungen der ge-
duzten Gläubiger insoweit, als sie aus dem erzielten Kauf-
preise des Immobils nicht getilgt werden können, selbstver-
ständlich bestehen und können daher, obschon sie ihrer ursprüng-
lichen pfandrechtlichen Sicherheit verlustig gegangen, im Kon-
kurse des Gemeinschuldners geltend gemacht werden. Dieser-
halb und weil die Versteigerung des Immobils möglicher
Weise erst nach Ablauf der für die Konkursgläubiger anbe-
raumten Frist zur Meldung ihrer Ansprüche erfolgen kann,
werden solche hypothekarische Gläubiger, welche Grund zu der
Befürchtung haben, daß die Bezahlung ihrer Forderung aus
dem Kaufpreise des Immobils sich als unmöglich erweisen
werde, gewiß gut thun, ihre Forderungen eventuell im Kon-
kurse anzumelden und sie in demselben, sofern es erforderlich
wird, zu verfolgen.
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sation mit den Gegenforderungen des Gemeinschuld-
ners decken lassen (siehe § 9). (Art. 510' d. K. O.).

Zur Aussonderung berechtigte Personen sind verpflichtet,
ihr Recht bei Verlust desselben innerhalb der für die Anmel-
düng der Forderungen festgesetzten Frist, mittels Klage bei
dem zuständigen Gericht geltend zu machen. Dieser Verpflich-
tung sind diejenigen enthoben, deren Rechte auf die auszuson-
dernde Sache in die Grundbücher einzutragen sind. I n Kon-
kurs-Sachen von Personen bäuerlichen Standes wird die von
dem Gemeinschuldner gepachtete Bauerlandstelle (Bauergesinde)
sofort nach Eröffnung des Konkurses dem Grundherrn nebst
allem Inventar zurückgegeben. (Art. 510') ') .

Wer im Besitz dem Gemeinschuldner gehöriger Sachen
ist, hat dem Konkurs-Gericht darüber in der für Anmeldung

1) Nach Art. 4130 des Privatrechts sind weder der Ver-
pächter und Vermiether, nock auch die Gläubiger des Pächters
oder Miethers, wenn einer der letzteren in den Konkurs ge-
rathen, zur Fortsetzung des Pacht- resp. Miethvertrages ge-
halten, auch sind weder die Gläubiger, noch auch der Ver-
pächter resp. Vermiether an eine Kündigungsfrist gebunden.
Hieraus folgt, daß der Grundherr, wenn über das Vermögen
seines Pächters der Konkurs verhängt ist, das verpachtete
Grundstück sofort wieder zurückzunehmen und seiner unbeschränk-
ten Disposition zu unterwerfen berechtigt erscheint und zwar
ohne daß etwas darauf ankommt, ob der Pächter dem Bauern-
stände oder einem anderen Stande angehört und ob das
Pachtobject eine Bauerlandstelle oder ein anderes Immobi l
ist. So gewiß demgemäß die hier in Rede stellende Bestim-
mung der Konkursordnung einer durch das Privatrecht aus-
geschlossenen Beschränkung Raum gegeben, ebenso gewiß dürfte
auf der anderen Seite sein, daß die verpachtete Bauerland-
stelle nach Eröffnung des Konkurses über das Vermögen des
Pächters von dem Grundherrn nickt nothwendig zurückgekom-
men werden muß, denn ihm steht doch frei, sick mit den Kon-
kursgläubigern des Pächters dahin zu verständigen, daß sie
an Stelle des letzteren in den Pachtvertrag eintreten und den-
selben fortsetzen sollen. '
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der Forderungen vorgeschriebenen Frist Anzeige zu machen.
I m Fall der Säumigkeit haftet er für den Schaden und die
Verluste, welche durch seine Säumigkeit verursacht sind. Diese
Regel erstreckt sich nicht auf Personen, welche Immobilien des
Gemeinschuldners auf Grund in die Grundbücher eingetragener
Rechte besitzen. (Art. 410' d. K. Q).

s 1?.

Auf die Insslvenzerllärung folgende Wahrnehmungen

des Gerichts.

Nach der Konkurseröffnung ist auf das bewegliche Ver-
mögen des GemeinschuldnerZ Beschlag zu legen und zwar an
seinem Wohnort am Tage der Konkurseröffnung oder am dar-
auf folgenden Tage, an andern Orten aber nach Empfang
der Publication. Die Beschlagnahme des Vermögens des
GemeinschuldnerZ wird von dem Gerichtsvollstrecker auf Grund
der in der Civilproceßordnung vorgeschriebenen Regeln voll-
führt. Die Beitreibung auf Vollstreckungsmandate, die vor
der Publication der Insolvenzerklärung ausgefertigt sind,
wird nicht ausgesetzt; doch alle beigetriebenen und vor der
Publikation noch nicht dem Gläubiger ausgelieferten Sum-
men werden demjenigen Bezirksgerichte vorgestellt welches die
Konkurssache leitet und stießen zur Konkursmasse. Diese
Regel bezieht sich nicht auf Gläubiger, die zur abgesonderten
Befriedigung berechtigt sind. Bleibt nach Befriedigung dieser
Gläubiger von der beigetriebenen Summe ein Rest übrig, so
ist derselbe gleichfalls zur Konkursmasse zu ziehen. (Art.
512' und 512' d. K. O.).

Für das Vermögen des Gemeinschuldners hat das Be-

zirksgericht einen provisorischen Curator zu bestellen, den es
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nach seinem Ermessen vorzüglich aber aus der Zahl solcher drit-
ter zuverläßiger Personen oder vereidigter Rechtsanwälte er-
nennt, auf welche die Gläubiger hingewiesen haben und die
schriftlich ibre Bereitwilligkeit zur Uebernahme dieses Amtes
ausgesprochen haben'). I n wichtigen KonkurZsachen werden
zwei Curatore bestellt. Personen die mit dem Gemeinschuld-
ner verwandt sind werden nicht zur Uebernahme der Curatel
zugelassen. Außer in den oben am Schluß des § 14 ange-
gebenen Fällen, hat das Konkursgericht die in der Stadt
wohnenden Gläubiger des Gemeinschuldners, soweit sie ihm
bekannt sind, durch besondere Ladungszettel nicht später als
drei Tage nach der Konkurseröffnung zur Inventur und vor-
läufigen Veranschlagung der Schulden vorzubescheiden. Nach
Eintritt des Termins ist von dem insolventen Schuldner ein
Revers darüber zu nehmen daß er nichts von seinem Ver-
mögen bei Seite geschafft hat oder bei Seite schaffen werde
unter der Androhung daß er im Fall des Zuwiderhandelns
bestraft und für einen böswilligen Bankrotteur angesehen wer-
den solle. Behauptet der Schuldner daß er die Details aller
femer Geschäfte nicht kenne und beruft er sich auf seine Hand-
lungsgehilfen, so werden dieselben vorgeladen und eidlich ver-
nommen. (Art. 516 und 517 d. K. O,)

8 18.

Obliegenheiten des provisorische« Cnrators.

Nach Unterzeichnung des Reverses durch den Gemein-

schuldner hat der Curator sich in Begleitung der anwesenden

1) I m Texte der K. O. ist nicht gesagt, daß der er-
nannte Curator auf das ihm übertragene Amt zu beeidigen
sei. Na er aber zu wiederholten Malen beeidigter Curator
genannt wird, so muß angenommen werden, daß er gleich
bei feiner Anstellung zu beeidigen ist.

Doip. Iur. S». Nd. II.
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Gläubiger und des Gemeinschuldners an den Wohnort oder

in das Geschäftslocal des letzteren zu begeben und dort in

Gegenwart des Gerichtsvollstreckers zur Inventur des Ver-

mögens und Veranschlagung der Schulden zu schreiten. (Art.

518 d. K. O.).

Das von dem Curator und den anwesenden Gläubigern

anzufertigende Inventar muß eine vollständige Uebersicht über das

bewegliche und unbewegliche Vermögen des Gemeinschuldners,

wie der sämmtlichen Activa und Passiva desselben gewähren.

Z u diesem Behuf haben sie nicht allein den Gemeinschuldner selbst,

sondern auch seine Geschästsgehülfen wo nöthig eidlich zur

Erläuterung von Netailfragen zu vernehmen. Hat sich der

Gemeinschuldner versteckt, so sind seine Frau und seine groß-

jährigen Kinder über sein Vermögen zu befragen, was jedoch

nicht eidlich geschehen darf. (Art. 519). Aus den eingezoge-

nen Auskünften und Ermittelungen hat der Curator eine

Bruttoabrechnung anzufertigen, die von ihm und den bei

der Inventur anwesend gewesenen Personen zu unterzeichnen

und bei dem Gericht einzureichen ist. Nachdem dieses gesche-

hen ist, wird der Curator von dem Gerichte bevollmächtigt,

die Masse bis zur Wahl der Konkursverwaltung zusammen

mit den anwesenden Gläubigern zu verwalten. I n Folge dessen

haben sie alle auf den Namen der Gemeinschuldners eingehen-

den Briefe und Gelder zu empfangen, Steuern zu zahlen und

überhaupt, wie einem guten Wirthe ziemt, zu verfahren, auch

dem Gericht wöchentlich Rechnung abzulegen. Dem Verderben

ausgesetzte Sachen können sie mit Erlaubniß des Gerichts

durch einen Makler auf der Börse oder im öffentlichen Aus-

bot verkaufen. Zur Unterhaltung des Gemeinfchuldners und

seiner Familie hat der Curator nach Bestimmung der anwe-

senden Gläubiger und unter Genehmigung des Gerichts eine

dem Bedürfniß entsprechende Summe zu verabfolgen. End-

lich liegt dem prov, Curator ob, die Bildung der definitiven
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KonkurZvenvaltung in der im nächsten § angegebenen Weise
herbeizuführen. (Art. 519—523 d. K. Q).

s 19.

Wahl der definitiven Curatsren und Bildung der Konkurs-
Verwaltung.

Sobald der der Summe nach größere Theil der Gläubiger
in Persou der durch Vertreter erschienen ist, setzt der Curator
einen Termin fest, in welchem alle anwesenden Gläubiger zu
erscheinen und nach Stimmenmehrheit zwei oder mehr defini-
tive Curatoren aus den anwesenden Gläubigern und einen
Präsidenten zu wählen haben'). Dieser Versammlung können

1) Wie groß die Summe aller Forderungen der Kon-
kursgläubiger sei, läßt sich selbstverständlich erst nach Ablauf
des Meldungsfrist beurtheilen. Hieraus folgt, daß der be-
eidigte Curator sich darüber, wann der der Summe nach
g r ö ß e r e T h e i l der Gläubiger in Person oder durch Ver-
tretung erschienen sei „d, h. seine Forderungen in Person oder
Vollmacht bei dem Konkursgerichte angemeldet habe", vor
Ablauf der Meldungsfrist keine Kenntniß zu verschaffen ver-
mag. Nach Ablauf dieser Frist liegt dagegen die Gesammt-
heit der mit einander konkurrirenden Gläubiger und Forde-
rungen vor und hat dann die Frage ob der größere oder erst
der kleinere Theil der Gläubiger erschienen fei, keinen Sinn
mehr. Hiernach kann man zu der Annahme geneigt sein, daß
der provisorische Curator erst nach Ablauf der Meldungsfrist,
dann aber alle Konkursgläubiger, die ihre Forderungen recht-
zeitig angemeldet haben, zur Wahl der beiden definitiven
Curatoren und des Präsidenten der Konkursoerwaltung zu
laden habe, daß jedoch zur Theilnahme an der Wahl nur
die im Wllhltermin wirklich erscheinenden Gläubiger (vergl.
Art. 525 d. K. O.) berechtigt seien. Gleichwohl wird diese
Annahme durch die Art. 580 und 581 der K. O. ausge-
schlossen, denn aus denselben geht hervor, daß die Konkurs-
verwaltung schon v o r dem Ablauf der Anmeldungsfrist
zu bilden sn, da sie die Forderungen der Gläubiger so-
f o r t nach der A n m e l d u n g in der unten anzugebenden

8*
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auch Vertreter an dem Konkurse betheiligter KronZbehörden
und Creditinstitutionen beiwohnen. (Art. 524 und 525 d. K.
Q). I n der Versammlung der Gläubiger wird die Stim-
menmehrheit nicht nach der Kopfzahl der Abstimmenden, son-
dern nach der Höhe ihrer Forderungen berechnet. Zu Cura-
toren können auch an dem Konkurse nicht betheiligte Personen
gewählt werden, wenn sie sich dazu bereit erklärt haben. Wenn
im Laufe von zwei Wochen nach dem Wahltermine die Cura-
toren nicht gewählt sind, so ernennt das Gericht in Anlaß
desfallsigen Berichts des provisorischen CuratorZ die definiti-
ven Curatoren aus der Zahl der anwesenden Gläubiger. Das
Amt des Präsidenten kann von den Gläubigern dem proviso-
rischen Curator übertragen werden, sofern er damit einver-
standen ist. Verweigert er die Annahme des ihm zugedachten
Amtes, so wird der Präsident aus den anwesenden Gläubi-
gern ernannt'). Dem provisorischen wie den definitiven Cura-
toren ist es verboten, in ihrem eigenen oder auf fremden
Namen Forderungen von Konkursgläubigern anzukaufen, bei
Strafe der Nichtigkeit dieser Forderungen. (Art. 526—530 d.
K. O.). Der Präsident und die definitiven Curatoren bilden
die Konkursverwaltung. Sie ist eine Behörde in den ihr an-
vertrauten Sachen und bildet als solche eine Unterinstanz des
Bezirksgerichtes. I n dieser Eigenschaft kann sie mit allen Ge-

Weise zu registriren und bevor sie zur Prüfung derselben schrei-
tet, den Ablauf der Anmeldungsfnst abzuwarten Habe. Unter
so bewllndten Umständen wird der provisorische Curator sich
die Frage, ob bereits der der Summe nach größere Theil der
Gläubiger bekannt geworden, nach den Geschäftsbüchern des
Gemeinschuldners und nach anderen eine gewisse Wahrschein-
lichkeit begründenden Umständen zu beantworten haben.

1) Auch hier ermangelt die Ausdrucksweise der Konkurs-
ordnung der erforderlichen Klarheit; dennoch möchte sich kaum
bezweifeln lassen, daß das Gericht den Präsidenten von sich
aus zu ernennen babe, sofern die Gläubiger in der 14tägigen
Frist keinen Präsidenten erwählt haben.
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richten und Behörden in Relation treten, führt ein eigenes
Siegel und kann Geschäftsführer in erforderlicher Anzahl an-
stellen, welche unter Aufsicht des Präsidenten stehen. Die Con-
stituirung der Konkursverwaltung wird, wie im § 16 ange-
geben, bekannt gemacht. Alle den Konkurs betreffenden An-
träge, Schreiben und Berichte sind direct bei der Konkursver-
waltung einzureichen, auch ist derselben das ganze den Kon-
kurs betreffende Actenmaterial zu übergeben, welches sich bei
dem Konkursgericht befindet.

Der Präsident bestimmt die Termine der Gläubigerver-
sammlungen, hält in denselben die Ordnung der Verhandlun-
gen aufrecht, eröffnet und fchließt sie. Jeder Gläubiger ist
berechtigt in der Konkursoerwaltung zu erscheinen und daselbst
über den Stand der Sache und die Lage der Masse Aus-
künfte einzuziehen. Die Ertheilung der letzteren darf von der
Verwaltung nicht verweigert werden.

Beläuft sich die Zahl der anwesenden Gläubiger auf
weniger als drei, so unterbleibt die Bildung einer Konkurs-
verwaltung, die Obliegenheiten derselben werden von dem Ge-
richte, in dessen Bezirk der Konkurs eröffnet worden, erfüllt
und dies Gericht überträgt die Verpflichtung, das zur Masse
gehörige Vermögen zu verkaufen und die Processe zu führen
dem beeidigten Curator. Dem Gemeinschuldner, wie den
Gläubigern steht übrigens das Recht zu, auf Ersetzung des
beeidigten Curators durch eine andere Person anzutragen.
(Art. 531-536)').

1) Ereignet es sich, daß eben nur drei Konkursgläubi-
ger zur Wahl der Curatoren und des Präsideuten erscheinen
und gelingt es ihnen nicht dritte Personen zur Uebernahme
der curatorischen Funktionen willig zu machen, so befinden sie
sich in der absonderlichen Lage, nur einander wählen zu kön-
nen. Denkt man sich dabei den Fall, daß die drei erschiene-
nen Gläubiger Leute sind, denen es sowohl an allgemeiner
Nildung, als an jeglicher Kenntniß des Rechts mangelt, oder
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§20.

Obliegenheiten der Kontnrsverwaltnng.

Die Konkursverwllltung ist verbunden, über alle Ge-
schäfte des Gemeinfchuldners Verfügung zu treffen und diesel-
ben als Bevollmächtigte der Gläubiger deren Interesse ent-
sprechend, wie es einem guten Wirth ziemt, zu besorgen').

Insbesondere hat sie die Activa und Passiva des Ge-
meinschuldners endgültig festzustellen, die Konkursmasse zu ver-
walten, eine dem Werthe derselben möglichst nahe kommende
Schätzung vorzunehmen, eine allgemeine Abrechnung und einen
Plan darüber, in welcher Ordnung und mit welchen Beträgen
die Konkursgläubiger zur Perception gelangen sollen, zu, ent-
werfen, auch ein Gutachten über die Ursachen der Insolvenz
und deren Beschaffenheit abzugeben und die Lage des Gemein-
schuldners während des Konkurses zu bestimmen.

Gleich beim Antritt ihres Amtes hat die Konkursver-
waltung von dem provisorischen Curator einen Bericht zu
empfangen über den Stand der Activa und Passiva seit dem
Zeitpunkte der erstmaligen Inventur und Bruttoabrechnung, so
wie darüber, was von dem provisorischen Curator und den
anwesenden Gläubigern im Laufe dieser Zeit gethan worden
ist. Ersieht sie aus diesem Berichte irgend welche Versäum-
nisse oder Angaben über Verkäufe oder Ausgaben, die vom
Konkursgerichte nicht bestätigt worden, so trägt sie solches in
der allgemeinen Gläubigerversammlung vor und diese kann

die gar Analphabeten sind, so werden sie eine Konkursverwal-
tung bilden, die den Anforderungen des Gesetzes zu entsprechen
schlechterdings außer Stande ist und eigentlich nur die Karrika-
tur einer Konkursverwaltung darstellt.

1) Naß die Konkursverwaltung nur als Bevollmächtig-
ter der Gläubiger und nur zu deren Gunsten handeln soll,
läßt sich schwerlick billigen, da die Konkursverwllltung auch
auf die Interessen des Gemeinschuldners Bedacht zu nehmen hat.
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dem Gerichte den Vorschlag unterbreiten, wen gehörig, zu be-
langen. (Art. 552 und Art. 549—551 d. K. O.).

8 21.

Geschäftsführung der Kontursverwaltung.

Von dem Konkursgerichte werden der Konkursverwal-
tung zwei mit Schnur und Siegel versehene Tifchregister über-
geben, das eine, um darin alle Handlungen der Konkursver-
waltung und in Kürze alle einlaufenden Schriftstücke zu be-
merken, das andere zur Verzeichnung der Ausgaben und Ein-
nahmen. Von diesen Tischregistern hat die Konkursverwal-
tung Abschriften nehmen zu lassen, dieselben nach Jahresschluß
zu unterzeichnen und sie dem Konkursgericht zur Revision und
Aufbewahrung zu übersenden. Jeder Gläubiger hat das Recht,
in der Konkursverwaltung zu erscheinen, um über die Lage
seiner Sache Auskunft einzuziehen. Die Verwaltung ist ver-
bunden, dem Erschienenen alle Auskünfte über die Lage der
Masse zu ertheilen. (Art. 53? und 539 d. K. Q).

Nie Konkursuerwllltung kann die Festsetzung einer Frist
zumVerkauf derjenigen Sachen bei dem Gericht beantragen,
oie zur Befriedigung solcher Gläubiger zu dienen haben, denen
ein Recht auf abgesonderte Befriedigung zusteht. (Art. 562
d. K.O.) ' ) .

1) Diese Bestimmung findet ihre Erklärung in dem Um-
stände, daß derjenige Theil des für die fraglichen Gegenstände
erzielten Kaufpreises der nach Deckung der Forderungen der
zur abgesonderten Befriedigung außerhalb des Konkurses be-
rechtigen Gläubiger des Gemeinschuldners übrig bleibt, zur
Konkursmasse zu ziehen ist, wie oben bemerkt wurde. Ob mit
dem Ausdruck „bei dem Gerichte" das Konkursgericht oder
aber das für die Versteigerung der Sachen nach den allge-
meinen Vorschriften zuständige Gericht gemeint sei, erschemt
fraglich. Ist das Konkursgencht gemeint, so hat es jedenfalls
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Sie hat jede Forderung, gleich nach deren Anmeldung
und nachdem sie mit der Unterschrift und dem Siegel der
Curatore versehen ist, in das ihr vom Konkursgerichte über-
gebene Schnurbuch einzutragen und zwar mit Angabe:

1. Des Rechtsgrundes der Forderung,
2. der Summe derselben und

3. der Classe, in welcher der Gläubiger > Befriedigung
verlangt.

Gründet sich die Forderung auf Urkunden, so hat die
Konkursverwllltung dem Anmelder der Forderung eine Frist
von nicht mehr als zwei Wochen zur Beibringung der Ur-
kunde im Original oder in vorschriftsmäßig beglaubigten Ab-
schrift zu gewähren').

Das Schnurbuch kann von allen am Konkurse betheilig-
ten Personen durchgesehen werden. (Art, 580 d. K. O.).

I n wie weit die Konkurs«erwaltung Hei der Prüfung
der Forderungen, bei Herstellung eines Distributions-Planes

das für die Versteigerung zuständige Gericht um den Verkauf
zu ersuchen, denn ist z. B. das Verkaufsobject ein außerhalb
des Iurisdictionsbezirks des Konkursgerichts belegenes Immo»
bil, so kann doch nur das toriim rei siwo für die Versteige»
rung zuständig sein.

1) Die Frist von höchstens 14 Tagen wird sich in
Fällen, in denen die Herbeifchaffung der beizubringenden Ur-
kunden mit erheblichen Schwierigkeiten zu kämpfen hat, als
viel zu kurz bemessen herausstellen. Dieserhalb und weil in
der Bekanntmachung der Anmeldungsfmst n icht gesagt ist,
daß die Konkursgläubiger mit Anmeldung ihrer Forderungen
die Beibringung der dieselben begründenden Urkunden zu ver-
binden haben, hätte es der Natur der Sache vielleicht mehr
entsprochen, wenn das Gesetz der Konkursverwaltung eine Er-
streckung der 14tägigen Frist in dem Falle offen gelassen
hätte, wenn der betreffende Konkursgläubiger glaubhaft zu
machen vermag, daß ihm die Beibringung der Urkunde in der
Zeit von 14 Tagen wegen der obwaltenden Verhältnisse un-
möglich sei.



121

und bei der endgültigen Vertheilung der Masse unter die
Gläubiger mitzuwirken hat, ist in den folgenden Paragraphen
angegeben,

s 22,

Prüfung der angemeldeten Forderungen.

Nach Ablauf der Frist zur Anmeldung der Forderungen
hat die Konkursverwaltung die Gläubiger zur Prüfung der
angemeldeten Forderungen zu einer Sitzung zu berufen und
zwar so, daß diese Sitzung nicht später als 14 Tage nach
Ablauf der Meldungsfrist stattfindet. I n der Sitzung führt
der Präsident der Konkursverwaltung oder einer der Cura-
toren den Vorsitz. Die Sitzung gilt für beschlußfähig ohne
Rücksicht auf die Anzahl der zu ihr erschienenen Gläubiger
Der Gemeinschuldner ist verpflichtet, der Sitzung beizuwohnen
und auf Verlangen der Curatoren oder Gläubiger Erklärun-
gen hinsichtlich der Forderungen zu geben. Die angemeldeten
Forderungen werden in der Sitzung in der Reihenfolge, in
welcher sie in das Schnurbuch eingetragen sind, sowohl hin-
sichtlich ihrer rechtlichen Begründung und ihres Betrages, als
auch hinsichtlich ihrer Hingehörigkeit in die Classe, auf welche
die Anmelder Anspruch gemacht haben, geprüft. Das Aus-
bleiben des Anmelders hindert die Prüfung nicht.

Forderungen, die weder von der Konkursverwaltung,
noch von einem der im Prüfungstermin anwesenden Gläubi-
ger angefochten werden, gelten für anerkannt. Eine besondere
Bestimmung ist in Betreff derjenigen Forderungen zu beob-
achten, die sich gründen

1. auf ein Vollziehungsmandat, oder
2. „auf Wechsel, die die Kraft des Wechselrechts nicht

„eingebüßt haben — und in Sachen wegen kaufmän-
nischer Insolvenz auf Wechsel, wenn in denselben
„keine wesentlichen Fehler sind und sich nach der
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„Vergleichung mit den Büchern und Acten erweist,
„daß sie wirklich entweder für gekaufte oder eingelau-
fene Waaren und Güter oder früher beim Handel
„entstandene und über aus den Büchern ersichtliche
„Schulden und Rechnungen oder aber für baares
„Geld, dessen Empfang aus den Büchern ersichtlich,
„ausgestellt worden sind" ') — oder

1) Eine allen gesetzlichen Requisiten entsprechende Wech-
selurkunde kann bekanntlich ihrer Wechselkraft unter gewissen
Umständen (z. B. wenn sie nicht rechtzeitig protestirt oder in
der gesetzlichen Zeit von zwei Jahren nicht mit emer Wechsel-
klage geltend gemacht worden ist) hinterher verlustig gehen,
behält aber in diesem Falle die Kraft eines Schuldscheines,
kann zwar nicht mehr im Wechselprocesse, wohl aber im ordi-
nären Civilprocesse als Beweis für d:e in ihm beurkundete
Schuldverbindlichkeit benutzt werden und beweist die Existenz
der letzteren in demselben Maße, wie ein die Wechselkraft nicht
eingebüßt habender Wechsel die in ihm zum Ausdruck gebrachte
Wechselschuld, Da nun Wechselforderungen nach der Konkurs-
ordnuttg (vergl, ß 8) keinen Vorzug vor anderen simpeln,
gleichfalls zur I I . Classe gehörigen und im Falle der Unzu-
länglichkeit der Masse immer nur pro rata zum Zuge gelan-
genden Forderungen genießen, so ist nicht einzusehen, warum
Forderungen, die auf, ihrer Wechselkraft verlustig gegangenen̂
Wechfelurkunden beruhen, nicht gleichfalls des Vorzuges der
bis zum Beweise ihrer Nichtigkeit als anerkclnnt'M Vetrach-
tenden Forderungen theilhaftig fein sollen, Es liegt überdies
offenbar in der Natur der Sache, daß dieser Vorzug allen
Forderungen, die auf zur Wechselklage geeigneten Wechseln
gegründet sind, ohne Rücksicht darauf gebühren sollte, ob> sie
m einem kaufmännischen oder nicht kaufmännischem Konkurse
geltend gemacht werden. Dennoch scheint der Art. 585 der
K, O, die Sache anders aufzufassen, denn er schreibt vor,
daß Forderungen, die auf, an keinen wesentlichen Fehlern lei-
denden Wechsel basirt sind, dann, wenn sie in Sachen wegen
kaufmännischer Insolvenz geltend gemacht werden, des Vor-
zuges der lns zum Beweise der Nichtigkeit als anerkannt gel-
tenden Forderungen nur unter der Voraussetzung theilhaftig
fein sollen, wenn ihre Existenz in den Büchern des Gemein-
schuldners und in den Acten Bestätigung findet. Weshalb
diese Ausnahmebestimmung für kaufmännifche Konkurse und
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3. „auf „ordnungsmäßig vollzogene, oder doch beglau-
b igte Documente, in Sachen kaufmännischer Insol°
„venz aber auf Schuldscheine, Verträge oder Verbind-
lichkeiten, die in allem auf gesetzlicher Basis errichtet
„worden sind und wenn dabei ihr Gegenstand, d. h.
„das auf Grund derselben gezahlte Geld, Handgeld,
„Ausgaben oder Einnahmen aus den Büchern her-
vorgehen" l) — oder endlich

4. auf Eintragungen in Handelsbücher, die ordnungs-
mäßig geführt worden sind.

wie unterscheidet sich ein Wechsel, der an keinen w e s e n t -
l i chen Fehlern leidet, von einem zur Wechselklage geeigneten
Wechsel, während doch auch Wechsel, die nur an unwesent-
lichen Fehlern laboriren, zur Erhebung erfolgreicher Wechsel-
klage berechtigen? Außer dem ergeht sich der hier in Betracht
kommende zweite Punkt des Art. 585 in kaum nöthiger Auf-
zählung von Schuldgründen (oungao ciokeucli) welche gleich-
wohl die Zahl der denkbaren Schuldgründe keineswegs er-
schöpft.

1) Vielleicht noch weniger glücklich ist die Redaction des
Punkt 3 gerathen. Zu den ordnungsmäßig vollzogenen Dom-
menten gehören doch auch „Schuldscheine und Vertrage, die
in allem Stücken am gesetzlicher Basis erricktet sind"; denn-
noch aber soll das Recht, bis zum Beweise der Nicktigkeit als
anerkannt« Forderungen zu geAn, , den ^ kaufmännischen Kon-
kursen gettend Gemachten .Forderungen nur, oaM zukommen,
wenn sie änf'Schuldscheine und Verträge g r ü n d e t sind, die
in allen Stücken auf gesetzlicher Basis errichtet worden, was
doch ganz ebenso von den ordnungsmäßig vollzogene Docu-
menten gesagt werden kann und um so auffallender ist, als
die zuletzt erwähnten Urkunden wie es scheint, in nicht kauf-
männischen Konkursen schon genügen, um den auf sie gegrün-
deten Forderungen jenes Recht der anerkannten Forderungen
zu verschaffen. Auf gesetzlicher Basis ausgestellte Schuldscheine
gehören übrigens unzweifelhaft zu den auf gleicher Basis er-
richteten Vertragsurkunden sind also ohne Grund von einander
unterschieden. Auch mit dem den „Schuldscheinen und Ver-
trägen" hinzuaefühter Worte „Verbindlichkeiten" dürften eben
wieder nur auf gesetzlicher Basis errichtete Verträge gemeint sein.
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I n Bezug auf alle in bezeichneter Weise begründete For-
derungen müssen die Gläubiger, beziehungsweise die Konkurs-
verwaltung, die Nichtigkeit derselben in dem allgemeinen Klage-
verfahren beweisen, wenn sie die Gültigkeit oder den Betrag
besagter Forderungen bestreiten. Der Beweis liegt demjenigen
ob, der die Anfechtung erhoben hat.

Bis zur gerichtlichen Entscheidung des Rechtsstreites
genießen diese Forderungen alle Vorzüge anerkannter Forde-
rungen.

Werden gegen die übrigen Forderungen hinsichtlich deren
Zurechtbeständigkeit, oder ihres Betrages oder ihrer Zugehörig-
keit zur ersten Classe Anfechtungen erhoben, so hängt es von
den Anmeldern der Forderungen ab, eine Klage wegen Aner-
kennung der letzteren als in dem gemeldeten Betrage zurecht-
beständig, resp, als zur ersten Classe gehörig gegen diejenigen an-
zustellen, welche die Forderungen angefochten haben. Dieser-
hlllb hat die Konkursverwaltung den betreffenden Gläubigern
einen beglaubigten Auszug der Eintragung in das Schnur-
buch für Anmeldungen zu verabfolgen. Diese Klagen müssen
im Laufe einer dreimonatlichen Frist, gerechnet vom Prüfungs-
termine, bei dem zuständigen Gerichte angestellt werden.
(Art. 585).

Nach der Prüfung aller Forderungen bemerkt der in der
Sitzung Präsidirende das Ergebniß der Prüfung in dem
Schnurbuch und stellt ein besonderes Verzeichniß der aner-
kannten Forderungen zusammen mit Angabe des Betrages
derselben und der ihr zugestandenen Rangclasse. Das Ver-
zeichniß ist von der Konkursverwaltung und den anwesenden
Gläubigern zu unterzeichnen. (Art. 584). Von den Gläubi-
gern abgesehen, deren Forderungen in irgend einer Hiusicht
angefochten sind, hat das Verzeichniß hinsichtlich des Betrages,
wie der Befriedigungsclasse der Forderungen für alle Konkurs-
gläubiger verbindende Kraft und unterliegt keiner Anfechtung.
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Die Urkunden, die von den Gläubigern zum Beweise
ihrer Forderungen beigebracht sind, werden denselben aus ihr
Verlangen zurückgegeben nachdem sie vom Curator mit einer
Aufschrift über das Ergebniß der Prüfung der beurkundeten
Forderungen versehen worden.

8 23,

Allgemeine Abweichung und Plan zur Vefriedignng der
Ksnlursgläubiger.

Nach Prüfung der Forderungen hat die Konkursverwal-
tung anzufertigen:

1, ein Verzeichniß der Schulden des Gemeinschuldners
mit Angabe des Resultat's der Prüfung

2, ein Verzeichniß der Activa der Masse und zwar so-
wohl des baaren Geldes, als auch der noch nicht
verkauften beweglichen und unbeweglichen Vermögens-
stücke des Gemeinschuldners, rücksichtlich welcher der
ungefähre Werth derselben anzugeben ist und endlich
der noch ausstehenden Forderungen des Gemeinschuld-
ners an dritte Personen.

Sodann entwirft die Konkursverwaltung einen Plan zur
Befriedigung der Gläubiger, wobei sie sich nach den die Rang-
ordnung der Gläubiger betreffenden Nestimmungen des § 8
richtet. (Art. 596 und 59? d. K. O).

8 24.

Endgültige Verfügungen in der Glänbigerversammlnn«

Nach Anfertigung des Befriedigungsplanes hat die Kon-
kursverwaltung die Gläubiger in einem bestimmten Termine
zusllmmenzuberufen.
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„Der Termin ist mit Berücksichtigung der Zahl der er-
schienenen Gläubiger anzuberaumen. Wenn ihre Zahl der
„Summe nach mehr als zwei Drittel aller das Stimmrecht
„gewährenden Schuldforderungen ausmacht, so wird die Ver-
sammlung anberaumt, ohne die übrigen abzuwarten').

Der anberaumte Termin muß in der für die Bekannt-
machung der Insolvenzerklärung angegebenen Weise (ß 18)
bekannt gemacht werden und zwar wenigstens eine Woche vor
feinem Eintritt, (Art. 606—608 d. K. O.).

Zu der allg. Gläubigerverfammlung sind sowohl die
Gläubiger, deren Forderungen anerkannt worden, als auch die
Gläubiger, deren Forderungen bestritten worden, bis zur Ent-
scheidung des Rechtstreites über die bestrittenen Forderungen
zuzulassen. Gläubiger, die die Frist zur Anstellung einer
Klage auf Anerkennung ihrer bestrittenen Forderungen verab-

1) Dem Wortlaut nach wird in dieser Vorschrift die
A n o r d n u n g des Termins, an welchen die hier fragliche
Generalversammlung stattfinden soll, von dem Thatumstande
abhängig gemacht, daß die Forderungen der vor Anberau-
mung jenes Termins erschienenen Gläubiger, mehr als zwei
drittel aller das Stimmrecht gewährenden Forderungen aus-
machen. Da nun aber die Anberaumung des fraglichen Ter-
mins nach Ablauf der Frist zur Anmeldung der Forderungen
und nach Prüfung der letzteren hinsichtlich ihrer Zurechtbe-
ständigkeit und Ranastellung — also zu einer Zeit erfolgen
soll, zu welcher alle Konkursgläubiger und der Betrag ihrer
Forderung bereits bekannt sind, die Konkursverwaltung auch
bei Anberaumung des in Rede stehenden Termins unmöglich
wissen kann, wie viel Gläubiger im Termin erscheinen und
welHen Beträgen ihre Forderungen entsvrechen werden, so
scheint nichts übrig zu bleiben, als die hier in Betracht ge-
zogene Vorschrift, ihrem Wortlaute zuwider, dahin zu ver-
stehen, daß die Konkursverwaltung in dem bereits eingetrete-
nen Termin die der Generalversammlung gesetzlich zugewiese-
nen Verhandlungen eröffnen kann, sobald die Forderungen
der in diesem Termin erschienenen G l ä u b i g e r mehr
als zwei Drittel aller das Stimmrecht gewährenden Forderun-
gen ausmachen.
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säumt haben, sind ihres Stimmrechts verlustig, eine Bestim-
mung, die sich indeßen nicht auf die Gläubiger derjenigen For-
derungen erstreckt, die bis zur richterlichen Entscheidung die
Rechte anerkannter Forderungen genießen. (Sieh»-die Punkte
1—4 des § 22). Die versammelten Gläubiger haben aus ihrer
Mitte einen Präsidenten nach Stimmenmehrheit zu wählen.
Dieser hat dieselben Rechte und Pflichten die in dem § 19 in
Betreff des Präsidenten der Konkursverwaltung auf Grund
des Art, 532 d. K. O. angegeben sind.

Die Konkursverwllltung hat der Gläubigerversammlung
vorzustellen: 1 einen allgemeinen Bericht über alle ihre Hand-
lungen, 2 eine allgemeine Abrechnung der Activa und Passiva,
3 den Befriedigungsplan — und 4 ein Gutachten über die
Ursache der Insolvenz des Gemeinschuldners. Nach Prüfung
dieser Vorlagen hat die Versammlung nach Stimmenmehrheit
einen Beschluß zu fassen, worin sie nach ihrem Ermessen ent-
weder „die ferneren Maßnahmen und Veranschlagungen der
„Konkursverwllltung bestätigt, oder in denselben die nothwen-
digen Abänderungen, Modifikationen, Remeduren und Er-
gänzungen macht"'), Dieser Beschluß ist zu Protocoll zu
nehmen und von dem Präsidenten und den mit dem Beschluß
einverstandenen und in der Versammlung anwesenden Gläu-
bigern zu unterzeichnen. Findet die Versammlung bei der Prü-
fung der Vorlagen irgend welche in die Augen springenden
Mißbrauche, so berichtet sie darüber dem Konkursgerichte, da-
mit dieses den Präsidenten und die Glieder der Konkursver-
wllltung in gehöriger Weise bestrafe nnd den ersteren durch
einen anderen Präsidenten ersetze. Die Glieder der Konkurs-

1) Dieser Beschluß bezieht sich augenscheinlick» nur auf
Maßnahmen und Veranschlagungen, zu denen die Konkurs-
Verwaltung schon geschritten, wahrend die Neschlußnahme über
etwaige künftige Maßnahme und Veranschlagungen Sache der
Generalversammlung ist.
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Verwaltung kann sie selbst absetzen und an deren Stelle andere
wählen. Das Gericht darf der Versammlung die Ersetzung
des Präsidenten durch einm Anderen nicht verweigern. (Art.
609—614 d-. K. O.).

Der Gläubigerversammlung liegt ob, den Termin und
die Art des Verkaufs des bis dahin unverkauft gebliebenen
Vermögens festzusetzen und über die Befriedigung der Gläu-
biger endgültigen Beschluß zu fassen. Die Ausführung ihrer
Beschlüsse hat die Gl.-Versammlung der Konkursverwaltung
zu übertragen.

Die Befriedigung der Gläubiger, deren Forderungen hin-
sichtlich der Zurechtbeständigkeit oder des Betrages angefochten
sind, wird, wenn diese Forderungen nicht der Vorzüge der an-
erkannten Forderungen genießen bis zur endgültigen Entschei-
dung des Gerichts ausgesetzt. Wenn es sich aber bei bestrit-
tenen Forderungen bloß darum handelt, ob sie zur ersten oder
zweiten Classe gehören, so würden die fraglichen Forderungen
bis zur endgültigen Entscheidung des Gerichts in der zweiten
Classe berechtigt'). Die Befriedigung der Gläubiger, deren

1) Diese Vorschrift beruht auf der doppelten Voraus-
setzung, daß

1. in der zu distribuirenden Masse, außer den Beträgen,
die zur Deckung der unbestritten zur I. Classe gehöri-
gen Forderungen erforderlich sind, noch wenigstens
soviel vorhanden ist, als die ihrer Rangstellung nach
bestrittene Forderung beträgt — und daß

2. die Zugehörigkeit dieser letzteren Forderung zur I.
Classe durch ein allendliches Urtheil des zuständigen
Richters festgestellt wird.

Trifft in einem gegebenen Falle wohl die erste, nicht aber
die zweite Voraussetzung zu, so concurrirt der Inhaber der
fraglichen Forderung nnt den anderen Gläubigern der zweiten
Classe und darf mithin nicht mit dem vollen Betrage seiner
Forderung, fondern nur mit demjenigen Theile derselben be-
friedigt werden, der sich aus einer Vertheilung nach Maßgabe
(pro rata) ergiebt. Hieraus folgt, daß eine ihrer Rangstel-
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Forderungen die Vorzüge anerkannter genießen (§ 22) kann
nur auf Verfügung des Gerichts ausgesetzt werden, (Art. 615
und 617- d. K, Q),

Die Befriedigung der Gläubiger erfolgt zuerst aus dem
Naarvermögen des Gemeinschuldners, sodann nach Maßgabe
des Verkaufs feines Vermögens und der Beitreibung seiner
ausstehenden Forderungen, Zuerst werden die Gläubiger der
ersten Classe, sodann die Gläubiger der zweiten Classe pro
rata befriedigt, doch nicht mit einem Male, sondern nach
Maßgabe des Einfließens und Anfammelns der Baarbeträge
je 10 Kopeken für jeden Rubel der ganzen Schuldsumme.
Wenn nach der Berechnung auf jeden Gläubiger weniger als
10 Kop, für den Rubel kommen, so werden die Auszahlungen
aus der ganzen erlösten Summe gemacht. Gläubiger u n v e r -
z i ns l i che r , noch nicht f ä l l i g e r F o r d e r u n g e n wer-
den, (wenn sie überhaupt zur Perception gelangen) nach der
im Art, 3510 des Priv. Rechts enthaltenen Regel befriedigt.
Die Befriedigung eines Gläubigers, dessen Forderung an eine

lung nach bestrittene Forderung, ehe und bevor über ihre Zu-
gehörigkeit zur I. Classe richterlich entfmden worden, vorläu-
fig nur soweit aus der Masse berichtigt verdarf, als mit den
Regeln für die Befriedigung der Gläubiger I I , Classe verein-
bar erscheint, denn im Falle voller Berichtigung jener Forde-
rung, kann die Konkursverwaltung in die Lage kommen von
dem betreffenden Gläubiger das von ihm zu viel Empfangene
hinterher zurückzufordern, was möglicher Weise mit unüber-
windlichen Schwierigkeiten zu kämpfen haben kann.

Trifft dagegen wohl die zweite, aber nicht die erste der
obigen Voraussetzungen zu, so folgt daraus nicht, daß der
Inhaber der ihrem Range nach bestrittenen Forderung die
Unzulänglichkeit der Masse zu tragen habe, denn sind Gläu-
biger der I. Classe vorhanden, die weniger günstig locirt sind
als er, so fällt der gukurzschuß dem unter den Gläubigern
der I . Classe am wenigsten günstig gestellten zur Last. Auch
kann es unter gewissen Umstände« sogar nothwendig fein, eine
Befriedigung pro rata eintreten zu lassen,

D»rv Iur. Et Bd. II, 9
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Suspensivbedingung geknüpft ist, die noch nicht in Erfüllung
gegangen, wird bis zur Erfüllung der Bedingung ausgesetzt.

Die auf angefochtene Forderungen entfallenden Beträge,
fowie die Betrage, die auf Forderungen entfallen, deren Sus-
pensivbedingung noch nicht erfüllt ist, werden bei Seite ge-
legt und zur Verzinsung zu Gunsten der Masse an die Bank
geschickt. Nach Maßgabe des Ausganges der Rechtsstreitig-
keiten, beziehungsweise der Erfüllung der Suspensivbedingung
werden diese Beträge entweder dem betreffenden Gläubiger
ausgezahlt, oder, wenn die Klagen endgültig als unbegründet
richterlich abgewiesen sind, resp. sich herausstellt, daß die Be-
dingung nicht in Erfüllung gehen kann, zur Deckung der zur
z w e i t e n Classe gehörigen Forderungen oder, wenn diese
Forderungen schon gedeckt sind, zur Befriedigung derjenigen
Gläubiger verwandt, die ihre Forderungen erst nach Ablauf
der Meldungsfrist gemeldet haben'). Sind alle Forderungs-
berechtigten aus der Masse voll befriedigt und bleibt dann
noch ein Rest übrig, so ist derselbe dem Gemeinschuldner aus-
zullntworten, (Art, 616, 617, 51?' und 618 d, K, O),

Wenn das ganze Vermögen des Gemeinschuldners ver-
kauft, der Kaufpreis eingeflossen und der hauptsächlichste Theil
seiner ausstehenden Forderungen eincassirt und sodann eine
Vertheilung der Masse ohngeachtet dessen stattgefunden, daß
ein geringer Theil der ausstehenden Forderungen noch nicht

1) Auch diese Bestimmung verstößt dann gegen die ae-
setzliche Rangordnung, wenn die Masse nicht einmal zur Be-
friedigung der Gläubiger I . Classe ausreicht, denn unter dieser
thatsächlichen Voraussetzung ist der bei Seite gelegte Werth
der hinterher als unbegründet definitiv verworfenen Forderung
doch vor Allem zur Befriedigung der Gläubiger I. Classe zu
verwenden, also nicht unbedingt zur Befriedigung der Gläu-
biger I I . Classe. Dasselbe gilt von dem bei Seite gelegten
Werthe derjenigen Forderungen, deren Suspensivbedingung
nicht in Erfüllung gegangen.
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eincassirt worden, so kann die Eincassirung dieser Forderun-
gen von der Konkursverwaltung einem Vertreter anvertraut
werden. Hat der Vertreter seinen Auftrag erfüllt, so vertheilt
er die eingeschlossenen Summen unter die noch nicht befriedig-
ten Gläubiger, welche über den Empfang in einem von den
Curatoren unterzeichneten und besiegelten Schnurbuche zu quit-
tiren haben, (Art, 619 d, K, O.),

Aus dem Vermögen, welches dem Gemeinschuldner n a ch
B e e n d i g u n g des Konkurses zufällt, werden die Forderun-
gen der im Konkurse nicht oder doch nicht voll befriedigten Gläu-
biger in einer Linie mit den Forderungen gedeckt, die nach
Beendigung des Konkurses entstanden oder, obfchon vor der
Beendigung desselben entstanden, doch nicht im Konkurse gel-
tend gemacht sind. (Art. 623 d. K. O.).

Die allgemeine Gläubigerversammlung hat schließlich ein
endgültiges Gutachten über die Beschaffenheit der Insolvenz
abzugeben, nachdem sie die desfallsige Meinung der Konkurs-
verwaltung geprüft und alle bei Beurtheilung der Sache in
Betracht kommenden Umstände und Verhältnisse in Berück-
sichtigung gezogen.

§ 25.

Folgen der verschiedenen Arten der Insolvenz.

Die Folgen der unglücklichen Insolvenz sind:

1, Die Befreiung des Gemeinschuldners aus der Haft,
wenn er derselben, wie ja regelmäßig nur in Sachen
wegen kaufmännischer Insolvenz zugeschehen pflegt,
unterzogen worden ist;

2. Die Zuläßigkeit eines dahin gehenden Beschlusses der
Generalversammlung, daß eine von dem Ermessen
derselben abhängige Summe aus der Masse dem Ge-
meinschuldner zu feinem und seiner Familie Unterhalt

9*
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für die Dauer des Konkurses zu verabfolgen sei.
Art, 621 d, K, O.)'),

Der für einen unglück l ichen Falliten erklärte Ge-
meinschuldner bleibt mit dem Vermögen, das an ihn nach
Beendigung des Konkurses gelangt ist, denjenigen Konkurs-
gläubigern verhaftet, die im Konkurse keine oder doch nur eine
unvollständige Befriedigung gefunden haben. Er ist jedoch be-
rechtigt, von dem bezeichneten Vermögen soviel für sich zu be-
halten, als zu seinem Unterhalt erforderlich ist, (Art, 621
d. K. O,)').

Der für einen f a h r l ä ß i g e n Falliten erklärte Gemein-
schuldner bleibt in Sachen wegen kau fmänn ische r
I n s o l v e n z je nach Beschluß der Gläubiger ein bis zwei
Jahre in Haft, I n diese Frist wird auch die Zeit eingerech-
net, die er wahrend des Verfahrens in Haft verbracht hat.
Der Majorität der Gläubiger (der Summe der Forderungen

1) Nach dem Texte des Art, 620 d, K, O, soll die frag-
liche Unterstützungssumme dem Gemeinschuldner „bei der
V e r t h e i l u n g der Z a h l u n g e n " zu Theil werden. Da
die Distribution der Masse unter die Konkursgläubiger jedoch
vernehmlich erst am Schlüsse des Konkursverfahrens stattfindet
und die bewilligte Summe doch zur Alimentation des Ge-
meinschuldners w ä h r e n d des Konkurses bestimmt ist,
so wird auf die Worte: „bei Vertheilung der Zahlungen"
wohl kaum Gewicht zu legen sein,

2) Diese Vorschrift steht mit dem angezogenen Art, 3525
des Privlltrechts nicht in vollem Einklänge, denn während der
Art, 3526 l, c, die Rechtswohlthat der Competenz nur solchen
zahlungsunfähigen Schuldnern, die ihr Vermögen den Gläu-
bigern abgetreten haben, gewährt und ihm von feinem künf -
t i g e n E r w e r b e soviel, als er zu seinem Unterhalte bedarf,
zuspricht, schweigt die Konkursordnung in ihrem Art, 621'
über die Voraussetzung vorhergegangener Voniscession und
scheint nicht alles Vermögen, welches er Gemeinschuldner nach
Beendigung des Konkurses erworben, sondern nur das an
ihn nach diesem Zeitpunkte „gelangte" also wohl nur das ihm
durch Intestaterbfolge oder letzwillige Verfügung oder Schen-
kung zugefallene Vermögen im Auge zu haben.
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nach) ist indeß gestattet, „später" bei dem Bezirksgerichte auf
Abkürzung oder gänzliche Aufhebung der Haft des Gemein-
schuldners in Anbetracht „seiner früheren Führung seiner Han-
delsgeschäfte und anderer besonderer Umstände, anzutragen".
(Vergl, § 1b).

I n Sachen wegen nicht kaufmännischer Insolvenz unter-
liegt der Gemeinschuldner der Haft nur in dem oben im § 15
angegebenen Fälle.

Der fahrläßige Vankerotteur geht des Rechts, Handel
zu treiben verlustig; den Gläubigern ist jedoch gestattet, auf
Majoritätsbeschluß unter Berücksichtigung der der Insolvenz
vorausgegangenen Umstände dem Gerichte darüber Vorstellung
zu machen, daß ihm das Betreiben des Handels wieder ge-
stattet werde.

Der böswillige Bankerotteur wird für Betrug dem Ge-
richt übergeben. Ein Gleiches geschieht für Verletzung des
von ihm vorschriftmäßig unterzeichneten Reverses, wenn er
nach Ausstellung desselben den Versuch gemacht hat, sein Ver-
mögen bei Seite zu schaffen. Befinden sich unter den bei
Seite geschafften Vermögensgegenständen in Creditanstalten
untergebrachte Capitalien, so gehen dieselben, nach Verurthei-
lung des böswilligen Bankerotteurs zum Verlust feiner Stan-
desrechte, auf Grund der für diese Anstalten bestehenden be-
sonderen Gesetzesbestimmungen wohl auf die Erben über, diese
sind aber verpflichtet, die Capitalien zur Konkursmasse einzu-
liefern, widrigen Falls sie als Theilnehmer am Betrüge be-
handelt werden.

Hat die Frau des Gemeinschuldners das Vermögen des-
selben nach Eröffnung des Konkurses ganz oder zum Theil
bei Seite geschafft, oder an der Beiseiteschaffung Theil genom-
men, so ist sie gleichfalls für Betrug auf Grund des Art. 1164
des Strafgesetzbuches zu bestrafen und außerdem verpflichtet, das
Beiseitegeschaffte zurückzuerstatten. (Art. 622 und 624 d, K, O,).
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8 26.

Rechtsmittel.

Beschwerden und Appellationsklagen über Erkenntnisse
der Bezirksgerichte in Konkurssachen werden in der in der
Ciuilproceßordnung angegebenen Ordnung erhoben, sind aber
von der Bezahlung der Gerichtskosten befreit. Für Erhebung
der Appellation besteht in Konkurssachen eine Frist von vier
Wochen.

Ueber Beschlüsse der Korkursverwaltung können die sich
dadurch verletzt fühlenden Personen Klage erheben. Solche
Klagen werden auf Grund der in dm Art, 781—791 der
Civilproceßordnung angegebenen Regeln verhandelt. (Art. 626
und 626' d. K. Q).

I n Konkurssachen, an denen Kronsuerwaltungen bethei-
ligt sind, müssen die in den Art. 1290 und 1292—1295 der
Civilproceßordnung enthaltenen Regeln berücksichtigt werden.

8 27.

Beaufsichtigung des Geschäftsganges in den Konkurs-
Verwaltungen.

Dem zuständigen Konkursgerichten steht, unabhängig von
den Fällen, in denen sie in Folge von Klagen über das Ver-
fahren der Konkursverwaltungen zu entscheiden haben, eine
Controle über letztere zu, so daß sie das Recht haben von
den die Konkursverwaltung bildenden Personen die Erfüllung
der ihnen vom Gesetze zugewiesenen Obliegenheiten zu verlan-
gen, sie für Versäumnisse Strafen zu unterwerfen und sie in
wichtigen Fällen dem Gerichte zu übergeben. (Art. 538).

Zur Ausübung der Controle hat das zuständige Kon-
kursgericht :
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1. jeder ihm untergeordneten Konkursverwaltung die bei-
den oben bereits erwähnten Tischregister zu übergeben
und dieselben am Jahresschluß einer Revision zu
unterziehen,

2, auf Anzeige der Gläubiger oder des Gemeinschuldners
von der Konkursverwaltung Auskünste über den Stand
der Konkurssache zu verlangen oder auch durch seine
Mitglieder eine Revision des Geschäftsganges der
Verwaltung vorzunehmen;

3, nach Ablauf einer anderhalbjährigen Frist, gerechnet
von der ursprünglichen Publication, von der Konkurs-
verwaltung in dem Falle, wenn sie die ihr übertra-
gene Sache in der angegebenen Zeit nicht erledigt
hat, Auskunft über den Grund der Verzögerung ein«
zufordern, ohne dabei Beschwerden der Gläubiger
oder des Schuldners abzuwarten und nach Prüfung
der Auskünfte, die kürzeste Frist zur Beendigung des
Konkurfes festzusetzen;

4. den Präsidenten und die Mitglieder der Konkursoer-
waltung, desgleichen den beeidigten Curator im Falle
des Abweichens von den vorgeschriebenen Regeln im
disciplinaren Wege einem Abzüge von dem ihnen
zukommenden Honorare zu unterziehen, welcher Ab-
zug indessen den vierten Theil des Honorars nicht
übersteigen darf.

Für wesentlichere Amtsvergehen werden die genannten
Personen von dem Appellationsgerichten dem Gericht über-
geben und in den Bezirksgerichten, gemäß dem Art. 10?7
flg, der Criminalproceßordnung gerichtet. Das Konkursgericht
darf von ihm bestätigte Curatoren ihres Amtes nur entlassen,
wenn gesetzliche Gründe vorliegen.

Mitglieder des Gerichtes, dem die Leitung eines Con-
verses obliegt, dürfen nicht Curatoren eines bei demselben
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Gerichte anhängigen Konkurses sein. Das Konkursgericht hat
darüber zu wachen, daß die bei der Konkursverwaltung ein-
gelaufenen Geldsummen, wenn sie 300 Rbl, übersteigen und
nicht zur sofortigen Verwendung nöthig sind, von der Kon-
kursverwllltunss in die Reichsbank oder deren Filiale oder
Abtheilungen gesandt werden, wobei den Gläubigern über-
haupt Geldbeträge nur nnt Einwilligung des Gerichts, dem
der Konkurs unterstellt ist, herausgegeben werden dürfen,

8 28,

Aufhebung des Konkurses durch Vergleich.

Nach Ablauf der Frist zur Anmeldung der Forderungen
kann der Gemeinfchuldner den in der z w e i t e n Classe
zum Zuge gelangenden Gläubigern einen Vergleich anbieten.

Der Vergleich gilt als zu Stande gekommen, wenn ihm
eine Majorität von zwei Drittel der Gläubiger zweiter Classe,
die zu der betreffenden Verhandlung erschienen sind und nicht
weniger als drei Viertel der zur zweiten Classe gehörigen
Schuldbeträge zu fordern haben, zustimmen und das Konkurs-
gericht den Vergleich bestätigt. An dem Vergleich nehmen
auch die Inhaber nicht anerkannter Forderungen Theil, so-
fern diese in der allgemeinen Versammlung ein Stimmrecht
nach § 24 gewähren. Die Gläubiger, die dem Vergleich nicht
zustimmen, haben die sie dabei leitenden Gründe der Gl,
Versammlung schriftlich zu überreichen. Das betreffende
Schriftstück ist dem Konkursgericht zugleich mit der Vorstellung
wegen Bestätigung des Vergleichs mitzutheilen. Das Kon°
kursgericht darf den Vergleich nicht bestätigen:

1, wenn in der Sache Anzeichen böswilligen Bankerotts
vorliegen,

2. wenn einem oder mehreren Gläubigern, die in den
Vergleich gewilligt, besondere Vorrechte vor den ande-
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ren Gläubigern eingeräumt sind und diese Bevor-
zugung nicht von allen Gläubigern, für welche der
Vergleich verbindlich ist, gut geheißen worden'),

3, Wenn der Vergleich in Folge Anwendung unredlicher
Mittel oder betrügerischer Handlungen zu Stande ge-
kommen.

Für Gläubiger der ersten Classe ist der Vergleich nicht
verbindlich.

Der gerichtlich bestätigte Vergleich hebt den Konkurs und
dessen Folgen so auf, als wäre er nie vorhanden gewesen,
Nie im Konkurse nicht angemeldeten Forderungen werden
durch den Vergleich nicht aufgehoben.

Der Vergleich hat die in den Art. 3606—3611 des
Privatrechts angegebenen Folgen^),

Erweist sich, daß von dem Gemeinschuldner bei Herbei-
führung des Vergleichs Betrug oder Zwang angewandt wor-
den, so kann jeder Gläubiger, für den der Vergleich verbind-
lich ist, verlangen, daß der letztere, selbst wenn er bereits die
richterliche Bestätigung gefunden, in soweit aufgehoben werde,
als er für ihn, den Gläubiger, nachtheilig ist. (Art. 636, 636',
637, 63?', 637', 638, 638', 6383 d, K. O.).

1) Außer für die Konkursgläubiger, die dem Vergleich
zugestimmt haben, ist derselbe, wenn er vom Konkursgericht
bestätigt wird, auch für die Minorität der gegen ihn gestimmt
habenden Gläubiger und für diejenigen Gläubiger verbindlich,
welche in der über den Vergleichsvorschlag beschließenden Gläu-
bigerversammlung nicht anwesend gewesen. Hieraus folgt,
daß das Konkursgericht einen Vergleich, in welchem einem
oder mehreren Gläubigeren besondere Vorrechte zugestanden
sind, nur dann bestätigten darf, wenn a l l e Gläubiger I I .
Classe sich mit dem Inhalt des Vergleichs einverstanden er-
klärt haben.

2) Die Wirkung des Vergleichs auf die gegenfeitigen
Beziehungen der Gläubiger, Gesammtschuldner und Bürgen
des Gemeinschuldners ist nach den bezüglichen Bestimmungen
des Privatrechts zu beurtheilen. Vergl. Art. 638' d, K, O,
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§29.

Honorar des provisorischen (beeidigten) Curators und der
definitiven Cnratoren.

Der provisorische Curator erhält für seine Amtsführung
bis zur Einsetzung der Konkursuerwaltung ein Procent der
ganzen aus dem Vermögen des Gemeinschuldners erlösten
Summe, wenn sie weniger als 90,000 Rbl. beträgt; beträgt
sie mehr, so erhält er (außer dem, was ihm für die Summe
von 90,000 Rbl. gebührt) von der übrigen Summe ein halbes
Procent. Wird er Mitglied der Konkursuerwaltung, so hat
er sich über das ihm zustehende Honorar mit den Konkurs-
gläubigern zu vereinbaren. Ueberdies steht es der Gläubiger-
versammlung nach Beendigung des Konkurses frei, dem pro-
visorischen Curator, wenn er sich durch besonderen Eifer für
die Wahrung der Interessen der Masse ausgezeichnet hat,
nach ihrem Ermessen eine bestimmte Summe als Belohnung
zu bewilligen.

Fungirten zwei provisorische Curatoren so theilen sie das
Honorar unter sich zu gleichen Theilen.

Den definitiren Curatoren und dem Präsidenten, letzte-
rem jedoch nur, wenn er zu den Gläubigern gehört, gebührt z u -
f l lmmen ein Honorar im Betrage von zwei Procent der gan-
zen aus dem Vermögen des Gemeinschuldners erlösten Summe.

§ 30.

Ergänzender stachtrag.

Zu den Paragraphen 6 und 8 betreffend das Recht auf
abgesonderte Befriedigung und die Rangstellung der Konkurs-
gläubiger.

I n dem, im I. Bande der Verordnungen über die Reor-
ganisation des Gerichtswesens in den Ostseeprovinzen ver-
öffentlichten und mit Eröffnung der neuen Gerichte (28. Novb.
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1889) in Kraft getretenen Gesetz über einige Abänderungen
des provinziellen Hypothekenrechtes ist bekanntlich mit Mehre-
rem festgesetzt, daß fortan die Bestellung von Hypotheken nur
an unbeweglichem Vermögen zuläßig und wirksam sei, daß das
Institut der General- und Mobiliarhypotheken, so wie das
Institut der Privat- und stillschweigenden oder Legalhypothe-
ken von dem angegebenen Zeitpunkte an außer Kraft treten
und daß die Fortführung der sogenannten Personalhypotheken-
bücher einzustellen sei. Dieser durchgreifenden Abänderung des
Hypothekenrechtes konnte auf die vor Eröffnung der neuen
Gerichte nach altem Rechte begründeten General-Mobilar-Legal
und Privathypotheken selbstverständlich keine rückwirkende
Kraft gegeben werden nnd ist daher in dem Punkte I X des
Abänderungsgesetzes rückhaltlos anerkannt, daß die vor Er-
öffnung der neuen Gerichte in irgend einer Weise begründeten
Hypotheken an Mobilien, gleich wie Generalhypotheken, inso-
fern sie auf bewegliches Vermögen des Schuldners Bezug haben,
alle Rechte und Privilegien behalten, die ihnen von den zur Zeit
ihrer Begründung geltend gewesenen Gesetzen zugeschrieben sind.

Vergegenwärtigt man sich nun, daß dem provinziellen
Konkursrechte bis zur Promulgation der baltischen Konkurs-
ordnung das Institut der abgesonderten Befriedigung unbe-
kannt war, während dasselbe jetzt eine hervorragende Rolle
spielt — und daß die alte Locationsordnung in fünf streng
auseinander gehaltene Classen zerfiel, während die jetzt gel-
tende Locationsordnung nur zwei Classen aufweist, so leuchtet
von selbst ein, daß die bereits erwähnte Bestimmung des
Punkt I X des Abänderungsgesetzes in Bezug auf folche, nach
Eröffnung der neuen Gerichte verhängte Konkurse, in welchen
durch General- oder Mobiliar- oder Legal- oder Privathypo-
theken nach altem Hypothekenrechte geschützte Forderungen gel-
tend gemacht werden, besondere Vorschriften darüber nothwen-
dig machte, ob und unter welchen Voraussetzungen die Inhaber
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der bezeichneten Forderungen zu abgesonderter Befriedigung

berechtigt seien und welcher Locus ihnen, falls sie als Kon-

kursgläubiger anzusehen sind, in der Rangordnung der balti-

schen Konkursordnung anzuweisen sei. An hierüber handeln-

den gesetzlichen Vorschriften fehlt es denn auch keineswegs.

Sie sind zwar in der baltischen Konkursordnung, die darüber

vollständiges Stillschweigen beobachtet, nicht enthalten, befin-

den sich aber theils in dem Gesetze über die Abänderung des

Hypothekenrechts, theils in dem Gefetze über die Einführung

der Reorganisations-Verordnungen vom Jahre 1889, Da ihrer

in der balt, Konkursordnung, wie gesagt, nicht Erwähnung

geschehen ist, so brauchten sie in dieser Schrift, die sich nur

mit der Commentirung der Konkursordnung selbst beschäftigt,

bei Abfassung der Paragraphe 6 und 8 um so weniger be-

rücksichtigt zu werden, als sie in dem, im Druck vorliegenden,

Auffatze: „Bemerkungen zu den Abänderungen der Hypotheken-

gesetze der Ostseeprovinzen" Dorpat 1892 — einer ausführ-

lichen Erörterung unterzogen worden sind. Wenn jedoch dieser

Aufsatz nur wenig Verbreitung gefunden zu haben scheint, so

wird es Manchem der etwaigen Leser dieses Commentars

vielleicht erwünscht sein, daß hier, wie in dem Nachfolgenden

gefchehen soll, aus jenem Aufsatze wenigstens dasjenige in mög-

lichster Kürze reproducirt wird, was geeignet erscheint zur Beur-

theilung der beiden in dm § § 6 und 8 offen gelassenen Fragen:

1. unter welchen Voraussetzungen und in welcher der

zwei Classen der neuen Locationsordnung sind in

Konkursen, die nach Eröffnung der neuen Gerichte ver-

hängt worden, diejenigen Forderungen in Ansatz zu

bringen, die nach alten Hypothekenrecht durch eine

jetzt antiquirte Hypothek geschützt waren? und

2, welche hypothekarischen Gläubiger des Gemeinschuld-

ners sind in den gedachten Konkursen zur abgesonder-

ten Befriedigung berechtigt?
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I n Ansehung der ersteren Frage kommt vor Allem der

Art, 80 des Ginführungsgesetzes in Betracht, Er lautet:

„Vor dem Tage der Eröffnung der neuen Gerichte er-

dichtete Legal- und Privatspecialhypotheken an Immobi l ien,

„die in die öffentlichen Bücher bisher nicht eingetragen sind,

„so wie auch Generalhypotheken und Hypotheken an Sachen-

„gemeinschaften (soll offenbare Sachengesammtheiten heißen)

„werden i n de r I . C l a s s e mit den Einschränkungen, die

„ in den Art, 81—83 angegeben sind, befriedigt,

Niese Bestimmnng ist augenscheinlich unter der Voraus-

setzung abgefaßt, datz die Generalhypotheken, von denen die

Rede ist, gleich den Hypotheken an Sachengesammtheiten nur

bewegliches Vermögen zum Gegenstande haben können. Dieses

ist aber keineswegs gerechtfertigt, denn vor Inkrafttreten des

Gesetzes über Abänderung des Hypothekenrechtes geschah es

nicht selten, daß ein Schuldner zur Sicherstellung seines Gläu-

bigers sein gesammtes bewegliches und unbewegliches, gegen-

wärtiges und zukünftiges Vermögen ß'Lnsralitei' verpfändete,

was dann zur Folge hatte, daß der Gläubiger die generelle

Verpfändungsschrift, fofern der Schuldner bereits Immobil ien

befaß oder solche später erwarb, in dem örtlichen Grund- und

Hypothekenbuche ingrossiren lassen konnte. Hat nun der Gläubi-

ger eine solche ihm ausgestellte Generalhypothek bereits vor Er-

öffnung der neuen Gerichte in dem zuständlichen Grund- und

Hypothekenbuche ingrossiren lassen, so hat er genau dieselben

Rechte zu genießen, die mit der Ingrossation einer speciellen

Immobiliarhypothek verbunden sind, kann mithin gar nicht als

Konkursgläubiger im Sinne der neuen Konkursordnung angesehen

werden, ist vielmehr nach den Bestimmungen der letzteren zur

abgesonderten Befriedigung berechtigt. Hat der Gläubiger da-

gegen ohngeachtet dessen, daß sein Schuldner Eigenthümer

eines Immobi ls ist, die Ingrossation der bezeichneten General-

hypothek vor Eröffnung der neuen Gerichte noch nicht herbei-
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geführt, so findet auf ihn der Punkt X des Abänderungsge-
setzes Anwendung, welcher vorschreibt, daß auf I m m o b i -
l i e n Bezug habende Generalhypotheken zur Bewahrung
der K r a f t eines d i n g l i c h e n Rechts nicht später als
im Laufe von zwei Jahren, gerechnet vom Tage des Inkraft-
tretens des Abänderungsgesetzes, in der zuständigen Behörde
zur Eintragung in die Grundbücher angemeldet werden müssen.
Da nun jener Gläubiger, wenn er der eben erwähnten Vor-
schrift rechtzeitig Genüge geleistet, der Natur der Sache nach,
wie nach den Punkten X I und X I I des Abänderungsgesetzes
als Inhaber einer ordnungsmäßig ingrossirten Immobiliar-
hyvothek gilt und als solcher im Konkurse wieder zur abge-
sonderten Befriedigung berechtigt ist, so leuchtet ein, daß von
einer Location der im Art. 80 des Einführungsgesetzes er-
wähnten Generalhypotheken in einer der beiden Classen der
neuen Locationsordnung nur dann die Rede sein kann, wenn
sie entweder nur bewegliches Vermögen betreffen, oder aber,
sofern sie auch auf unbewegliches Vermögen Bezug haben, in
die Grundbücher nicht eingetragen sind.

Hiernächst den Art. 81 des Einführungsgesetzes in's
Auge fassend, begegnet man der Bestimmung, daß die in dem
vorhergehenden Artikel (80) erwähnten Hypotheken nach dm in
den Punkten 1—7 der I . Classe erwähnten Forderungen zur Be-
friedigung gelangen sollen; allein dieses ist doch nur soweit ge-
boten, als in den Art. 82 und 83 desselben Gesetzes nicht Ab-
weichendes bestimmt worden. Was zuvörderst Specialhypo-
theken an Immobilien betrifft, die im Laufe der im Punkte X
des Abänderungsgesetzes festgesetzten zweijährigen Frist zur
Ingrossation nicht angemeldet sind, so sollen sie des Charak-
ters bevorzugter Konkursforderungen überhaupt verlustig sein
und nicht in der ersten, sondern in der zweiten Classe in An-
satz gebracht werden. Dasselbe mutz nach dem Obigen auch
von Generalhypotheken, die auf unbewegliches Vermögen Be-
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zug haben, gelten, wenn sie in der zweijährigen Frist zur Ein-
tragung in die Grundbücher nicht gemeldet sind. Sodann
gehen in die Personalhypothekenbücher vor Eröffnung der
neuen Gerichte nicht eingetragene Mobiliar-Generalyypothe-
ken und Hypotheken an Sachengesammtheiten nach Art. 83
des Einführungsgesetzes des Rechts auf vorzugsweise Befrie-
digung verlustig und sind mithin gleichfalls in der zwe i t en
Classe in Ansatz zu bringen, wenn „sie nicht im Laufe von
„zwei Jahren vom Tage der Eröffnung der neuen Gerichte
„an in demjenigen Bezirksgerichte, dem der Schuldner nach
„dem allgemeinen Regeln der (Civilproceßordnung competirt
„angemeldet worden sind." Hat die Anmeldung dieser Hypo-
theken dagegen rechtzeitig in dem zuständigen Bezirksgerichte
stattgefunden, so begründen sie für die durch sie besicherten
Forderungen einen Locus in der I. Classe und zwar nach
den Punkten 1—7 derselben. Ebendaselbst sind nach dem
Art. 83 des Ginführungsgesetzes auch die in die Personal-
hypothekenbücher vor Eröffnung der neuen Gerichte eingetra-
genen Generalhypotheken an Mobilien und Hypotheken an
Sachengesammtheiten zu lociren, jedoch so, daß sie den bei
den Bezirksgerichten rechtzeitig gemeldeten Generalhypotheken
vorgehen. (Vergl. Art. 1216 des Privatrechtes und den
Schlußsatz des Art. 81 des Einführungsgesetzes).

Da Legalhypotheken doch nur Special- oder aber Gene-
ralhypotheken sein können und eben daher, sofern sie nur auf
bewegliches Vermögen Bezug haben, und in die Perfonalhypo-
theken vor Eröffnung der neuen Gerichte nicht eingetragen
worden, in der zweijährigen Frist bei dem zuständigen Bezirks-
gericht angemeldet werden mußten, so folgt daraus, daß durch
solche Leglllhypotheken geschützte Forderungen je nachdem sie
rechtzeitig angemeldet werden oder nicht, in die I., beziehungs-
weise in die I I . Classe zu lociren sind.

Ad. 2. Durch die vorstehende Beantwortung der erste-
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ren der beiden aufgeworfenen Fragen durfte auch fchon die
zweite Frage beantwortet sein, denn da alle Forderungen an
den Gemeinfchuldner, die durch vor Eröffnung der neuen Ge-
richte entstandene aber weder vor noch nach diesem Zeitpunkte
in den öffentlichen Grundbücher eingetragenen Hypotheken, wie
gezeigt in einer der beiden Classen der neuen Konkursordnung
in Ansatz zu bringen und aus der Konkursmasse, soweit die-
selbe reicht, zu berichtigen sind, so können nur Forderungen,
die durch vor oder nach dem mehrerwähnten Zeitpunkte in-
grossirte Immobiliarhypotheken besichert sind, Gegenstand einer
sich auf eine Hypothek gründenden abgesonderten Befriedigung
sein. Hiermit stimmt denn auch der hierüber handelnde Art,
560 der baltischen Konkursordnung vollständig überein, indem
er in seinem ersten Punkte ausspricht, daß i n d ie G r u n d -
bücher e i n g e t r a g e n e n Pfandreck) te zur abgesonder-
ten Befriedigung berechtigen sollen, was um so entscheidender
ist, als weder in dem angezogenen Artikel noch sonst irgendwo
in der Konkursordnung bemerkt worden ist, daß irgend welche
in die Grundbücher nicht eingetragenen Hypotheken eine
gleiche Berechtigung gewähren.

Schließlich darf nicht unerwähnt bleiben daß in der vor-
stehenden Erörterung die privilegirten Pfandrechte des alten
Hypothekenrechts deshalb unberücksichtigt gelassen sind, weil
die ihnen eigenthümlichen Vorzüge nach dem Punkte X I I des
Abänderungsgesetzes nur auf einem Wege zur Geltung ge-
bracht werden können, den zu betreten, sich kaum Jemand
entschließen wird — und zwar aus Gründen, die in dem
Aufsatze über die Abänderung des Hypothekenrechtes in An-
knüpfung an den Punkt X I I desselben ausführlich darge-
legt sind.
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III.
Zur Entwickelungsgeschichte des livliindifchen

Erbgutes während der Periode livliindischer
Selbständigkeit.

Von

Richard von Hehn

I. Anleitung. §
Das in den Ostseeprovinzen gültige Privatrecht beruht

fast ausschließlich auf den durch die Colonisation der Deutschen
begründeten, politischen und socialen Zuständen'), I n Folge
dessen ist bis zu diesem Zeitpunkt die Vorgeschichte der liv-
ländischen Rechtsverhältnisse in der deutschen Rechtsgeschichte
enthalten. Nicht dagegen kommen für eine livlandische rechts-
historische Arbeit die spärlichen Nachrichten in Betracht, welche
sich hinsichtlich der vor der „Aufsegelung" Livlands durch die
Deutschen herrschenden Verhältnisse erhalten haben. Denn aus
diesem Zeitraum hat sich keinerlei Nachwirkung auf die spätere
Rechtsentwickelung ergeben.

Nachdem in der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahr-
hunderts mit der festeren Begründung der deutschen Herrschaft
auch deutsches Wesen und deutsche Sitte tiefere Wurzel ge-
schlagen hatten, beginnt sich ein eigenthümliches livländisches

N v . V u n g e : „Einleitung in die l i u - , esth- und miländische
Rechtsgeschichte", ß 4 i .

2) v. V u n g e , daselbst H§ 34—37,

Dolp, Iur. 2t. Nd. Il, 2. 1
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Rechtsleben zu entfalten. Dieses livländische Particularrecht
war zwar seiner Abstammung nach rein deutsch und blieb es
zunächst auch durch die Jahrhunderte lang festbestehende Ver-
bindung der Ostseecolonie mit dem Mutterlande, aber die von
der Geschichte Deutschlands vielfach unabhängige Geschichte
Livlands, die dadurch gesonderten politischen und socialen
Interessen, die besonderen Localverhältnifse des Ostseegebietes
gaben demselben doch eine selbständigere Fortbildung und eine
eigenartigere Färbung als dieses anderenorts der Fall war.

Was die Quellen der ersten Periode livländischer Rechts-
entwickelung anbetrifft, so muß zunächst, hinsichtlich der für
diese Arbeit in Betracht kommenden Rechtsdarstellungen —
der sogenannten Ritter- und Lehnrechte — hier der Ansicht
S c h i l l i n g s ' ) beigepflichtet werden, welcher für diefe Privat-
codificationen die formale Autorität und einen unmittelbaren
Einfluß auf das Rechtsleben, wie sie derartigen Arbeiten in
Deutschland zukamen, in Abrede stellt. I n Netreff ihres I n -
halts unterscheiden sich die ältesten livländischen Rechtsbücher
— das sogenannte Waldemar-Erich'sche Lehnrecht und
das sogenannte älteste livländische Ritterrecht') — dadurch
von den jüngeren Rechtsarbeiten, daß jene fast ausschließlich ^

3) C a r l S c h i l l i n g : „Die lehn- und erbrechtlichcn Satzungen
des W llld e m a i - E r i ch'schm Rechts", Mx . 20. — Vergl. A, v, Richter:
„Geschichte der dem russischen Kaisertum einverleibten deutsche» Ostseepro-
vinzen Th. I, Bd. I, kass. 243.

4) Hinsichtlich der in neuerer Zeit entstandenen Controuerse über das
höhere Alter dieser beiden Rechtsbücher cf, R. S c h ü l e r : „Ueber das Ver-
hältnis des ältesten livländischen Rittcrrechts zum W o l d e m a r - E r i ch'schen
Lehnrecht" (in der „Vorväter Zeitschrift für Rechtswissenschaft" Bd, V,
?»F, 159 ff.) und S c h i l l i n g a, a. O, ?»8> 23 ff,

5) Ueber die Anlehnung der beiden ältesten Rechtsbücher an das
Hildesheim'fche Dienstrecht cf, R. S c h ü l e r a. a. O. ?»8- 171 f-, 174 ;
v. N u n g e ll, ll, O. ?»ss, W, Note i n ; R. v. H e l m ers e n : „Geschichte
des livländischen Adelsrechts", ?»3- 13 f. — Speciell gegen Beziehungen
zu diesem Dienstrecht erklärt sich S ch i l l i n g a, a, O. ?»^. 41 f., während
er im Allgemeinen Line Veeinflußung durch dienstrechtliche Sätze zugiebt.
?»«. 63, 161 ,c.
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unmittelbar aus dem factisch herrschenden Rechtszuftand ge-
schöpft haben, während diese unter starker Neeinfiußung durch
dm Sachsenspiegel entstanden sind und meistentheils eine Ver-
schmelzung der in diesem letzteren enthaltenen Rechtssätze mit
dem Stoff der beiden erwähnten ältesten Ritterrechte versuchen.
Auf diese Weife übertreffen zwar die jüngeren Rechtsdar-
ftellungen die älteren an Umfang, haben aber dafür auch eine
größere Menge rechtlicher Bestimmungen aufgenommen, welche
wenigstens in der Zeit, für die sie aufgezeichnet wurden, in
Livland keine praktische Bedeutung erlangt hatten. Wenn
trotz dieser willkürlichen Erweiterung für die vorliegende Arbeit
stets so weit als möglich eines der jüngeren Rechtsbücher, das
sogenannte mittlere livländische Ritterrecht benutzt werden wird,
so geschieht dieses lediglich aus dem Grunde, weil spätere,
eigentlich mehr zufällige Ereignisse') dieses Rechtsbuch zu
einer hauptsächlichen Quelle des heute gültigm livländischen
Landrechts gemacht haben, mithin der Zusammenhang zwischen
dem damaligen und dem jetzigen Rechtszustand am leichtesten
an der Hand des mittleren Ritterrechts verfolgt werden kann.
Dabei sollen allerdings — einerseits behufs Abgrenzung der
Anwendbarkeit und behufs Richtigstellung des in dieser Rechts-
darstellung enthaltenen rechtshistorifchen Materials, 'anderer-
seits zum Zwecke der Ergänzung — überall, wo es als noth-
wendig erscheint, die beiden ältesten Rechtsbücher, sowie Ur-
kunden herbeigezogen werden.

6) Die Bestätigung des MRR. als provisorisches livlandisches Land-
recht im Jahre 1648 (durch die königlich schwedische Resolution vom 17, Au-
gust. Art. 6 — cf. v. B u u g e : „Einleitung". ?»3, 199, 220 und „Das
liv- und efthländische Privatrecht". 2. Auflage. Th, I. ?»?. 10. —) und
das Scheitern eines jeden weiteren Codificationsversuches bis zum Jahre
1864. — Ueber die Gründe, welche die livländische Ritterschaft bestimmten,
sich für das MRR. zu entscheiden, c f , . I . C. S c h w a i t z : „Versuch einer
Geschichte der liefiändischen Ritter- und Landrechte", M z . 159; sowie
H. Baron N r u i n i n g t : „Zur Geschichte des Umgearbeiteten Livländischen
Ritterrechts" (in der „Dorpater Zeitschrift ?c." Bd. VI I . p»x. 231).
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Daß bei der Abfassung des mittleren Ritterrechts der
Sachsenspiegel und nicht ein populäres Lehnrecht zur Vorlage
gewählt wurde, hat seinen Grund darin, daß die Vergünsti-
gungen'), welche die livländischen Landesherren den Vasallen
bei der Einwanderung zugestanden, landrechtlicher Natur waren,
also schon gleich anfänglich eine Erweiterung des livländischen
Lehnrechts durch landrechtliche Normen bestanden hat. I n
größerem Maßstabe fand dann eine solche Erweiterung in
späterer Zeit statt, vor allem durch die von den einzelnen
Landesherren ihren Vasallen in den sogenannten Gnaden-
briefen'")—seit Ende des X I V . Jahrhunderts') —ertheilten,
die Erbfolge im Lehn erweiternden Privilegien. Von diesen
„Gnadenrechten", welche für die Entwickelungsgeschichte des
Erbgutes äußerst wichtig sind, wird für diese Arbeit besonders
„die neue Gnade" des Erzbischofs von Riga, S y l v e s t e r
Stodewe'scher'), gleichfalls weil dieselbe für unser heutiges
Privatrecht am meisten benutzt worden ist, berücksichtigt werden.

H 2 l l . Hie ßntwickelnngsgeschichte des Orbgutes.

^ . Die Grundbefihverhältnisse im Allgemeinen.

Für die Eroberung und Colonisation Livlands haben
vornehmlich zwei historische Momente eine wesentliche Bedeu-

7) cf. weiter unten.
7») Dieselben sind, soweit sie sich bis heute erhalten haben bei

B u n g e : „Privatrecht" Th. I I , pax. 270 f. in den Noten b - ä aufgezählt.
Ueber ihre Natur als aus dem Wege des Vertrags zu Stande gekommene
Normen cf. B u n g e : „Einleitung", p»^, 87 und 90.

8) Hinsichtlich früherer Abschwächungen des alten strengen Mannlehn-
rechts cf. weiter unten.

9) cf. hierzu auch G. I , von N u d d e n b r o c k : „Sammlung der
Gesetze, welche das heutige lwländische Landrecht enthalten". Bd. I, p. 33,
sowie F. K. G l l d e b u s c h : „Versuche in der livlänbischen Geschichtslunde
und Rechtsgelehisllmlelt". Bd. I. Stück V I : „Von dem gesetzmäßigen Erb-
gange in Lidland", p»ß. i f.
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tung gehabt: erstens das immer weitere Vordringen der Civi-
lisation nach Osten; zweitens der durch die Kreuzzlige neu-
entfllchte Glaubens- und Bekehrungseifer der Deutschen. Was
das erstgenannte Moment anbelangt, so wurde der nme
fränkisch-deutsche Culturftaat, nachdem er mit der Unterwerfung
der Sachsen seinen Abschluß erhalten hatte, der Ausgangs-
punkt für die Colonisation der weiter nach Osten gelegenen,
nicht-germanischen Völkerschaften. Besonders konnte dabei ein
Küstenland, welches wie das Gebiet unserer Ostseeprovinzen,
auf dem Seewege von Deutschland aus verhältmßmäßig leicht
und gefahrlos zu erreichen war, sich nicht lange gegen die
eine spätere Colonisation einleitenden Handelsbeziehungen ver-
schließen. Aus der Mitwirkung von Handelsinteressen bei der
Eroberung Livlands erklären sich aber namentlich der rege
Antheil, den hierbei die deutschen Kaufleute nahmen, das
schnelle Emporblühen Rigas und der Umstand, daß die Ge-
gend Deutschlands — namentlich die damals bedeutendste
deutsche Stadt am Ostseebecken, Lübeck — welche zuerst in
Handelsbeziehungen zu Livland getreten war, auch den Aus-
gangspunkt aller auf die Unterwerfung unserer Ostfeeprovinzen
gerichteten Unternehmungen wurde. — Durch das zweite,
religiöse Moment wurden einerseits die Mittel zur Eroberung
in dem Maße erhöht, daß dieselbe in verhältnißmäßig kurzer
Zeit vollendet werden konnte, andererseits aber auch dabei die
ganze Leitung und Initiative von Anfang an in geistliche
Hände gelegt. Die Folge hiervon war, daß auch nach der
Eroberung die oberste Macht in diesen Händen blieb und daß
die unterworfenen Gebiete (mit zeitweiliger Ausnahme eines
Theils des heutigen Esthlands) verschiedenen geistlichen Macht»
habern (Bischöfen und einem geistlichen Ritterorden) unter-
stellt wurden. Damit ging aber der neuen Colonie die poli-
tifche Einheit verloren und wurde der Grund zur Rivalität
zwischen den Landesherren gelegt.



152

Sowohl die geographische Lage Livlands, als weit nach
Osten vorgeschobener Posten deutscher Cultur, wie auch die
Gestaltung der politischen Verhältnisse in den unterworfenen
Gebieten, geboten den neuen Oberherren, stets mit allen Mitteln
aus eine Vermehrung ihrer Streitkräfte bedacht zu sein. M i t
der Eroberung Livlands, welche man zum großen Theil der
Hülfe der durch das Predigen von Kreuzzügen zusammenge-
brachten Pilgerschaaren (die aber nur vorübergehend im Lande
blieben), zu verdanken hatte, war den Landesherren noch keines»
wegs der dauernde Besitz ihrer Territorien gesichert. Der häufige
Abfall der Eingeborenen vom Christenthum und ihre späteren
blutigen Empörungen nöthigten die Deutschen immer wieder
mit Waffengewalt ihre Herrschaft aufrecht zu erhalten. Dazu
kamen erbitterte Kämpfe mit den Grenznachoarm, die selbst
Ansprüche auf den Besitz Livlands erhoben und der deutschen
Einwanderung nach Kräften entgegentraten. Der zur Siche-
rung der Colonie ins Lebm gerufene geistliche Ritterorden,
könne diesem Zweck nur theilweise genügen, da seine Macht
nicht für das ganze Land ausreichte. Auch gerieth er durch
sein Streben nach der Oberherrschaft bald in Gegensatz zu
den Bischöfen. Alles dieses machte besonders für die Bischöfe
die Begründung einer eigenen zuverlässigen Heeresmacht, auf
gleicher Grundlage wie sie in Deutschland üblich war, zur
Nothwendigkeit.

Zur Zeit der Germanisirung Livlands hatte das Lehns-
wesen nahezu schon den Gipfel seiner Ausbildung und seine
höchste Blüthe erreicht, den Culturstaaten eine neue Grundlage
geschaffen und einen weitreichenden Einfluß auf die privat-
rechtlichen Verhältnisse gewonnen. Entstanden aus der aus«
schließlichen Uebernahme des Waffendienstes von Seiten eines
Theils der Bevölkerung gegen Gewährung eines diese Leistung
dauernd ermöglichenden Grundstückes, begann sich der theils
aus dem alten Stande der Freien, theils aus den ehemaligen
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Unfreien hervorgegangene Berufsstand der Ritter um diese
!. Zeit bereits zu einem Stande der Vasallen abzuschließen. —
^ Wie überhaupt alle socialpolitischen Einrichtungen des da-
^ maligen Deutschlands durch die Europäer auf die neue Hei-
^ math übertragen wurden, so zögerten die neuen Machthaber
^ auch keinen Moment, nachdem ihre Herrschaft durch Verleihung

der Reichsstllndschllft von Kaiser und Reich ihre offtcielle Ne-
> stätigung erhalten hatte'"), das Lehnswesen in Livland einzu-
5 bürgern. Da die Eingeborenen durch ihre Unzuverläfsigkeit

und geringe Bildungsfähigkeit bald in Mißachtung und eine
! abhängige, dienende Stellung geriethen, konnte es sich hierbei

nur um Deutsche handeln. Die weite Entfernung Livlands
von der Heimath und die zunächst noch unsicheren Verhält-
nisse war man bestrebt, durch möglichst verlockende Bedingungen
auszugleichen"). Da die für eine günstige Gestaltung und
Entwickelung der Vasallitätsverhältnisse erforderlichen Bedin-
gungen zweifellos in Livland vorhanden waren, so ging bald
der größte Theil der Nisthümer (und der dänischen Besitzungen
in Esthland) in die Hände von Lehnsleuten über und wurde
Privatbesitz " ) . I m Gebiete des Ordens, welcher, da er seine
Schlachten selbst schlug, nicht des militärischen Dienstes ritter-
mäßiger Vasallen benöthigte, kamen dagegen, namentlich in

10) cf. die Investituldiplome König Heinrichs VI I . für die Bischöfe
Albert von Riga und Hermann von Dorpat, vom 1. Dec. 1224 bei
u. B u n g e : „Liv-, Esth- und Curländisches Uikundenbuch nebst Regesten"
N°. I : Ultunden I.XVII und I.XVIII (pass. 71 ff,) und in den Regesten
Nr, 77 und 78 (p»x, 17),

11> v, R i c h t e r , a. a. O, Th. I, Nd. I, ps«, 88, 129 u. s. w.
12) Eine recht bedeutende Anzahl erhaltener Lehnbriefe findet sich

im u, V u n g «'scheu Urtundenbuch. — Die Ansicht v. R i c h t e r ' « (a. a. O.
Th. I. Nd. I, p»ß. 129), dah die Anzahl der Vasallen in Livland immei
sehr gering gewesen sei (was er aus der «einen Zahl von Schlössern
bischöflicher Vasallen folgern zu dürfen glaubt) ist entschieden unrichtig.
Vielmehr wissen wir, daß in den Bisthümern die Domain en sich bald nur
auf die sogenannten bischöflichen Tafelgüter befchränkte.
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der ersten Zeit, fast immer nur Verleihungen „zu geringerem
Recht" zur Anwendung " ) .

Aus dem Lehngute, wie es zunächst in den Nisthümern
zur Ausbildung kam, hat sich im Laufe der Jahrhunderte das
heutige Erbgut nach livländischem Landrecht entwickelt. Es
wird also im weiteren Verlaufe vorliegender Arbeit nur dieses
Lehngut in Betracht kommen, nicht aber die Rechtsverhältnisse
an Grund und Boden, welche sich hinsichtlich der nicht zum ritter-
mäßigen Vasllllenftllnde gehörigen Landeseinwohner (Landes-
herren, Klöster, Bürger und Bauern) herausbildeten. Hierbei
darf jedoch nicht unerwähnt bleiben, daß die Ansicht, der
Grundbesitz der in Livland „nach Rittersart" lebenden Per-
sonen habe sich zur Zeit der Selbständigkeit allein auf Lehn-
güter beschränkt"), bis jetzt keineswegs anerkannt ist. I m
Gegentheil haben bisher mehrere Juristen und Historiker,
welche dieser Frage näher getreten sind, fast ausnahmslos
sich mehr oder weniger ausgesprochen dahin erklärt, daß in
gleicher Weife wie in Deuschland, wenn schon in beschränkterem
Umfange, neben dem Lehnsbesitz auch Allodialgüter bestanden
haben und daß man deshalb ein unvollständiges und unge-
naues Bi ld von den livländischen Grundbesitzverhältnifsen er-

13) Ueber diese nicht rittermäßigen Lehen, welche an Personen aller
Stände, namentlich auch Bauern verliehen werden konnten, cf, S c h i l l i n g ,
ll, ll, O. p»3, 115 ff., der die mannigfaltigen Formen und verschiedenen
Bezeichnungen (zu Lehnszinsrecht, zu Lehngutsrecht zu „turschem" Lehns-
gutsiecht), unter denen diese Verleihungen vorkommen, mit dem Sammel-
namen „Ordenslehen" zusammenfaßt. Außer einer mehr oder weniger
starken Verkürzung der dem rittermäßigen Lehn zukommenden Rechte, war
für sie regelmäßig seine Ausnahme cf, bei S c h i l l i n g , ?»3 123, sud
Nr. 20), auch der geringere Umfang des verliehenen Grundstückes charakte-
ristisch. Ueber den Grund ihrer Entstehung cs. weiter unten (Note 16), —
Der Orden erhielt erst mit der Herrschaft über den dänischen Theil Esth-
lands eine größere Anzahl ritterlmitiger Vasallen.

14) Ueber die beiden Ausnahmen, welche die Entwickelungsgeschichte
des Erbgutes in keiner Weise beeinflußt haben, cf, weiter unten.
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halten würde, wenn man bei einer Darstellung derselben den
Allodilllbesitz übersehen wol l te"") . Dieser Ansicht soll hier ent-
gegengetreten und der Nachweis zu führen versucht werden,
werden, daß während der Periode livländischer Selbständig-
keit Allodialbesitz nur als eine vorübergehende Erscheinung in
den Grundbefitzverhllltnifsen der livländischen Vasallen vorge-
kommen und deshalb auch von gar keinem Belang für den
Entwickelungsgang des Erbgutes gewesen ist.

Diejenigen, welche für die Dauer des ganzen ersten Zeit-
raumes livländifcher Rechtsgeschichte die Existenz von Allodial-
gütern neben den Lehn annehmen, verlegen die Entstehung
der ersteren in die Zeit der Eroberung. Einerseits sollen ein-
zelne angesehene Ureinwohner, welche gleich anfangs für die

14») S o A . W. H u f t e l („Von den Rechten der lief- und estländischm
Landgüter, der nordischen Miscellaneen 22. und 23. Stück, pllss. 73 ff.);
R, I . L. S a m s o n v . H i m m e l s t i c r n („Geschichte und Natur der liv-
ländischen Landgüter" in seiner Abhandlung über das „livländische Erb-
schafts- und Näherrecht", paß- 467); Adolph Baron H a h n („Das I n -
testaterbrecht des adlichen Weibes gegen seine Blutsverwandten nach den
liev-, esth- und wrländischen Lehn« und Landrechten" Wag. Diss.) p, 21 f ) ;
R. N l a e s e („Das Näherrecht nach cuiländischem und Menschern Land-
rechte". Wag. Diss.1, pnF. 21 f.): U. R i c h t e r (a. a, O. Th. I, Ad, I
und II). — I n neuester Zeit: M. v. d, N r i n c k e n („Begriff und Wesen des
„Stllmmguts" im curländischen Landrecht" in der Durpater Zeitschrift für
Rechtswissenschaft, Jahrgang VII I , p»x- 26 f,> und — am meisten erschöpfend
und kritisch — C. S c h i l l i n g (a, a. O, puF. 137 ff.). — v. B u n g e
(„Privatrecht" Th. I, paß, 189) nimmt im Anschluß an v. H e l m e r s e n
(ll, ll, O. p»s. 8« ff., 291 ff., 369 ff, x. — cf. auch Note 20) „wenigstens
in der eisten Zeit kein echtes Eigenthum, sondern nur Lehnrecht am Grund
und Boden" an (cf. B u n g e : „Standesverhältniffe in Liv-, Esth- und
Curland, p l ^ . 42) und für spätere Zeiten Allodificirungen einzelner Lehn-
güter durch die Landesherren. Dabei heben aber B u n g e und H e l m e i f e n
weder den Ausnahmecharakter solcher Allodificirungen in genügender Weise
hervor, noch erwähnen sie, daß sich dieselben ausschließlich für die zweite
Hälfte des XVI . Jahrhunderts nachweifen lassen (cf. unten Note 18). —
Gegen die Existenz von Allodialgütern erklärt sich nur die (von B u n g e
verfaßt) „Geschichtliche Uebersicht der Grundlagen und der Entwickelung des
Provincialicchts in den Ostseegouvernements, besonderer Theil: „Privatrecht".
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neuen Herren des Landes Partei nahmen, ihre Ländereien
als freies Eigenthum und zwar sowohl hinsichtlich des Lehns-
verbllndes, als auch in Rücksicht auf Zins und Frohne, be-
halten haben. Andererseits hätten einzelne Glücksritter (aus
den ins Land gekommenen Pilgerschaaren) sich auf eigene
Faust noch unbezwungene Landstrecken erkämpft und Wohnungen
dllfelbft gegrüudet, ohne hierzu die landesherrliche Genehmigung
und Investitur nachzusuchen. Auch dessen geschieht Erwäh-
nung, daß manche Grundstücke gegen hohes Entgelt oder für
besondere Verdienste Privatleuten von Seiten der Landesherren
als Allodialbesitz überlassen worden seien. T>a es nun an
Thatsachen, die dieses unzweifelhaft darthun könnten, eigent-
lich fehlt, fo hat man die Existenz von Allodialgütern aus
den Rechtsquellen der damaligen Zeit und zwar sowohl aus
Rechtssätzen — namentlich den dem Sachsenspiegel entlehnten
Capiteln des mittleren Ritterrechts und dem Artikel X I I I des
Privilegium Sigismundi Augusti — als auch aus einzelnen
Ausdrücken nachweisen wollen.

Was zunächst die Herleitung der Allodialgüter aus un-
abhängig vom Lehnsnexus erhaltenem Grundbesitz angesehe-
ner Landeseingeborener betrifft, so hätten sich über solche
Vorkommnisse sichere Nachrichten erhalten müssen"). Da solche
aber nicht vorliegen, so können wir nur annehmen, daß die
vornehmen und reichbegüterten Eingeborenen, welche sich den

15) Von dem bekanntesten eingeborenen Bundesgenossen der Deutschen
dem Livenhäuptling Kaupu iKope) wissen wir/daß der ihm unterstellte D i -
ftrtct von Thoieida (nach bei Chronik Heinrich des Letten! bei der Theilung
des eroberten Landes unter die Herrschaft des Bischofs von Riga kam, ohne
daß dabei für Kauvo ein Theil als freies Eigenthum leservirt worden wäre.
Seine Besitzungen vermachte Kaupo sterbend der Kirche (v. R i c h t e r a. a.
O. Th. I, Bd. I, p»8. I0 l ) . Sollte er nicht vielleicht «blos d. h. ohne
Sühne zu hinterlassen, gestorben sein und seine Güter als erledigtes Mann-
lehn an den Bischof gefallen sein? Seine angeblichen Nachkommen (in jedem
Falle wol nur weiblicher Linie» erscheinen bereits im Jahre 1269 als stif-
tische Lehnsleute,
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Deutschen angeschlossen hatten, gerade wegen ihrer einfluß-
reichen Stellung im Lande dem neuen Oberherrn den Lehns-
eid haben leisten müssen und dadurch mit ihrer Nachkommen-
schaft in den Vasallenstand aufgegangen find '°). Eine selb-
ständige Occupatio« von Grund und Boden durch einen un-
ternehmenden Abenteuerer erscheint zur Zeit der Eroberung
Liulands wol nicht gut möglich. Denn eine derartige Besitz'
nähme konnte doch nur in mehr abgelegenen Gegenden statt-
finden, wo der Occupant sich gewiß nicht gegen die unsicheren
Verhältnisse — Aufstände der Eingeborenen und Einfalle der
Nachbarvölker — behaupten konnte. Auch waren die Landes-
herren durchaus nicht gewillt, Ansiedelungen von Deutschen
innerhalb ihrer Gebiete zu dulden, welche ohne ihre Einwilli-
gung in's Werk gefetzt wurden. Hierfür hat sich in einer Ur-
kunde") ein charakteristisches Beispiel erhalten. Eine Anzahl
Einwanderer hatte sich — da sie in der betreffenden Urkunde
als Vasallen bezeichnet werden, wol auf einen ungewissen
Lehnstitel (vielleicht auf Belehnung durch den päpstlichen Le-
gaten Balduin) gestützt — in „Vredhecuronia" niedergelassen
und waren ihre Besitzungen, bei der nachfolgenden Theilung
des Landes unter die Gewalthaber, zum Theil unter
die Herrschaft des Ordens, zum Theil unter die des
Bischofs von Kurland gekommen. Beide Landesherren gin-

16) Ein Beispiel dafür siehe bei B u n g e : „Uilundcnbuch" Reg.
N l , 463: Der Neophit Sucha, alias Nicolaus, „nadilis äs I,sttoni» pro-
vinoi»" trägt seine Güter dem Bischof auf und erhält sie als Lehn zurück
(5. IV. 1268». — Kleinere Nesißlichkeiten deutschfreundlicher Eingeborenen,
deren Inhabern keine politische Bedeutung zutam, erhielten sich zunächst als
freies Eigenthum und gaben dann, wie S c h i l l i n g <a. ci. O. p»A. 119 ff.)
überzeugend nachgewiesen hat, durch ihre Austragung hauptsächlich den An-
laß ab zur Entstehung der Lehen „zu geringerem Recht" („Ordenslehen"),
deren Darstellung nicht mehr in den Rahmen dieser Arbeit gehört, cs, auch
oben Note 13.

17) v. B u n g e „Ultundenbuch" Uilunde c^OXXII , und in den
Regesten Nr. 3«3.
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gen gegen sie vor, da ihre Niederlassung ohne die landesherr-
liche Zustimmung erfolgt war, und vertrieben sie von ihren
Gütern. Nur durch die Vermittelung des Erzbifchofs Albert
von Riga, der offenbar diese Vasallen der Streitmacht Liv-
lands zu erhalten bestrebt war, wurde denselben eine kärglich
genug bemessene Entschädigung zu Theil, wobei die beiden er-
wähnten Landesherren noch ausdrücklich betonten, daß dieses
nur aus Gnade und auf das Zureden des Erzbischofs hin ge-
schehe, da sie (die Landesherren) unzweifelhaft in ihrem Recht
wären. Wenn die Landesherren aber so entschieden gegen
eine ganze Gruppe auftraten, so hatte sich der einzelne An-
siedler gewiß keines besseren Schicksales zu versehen. — Ver-
leihungen zu Eigen haben ganz vereinzelt allerdings noch wäh-
rend der Selbständigkeit Livlands stattgefunden, ljedoch nur
unmittelbar vor Schluß dieser Periode"). Sie erfolgten theils

18) Das Gut Terastfer 1552, Sonnabend nach Reminiscere vom Or-
densmeister Heinrich von Galen „auf allodial Recht gesetzt" (cf.A.G. K i l l a n i :
„Nachricht von den Privatgütern des Heizogthums Livland, aus den Ur-
kunden dieser Güter" — Covie des Oiiginalmanuscripts angefertigt von
F. K. G l l d e b u f c h - p»,?, I?0.) — Das Gut Lutzausholm «jetzt zu Wol-
marshof gehörig) 1559 vom Ordensmeister Fürstenberg „allodialiter verkauft"
( K i l l a n i , ll. ll. O. p»^, 17). — Das Gut Iürgensburg mit Buschhof
und Gustavsberg 1561 den 22. März vom Ordensmeistei Gotthard von
Kettler „allodialiter doniret". ( K i l l a n ! p»g. 9 f.) — Die Güter Aahof
und Wasch I5«2 den 22. Februar vom Ordmsmeister Gotthard von Kettlcr
„mit Allodialrechte doniret <K i l l a n i , pa^, 50 f.) — Das Gut Aa°
hacken (Bergahof) 1562 vom Oroensmeister Gotthard von Kettlcr „als erb-
und eigenthümlich confirmiret ( K i l l a n i , pn^, 1) " - Das Gut Friedrichs-
hof («der Schottmllnnshof» 1562 vom Oroensmeister Gotthard von Kettler
„allodialitei doniret" ( K i l l a n i , p»x. 7). — Bei anderen Fällen ist es
zweifelhaft, ob die Verleihung (wie K i l l a n i annimmt) einen allodialen
Charakter trägt, oder ob nur, durch die Einräumung von eigenchumsgleichen
Befugnissen, ein Lehn in der am meisten erweiterten Form gekennzeichnet
weiden soll. So die Uebertragung von Pigast 1533 am heiligen Dreitönigs-
tage vom Bischof von Dorpat, Johann von Gellingshausen an „Melchior
Metstaten und seinen rechten Erben und Erbnchmern" . . . „ewiglich, un-
wiederruflich und aufs aller freyeste" < K i l l a n i , pax. 21 f; offenbar
handelt es sich hier um eine Belehnung nach dem Recht, welches von dem»
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auf dem Wege des Verkaufs, theils als Entgelt für dem
Landesherr« geleistete Dienste. Sie dienten somit entweder
zur Erlangung von Geld oder zur Belohnung der Vasallen.
Die Veranlassung zu diesen Allodificirungen lag darin, daß
durch die stets weiter ausgedehnten Nelehnungen — welche
den, dem Landesherrn zu directer Nutzung vorbehaltenen
Grundbesitz binnen kurzem auf die Tafelgüter " ) beschränkt hat-
ten — und durch die beständige Zunahme der Rechte der Va-
sallen am Lehngute, die Einnahme- und Hülfsquellen der Lan-
desherren schließlich in dem Maße geschmälert wurden, daß
den letztgenannten zur Erreichung der erwähnten Zwecke eben
kein anderes Mittel übrig geblieben war. Irgend welchen
Einfluß auf die Gestaltung der Rechtsverhältnisse am Grund-
besitz in der ersten Periode haben diese Verleihungen selbst-
verständlich nicht ausüben können. Zu bemerken ist dabei noch
daß die Verleihungen zu Eigen nicht mit denjenigen Nelch-
nungen verwechselt werden dürfen, bei welchen dem Lehnsherrn
eine Vergütung in Geld gezahlt wurde"). Denn durch die

selben Bischof in dem bekannten Gnadenbriese vom Donnerstag nach Luca
1540 den Vasallen des Stiftes Doipat erneuert und bestätigt wurde;) fer-
ner die „erbliche" Schenkung des Gutes Rodenpois, 1562 (Urkunde vom
20. VUirz, also bereits nach Auflösung des Ordens ausgestellt) durch den
Ordensmeister Gotthard von Kettler „an den Burggrafen und Frey-Herren
von Doen" (Dohna) „dieselben Güther frey und friedsamlich zu ewigen Zei-
ten zu besitzen, damit zu thun und zu lassen, auch zu vergeben und zu
verkaufen, zu versetzen und zu verpfänden nach seinem und aller seiner Er-
ben besten Nutzen und Willen und Gefallen" (K i l l a n i paz. 137 f.) cf.
überhaupt hierzu H u p e l a, a. O. pax. 77,

18) cf, oben Note 12.
20) Einer derartigen Verwechselung macht sich namentlich v. H e l m e r -

sen (a. ll. O. Mss, 292 f.) schuldig. — Mit Recht hat gegen ihn U. Baron
Hahn (ll. a. O. pnß- 22 f,1 bemerkt, daß die von Helmersen erwähnte Ver-
leihung nach „livischem Rechte" (bei Hupel in den „Neuen nordischen Mis-
cellaneen, 5. und 6. Stück paß. 124) sich ausdrücklich als Velehnung dar-
stellt. Doch begeht auch Hahn seinerseits einen Irrthum, wenn er behaup-
tet, daß der von Helmersen (nach A r n d t's Chronik Th. I I . p»s, 88) an»
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Erlegung einer Geldsumme bei derMcquisition eines Grund-
stückes wird dessen Lehnsqulllität noch keineswegs aufgehoben " ) ,
I n Liulllnd waren derartige Verleihungen besonders im X I V
und X V Jahrhundert nicht selten und hat diese livländische

geführte Verkauf der Insel Dagö durch den Abt des Kloster Padis, Nico-
laus, nach „schwäbischem Rechte" (1345, fünf Tage nach Cantate an Peter
Rover und Consorten), „schon um deshalb schwerlich als îne Verleihung
zu Eigen zu betrachten ist, da der Abt selbst nicht Landesherr war und da-
her schwerlich vom Lehnsnexus dispensiren konnte." (Hahn, a. a, O. pa^.
23). Geistliche waren, nach gemeinem Rechte nur lehnssähig, wenn sie als
Vorsteher eines reichsunmittelbaren Stifts in Betracht kamen, wobei, streng
genommen, auch eigentlich nicht der betreffende geistliche Würdenträger, son-
dern das Stift selbst als beliehen erscheint ( S i o b b e : „Handbuch des deut-
schen Privatrechts, 2. Aufl, Bd. I I , pÄF, 427, Notc 10). I n Livland, wo
es keine reichsunmittelbaren Klöster gab, besaßen diese ihre Liegenschaften
zu Eigen ( S c h i l l i n g a, a, O. Mß, 139), Deshalb hätte der Abt auch
eine Uebertragung zu Eigen vornehmen k ö n n e n , hat es aber in dem an-
gezogenen Falle gewiß nicht gethan, denn der dabei erwähnte „Kaufpreis"
von 34 Mark Silber, ist viel zu gering, als daß wir an ein anderes Rechts-
geschäft, als an eine Nelehnung mit dabei an den Lehnsherrn entrichteten
Geldvergütung (cf. MA, 28 ff. u, Note 21) denken dürfen, — Zu bemerken
ist noch, daß allerdings aus den ersten Jahren (27/1V. 1234) die Belehnung
eines Pfarrgeistlichen (Iordanus von der St. Petrilirche zu Riga) und sei-
ner Amtsnachfolger durch den päbstlichen Legaten Balduin bekannt ist
( B u n g e : „Urkundenbuch" Urkunde llXXXVI.

21) Solche Geldvergütungen, welche ein Aequivalent für die Belehnung
enthalten ohne dabei eigentlich einen Kaufpreis im gewöhnlichen Sinne des
Wortes darzustellen, waren in Livland gebräuchlich bei primären Verleh-
nungen (cf, z. N, die Lehnbriefe vom September 1288, vom 3. März I3?6,
vom 7, Murz 1536 in der „Est- und Livländifchen Biieflade herausgegeben
von F. G. v. B u n a e und R. Baron T o l l , Th. I 8ud NNr. 23, 62,
1073) und bei verbessernden Modificationen des bisherigen Lehnsverhält-
nisses (z. B. zu „sllmender Hand"; cf, als Beispiel die Bestätigungen der
„samenden Hand" für die Famille Uexküll von den Bischöfen Johann I I .
und Johann I I I . (Berttow) in den Jahren 1376 und 1477 — in der
B u n g e - T o l l'schen Brieflade 8Ud NNr. 62 und 362». — Auch bei einer
Erneuerung verbrannter Lebnbriefe wird in späterer Zeit eine solche Zah-
lung geleistet (von dem bischöflichen Rath Reinhold von Taube dem Bischof
von Dorvat Johann VI I I von Gellingshausen, den 6. März 1536. —
cf. E. P l lbs t und R. Baron T o l l : „Ehst- und Livländifche Vrieflade"
Bd. I, 8ut> NNr. 1072 und 1073).
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particularrechtliche Institution wol gleichfalls in den häufigen
Geldverlegenheiten der Landesherren ihre Entstehungsursache.

Wir kommen nun zu dem Nachweis, welcher sich hin-
sichtlich des Allodialbesitzes in den Rechtsbüchern und Urkun-
den der damaligen Zeit finden soll. Was zunächst das mitt-
lere Ritterrecht anbetrifft, auf welches man sich früher mit
besonderer Vorliebe zu berufen pflegte ^ ) , so gehören diejenigen
seiner Rechtssätze, die sich auf das Eigen beziehen " ) , zu dem
Theile dieses Rechtsbuches, welcher, wie oben erwähnt"), zur
Zeit seiner Abfassung keine Geltung gehabt hat. I m W a l -
demar-Erich'schen Lehnrecht und im ältesten Ritterrecht,
gegen welche ein derartiger Einwand nicht erhoben werden
darf, findet sich nur eine Stel le") unter der Allodialbesitz ge-
meint sein kann . Jedoch, unter Berufung auf dieselbe eine
Berücksichtigung des Allodialbesitzes in den beiden ältesten
Rechtsbüchern behaupten zu wollen, wäre wol bedenklich").
Denn erstens darf nicht vergessen werden, daß sämmtliche liv-

22) So v. H e l m e r s e n a. a. O, pax, 291 ff. Baron H a h n
a, a, O, M3- 20 ff. B l a e f e a, a, O, p»F. 22,

23) So namentlich die Cap. 28 („syn egen edder Lehen") 30, 32
(„egene uar gerichte cdder an lehen vor dem Heren"), welcher einer Bear-
beitung des Sachsenspiegels entnommen sind (v. B u n g e : „Einleitung"
p»8, 116), Ferner Cap. 12 - - Sachssp. Vuch I. Art. 5, § 3 und Art. 6,
§ 4 ; Cap, 33 - - Sachssp, Buch I, Art, 39, Cllp. 34 — Sachssp. Buch I.
Alt, 34, § 2, (die Heiden letztgenannten Capitel sind von B u d d e n b r o c k
(a, a, O.) willkürlich für das Lehnsrecht interpretirt worden); Cap. 153
- Sllchssp. Buch I I , Art. 43, § 1, Caft. 169 - Sachssp, Buch I I I , Art. 83,
Sß 2 und 3; Cllp, 232 ^- Sllchssp, Buch I I I , Art. 76, §§ 3 und 5 u. s, w,
( B u n g e : „Einleitung" Mß. Nö).

24) cf, oben S. 149.
25) W. E. R. Cap. 33. § 1 (Nr. 83): „Wat Gudes eyn Man kofft

edder voidenett, edder uorwornen hefft, bat mach be vorkopenn edder vor-
setten ane syner erne vulborth." (Citirt nach C. I . A. P a u c k e r : „Die
Quellen der Ritter-Lehen und Land-Rechte Ehst- und Livlands." Erste
Lieferung). — cf. A. R, R, Art. 36, § 1 und auch M. R. R. Cap. 67.

26) Eine größere Bedeutung legt der citirten Stelle S c h i l l i n g
(ll, ll. O, PSS. 148) bei.
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ländifche Rechtsdarstellungen Privatcodificationen waren, bei
deren Abfassung sicher ältere deutsche Rechtsarbeiten als M u -
ster vorgelegen haben, wobei leicht aus den letzteren in die
ersteren ein Passus, eine Redewendung, ein Ausdruck hinüber
gelangen konnten, welche genau genommen, für die livländi-
fchen Verhältnisse nicht brauchbar waren. Zweitens kam in
Livland, wo das Lehn sich nicht erst wie im Mutterlande aus
dem Allodialbesttz zu entwickeln brauchte, sondern gleich als
herrschende Form des Nesitzrechts an Grund und Voden auf-
trat, vermuthlich doch eine andere Terminologie zur Ausbil-
dung, als in Deutschland. I n dem letzteren mußten die Rechts-
darstellungen meist in gleicher Weise auf „Eigen" und auf
„Lehn" Rücksicht nehmen und um Mißverständnissen und Weit-
läufigkeiten vorzubeugen, beide Arten des Grundbesitzes durch
consequent gebrauchte Ausdrücke auseinanderhalten. I n Liv-
lllnd, wo eine derartige Vorsichtsmaßregel überflüssig war,
konnten alle von Deutschland her für die Rechtsverhältnisse an
Grund und Boden geläufigen Ausdrücke auf den Lehnsbesitz
angewandt werden, da es für die „nach Rittersart" lebenden
Personen nur einen solchen gab. — Was die Urkunden jener
Zeit anbelangt, so können natürlich für diese Arbeit nur die-
jenigen in Betracht kommen, welche sich unzweifelhaft auf die
Rechtsverhältnisse des Vasallenstandes, nicht aber auf die an-
derer Personen, namentlich der Eingeborenen, beziehen. Von
diesen Urkunden erwähnen einige sehr wenige thatsächlich ei-
nes Allodilllbesitzes der Vasallen " ) , jedoch ist derselbe kein dau-

27) Ein solches Beispiel findet sich bei B u n g e : „Urtundenbuch"
Bd. IV. in der Urkunde NL0I.X (Regest. Nr. 2093): Bei einem Landtausch
zwischen dem Eizbischof von Riga, Johann von Wallenrode und den Brü-
dern Engelcke (den S. Ju l i 1498), geben die letzteren unter anderen Tausch-
objekten auch „drithalben haten landes, gelegen zu Gruben" (Giobin) hin.
Da der Erzbischof sich unmöglich zu dem Orden in ein Lehnsveihältniß be-
geben tonnte, eines vorhergegangenen Verzichts des Ordens auf seine LehnS-
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erndes Rechtsinstitut gewesen, das parallel mit dem Lehnbesitz
zur Entwickelung kam, sondern nur eine vorübergehende Er-
scheinung. Seinen Ursprung verdankt dieses Eigen der Na-
sallen den Grundbesitzverhllltnissen der Eingeborenen, deren
freies Eigenthum — außer daß es die Grundlage zum Or-
denslehn 2°) abgab — ausnahmsweise durch Kauf in die Hände
der Vasallen übergegangen ist"). Da aber einerseits ein der-
artiger Allodialbesitz im Vergleich zu den Lehnsgütern nur
von sehr geringem Umfange fein konnte, andererseits das
Lehnsverhältniß für die Belehnten in Livland sich bald äußerst
günstig gestaltete °°), so ging ein solches Eigen zweifellos bald
in den Lehnsbesitz auf. Während der Dauer dieses Allodial-
besttzes ist aber zwischen diesem und dem Lehngute wol nur
ein thatsächlicher, kaum ein rechtlicher Unterschied gemacht
worden"). I m Uebrigen verfährt man gegenüber den ver-
einzelten Urkunden, welche eines anderen Besitzes von Grund
und Boden, als nach Lehnrecht zu erwähnen scheinen, entschie-
den richtig, wenn man zunächst keinen Allodialbesitz präsum-
mirt und demgemäß den fraglichen Besitz aus einem anderen
Rechtsverhältnis als dem Gigenthumsrecht zu erklären ver-

herilichteit über das fragliche Grundstück aber zweifellos in der Urkunde
Erwähnung geschehen würde, handelt es sich hier wyl jedenfalls um ein A l -
lodialeigenthum der Brüder Engelcke, welches sie höchst wahrscheinlich unab-
hängig vom Landesherrn des Gebietes von Grobin, dem Orden erworben
hatten.

28) cf. oben Note 16,
29) Dafür spricht auch der geringe Umfang des in der Note 27 er-

wähnten Grundstücks (cf. auch Sch i l l i n g a, a. O. p ^ . 126).
30) cf, oben p»F. 11 ff,
31) Hierbei ist auch der Umstand zu berücksichtigen, daß die Besitzer

von Eigen, wie jeder andere Landeseingesesfene zur Huldigung und zu
Kriegsdiensten verpflichtet waren, folglich ihr Unterthanenverhältniß der ge-
wöhnlichen Lehnstreue fehr nahe kam. Ner einzige wesentlich rechtliche Un-
terschied lag eigentlich nur in dem Wegfall der Lehnsmuthung für den Allo-
dialbesitzer. cf. v. H e l m e r s e n a, a. O, P23. 295.

Dllp, Zur. Et. Bd. l l , 2. 2
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sucht. So namentlich aus der Verpfändung („Satzung")^),
welcher ursprünglich landrechtliche Act ohne Anstand in das
livländische Lehnrecht Eingang fand und dem Pfandbesitzer
in sofern eine Ausnahmestellung einräumte, als derselbe vom
Lehnsdienst befreit war°°). Für einzelne derartige Urkunden
giebt es außerdem singulare Erklärungen, Dahin gehören die
beiden wörtlich überstimmenden Urkunden König Waldemars
von Dänemark und seines Sohnes Erich (vom 14, bez. 24, J u l i
1240)"), welche, da sie in Dänemark ausgefertigt sind, mög-
licherweise in der Form ihrer Abfassung einheimischen M u -
stern nachgebildet sind. I n Dänemark ist aber das Lehns-
system niemals in dem Maße herrschend gewesen, wie in den
deutschen Ländern; folglich kann es sein, daß die erwähnten
Urkunden eine Fassung erhalten haben, welche den damaligen
Zuständen Estlands nicht ganz entsprach. — Entschieden gegen
die Existenz eines Eigen des Vasallenstandes spricht auch der
Umstand, daß die livländischen Rechtsquellen — Rechtsbücher

32» cf. hierüber S ch i l l i n g a, a, O, p»x. 141 ff, welcher auch
zugiebt, daß wo man aus der Zusammenstellung einzelner an sich unbewei-
sender Worte den Allodialchaiakter eines Grundbesitzverhtiltnisses mit ziem-
licher Sicherheit annehmen kann, es immerhin fraglich bleibt, ob an Eigen-
thum oder an Pfandbesitz zu denken sei, (cf. hierzu B u n g e : „Urkunden-
buch" Nd. I I I , Urkunde N l l M I X vom Jahre 1392 und Nd, V I , Urkunde
HMLUIvXXXVIII.) — Auch Verpfandungen durch den Landesherr« kom-
men vor (cf, K i l l a n i , ll, a. O,, MF. 441 und F. K, Gadebusch
„Geschichte des livlänoischen Adels, Nachtrag" — Manusciipt).

33) Erst durch das Privilegium des Erzbischofes von Riga, Thomas
Schöning vom Jahre 1531 wurden die Pfandbesitzer in ihren Rechten und
Pflichten den Vasallen gleichgestellt, („Mich dhenen sso in Pandtgerechtig-
keit sitten . , , . soll man jdt varttmehr alsfo mich holden , . . de sfolen. . .
ock Bysitter und Oidelslude seyn, und ju kriegeslofften eigner Person trew-
lich mich denenn",)

34) v. B u n g e : „Urkundenbuch" Regest, NNr. 185 und 186 und
Urkunde « I H V . — I n diesen Urkunden ist von »militibu« ollstlsuzidus,
V28»IIi8 st te«H»wril8« die Rede, welche sowohl, ^ur« leoäali« als auch
„yuoouuyue M o titulo« Ländeieien besitzen.
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und Urkunden — überhaupt einen gangbaren technischen Aus-
druck für das Allodialgut nicht kennen " ) . Hätte aber ein Be-
dürfniß nach einem solchen vorgelegen, so hätte er sich auch
in der Rechtsspruche herausgebildet. Einzelne Ausdrücke an-
belangend, wird in den Rechtsbüchern mit dem Worte „egen-
dom" das Recht der Bauern an Grund und Boden bezeich-
net") . I n den Urkunden könnte es allerdings sowohl Lehn
wie Allod der Vasallen umfassen, aus dem Zusammenhange
aber ergiebt sich, daß unter „egendom" regelmäßig das Recht
des Vasallen am Lehngut, das Lehnseigenthum, verstanden
wird " ) , — „Erbe" heißt einmal, im allgemeinsten Sinne, „ein
Grundstück"; dann dient dieser Ausdruck zur Bezeichnung al-
ler Liegenschaften der Eingeborenen, ohne Rücksicht auf den
Rechtstitel, zu welchem sie besessen werden " ) . Schließlich ist
unter dasselbe auch das städtische Immobi l mit inbegriffen " ) .
— Der Ausdruck „allodium" („alodium"), welcher in den
älteren, lateinisch abgefaßten Urkunden recht häufig is t " ) , be-
zeichnet keineswegs einen allodialen Besitz, sondern einen Guts-
hof oder ein Vorwerk und zwar in einem doppelten Sinne:

35) S c h i l l i n g ll. ll, O, p»A, ^ ^ -
36) cf. M, R, R, Cllp. 89, 91, 94. 85 und die Pamllelstellen des

N, R. R. Alt, 61, § 1, Art. 63, § 2, Art. 66. § I, Art. 67, ß 1. Siehe
auch v, H e l m e r s e n a, a. O. pass, 167, Note 3.

37) cf. bei B u n 8 e - T o l l „Brieflade" im Sachregister das Wort
„Eigen, Eigenthum".

38) S c h i l l i n g ll, ll. O. pnß. 140.
39) N u n g e : „Urlundenbuch" Nd, I I , «Regest. Älr. 1050) Urkunde

0«0OIHXXVI I (d. 4. Mai 1348) „ . . . binnen der stllt also vele . . . au
erven und buten der stllt au lande" . . . —

40) Zahlreiche Beispiele aus dem XI I I . und XIV. Jahrhundert finden
sich i n B u n g e'3> „Urkundenbuch" Nd, I und folgende (Regest. NNr. 175,
26«, 324 ,c, Urkunden NI.VI, 00XXXVI , C0I.XXXVIII ,c.), welcher
Rechtslehrer auch zuerst auf die richtige Bedeutung von „allodium" in den
lwländischen Urkunden aufmerksam gemacht hat. cf. auch desselben: „Das
Herzogthum Estland," ?»x, 361 ff. — Ferner vergl. v. R i c h t c r a. a. O.
Th, I. Bd. I, und S c h i l l i n g a. a, O, paß. 96 f,

2*
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einmal das Wohngebäude allein und dann dasselbe zusammt
dem zugehörigen Lande").

Wir kommen nun schließlich zum Privilegium Sigis-
mundi Augusti, dessen Art, X I I I " ) Manche") zum Haupt-
stützpunkt für die Behauptung einer dauernden Existenz des
Allodialbesitzes gemacht haben. Dieselben sehen nehmlich in
dieser Stelle eine Bestätigung des sreien Eigenthums, welches
sich die oben erwähnten " ) Glücksritter bei der Eroberung Liv-
lands erkämpft hätten und welches folglich sich während der
ganzen Zeit livländifcher Selbständigkeit erhalten hätte. Wenn
schon diese Anficht weder hinsichtlich der dabei in Frage kom-
menden Subjecte, noch bezüglich des Objects einwandfrei i s t " ) ,

41) Diesen doppelten Sinn hat das Wort „Hof" auch noch heute in
den Ostseeprovinzeu.

42) »tzuae vsro ex VLsti« n«iuoridN8 umlto lau^ogne suäaro
»oyuizitkl, primi oooupuuti», Huxts, Huri» «ommuuis oiäin^tiansm maus-
duut . . ." (So bei I i e g e n h o r n „Staatsrecht der Herzogthümer Cur-
land und Semgallen", Beilage 53, v. N u d d e n b i o c k , a. a. O. Th, I,
paß. 360 setzt für „vastis" — „vulsis" und für ,oläiu«,tiouem- — »or-

43 > So in älterer Zeit namentlich B l a e f e a. a. O. p»^. 22 und
neuerdings M. v, d. B r i n <t e n », a. O. p»^, 26 f,

44) r»ß, 20.
45) Erstens ist es in leiner Weise in der citirten Stelle des Priv, S.

A. hervorgehoben, daß es sich dabei um Vasallen (d, h. „nach Rittersart
Lebende") handelt. Da aber vorher im selben Artikel sowohl »Mdilss«
als auch „ru8tioi" erwähnt werden, so muß man hier, bei der Farblosig-
teit der Ausdrucksweise, wenn nicht an beide Classen, eher schon an die
letztgenannten denken Vielleicht sind gerade Nationale gemeint, die mög-
licherweise in den Tiesen der Wälder und Sümpfe verborgen durch Jahr-
hunderte ihre Besitzlichteiten von Zins und Frohne fernzuhalten verstanden
hatten. ( S c h i l l i n g a, a. O, p»^. H7, bn auf diefe Eingeborenen Art.
63, §§ 1 und 2 des A.RR. — Cap, 9 l , §Z 1 und 2 des M R . R , — be-
zieht). — Zweitens ist es auch wieder möglich, namentlich wenn man statt
der Ziegenhorn'schen Lesart (,oläiu»tiu! iem': „nach e i n e r lsinguläien^
Bestimmung des gültigen Rechts") die B u d d e n b r o ck'sche ^oräiimtio-
NS8": „nach den Allgemeinen^ Bestimmungen des gültigen Rechts) setzt, daß
überhaupt ein abhängiger Besitz (nach Lehnrecht oder Lehngutsrecht) zu ver-
stehen ist.



167

so bedarf sie doch, auch wenn man eine Vindication der an-
gezogenen Stelle für den Allodialbesitz der Vasallen zugesteht,
hinsichtlich ihrer Berechtigung einer näheren Prüfung, Denn
bei der Berufung auf den Artikel X I I I des Privilegium S i -
gismundi Augusti ist bis jetzt eine jede Untersuchung da-
rüber, ob in diesem Falle überhaupt eine retrospective Interpre-
tation öieser Nnkunde zur Aufklärung rechtshistorischer Ver-
hältnisse Livlllnds zulässig ist, unterlassen worden. Dieses
muß aber hier durchaus verneint werden. Verständniß für
die socialen Zustände eines neu acquirirten Gebietes und Kennt-
niß ihrer geschichtlichen Entwickelung seitens des acquiriren-
den Volks kann damals, namentlich wenn es sich dabei, wie
zwischen Livland und den Polen, um zwei durchaus hetero-
gene Elemente handelte, unmöglich vorhanden gewesen sein").
Hierauf bauend haben die Livländer die erwähnte Stelle in

46) Unklare oder mißueiständlichc Auffassung liuländischcr Rechtsver-
hältnisse an Ginnd Ulli Boden lassen sich auch für die schwedische und rus-
sische Regierungszeit vielfach nachweisen. So bestätigt Carl IX, den 26. Sep-
tember 1600 dem Hans Pllltc dessen Pfandgut Surri „unter denen Frey-
heiten und Willkühr, wie er seine Güther bisher inne gehabt mid gebraucht
hat, auch andre uom Adel hier im Lande Privilegiret und bebriefet sind,"
( K i l l a n i a, a, O. Mx. 459; H u P e l : „Miscellaneen 22. und 23. Stück"
p»8. 85. — Ist diese Bestätigung auf Psand-Allodial- oder Lehniecht er-
folgt?), Gustav Adolph schenkt den 5, November 1625 dem Oberstlieute-
nant Scott die Güter Sarenhof, Tellerhof u. a. „nach harrischen und wieri-
schen Rechten aus männliche Erben" (Äo! — H u p e l , a. a. O. p»8- 46
und 85) Welches Recht darunter eigentlich gemeint war, läßt sich auch aus
dem weiteren Schicksal dieser Güter nicht entnehmen; denn d. 19. Februar
1683 läßt die Reductionscommission dem Wilhelm von Greifenspeer die Gü-
ter „als ein erkauftes Harrisches und Wieiisches Mann-Lehn-Guth" (Äo l),
jedoch am 22. Ju l i 1685 werden dieselben trotzdem der Reduction unter-
worfen (Killllni ll. a. p»x. 437). — Der ganze Zeitraum von der Unter-
werfung unter russischer Herrschaft bis zur Allodificinmg der Piivatgütei
weist zahllose Verwirrungen auf hinsichtlich der Besitzveihältnisse ländlicher
Immobilien, was zum großen Theil an der Unkenntnlß der Regierung lag.
Selbst im Allodificirungs-Ukas werden die livländischen mit den russisthen
Landgütern zusammengeworfen.
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das Privilegium Sigismundi Augusti aufnehmen lassen und
zwar aus nachstehendem Grunde. Durch die alles zerstören-
den Kriege, welche der Unterwerfung Livlands unter die Po-
len vorausgingen, waren die Nachweise über die Rechtstitel,
nach denen die Landgüter besessen wurden, häufig vernichtet
worden. Zwar hatte man sich in Artikel V I I I des Privile-
gium ausbedungen, daß der König gehalten sein solle, solche
abhanden gekommene Urkunden, falls ein ungestörter fortdau-
ernder erblicher Besitz feststände, zu erneuern, jedoch mußte
man gleichzeitig auch bedacht fein ein Ersatzmittel für den Fall
zu schaffen, daß ein solcher Nachweis aus irgend welchen
Gründen unmöglich oder zweifelhaft hinsichtlich seines Erfol-
ges wäre") . Ein solches und zwar eins welches der neuen
Regierung durchaus unauffällig sein mußte, fand sich in der
Berufung auf einen unvordenklichen Allodialbesitz, denn auf
diesem beruhten die polnischen Grundbesitzverhältnisse") und

47> Daß derartige Vorsichtsmahregeln durchaus am Platz waren, hat
in der Folge die Art und Weise gelehrt, in welcher König Stephan Nawiy
die zerfahrenen livländischen Besitzverhältnisse „ordnete", (cf. darüber Sch ie-
m a n n : „Chaialterköpfe und Sittenbilder?c." „Die Katholisirung Liv-
lllnds" pax. 112 ff,)

48) I n Polen bestand kein Lehnrccht. Der Grund und Boden stand
im Allodialbesitz und die auf demselben ruhenden öffentlichen Pflichten und
Lasten, namentlich die Heeresfolge, wurden durch das sogenannte „Ritter-
recht" geregelt. Außerdem gab es Kronsdomänen, von welches bisweilen
Theile an verdiente Männer auf Lebenszeit verliehen wurden. Doch sind
solche Verleihungen, wie alle Lebtagsgüter, für die Entwicklung der Rechts-
verhältnisse am Grundbesitz unwesentlich. Die Folgen vorübergehender Ver-
suche das Lehnswesen in Polen einzubürgern wurden immer wieder beseitigt
(so namentlich von König Sigismund I, 1522—1548). Auch in neu erwor-
benen Gebieten, wo man das Lehnssystem bereits vorfand, wurde dasselbe
in älterer Zeit aufgehoben. So verwandelte Kasimir der Große, bei Ver-
einigung des Gebietes von Wschowa mit dem Königreich Pulen, alle dort
vorgefundenen „feuda" in erbliches Eigenthum. An diesen Thatsachen darf
der. Gebrauch lehnsrechtlicher Ausdrücke in Polen nicht irre machen; »diesel-
ben eiNären sich aus dem regen Verkehr mit den deutschen Ländern, na-
mentlich aus der Reception deutscher Rechtsbücher. (Wenzel Alexander



169

man dürfte wol annehmen, daß dasjenige, was bei den Po-
len zu Hause die Regel ausmachte von ihnen im fremden
Lande als Ausnahme nicht angezweifelt werden würde. Dem-
zufolge kann also dem Privilegium Sigismundi Augusti in
der vorliegenden Streitfrage keine Bedeutung zukommen").

Das consequente Festhalten der oben erwähnten Juri-
sten und Historiker an einem livländifchen Allodialbesitz in je-
ner Zeit beruht wol zum großen Theil darauf, daß sie bei
der Erforschung einheimischer Zustände von den deutschen
Verhältnissen ausgehen zu müssen glaubten. Sie ließen da-
bei aber aus dem Auge, daß bei uns eine Entwickelungsge-
schichte der Landgüter erst begann, als in Deutschland bereits
die Periode des freien „Eigen" als alleinherrfchender Besitz-
form als abgeschlossen angesehen werden mußte und das Allod
allerorts mehr oder weniger vom Lehn in den Hintergrund
gedrängt, ja bisweilen fast vollständig beseitigt °°) war. Eben-
sowenig jedoch wie sich für irgend eine Gegend Deutschlands
eine Rückbildung vom Lehngut zum Allod in jener Zeit nach-

M a c i e i o w s k t „Slavische Rechtsgeschichte" ausdem Polnischen übersetzt von
F. I . B u h und M, N a w i o cki Bd. I und I I , spec. paß. 116 f, 123 ff,
146 ff,, u. s. m.)

49) Gegen das Vorhandensein von Allodialbesitz zur Zeit der Unter-
werfung unter Polen spricht auch die „Vollmacht der Ritter und Landschaft
für ihre Abgesandten an die Königliche Majestät in Polen (in P a t l u l'3
Deduction" zc, sub Nr, I, der „vollsotHus» I^lvuuio»" p»^. 5 ff.): „Zum
dritten . . - dah wir, unser Weib und Kinder beyde Mahn- und Weiblichen
Geschlechtes des spill alß die schwerthseiten mit unsern inhabenden Landen
und Lehngütem von ihrer Königlichen Majestät allergnädigst versehen und
begnadigt und daß einem jedweden: Geschlechte frey sein möge nach dessel-
ben gelegenheit mit andern geschlecht in diese samendes Handes gerechtigkeit
zu vereinigen . . . " Aus der Betonung der weiblichen Erbfolge und des
Gesammthandrechts (welche beide den Inhalt der in der vorigen Periode
den Lehnsleuten ertheilten Privilegien bilden) geht zur Genüge hervor, daß
unter dem Ausdruck „Landen und Lehngütern" doch nur Lehnbesih verstan-
den wird.

50) Aus einer solchen Gegend stammen nachweislich die meisten Va-
sallengeschlechter der ersten Periode cf. weiter unten.
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weisen läßt, darf man für Livland die Ausbildung eines Grund-
besitzverhältnisfes annehmen, welches mit der Zeitströmung
und den gegebenen Bedingungen durchaus in Widerspruch
stand.

» . D a s Lehn .

« 3 l . Das Lehnsobject nnd die Lehnssubjeete.

Um Lehnsleute an das in der Unterwerfung begriffene,
zunächst noch unwirthliche Land zu fesseln, mußte von Seiten
der neuen Landesherren Livlands den Deutschen ein Lehns-
object geboten werden, welches diesen eine Niederlassung loh-
nend erscheinen ließ. Da die Unsicherheit der Verhältnisse
einen erweiterten Anbau des Landes durch die Eroberer zu-
nächst noch nicht gestattete, so konnte das Lehnrecht fürs erste
einen materiellen Inha l t und Werth allein in der Weife er-
halten, daß es sich nicht nur auf Grundbesitz beschränkte,
fondern dem Belehnten auch andere, sichere Einnahmequellen
zusicherte. Um nun die für den Bestand der neuen Herrschaft
unentbehrlichen Vasallen " ) zu gewinnen, mußten die Landes-
herren — mit Ausnahme des Ordens °̂ ) — an Berechtigungen
und Hoheitsrechten fast Alles opfern, was sie sich in den Unter-
werfungsverträgen mit den Eingeborenen ausbedungen hatten.
Ein folches geschah erstens, indem der den Nationalen auf-
erlegte Zehnte, welcher den Bischöfen aus kirchlichen Gründen
zukam und der in der Folge, und zwar sehr bald, ganz all-
gemein in eine feste Abgabe — Zins — verwandelt wurde " ) ,

51) cf. oben p»x. 11 ff.
52) cf, oben pax, 12 f. und 15,
53) Dieser Zins war vom Pferde, Pfluge oder Halen zu entrichten

und wahrscheinlich nicht überall von demselben Betrage, cf. v. B u n g e :
„Geschichtliche Entwickelung der Standesverhältmsse in Liv-, Esth- und Cur°
land", p»ß. 4. ^_ Mch v, R i c h t e r (a, a. O,, Bd, I, Th, I, Mx . 119)
wurde die Umwandlung des Zehnten schon 1211 von Bischof Albert vor-
genommen.
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an die Vasallen verlehnt ward. — Da aber nach deutschen
Rechtsgrundsätzen lehnbare Gefälle jeder Art eine bestimmte
„statt" haben müssen, von der sie erhoben werden sollen"),
so erhielten die Vasallen mit zinsvstichtigen Gingeborenen be-
setzte Haken") zugewiesen. Nachdem auf diese Weise schon
ein Subjectionsverhältniß der Nationalen zu den Lehnsleuten
angebahnt war, kam dann zweitens die Gerichtsbarkeit über
die erstgenannten zur Verlehnung, ein Verfahren, welches der
höchst mangelhaften staatlichen Organisation der livländischen
Territorien vollständig entspracht), Waren auch die Rechte,
welche den Vasallen gegenüber den Eingeborenen") und ihren
Grundstücken") zustanden, unstreitbar ihrem Ursprung nach
publicistifche und nur auf dem Wege der Infeudation an
Privatbesitzer gelangt, so wurden sie doch, den Tendenzen des
Mittelalters entsprechend, in den Händen der letzteren bald zu
Privlltrechten: der zinspflichtige Landesunterchan wurde zum
Hörigen"), sein Grundeigenthum ging in den Lehnbesitz des

54) H o m e y e r : „System des Lehnrechtes", pax, 284.
55) cf. Lehnbrief Vischof Balduin's von Semgallen vom 1, April 1234 ,

<bei B u n g e : „Urkundenbuch", Urkunde 0XXXV, Reg. Nr. 152>: » . . . guu« ,
UU003 oum äsoimis et omni Hure pasziäedunt,,." Unter „uuouz" (Haken) ,
wird stets besiedeltes Land verstanden! cf. B u n g e : „Standesvcrhättnisse",,
p»6. 2 l , Note 29 und „Privatiecht" Th. I. p»x. 160 f.

56) Dafür, daß dem Landesherren regelmäßig nicht einmal die Pein- >
liche Jurisdiction leservirt blieb, spricht das W,E,R. Cap. I, § 3 ( „ . . . mit >
allem rechte in halss vunde in Hände...") sowie die Parallelstellen des
A,R.R. (Art. 3) und M.R.R. (Cap, 2>. — Auch noch in dem vom Ordens-
meister Walter v. Plettenberg den harrisch-wierischen Vasallen ertheilten Pr i -
vilegium (1525) findet sich eine ähnliche Stelle,

57) Vergeblich versuchten die Kaiser und Päbste gegen derartige Ver-
gewaltigungen in Schutz zu nehmen cf, B u n g e : „Standesverhältnisse",
p»8. 6 f,; V. R i c h t e r a, a, O, Th, I, Vd. I. p»«. 120, 122.

58) Nach den Urkunden des X l l l . Jahrhunderts standen den Ein-
geborenen an ihren Grundstücken noch ziemlich ausgebreitete Rechte zu,
cf. N u n g e : „Uitundenbuch", Urkunden I.VI. 01^VI, VOXI^IX, 0 V X X X I I lc.

59) N u n 8 e: „StandesoerlMnisse", p»?, ? ff. — Auch die Be-
fugniß des Landesherrn, die Dienstleistungen der Vasallen für gewisse Ar-
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zinsberechtigten Vasallen auf°°). -^ Auf dieser Vereinigung
von Grundbesitz, Zinsberechtigung und Jurisdiction in der
Hand des Vasallen beruht bereits die Eigenartigkeit der ältesten
livländischen Lehnsform, des Mannlehns; sie ist dann natur-
gemäß auch für die weitere Entwickelungsgeschichte der Lehns-
güter charakteristisch geworden. — Bei der Verleihung wurde
auf die vor. der Eroberung bestehende politische Eintheilung
(Gemeinde oder Gauverband — „Kilegunden" —) gewöhn-
lich keine Rücksicht genommen, sondern eine runde Zahl Haken
verliehen, so daß nicht selten die willkürlichsten Zersplitterungen
eintraten. Die durch Nelehnungen in dieser Weise neuge-
schaffenen Einheiten umfaßten neben dem unter der Cultur
der Eingeborenen stehendem Land auch unangebautes Gebiet,
zu dessen Bearbeitung der Lehnsinhaber wohl erst mit Aus-
bildung der gutsherrlichen Frohne schritt. Eine einigermaßen
genaue Abgrenzung gegen Nachbargüter vorzunehmen, wurde
zwar durch das Interesse des Vasallen an der Gerichtsbarkeit
geboten, doch blieben schwer zu cultivirende Liegenschaften,
z. B. Wälder, nach freier Uebereinkunft auch ««getheilt bis
zu intensiver wirthschaftlichen Benutzung bestehen"). Für
irgend eine Beschränkung der Nutzungsrechte des Vasallen am
Lehngut konnte es bei den livländischen Zuständen nirgendwo
einen Raum geben °°). Demzufolge wird auch die „freyeste

beiten (namentlich für Befestigungsbauten) in Anspruch zu nehmen, ging in
der Gestalt von verschiedenartigen Diensten, Fiohnen, Schaarwerl u. s. w,
auf die Vasallen über.

60) Zum Hofe gehörige Aecker werden in der ersten Hälfte des
X I l l , Jahrhunderts nur ausnahmsweise erwähnt; später nehmen die Va-
sallen Aecker der Eingeborenen in diiecte Newirthschaftung, ohne daß ihnen
ein rechtliches Hinderniß entgegensteht.

61) „Lilvn »ut«N yu»6 iutr» istos tsnuino» oontinstur ouin »ä
ouiturlull z»erveu«rit »eynabilityi' intsr na« <Uviä«tnr,..« b e i B u n g e :
„Nrlundtnbuch" Urkunde Ue0LX0IX.

62) Als die Verhältnisse in Liuland sich so günstig gestaltet hatten, daß
die Landesherren auch auf eingeschränkte« Bedingungen hin Lehnsleute aus
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Nutzung" dem Einzelnen in Lehnbriefen, der Gesammtheit in
Gnadenbriefen immer wieder zugesichert. Bei der geringen
Abhängigkeit der Vasallen von den Bischöfen, welche einen
eigentlichen Hofesdienst nicht zur Ausbildung kommen ließ,
ist es in Livland zu einer Creirung von Erbämtern und Be-
lehnung mit denselben""), wie solches in Deutschland vielfach
üblich war, nicht gekommen.

Da Lübeck zum Ausgangspunct für die Colonisation
der heutigen Ostfeevrovinzen geworden w a r " ) , so haben wir
die Heimllth der Vasallenfannlien, welche sich zuerst zu einer
Uebersiedelung nach Livland entschlossen, in den dieser Stadt
benachbarten Gebieten zu suchen. Vorzugsweise waren es die
Ministerialen der geistlichen Fürsten Westvhalens °'), welche
bei ihren Beziehungen zu dem die Unterwerfung Livlands
leitenden Clerus und in der Erwartung in der neuen Hei-
math die alten Verhältnisse wiederzufinden sich zu diesem

^

Deutschland erhalten hätten, war der einheimische Vasallenstand bereits zu
einer Macht herangewachsen, mit der speciell die Bischöfe wohl zu rechnen
hatten und die nicht nur über die bereits errungenen Rechte eifersüchtig
wachte, sondern auch immer wieder neue Zugeständnisse zu erlangen wußte.

62») v, G e r b e r ll. a. O., pass. 200.
63) es. oben
64) Dieses hat S c h i l l i n g <a. a, O. p»3. 47—85) in durchaus

überzeugender Weife nachgewiesen. Zu den von ihm angefühlten Beweis-
gründen läßt sich noch hinzufügen, daß es für West-Deutschland überhaupt
an einem Auswanderungsgebiet mangelte, bis die Beziehungen zu Livland
ein solches schufen. Die emigrirenden Elemente Ost-Deutschlands wandten
sich in dieser Zeit nach Schlesien (namentlich aus Naiern und Sachsen) und
Preußen (aus Sachsen, Thüringen und der Mark); ein Grund das weiter
entlegene Livland aufzufuchen, lag für dieselben nicht vor. Für eine Ein-
wanderung aus Westphalen darf man vielleicht auch vereinzelte Uebel-
tragungen geographischer Namen von dort nach Livland (z. B. „Aa") gel-
tend machen, — Nächst den westphälischen sind besonders Geschlechter aus
Mecklenburg-Pommern häufig, <schon in den eisten Jahren die T i c s e n -
H a u s e n , L l l w c n w o l d e , W r a n g e l , Z ö g e - M a n t e u f s e l ,
H a h n ; später die O s t e n , M e l l i n , S a ß , H l l u d r i n g t , T o r -
n a u w , K l e i s t , F e r s e n u. a. m.) was sich ebenfalls aus bei nach-
barlichen Lage und den Beziehungen dieser Gebiete zu Lübeck ertlält.
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Schritt bereit finden ließen. Erklärt sich nun der eine Theil
der Eigenthümlichkeiten des livländischen Lehnrechts °^) aus
der namentlich durch die landesherrlichen Gnadenbriefe ver-
mittelten Aufnahme landrechtlicher Normen" ) , so hat der
andere Theil feine Ursache in dieser Abstammung des Grund-
stockes der livländischen Lehnsleute, Denn obgleich bei uns
die Ministerilllität sich nicht einbürgerte, sondern ein Stand
der Vasallen zur Ausbildung kam"") , so zeigte doch das bei
uns gebräuchliche Lehnrecht Abweichungen von den gemein-
rechtlichen Satzungen, die sich nur auf den Einfluß dienft-
rechtlicher Normen zurückführen lassen °°). ^ Eine weitere

64») Ueberhaupt besteht ein typischer Zusammenhang zwischen der
livländischen und der westdeutschen, speciell der westfthälischen Rechtswelt,
cf. S c h i l l i n g .

65) cf, oben im Text,
65 a) Zum Ministerialen wird man geboren, Vasall wird man durch

Belehnung. Der erstere empfängt als Entgelt seines Dienstes das Dienst-
gut, der letztere dient dagegen wegen des empfangenen Lehngutes, I n
Livland, wo die Lehnsleute als freiwillige Gehülfen des Landesherren zur
Eroberung des Landes und Aufrechterhaltung der deutschen Herrschaft er-
scheinen, konnte sich nur ein Vasallltätsverhältniß ausbilden. Dieses ist die
Erklärung für das, fogar noch v o n B u n g e („Standesverhältnisse", Mß, 42)
als „auffallend" bezeichnete, sehr frühzeitige Verschwinden der Dienstleute
aus livländischen Urkunden und Chroniken. Bei dem einzigen Beispiel aus
späterer Zeit <XIV, Jahrhundert), welches Bunge (a. a. O. p»F. 49 Note 24)
für das Vorkommen von Ministerialen in Livlano anzuführen weiß, handelt
es sich offenbar um Eingeborene,

66) cf, oben Note 5. — Ein Neifpiel dafür zeigt sich beim Lehns-
fllll, hinsichtlich des unmündigen Erben, Während sonst in Deutschlaud nach
lehnrechtlicher Bestimmung das Kind die Nelehnung schon vor dem es „zu
seinen Jahren gekommen" war, beanspruchen durfte (cf, „Sächsisches Lehn-
recht" — b e i H o m e y e r Th. I I , — Art. 26 z 5: „Soo jung bat kint is
na seines vaders dode die herre sal ime sin gut l ien, . . " ) , schreiben
die livländischen Rechtsbüchei übereinstimmend vor, daß die Belehnung erst
nach erreichten Jahren erbeten werden soll W R R . Cap. X. 8 3 : „Synt
llnerst de Kinder tho eren Iaren gekamen, edder wenn se twelff jar vnde
süs wecken olt werden: so schollen de föns er judt entfangen vnde huldigen
erem Heren " WER. Cap. 12, § 1, ARN, Art, 12 § 4). Der Grund
zu dieser Verschiedenheit liegt darin, daß in Deutschland, der Lehnsherr
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bemerkensiverthe Eigenheit des Inländischen Lehnrechts be°
besteht darin, daß seine Lehnsfähigkeit durch den Wegfall des
Requisites der Ritterbürtigkeit °') gegenüber dem gemeinen

stets Lehnsvormund des Kindes seines Vasallen war (cf. „Sächsisches Lehn-
recht" Art. 26, § 2 : „De herre is immer des lindes vormünde an dem
gude bat it kint von ihme hevet ">. Als solcher Pflegte er die Einkünfte
aus dem Lehngute (das „anevelle"!, welche ihm während seiner Vormund-
schaft von Rechtswegen zustanden (daselbst: „die wile he it anevelle unver-
legen hevet "> und solche an sich ein lehnbares Object bilden (cf. v. Ger -
b e r : „System des deutschen Privatrcchts, 15. Aufl,. p»ss, 217), erst nur
bisweilen, später regelmäßig seinem Mündel zu verleihen. Hieraus entstand
mit der Zeit die oben erwähnte frühzeitige Belehnung unmündiger Erben,
I n Livlllnd konnte ein derartiger Uebergang eines freiwilligen Actes in eine
Rechtsnothwendigteit sich nicht vollziehen. Denn hier waren in erster Linie
die Schwertmllgen zur Lehnsvormundschaft berufen (MRR. Cap. X , § 1 :
„Steruet ein man de linder hefft, füns unde döchter, vnde synt de linder
tho eren jaren nicht getamen: so schal de negeste swertmage Vormund syn,
yfft he des Stichtes man ys." Vergl. dazu WER. Cap. 11 8 1, ARN.
Art, 12, § I) und erst bei absolutem Mangel derselben kam der Landesherr
als subsidiärer Vormund in Betracht (cf, MRN. Cap. X, § 2 : „Ys dar
neu sweitmage: de Bischop schol Vormund syn"; vergl. WER. Cap, 11 8 2.
ARN. Art. 12, § 2), so daß ein „anevelle" des letzteren gar nicht zur Aus-
bildung kam. Diese abweichenden Bestimmungen haben aber ohne Zweifel
ihren Ausgangspunkt aus dienstiechtlichen Satzungen genommen (cf. S c h i l -
l i n g a. a. O., p»ß. 161 und das „Recht der Dynstmanne to Magdeborch"
— bei v. F ü r t h : „Ministerialen", paß. 523 — § 5 : „Uppe dat horeleen
der dicnstlude heft dy Bisfcop neun angewelle". § 6 : „Aft eyn dinstmann
stervet, sin negeste des swerdes fchal syner linder Vormünder sin").

67) S c h i l l i n g , a. a. O., p»^. 77 ff. — B u n g e („Standesver-
hältnisfe", p»F. 44 f. nahm früher mit H e l m e r s e n (a. a. O., pag, 9 ff.
und paß. 88 ff) die Ritteibürtigkeit für Livland an, wies aber schon damals
auf das Fehlen des Ausdruckes „Ebenbürtigkeit" in den livländischen Rechts-
quellen hin (ll. a. O., png. 54, Note 62). Speciell im MRR. sind die
aus dem Sachsenspiegel (cf, oben pass. 6 f.) aufgenommenen Stellen dies-
bezüglich verändert worden; fo sind in Cap. X I (Sachsenspiegel Buch I,
Art. 5, § I) die Worte „die ime ebenbürtig ist"; in Cap. XX IV (Buch I.
Art. 23, § 1) das Wort „ebeneburtige" und in Cap. XXV I I (Buch I. Art. 33)
die Worte „ob sie ime ebenbürtig is" gestrichen; in Cap. X V I (Buch I.
Art. 2«, § I steht in gleichem Sinne statt: „lelich man von litteisart" ein-
fach „ein Stichtesmllnn" u, f, w. I n Note 66 (pnß- 55) seiner „Standes-
Uerhältnisse" und in seinen neueren Werken hat jedoch auch B u n g e der
hier vertretenen Ansicht Zugeständnisse gemacht; cf. weiter unten Note 72.
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Lehnrechte °°) eine erweiterte ist. Der Ursprung dieser origi-
nal-livländischen Erscheinung reicht offenbar bis zu den An-
fängen der Colonisation zurück, als es galt auf jeden Fall
deutsche Elemente nach Livland hinüberzuziehen. I n Teutsch-
land konnte zwar ein jeder unbescholtene und unabhängige
Mann der das Waffenhandwerk nach Rittersart zu seinem
Beruf gemacht hatte, für seine Person mit Grundstücken be-
lehnt werden, aber die Ritterbürtigkeit und mit ihr das Recht
ein eigentliches vererbliches Lehn zu erhalten, wurde erst in
dritter Generation erlangt. Praktische Beweggründe und wohl
auch der Gegensatz zwischen Deutschen und „Undeutschen",
der, wie in allen deutschen Colonien °'), auch in Livland bald
hervortrat und die sociale Stellung eines jeden deutschen Ein-
wanderers hob, gestanden bei uns schon der ersten Generation
erbliche Lehngüter zu'"). So sehen wir in Livland viele Per-
sonen nach Rittersart leben, und dabei erbliche Lehn empfangen,
welche keineswegs den Anfordernissen eines „man nach rid-
dersart" im Sachsenspiegel entsprachen. Das unvermittelte
und directe Uebergehen aus einer im sächsischen Recht aus-
drücklich als lehnsunfähig bezeichneten Berufsclasse in den
Vllsllllenstand zeigt sich speciell in der Belehnung einer Anzahl
Einwanderer, welche unter der Bezeichnung „msroatore«" zu-
sammengefaßt werden"). Dauernde Lehnsfähigkeit erwarben

68> cf. „Sächsisches Lehnrecht", Art. 2, § 1 : , und alle die nicht
ne sin von ridders art von vader und von elder vader, die solen lenrechtes
darven"; cs. auch v, G e r b e r , a, a. O,, psg. 205.

69) I n den Städten der Laufitz wurde z, B. noch im borigen Jahr-
hundert bei Aufnahmen in die Gilden der Nachweis deutscher (nicht wen-
discher) Herkunft verlangt.

70) So verheißt der Vicemeister des Deutschordens, Georg, in einem
Schreiben an die Lübecker (bei B u n g e : „Urtundenbuch", Urkunde ON0I.XII)
einem jeden „N i l i t i " oder „boussto duiLsusi" ein „tsoäum" für Kriegs-
dienste in Livland (27,/IV. 1261).

71) B u n g e : „Urtundenbuch", Urkunde «XXI I (16./II, 1232) -
Ueber die Lehnsunfähigleit der „loplüte" nach gemeinem Recht, cf. „Stich-
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die städtischen Bürger, namentlich die von Riga, Reval und
Dorpllt; dieses wird wiederholt anerkannt und als selbstver-
ständlich vorausgesetzt"). Selbst der Belehnung von Städten
geschieht Erwähnung und zwar in einer Form, welche von
derartigen, ausnahmsweise vorgenommenen Verleihungen an
juristische Personen in Deutschland verschieden ist"").

sischcs Lehnrecht", Art. 2, § 1. — Ueber die Velebnung eines Pfarrgeist-
lichen und seiner Amtsnachfolger (27. IV. 1234) cf. oben Note 20.

72) cf. namentlich die Gnadenbriefe des Ordensmeister Gosvin von
Henke für Reval (8. X, 1378) und des Bischofs von Dorpat, Johann VII I
von Gellingshausen für Dorpat (IN X I I , 1540): ferner die in den beiden
vorigen Noten erwähnten Urkunden: dann die Urkunden OIX (9.VIII, 1231)
und VCOcxo <M X I . 1348) in B u n g e ' s „Urlundenbuch"; den Lehn-
brief 8ud Nr. 194 (24. V I . 1448) in der N u n g e - T o l l'fchen Brieflllde
u. s. w. — Veigl. auch B u n g e : „Das Herzogthum Estland", pax. 163,
Note 368 und denselben: „Nie Stadt Riga im XI I I , und XIV. Jahrhun-
dert", p»F, 88, — Was die frühere Annahme B u n g e ' s (in den „Standes-
verhältnissen", p»ss, 42) anbetrifft, daß nur ritterbüitige oivsz (über das
Vorkommen derselben cf. Urkunde Nr. 284 — 24. VI . 1470 — in der
N u n g e - T o l l'schen Briestade) Lehn erhalten haben, so muß betont weiden,
daß die Rcchtsquellcn eine derartige Beschränkung nicht erwähnen. Auch
kommen Nelehnungen von Bürgern in der Zeit vor, wo die Standesunter-
schiede innerhalb der Städte schon lange beseitigt waren. Wie politisch an-
gesehen und social bedeutend zur Zeit der Selbständigkeit aber die Stellung
der Stlldtbüiger war, erhellt daraus, dah mitunter Vasallenfamilien ganz
in den städtischen Bürgerverband übergingen (so die F ö l k e r s a h m in
Reval, die S t a ö l v a n H o l st e i n in Pernau u. a. m) .

72») So die Nelehnung der Stadt Kolenhusen mit dem Lande
„Sackenberg" durch den Erzbischof von Riga, Fromhold von Fythusen
(10. V. 1350) und der Stadt Goldingcn mit einem Grundstück durch den
Oidensmeister Goswin von Herile (28. IV. 1355). Bei der ersteren
( B u n g e „Urkundenbuch", Urkunde DOOOXOIX) heißt e s : „ . . . . gedachten
burgermeister und gemeinde eigenthümlich zu einem lehn gegeben , . . " und
„ . . . haben wir sie zu obgedachten gütern investiren und eingewiesen"; in
der zweiten (daselbst, Urkunde (MI^VII): „ . . . böigeimeifter und rath-
mannen, ock der gemene der stadt Goldingen en rum . . . . gönnen, geven
und verlehnen". — Ueber die Nelehnung der deutschen Städte cf, S t o b b e
a. a. O. Th. I I , p»ß. 428 und Beispiele für die dort übliche Form, siehe
daselbst unter Note 13. — Die eigentliche Swdtmark ist auch in Livland
Eigenthum der Stadt (cf. B u n g e : „Urkundenbuch", Urkunde NXIX
(8, IX, 1365) „ in unses stlldes marke und egendome") und unfähig > im
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Investitur und Lehnsmuthung der livländischen Vasallen
entsprachen im wesentlichen den Bestimmungen des gemeinen
Lehnrechts"). Ein sogenanntes «touäum wtorm««") läßt

Lehnsverbanbe zu stehen. Ueber eine Ausnahme, welche in der rigaschen
Stadtmart hinsichtlich des Gebietes des Schlosses Dalen (Dolen) bestand
und die Entstehungsursache dieser Ausnahme cf. Sch i l l i ng a, a. O,, p, 86,

73) Vergl. MRR, Cap, I. §§ 1 - 5 ; Cap. I I I . z§ 1 - 2 ; Cap, V.
§ 2 und Cap. X, § 3 (WER, Cap. I, §H 1, 3, 4 ; Cap, I I I ß 2 und Cap, IV
8 2, ARN. Art. 1, §§ 1—3; Art. 2, K 2 ; Art. 4, 88 I, 2 ; Art. 6, ß 2
und Art. 12, § 3) mit S t o b b e , a. c». O., Th, I I , p»8, 437 und 453 ff„
sowie mit G e r b e r , a. a, O., p»F. 209 ff. und 224 ff. — Ein anschau-
liches Bild von den in Livland bei einer Nelehnung üblichen Solennitäten
giebt uns die Urkunde sub Nr. 67 (10.1. 1385) der N u n g e - T o ll'schen
Brieflade, mit welcher auch andere, weniger ausführliche Urkunden (z, B,
(MXOI—III in B u n g e ' s „Uilundenbuch") übereinstimmen lvergl. mit
denselben auch: „Sächsisches Lehnrecht", Art, 22, § 1 und 2, sowie H o -
meyer, a. a, O., z>^. 319), — Einzelne Ausnahmen anbelangend, so ist
von der Belehnung der Erben erst wenn sie zu „ihren Jahren" gekommen
sind, oben (Note 66) die Rede gewesen. Die in Deutschland bei der Be-
lehnung oder Lehnserneuerung dem Lehnsherrn particularrechtlich zu ent-
richtende Abgabe „Lehnware" (herwede, laudeminn; cf S t o b b e , a, a. O,,
Th. I I , pns- ^bd) ist in Livland nicht üblich gewesen. Zu erwähnen ist
ferner, daß abweichend von den gemeinrechtlichen Bestimmungen, nach
welchen die Belehnung vor (sämmtlichen) versammelten Mannen des Herrn
zu erfolgen hatte, damit „levende arlünde" von dem Act vorhanden wäre
(cf. „Sächsisches Lewrecht", Art, 55, § 8 und Art. 22, §§ 2 und 3), hier
in Livland die Anwesenheit von 2 Vasallen genügte. Auch ihnen fiel die
Rolle zu, bei etwa nachträglich entstehenden Lehnsstreitigteiten als Zeugen
zu fungiren, doch bildeten die in Livland fchon frühzeitig sowohl bei pri-
märer Nelehnung als auch bei Lehnseincueiung üblichen Lehnbriefe (cf, z.
B. Urkunden (NCXXXI I I (1258), ( D X V I (1269), (NX I . IX (1277) :c. in
B u n g e ' s „Uikundenbuch") bald ein concurrirendes Beweismittel geschehe-
ner Belehnung. Siehe MRR, Cap. V I , tz 1 ; Cap. VI I , § 1 (nach B u d -
denbrock>; WER. Eap, 6, § 1 ; ARR. Art. 8, § 1 ; Art. 9, Z I (Va-
sallen und Lehnbrief); MRR, Cap. I I I , ßß 1 und 2 ; Cap, VI I , § I (nach
P l l ucke r ) ; Cap. VI I I , ß 6 ; WER. Cap. 8, § 1 ; Cap, 9, § I s ARR.
Art. 4, §z 1 und 2 ; Art. 10, 8 6 (Vasallen allein). Von den den, sächsi-
schen Recht entlehnten Capiteln des MRR. erwähnt Cap. OXVIII nur den
Lehnbiief als Beweismittel, während Cap. (VXI^VII I augenfcheinlich mit
Cap. V I I , § 1 in Widerspruch steht, — Vergl. auch über die Belehnung i
H e l m e r s « n , a. a. O,, paß. 17 ff. und i>»ß. 91.

74) S t o b b e , a. a, O., Th. I I , P«8- 440 und Ge rbe r , a. a. O.,
?»3' 218 f.
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sich nach dem vorhandenen Quellenmaterial für Livland nicht
nachweisen"). Ein Lehnsbesitz ohne vollzogene Belehnung
konnte bei uns nur entstehen, wenn von Seiten des Lehns-
herrn dem Vasallen ohne rechtmäßigen Grund die Wiederbe-
lehnung verweigert wurde'°). Mehreren Herren zu dienen
und gleichzeitig von mehreren Landesherren Grundstücke zu
Lehn zu tragen, stand den livländifchen Vasallen unstreitig
f re i " ) . Ebenso hatten sie das Recht der Verafterleh-

75) Nicht einmal in den „Artikeln vom Lehngut und Lehniecht" (über
die Bedeutung dieses Rechtsbuches für Livlcmd cf, B u n g e : „Einlei tung",
p»ß, 122 ff,) findet sich eine diesbezügliche Stelle <siehe P a u c k e r , a. a. O.,
püß, 12—8l).

76) M R R : Cap. IU> § 2 (ARN: Art. 4, § 2), vergl. damit „Säch-
sisches Lehnrecht", Art. 22, ß 3 : „Of die herre weigeret mit unrechte bat
he ine lscil. die sone) to manne untra, die man sal behalden bat gut dar
he sine manscap umme geboden hevet, unde besitte, ane dienst, unde ne
darf nimmer des gudes mer gesinnen, die wile he's levende ortünde hevet
unde erst bat gut an sine lindere, unde mach dar mede Helenen sin man;
wendet he hevet mit rechte behalden dat gut, dar ime rechtes ,af geweigeret
war. Die man ne darf nicht anderwerve bieden sine manscap, it ne si
dat ime sin getüch steive". — Die Fassung dieses Rechtssatzes in den beiden
oben genannten Rechtsbüchern ist eine viel kürzere, ohne daß wir darin eine
Schmalerung der Berechtigungen der livländischen Vasallen zu erblicken
brauchen. Bemertensweith aber ist der Zusatz des MRR und A R N : „vnde
syne önerst yo des jares eins fyn gudt", während das sächsische Recht aus-
drücklich hervorhebt, daß dieses nur beim Wegfall der „levende ortünde"
(welche stets eine Lehnserneueiung nothwendig machte) geschehen darf.
Interessant ist daß H o m e y e r (a. a. O.. p»g, 477) diese Abweichung nur
noch bei einem west - deutschen Recht (Mühlhauser Stadtrecht: „undi sulin
iz also mutiu von jari zu jari") gefunden hat.

77) B u n g e : „Standesverhältnisse", pax, 46 und 59, Note 93.
S c h i l l i n g , ll. a. O., p ^ - 172 f. ^ I m Vergleiche des Erzbischofs von
Riga, Johann V von Walleniode, mit feinen nach dem Stift Dorpat ent-
wichenen Vafllllen (Februar? 1397) heißt es: „ . . , all« freie Knechte des

Stifts Riga sollen frei und los sein in der Art, daß sie dienen tonnen,
wo sie wollen". (Hochdeutsche Uebersetzung des wahrscheinlich niederdeutsch
abgesahten Originals bei B u n g e : „Urkundenbuch", Urkunde Ul lvXKV).
— I n einer Nowriatsurkunde vom Jahre 1397 wird aufgeführt „Dominus
Lartbolsus s« ?i2snbu8«u, muss et V»8»IIu8 Ili3«N8i8, I^rbkteuÄs et
0ÄIi6ll8i3 eooleÄllnuu." — Die Claufel, durch welche der belehnte Vasall

D«lp. 3«l, 2». Nd. II, 2. 3
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nung'°). — Die Gründe, welche in Livland ein Aufhören des
Lehnsverhältnisses herbeiführten, waren, erstens die damaligen
gemeinrechtlichen Fälle der Consolidation: Tod des Belehnten

zur Bedingung macht, daß Lehnsdienste von ihm nur unbeschadet früher
eingegangener Lehnsverpflichtungen gefordert werden dürfen, hat sich bis
jetzt in liuländischen Urkunden nicht nachweisen lassen. Dagegen findet sich
das, aus den deutschen Lehnsurlunden bekannte Angelöbniß der Treue
gegen das deutsche Reich namentlich in alteren Urkunden. ( B u n g e : „Ur-
kundenbuch", Urkunde OlX. — es. oben Note 72 — : »exospto imperio"),
— Daß Fälle mehrfacher Belehnung durch die verschiedenen Landesherren
in Livland nicht selten waren, erklärt sich aus dem guten Verhältniß, in
dem die an Vasallen reichsten Lehnsherren, die Bischöfe, zu einander standen,
aus der geringen Ausdehnung der zu den einzelnen Herrschaftsgebieten ge-
hörigen Latifundien, namentlich aber nach Erweiterung des Erbrechts der
Lehnsleute, aus den verwandtschaftlichen Beziehungen der Vasallen ver-
schiedener Territorien zu einander. Daß selbst noch nach der Theilung Alt-
livlands unt« die Nachbarmächte ausnahmsweise ein und dieselbe Person
ihre Besitzlichkeiten von verschiedenen Königen empfangen und so mehrfacher
Unterthan sein konnte, sehen wir aus der Biographie Jürgen Fahrensbach's
(bei S c h i e m l l n n , a. a. O., z>2F. 49 ff.).

78) Die Afterlehen waren in Unland besonders häufig, solange das
strenge Mannlehnrecht allein bestand, da in der Verafterlehnung sich den
Vasallen, welche leine Söhne hinterliehen, ein Mittel bot, den HeimfaU des
Lehngutes an den Lehnsherrn zu hintertreiben und es weiterstehenden Ver-
wandten zuzuwenden (cf, weiter unten im Text). I n späteren Zeiten, als
das fast allenthalben erweiterte Erbrecht dieses Motiv mehr in den Hinter-
grund oiängte, weiden derartige Weitelverleihungen seltener, doch lassen sie
sich für alle Jahrhunderte der eisten Periode nachweisen. (Auch noch in
polnischer Zeit: Die Verlchnung der Sunzel'schen Appertinenz Naldwins-
Hof durch den Castellan Jacob von Mect an seinen Amtsverwalter Baldwein
Grote 28, I I . 1574 cf, K i l l a n i , a, a. O,, pnx, lS5). Als Anlaß er-
scheint dabei nicht immer die Absicht, den (mitunter vertragsmäßig modifi-
cirten — S c h i l l i n g , a, a, O,, p»F. 182 —) Lehnsdienst des Vasallen
zu gewinnen, sondern auch andere Gründe werden speciell namhaft gemacht;
z, B. Entgelt für geleistete Dienste, als Zahlungssuiogat für Schulden ,c,
(Beispiele für die Verafterlehnung, welche besonders von Gliedern der mäch-
tigen Familien T i e s e n h a u s e n , L o d e , R o s e n , U n g e r n und
U e x t ü l l vorgenommen wurde, finden sich in der B u n g e - T o l l'schen
Briestllde »üb NNr. 66 (l6,/X. 1382), 127 (27./III. 1418), 164(24./X. 1436),
461 (6./IX. 1493), 912 (28./II. 1524), — Daß in der Annahme eines
Afterlehns leine Rechtsmindeiung für den Vasallen liegen sollte, wird in
den Rechtsbüchern ausdrücklich hervorgehoben (cf, MRR. Cap, I H I X , H I :
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ohne Hinterlassung eines zur Lehnsfolge berechtigten Erben,
(bei welchem das Heimfallsrecht des Lehnsherrn in Kraft trat),
die Felonie und die Quasifelonie'"). — Zweitens gehören dazu

„Welck man des Stichtes syn Lehen vorlenet mit sodanem rechte alfe he
ydt hefft van dem Stichle: syn man hefft gelick recht des Stichtes mannen"
WER. Cap. 35, z 1. ARN. Art. 38, § 1). Deshalb muß auch die Frage,
ob Afterlehn auch an Eingeborene gegeben werden durften, verneint werden.
Bei den Beispielen, welche S c h i l l i n g (a. a, O., pax. 183 f.) als mög-
licherweise für eine solche sprechend anführt, handelt es sich wahrscheinlich
um Vergabungen nach Lehngutsrecht.

79) S t o b b e , a. a. O,, pnß, 488 ff, und G e l b e r , a. a, O.,
p»ß. 247 ff. — Da das Heimfallsrecht des Lehnsherrn sich auf die Erb-
losigkeit des Vasallen gründet und dem ersteren in diesem Falle die Ge-
were des Gutes in gleicher Weise, wie dem Erben, „anstirbt", so finden
Wir in deutschen, wie in livländischen Lchnrechten das Heimfallen des erblos
gewordenen Lehngutes — sowohl durch den dafür gewählten Ausdruck
(„erst"), als auch durch die Zusammenstellung mit Satzungen der Erbfolge-
ordnung ^ häufig geradezu als eine Art erbrechtlichen Erwerbes gekenn-
zeichnet. So knüpft im „Sächsischen Lelmrecht" Art. S, der § 2 („Svelk
man aver des sones darvet, die erst uppe'n Herren die gcwere des gudes..." n,)
unmittelbar an den Inhalt des 8 1 l„Die vadei erst uppe'n sone die ge-
were des gudes..." :c.) an. I n gleicher Weise stellt das MRR. Cap. IX
den Heimfall (Z 2 „Hefft he nene ernen, so ernet ydt sscil, des „Mannes
gudt") oft den Bischoft") gleich hinter das Recht der kinderlosen Wittwe am
Lehngute des Mannes <§ I : „Steinet ein man, de ein wiff hat und nene

Kinder: de frouwe besittet eres Mannes gudt ere dage " ?c. — WER.
Cllp. 10, § 1 und § 2. ARR. Art. I I , 8 1 und § 2), — Doch wird in
den livländischen Rechtsbüchern auch der Gegensatz, welcher zwischen dem
durch Blutsverwandtschaft und dem durch den Lehnsverband vermittelten
Uebergang des Lehngutes beim Todesfall des Lehnsmannes besteht, an
anderer Stelle hervorgehoben. ( Im MRR. Cap. I.VIII, 8 1'- „bat gudt
v e l t an den Bischop . , , " cf. ARR. Art. 24, S 1, Das WER. kennt außer
der Parallelstelle hierzu: Cap. 24, § 1, noch eine zweite Stelle: Cap. 37, § 4>.
Urkundliche Zeugnisse für die Existenz des Heimfallsrechts der livländischen
Landesherren sind recht zahlreich und finden sich meistentheils in Lehnbriefen,
welche Neuverleihungen heimgefallener Lehngüter betreffen. (Beispiele in
B u n g e ' s „Ulkundenbuch", Urkunden VOOXXIV (I5./VI. 1328), LülXCI
bis I I I (1./I. 1359, resp. 24,/VI. 1360), Reg, Nr. 1131 (18./X. 1355) «.).
— Ueber die Fälle der Felonie, welche sich auf die Alienation des Lehn-
gutes ohne Berücksichtigung der hierbei bestehenden Rechte des Landesherr«
beziehen, cf. weiter unten. — Bei dem weitaus häufigsten Vergehen
gegen den Lehnsherrn, der böswilligen Verabsäumung der Muthungs-
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die meisten gemeinrechtlichen Fälle der Appropriation " ) . Denn
wenn schon weder in den Rechtsbüchern, noch — abgesehen
von den oben erwähnten Modifikationen") in den letzten
Jahren dieser Periode — in den Urkunden solcher Fälle Er-

ftist, welches auch in Livland den Lehnsverlust »ach sich zog, giebt es in
den livländischen Rechtsbüchein keinerlei Abgrenzungen dessen, was alles
unter den Begriff der Böswilligkeit siel. Das MRR. und das ARN. kennen
nur zwei Entschuldigungsgründe einer verabsäumten Muthung: Unkenntnis;
von dem Eintritt des Herrenfalls (MRR. Cap, I, § 2 : „Würde l,dt em
nicht witlick (seil, daß „ein Biscop gekaren") vnde wil he syn recht darumb
don, he blifft des ane schade", ARN. Art. I , Z 2) und die „echte Noth"
(MRR. Cup, I, § 3 : „Verhindert em ock echte nodt vnde mach he syn recht
darumb don, he blifft des aner ane schaden und Cap, V, § 2 : „se mögen
denn bewisen echte edder rechte nodt , , . " ARN. Art. I , § 3 und Art. 6,
§ 2), Das WER. spricht sogar nur von der letzteren (WER, Cap, 3, § 2),
Doch kann man, bei der sonstigen vortheilhaften Stellung der livländischen
Vasallen, mit S c h i l l i n g (a. a. O., M A 1 ^ f,, vergleiche auch die dort
angeführte Urkunde) annehmen, das; der Begriff dieser „echten Noth" damals
eine sehr weitgehende Interpretation zuließ. — Was schließlich die Quasi-
felonie anbetrifft, so hat allerdings das MRR. (in Cap. I.XXX. § 3) die
landrechtliche (cf. Sachsenspiegel Buch I I , Art. 31, § 1). Bestimmung auf-
genommen, daß die Mörder „er gudt nicht vorbrelen" sondern daß dasselbe
an ihre rechten Erben fällt. Da jedoch dieser 8 ein offenbarer Zusatz zur
Art, 52 des ARN, ist und ihm auch der Inhalt einer Urkunde des Ordens-
meister Walter von Plettenberg (1495 b e i S c h i l l i n g , a, a. O., pnx. 168>
entgegensteht, welcher in derselben eines Mörders Lehngut, das „na olden
herkomen unde na rechtes wysge" heimgefallen war, von neuem veilehnt,
so ist es zweifelhaft, ob die fragliche Stelle zu dem Theil des MRR. zu
rechnen ist, der praktische Geltung gehabt hat. Daß die livländischen Bischöfe
nach dem Vorgange der Kirche in Deutschland, auch an den kirchlichen Bann
den Lehnsverlust haben knüpfen wollen, zeigt die mit Lehnsverlust und
Lehnsunfäbigleit verbundene Ezcommunication des Johann von Tiesen-
husen durch den Erzbischof von Riga Friedlich (1304—1340); cf. N u n g e :
„Urlundenbuch", Urkunde V0N0VII (I7./VIII. 1342) daß die stiftischen Va-
sallen mit Erfolg gegen eine derartige Vermengung weltlicher und kirchlicher
Strafen aus weltlichem Interesse aufgetreten sind, beweist die Aufnahme
des Cap. I .XXXVII I des MRR. (entsprechend dem Art. 60 des ARR.) in
die Darstellung des stiftischen Lehnrechts.

80) cf. über dieselben H o m e y e r , a, a. O., pax. 514 f, — Manche
Appropriattonsfälle mutzten ihrer Natur nach in Livland unpractisch sein,
so z. B. die Erniedrigung des Heerschildes des Lehnsherrn,

81) cf. oben spec, Note 18.



183

wähnung geschieht, so haben doch auch in Livland unzweifel-
haft die Bestimmungen des gemeinen Lehnrechts in Kraft be-
standen, nach welchen der Lehnsherr bei Treubruch gegen den
Lehnsmann, bei ungerechtfertigter Entziehung des Lehnsob-
jects, bei Rechtsverweigerung, bei Vorenthaltung der Gewere
u. drgl. m. seiner Lehnsherrlichkeit verlustig ging, wenn schon
diese Bestimmungen selten genug oder vielleicht auch niemals
zu praktischer Anwendung gekommen sind. Schließlich kommen
bei uns, wie in Deutschland, auch gutwillige Lösungen des
Lehnsverbandes v o r " - ) ; hauptsächlich durch den Verzicht der
dabei betheiligten Personen („Aufsagen, Uutseggen" ^ ) , Hier-
von verschieden war die Auflassung des Lehngutes an den
Herrn, um demselben entweder dauernd die Disposition über
das Lehnsobject zu verschaffen oder um von ihm das Lehn
in modificirter Form zurückzuerhalten. Da aber dieses sehr
viele Weitläufigkeiten mit sich brachte und dieselben Zwecke
auf anderen Wegen leichter erreicht werden konnten, hat diese
Austösungsform des Lehnsverhältnisses auch bei uns nur wenig
Anklang gefunden"). — Von der durch Ausübung der Ver-
äußerungsbefugniß über das Lehnsobject von Seiten des Va-
sallen herbeigeführten Endigung des ursprünglichen Lehnsver-
hältnisses wird weiter unten die Rede sein"). Lösungen des
Lehnsverbandes durch Gebietsabtretungen der Landesherren
unter einander sind mehrfach vorgekommen"").

81») Darauf deuten im WRR, die Schlußworte: „ . .dewi le he syn
man y s , . . " des Capitels I, tz 5 (cf. ARN. Art 2, ß 2. - I m WER.
fehlt allerdings diese Stelle).

82) cf. „Sächsisches Lehniecht", Art, 76, § 3.
83) cf, überhaupt H o m e y e r , a. a, v. , p»x. ^ ff. — Als Bei-

spiel einer solchen Auflassung mit nachfolgender Wiederbelehnung können die
Urkunden 0XXXIV und OXXXV in N u n g e ' s „Urkundenbuch" gelten.

84) cf. weiter unten im Text,
84») Am umfangreichsten war die Abtretung Hamens und Wierlands

an den Orden durch Dänemark 1346. B u n g e : „Einleitung", pnS. 40.



184

Die Dienste, welche der Lehnsherr von Vasallen „hei-
schen"^) durfte, zerfallen gemeinrechtlich in Hoffahrt unb
Heerfahrt, Nei dem geringen Glanz den die Hofhaltungen
der livländischen Landesherren entfalteten, konnte die erstere
bei uns nicht recht zur Ausbildung kommen und ist deshalb
für die Rechtsgefchichte von ganz untergeordneter Bedeu-
tung""). Die Heerfahrt, welche, da sie mit dem Lehnsobject

85) d, h. der Vasall brauchte seinen Dienst nicht anzubieten. — cf,
auch die „Artikel vom Lehngut und Lehnrecht" <bei P a u c k e r , a. a, O,
p l ^ . 22) Art. 12: „Eyn Lehn Mann daiff nicht denen «dder synen denst
vpbedeun ehr he geeschett werde."

3b») Eine Versammlung aller Vasallen sollte regelmäßig alle 6.
Wochen (cf. MRR, Cap. I.XXI, §ß 1 und 5; WER, Cap, 42, §§ 1 und 4.
ARN, Art. 39, ß 1 und Art. 40, § 2) am sogenannten „Wanntage" statt-
finden, behufs Abhaltung des Lehngerichts, bei welchem der Bischof (oder
ein von ihm ernannter Stellvertreter) als Richter, die Vasallen als Urtheils-
findet fungilten (cf, über das Gerichtsverfahren überhaupt MRR. : speciell
Cap. I . X X I - I . X X V I I . - WER. Cap, 4 2 - 4 9 ; ARN. : Art. 39-49 -
und von den zweifelhaften Capiteln des MRR, : N, 0XVI . 0XXVI I I . 0XXX,
ooXXXI I I , § 1 ( - dem Sachsenspiegel); ferner cCXl.II und COXI.IV. —
Vergl ferner v. H e l m e r s e n , a a. O , p»F, 69 ff. und 249 ff,;
v. B u n g e : „Standesveihältnisse", p»,^. 46: auch die Darstellung des
Gerichtswesens in Livland im XVI , Iahrsundert bei DionysiuS, Fabri :
„Formulare procuratorum inG , O e l l i c h s Ausgabe des Rigischen Rechts;
speciell die pax. 157 ff,, 225 u. a.). — Das Versäumniß dieser Manntage
wurde nur durch „echte Noth" entschuldigt (cf. MNR, Cap, I_,XXI. ß 6.
WER. Cllp. 42, § 11. ARR. Art, 40, § 3). Doch tonnen wir auch hier
(vergl. auch oben Note 79 auf paß. 181 f ) annehmen, daß der Begriff der
„echten Noth" sehr weit gezogen war, da bei der räumlichen Ausdehnung
der einzelnen Gebiete sonst mit dieser Bestimmung den Lehnsleuten eine zu
große Last auferlegt worden wäre. Auch spricht der Umstand, daß zum ge-
richtlichen Zeugniß die eidlichen Aussagen zweier Dingmannen aus den
stiftischen Vasallen genügten (cf. MRR. Cap. I .XXVI „ , . . wat dar gerichtet
edber geendiget wert, des ys de Richter wol vullenkamen mit synem waren
worden vnde twe dinge mannen des des Stichtes manne syn, op den
hilligen, dal en mach nen man weddeisprecken." WER. Cap, 48, § 3.
ARN. Art, 48) und daß überhaupt bei allen Lehnsstreitigkeilen immer des
erforderlichen Zeugnisses zweier Vasallen Erwähnung geschieht (in Art, 31,
§ 1 des ARR. sogar nur eines), dafür, daß die Manntage thafächlich ge-
wöhnlich nur von einer geringen Anzahl Vasallen besucht zu werden
pflegten. Von der abweichenden Form der livländischm Belehnung, gleich-
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in einem gewissen Zusammenhange steht, für diese Arbeit von
größerem Interesse ist, mußte als Reiterdienst vom Vasallen
in Person und zwar von allen livländischen Lehnsleuten, ohne
Rücksicht auf den Umfang ihres Lehngutes, gleichmäßig ge-
leistet werden °°), Das Maß desselben wird in den Rechts-
darstellungen normirt. Es erstreckt sich der Kriegsdienst des
livländischen Vasallen zunächst nur auf die Vertheidigung des
Landes, wird also innerhalb und nicht außerhalb des Territo-
riums feines Lehnsherrn geleistet"). Die Unkosten die dem

falls vor 2 Zeugen, ist oben (Note 73 aus Seite 178 f,) die Rede gewesen;
ebenso von dem Mangel erblicher Hofämter (cf. oben im Text). — Nach-
richt von Hofdienst, den Vafallen verrichten, giebt bis jetzt nur eine Urkunde.
<Das Schreiben des Erzbischofs von Riga, Sylvester Stodewäscher, an den
Hochmeister Conrad VI, von Erlichhausen vom Sonnabend nach Visitationis
Marine 1449 — in N a p i c i s l y ' s „Schul-Piogramm", Mx . 7 ff.). I n
derselben berichtet der Erzbischof: „ . . . Do ich czu tische geheen sulde

do boten mich die manschaft, das is meyn Wille were, sie melden mir
selbst czu tische dienen sie melden bei mir thuen Vnd also faien als sie
bey crem rechten Hern schuldich czu thuen weien Do bestalten sie
eyen Ritter, der vor mir stundt vor eyncn vorsneider vnd czwcne von den
eldestcn vnd grosten geschlechtern czu Hofferichtern, die gingen vor der speiße.
Czwene dorczu ouch der wegestcn czu schencken vnd eynen von en czum
Trogseß..," u, s. w. Diese Schilderung aber zeigt, daß es sich nicht um
,einen ständigen, sondern um einen außerordentlichen Hosdienst handelte,
cf. auch B u n g e : „Standcsverhältnisse", Mß. 50, Note 25, — Erwähnt
sei noch Cap. 00XI.II, § 3 des MRR. ( „ . . . he sscil. „de man") schall ock
synem Heren mit worden edder mit daden eeien, wor he by em?s, vnde
opstan yegen em vnde laten en vöighan "), obgleich die allgemeine Fassung
desselben zur Feststellung dessen, was der livländische Vasall an Hofdienst
zu leisten verbunden war, nichts beiträgt.

86) S c h i l l i n g , ll. ll. O., pn«. 164.
87) MRR. Cap. I, § 6 : „De man syn ock Plichtig dem Bisschop

denste binnen Landes vnde syn landt tho warende vnde nicht buten Landes
WER. Cap. 2, § 1. AAR. Art. 2, § 3. — Auf den bei Aufständen der
Eingeborenen zu leistenden Beistand geht Cap, I I , § 1 des MRR. („Smt
dat de Christendom hyr belegen ys by den vnglünigen vnde de man dat
Srichte waren schollen vp ere sulnest loste. ARN. Art. 3, § 1. Das WER-
hat in seiner Parallelstelle ,Cap. 1, Z 2) singulare Nestimmungen für die
dänischen Vasallen deutscher Nationalität in Estland, cf. auch S c h i l l i n g ,
a. ll. O., paß. 165 ff.
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Vasallen aus einem Feldzug erwachsen, hat derselbe allein zu
tragen. Seine vom Feinde vernichtete Habe wird ihm nicht
ersetzt und aus der Gefangenschaft muß er sich selbst lösen °°),
Eine Geldllbgabe an Stelle der Heerfahrt („Heersteuer, „Her-
stüre" °") seitens solcher Personen, die unfähig zum Kriegs-
dienst sind, wie namentlich Frauen und Unmündigen, kennt das
livländische Lehnrecht, im Gegensatz zum gemeinrechtlichen,
nicht. Für die Frauen und Unmündigen mußte der Vormund
den Dienst leisten^); führte die Wittwe selbst die Vormund-
schaft, mußte sie Stellvertretung schaffen"). Auch von den
Liegenschaften der Kirchen und Klöster mußte Lehnsdienst ge-
leistet werden^), wenn dieselben nicht durch Privilegien
der Landesherren ausdrücklich davon befreit waren °°). Um-
fang und Intensität der Dienstpflicht waren — da die Ver-
hältnisse nicht überall gleich lagen — vermuthlich in den ein-
zelnen Territorien nicht ganz gleich bemessen und bestimmten
sich entweder nach urkundlich aufgenommenen Verträgen'")

88) cf. MRR. Cap. I I , ß 2 : „Werden se (seil, „de mane") geuangen,
se möthen sich sülnen lösen; vorlesen se ere hane, se dragen den schaden",
WER. Cap. 2, § 2, ARN. Art. 3, s 1.

89 > cf. „Sächsisches Lehnrecht", Art, 34,
90) MRR, Cap. XI, IX, § 1 : „We Vormünder ys frouwen edder

kindein schal erem Heren denstes plegen". WER, Cap, 13, ß 1.
ARN, Art. 13, § I,

91) cf, MRR. Cap. U I , ß 1 : „Steruet ein m a n . . . de wiff vnde
linder hefft, bat wiff blifft in den güdern, bewile se fick nicht vorä'ndert,
vnde vngedelet ys van eren lindern vnde schaffet denfte erem Heren van
crem gude". cf, WER. Cap. IS, ß 1. ARN. Art. IS, s 1. (Das letztge-
nannte sagt noch beutlicher von der Stellung der Wittwe: „mag sie wol
Vormund seyn"), cf. auch weiter unten Note 127.

H2) B u n g e : „Urlundenbuch", Urkunden M O X I . (1259) ? VXXXVI I
(20./IX. 1290), VA (25./V. 135N) u. a. m.

93) Dieses war z, B. mit den Gütern des Nrigittentlosteis Marien-
thal bei Reval der Fall. B u n g e - T o l l : „Brieflade" sud NNr. 182 und
185 (20,/II, 1444, resp. 2./I. 1447).

94) Eine derartige Urkunde findet sich bei B u n g e („Urkundenbuch"
<M, vom 25./V, 1350), in welcher der Hochmeister des deutschen Ordens,
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zwischen Lehnsherr und Lehnsträgern oder durch das Her-
kommen. Freiheit der Vasallen von aller Schätzung und Be-
steuerung hat in den ersten Jahrhunderten dieser Periode nicht
bestanden. Erst mehr gegen Ende dieses Zeitraumes wurde
eine solche allmälig von den Ritterschaften der einzelnen Terri-
torien erworben, so daß bei dem Untergang der livländischen
Selbständigkeit dieses Recht wahrscheinlich schon Gemeingut
sämmtlicher einheimischer Vasallen w a r " ) .

Dieselben Umstände, welche die Rechtsverhältnisse der
Vasallen eine durchaus günstige Gestaltung und Fortbildung
nehmen ließen, wirkten selbstverständlich der Entwickelung einer
starken Regierungsgewalt entgegen. Jedes neue Recht, das
die Vasallen von den Landesherren errangen, bedeutete für
diese eine Einbuße ihrer Machtstellung, Dabei waren die
Bedingungen auf beiden Seiten keineswegs gleiche. Die Va-
sallen, welche das gemeinsame Interesse^) bald zu einem ge-
schlossenen Ganzen einigte, waren mit den Landesverhältnissen
eng verwachsen — der Landesherr wurde landfremd und zu-
sammenhangslos für einen kurzen Zeitraum mit der Herrschaft
betraut. Jene hatten ererbte, vitale Interessen wahrzunehmen
— dieser verfolgte immer mehr oder weniger Persönliche Ziele,

Heinrich I I I . Dusmer von Arffbeig den harrisch-wierischen Nasallen detaillirte
und ihren Verhältnissen angepaßte Bestimmungen (, . , , petsntiduZ «t oou-
8sutisutibu8 terrae äiotas I,»bitn,ntidU3",. .) hinsichtlich ihres Lehns-
dimstes festsetzt.

95) B u n g e : „Standesverhältnisse", pnF 47 und 59, die Noten
94 und 95. — Zunächst erlangte Steuerfreiheit die harrisch-wierische Ritter-
schaft durch die Gnadenbriefe der Ordensmeister Johann von Mengdm, ge-
nannt Oftbof (1457, Tag nach Valentini) und Walter von Plettenberg
<1525, Montag nach Laetare). Für die oeselschen Vasallen folgte dann der
Gnlldenbrief des Bischof Johann Mevel <1524, Donnerstag nach Luciae). —
Hinsichtlich aller livländischen Vasallen cf. den „Pernauschen Landtagsschluß"
(1552, Freitag nach Margarethen) Art. I I I .

W) Bunge : „Standesveihältnisse", M3,60f . ; Hclmeisena. a.O.,
P»8. 303 ff.
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Die Rechte des Landesherrn als Lehnsherr blieben demgemäß
nicht nur durchaus innerhalb des durch das Lehnsverhältniß
bestimmten Rahmens, sondern erhielten auch noch durch die
Aufnahme landrechtlicher Bestimmungen zu Gunsten der Va-
sallen Einschränkungen, die das gemeine Lehnrecht nicht kannte °'),
Neben den aus der Lehnstreue stießenden Berechtigungen des
Herrn — wie namentlich das Recht auf Lehnsdienste der Va-
sallen und die Gerichtsbarkeit über dieselben — behielt der
livländische Landesherr (was für diese Arbeit in Betracht
kommt) am Lehngute nach der Verleihung, in Uebereinstimmung
mit dem gemeinen Recht, noch das sogenannte dominium
äirecitum °°). Da aber demselben das ^nmininiu util« des

97) S c h i l l i n g , a. a. Q, Mß-. 168 (unten) und 446. — Vor allem
war das Bestreben der Vasallen darauf gerichtet, an Stelle der Lehnserb-
folge die Grundsätze der landrechtlichen Erbfolge verliehen zu erhalten. Durch
die oben (paß. 187, Note 95) erwähnten Gnadenbriefe — in umfassender Weise
zuerst durch das Privilegium des Hochmeisters Conrad von Iungingen (1397,
am Margarethentagej — wurde ihnen solches M Theil. Wnige Concessionen
enthält auch schon bereits der nur theilweise erhaltene, den Vasallen des
rigischen Stiftes ertheilte Gnadenbrief des Bischof Nicolaus von Riga
(1229—1253, cf. B u n g e : „Ürkundenbuch", Urlunde OXI und in den
Regest. Nr. 125; auch desselben: „Priuatrecht", Bd. I I , p»s. 270, Note d).
Namentlich erwähnt dieses Privilegium: die lebenslängliche Leibzucht der
unbeerbten Wittwe am Lehngute; das Vormuildschaftsrccht der mit minder-
jährigen Söhnen zurückgebliebenen Wittwe (cf, auch oben pa^. 186, Note 91);
das gleiche Succcssionsrecht mehrerer Sühne in das Lehn, Berechtigungen
der Töchter am Lehngute).

98) Ueber die Aufnahme der ursprünglich italienischen Theorie vom
äomiuium äireotum und utii is in das deutsche Recht, cf. S t o b b e , a.
a. O., Th, I I , paß. 61 ff, — Ueber das gemeinrechtltche äomiuium äireotum
des Lehnsherrn am Lehngute cf. daselbst paß. 456. — Uebrigens muh be-
merkt werden, daß für dieses Recht des Lehnsherrn, insbesondere aber für
die in demselben liegende Verleihungsberechtigung, die livländischen Urkunden
häufig den Ausdruck „Lehnwaare" gebrauchen, cf. die „Geschichtliche Ueber-
sicht lc." ( S i e v e r s - R l l h d e n ) p8ß, 44, Note 1 und die dort ange-
führten Urkunden d e r B u n g e - T o l l'schen „Viieflade". Auch S c h i l l i n g
(z. B. a. a. O., p»x. 174) braucht den Ausdruck „Lehnwaare" in diesem
Sinne, während demselben im gemeinen Lehnrecht eine andere Bedeutung
zukommt.
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Vasallen in seiner nahezu eigenthumsgleichen Ausdehnung °̂ ) ent-
gegenstand, so waren die aus dem ersteren resultirenden Rechte
nicht sehr umfassend. Das bedeutendste derselben war das
Heimfallrecht'°°), welches jedoch von zwei Seiten Einschrän-
kungen erfuhr; erstens schon zeitig durch das erweiterte Erb-
recht der Vasal len"') , zweitens in späterer Zeit durch die
von den Landesherren eingegangene Verpflichtung, ein jedes
heimgefllllene Lehn sofort wieder weiter zu verleihen " " ) . Das

99) Ueber das äominwm utilo des Lehnsmannes cf. S t o b b e , a.
a. O„ Th. I I . pass. 457 ff,

100) ef. oben Note 79, pass. 18! f. und K, F, G a d e b u s ch: „Ver-
suche «.", Stück I I I : „Ueber das «Ins ü«oi st o»äuoi (vom Rittelschafts-
secretär E. I . von Mcck),

101) cf. weite' unten und auch oben Note 97, pax, 188 f.
102) Dieser Verpflichtung geschieht besonders Erwähnung in den

Gnadenbriefen des Erzbischofs von Riga, Iaspar Linde <I523, vom Mon-
tage nach Weihnacht), des Bischofs von Oesel, Johann Kievel (1524, vom
Donnerstag nach Luciae) und vor allem des Ordensmeisteis Hermann von
Brüggeney, genannt Hasenlamv (1548, vom Tage nach Luciae), — Aus
dem Wortlaut des letztgenannten Privilegiums (8 8: „Versteiwet de Manne
>al. Stamme) de Her« is schuldich dat Gutt einem andern truwen Manne
vppe tho taten vor de Plicht, wente dis is en Rechte vnde Gewahnheit van
Oldinges in düssen Landen, die geholden ward med allen Güdern, als se
sind") glaubte man früher häufig die Folgerung herleiten zu dürfen, daß in
Livland von jeher, oder doch wenigstens schon lange vor den erwähnten
Gnadenbriefen, sür die Landesherr en die Pflicht bestanden habe, heimgejallene
Lehngüter wiederum zu verleihen. Aber gegen die Existenz einer solchen
Verpflichtung als alte Gewohnheit spricht ein nicht unbedeutendes Urlunden«
material, (z. N, B u n g e : „Urtundenbuch", Urkunde V X X I V : der Erz-
bischof von Riga, Johann I I , von Fechten schenkt (1288, September) seinem
Domcapitel das Schloß Dolen (Dalen) mit allem Zubehör , , . . in tsusum
. . . n d »ntiyuo st lmno uod<8 v»o»uti»,, sins ju i iz in ^ u r i » . . . " Ur-
kunde o e o X X X l V : der livländische Ordensmeister Neymer und der Bischof
von Oesel, Jakob I I (in der Urkunde steht sälschlich Nicolaus) vergleichen
sich über die vacanten Lehngüter in der Wiek derart, daß dem Orden die
von ihm während der Regierungszeit des Bischof Jacob eingezogenen va-
canten Lehngüter, welche er entweder für sich behalten (»»ppr«kenäimu8-),
oder neu verlehnt hatte (»in tsuäum oouosssiNU«"), bleiben sollten,
cf. ferner Uilund KMVOcNXXXVII (vom Jahre l3«1 u, a, m,), während
sich Gunsten oerselben keinerlei Zeugnisse aufbringen lassen. Es muß also
angenommen werden, daß von dem Ordensmeister Nrüggeney unter „Recht
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Veräußerungsrecht seiner Lehnsherrllchkeit und die Berechti-
gungen, Expectanzen zu ertheilen und Eventualbelehnungen "")
vorzunehmen, standen dem livländischen Landesherrn unstreittg
zu. Dagegen fehlen säst gänzlich Anhaltspunkte zur Bestim-
mung, wie weit der Lehnsherr bei der Deterioration des
Lchnsobjects durch den Vasallen nach livländischem Rechte
einschreiten durfte, namentlich ob er in diesem Falle eventuell
zur Privativ« des Lehngutes berechtigt wa r ' " ) .

§ 4 2. Die Grbberechtignng des Vasallen am Lehngute.

») I m A l l g e m e i n e n .

Um die Zeit der Eroberung Livlands galten in Deutsch-
land Lehen, deren Besitz nach Ablauf einer bestimmten Zeit

und Gewohnheit von Oldiges" nur ein Rechtsgebilluch gemeint worden ist,
der jedenfalls nicht über das Ende des XIV, Jahrhunderts hinausreicht. —
Auch war der Landesherr bei der Wiedcrbelehnung eines heimgefallenen
Lehns nicht an die Vasallen seines Territoriums gebunden, wie bisweilen
— unter offenbarer Verwechselung mit der in dieser Weise beschränkten Erb-
folge am Lehn (cf. weiter unten im Text) - - gemeint worden ist, da damit der
nachweisbare, beständige Zuzug neuer Geschlechter in Widerspruch stehen würde,

103) S t o b b e , a. a. O,, Th. I I , p»?. 44, ff.
104) Sowohl die lwländischen Rechtsbüchei (MRR,, NER. und

ARN) als auch die bis jetzt publicirten Urkunden schweigen über diesen
Punkt vollständig. Nur in den „Artikeln vom Lehngut und Lehnrecht"
findet sich in dem — wahrscheinlich später hinzugefügten ( B u n g e : „Ein-
leitung", p»F, 123 f,) — achten Titel, Artikel 30 folgende Stelle: „(Nr. 140)
Item (snl, aus Art. 29: „mack ock eyn Lehnmann syn Lehn vorboren") in
allen Manirren I n den Rechten tho gelathenn (Nr, 143) § 3 I s eth
sllle, dat de Lehn Mann bat Lehn guth seer quatlikenn vnd vorderff likenn
regerett vnnd gruntlikenn voiderne. Diefer Stelle ist aus den »I^idri t«u-
äornln" folgendes Excerpt hinzugefügt (Paucker , a, a, O„ p»8, 69):
„Lib. I I , Tit, 27, v« pao« tsneuän «t Hu8 viol»toridu8, 8 7 : Hui-
ouugu« »ävoontmm 8u»m> vßl »liyuog »Uum dsusüowiu lnornats tr»e-
tllvsrit et a somiua suo »änionitu» uon resipusrit, «t in »u» persu-
rau» iusolenti», »röins ^'lläioklrio t»m nävooati» guam bsuetlolo oxutu»
tuerlt, 8i poztmoäum »U3U temkrario usvoo^twiu vsl dsnyüewni in-
v»3Srtt pro violLtor« kadskltur". — Ueber den Werth dieser, Stelle für
das gemeine Lehnrecht cf, v. G e r b c r , a, a. O., p»ss. 227, speciell die
Note 3 zum § 123; auch S t o b b e -. a, a, O., Th, I I , pnss. 456.
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enden sollte, bereits als „repradadiies« " ° ) ; auch Verleihungen
auf Lebenszeiten mit der Abrede, daß den Erben des Be°
liehenen an denselben keinerlei Anspruch zustehen sollte, kamen
nur vereinzelt vor'°°). I n Livland, wo sich die Verhältnisse
der Vasallen von Anfang an günstig gestalteten, hat auch die
Vererblichkeit der Lehen von Anbeginn festgestanden'"'), jedoch
auch hier jedenfalls, während des ganzen Zeitraumes, mit der
Einschränkung, daß zur Erbfolge im Lehen ausschließlich
die leibliche Abstammung aus einer gesetzlichen Ehe be-
fähigt. Demzufolge hatten nicht nur alle unehelichen
Kinder"" ) , fondern auch jeder Legitimirte'°°) und Adov-

10b) cf. den »Huotor vetus äe bsneseiis" (nach H o m e her)
Buch I I I . 8 22 und das „Sächsische Lehnrecht", Art, 78, § I, sowie über-
haupt H o m e y e r : „System «.", pax, 357.

106) cf, überhaupt S t ° b b e , a. a. O., Th. V, p»ß, 32« ff, und
H o m e y e r , daselbst z ,^ . 358.

107) Schon der oben <Note 97) erwähnte Gnadenbrief des Bischof
von Riga, Nicolllus, hat hinsichtlich seines Inhalts die Vererb lichleit der
Lehn zur Voraussetzung.

108) Die den nicht in der Ehe erzeugten Kindern mangelnde Fähig-
keit zur Erbfolge im Lehn < S t o b b e , a, a, O,, Vd. V, pag, Z38 ff.; auch
Bd. IV, p»6, 403 ff. und Bd. V, paß. 145 ff) hat in Livland unzweifel-
haft bestanden, wenn schon eine derartige Bestimmung (wie manche andere,
die als selbstverständlich nicht erwähnt wird — cf, auch H e l m e r s e n ,
a. a, O., p»g. 30) in den beiden ältesten Rechtsbüchern fehlt. Das MRR.
lehnt sich in Caft. X X X V und X X X V I an die Vorschriften des Sachsen-
spiegels an. Die Ausnahmen für die Kinder einer putativen Ehe, oder für
das Kind der unter dem Eheversprechen verführten Jungfrau haben in späterer
Zeit jedenfalls nachweislich bestanden, (cf. hinsichtlich der ersteren das „Pro-
vincilllstatut des Erzbifchofs von Riga, Henning Scharfenberg vom Jahre
1428" — bei H. F, I a c o b s o n : „Geschichte der Quellen des Katholischen
Kirchenrechts der Provinzen Preußen und Posen.", paß. 20 ff. <cf, auch
B u n g e : „Einleitung", p»3, 171> — Tit. 33, § 5; hinsichtlich des letzteren
das Urtheil des harrisch - wierischen Landesrath (11./IX. 1503) in der
N u n g e - T ° l l'schen Brieflade 8ud Nr. 632. — Vergl, auch hinsichtlich
der erstgenannten Kinder Cap, 00X1 des MRR,, auf welches die heutigen
gesetzlichen Bestimmungen (Prou,-R, Th. I I I , Art. 117) basiren).

109) Hinsichtlich der Legitimirten haben in Livland zweifellos die mit
dem lllngobardischen Rechte übereinstimmenden Grundsätze des älteren



192

t i r te"°) kein Successionsrecht am Lehn. — Auch mutzte der
zur Lehnsfolge Berufene nicht durch körperliche Gebrechen
(zu denen auch der Aussatz gerechnet wurde) an der Ueber-
nahme des mit dem Lehn zusammenhängenden Dienstes ver-
hindert sein. Jedoch führte eine nachfolgende körperliche Un-
fähigkeit nicht den Verlust des erlangten Lehngutes herbei'").
Haß die Ritterbürtigkeit nicht nothwendiges Requisit zum
Antritt eines livländischen Lehns war, ist bereits oben nach-
gewiesen worden'"). Von späteren, durch Verordnungen und
Privilegien der Landesherren geschaffenen, singulare« livlän-
difchen Bestimmungen hinsichtlich der Erbfolgefähigkeit im
Lehn sind zu merken: erstens der Ausschluß der Kinder, welche
eine Ehe ohne Genehmigung der Eltern eingegangen sind und
der Jungfrauen und Wittwen, die sich verführen lassen oder
unter ihrem Stande heirathen, von der Succession in das Lehn" ' ) ;

deutschen Lehnrechts Geltung gehabt und jüngere Modifikationen zu Gunsten
derartiger Personen ( S t o b b e , a. a. O., Bd. V, p»x, 339 ff.), während
dieser Periode, keinen Eingang gefunden. Hierfür sprechen vor allem die
„Artikel vom Lehngut ,c." Tit. V I , Art. 4 (Nr. 74): „Vnechte Kynder,
woll bat se uh» geechtigett syn, de en mögen nicht Lehnguth ernenn", und
die ParaUelstelle der .Uhr ! lsuüuruin" (bei P a u c k e i , ». a, O., paz. 43)
Lib. I I , Tit. 26, z 4. 7. »N»tur»I«8 tUii, Host po8te» ünüt I n t i m i , nä
8U00S8ÄOUSM tsuäi neo 8oli, Nßo ouN »IÜ3 »ämittuntul."

110) Adoptionen sind in Livland erst mit derReception des römischen
Rechts üblich geworden, waren also in dieser Periode noch unpraktisch,
cf. auch B u n g e : „Einleitung", p»ß, 178.

111) Auch hierbei können wir mit Sicherheit die Geltung der gemein-
rechtlichen Grundsätze (cf. Sachsenspiegel, Buch I, Art. 4 : „Wirt ouch ein
tint geboren" «.), wie sie im WRR. (Cap. X I , ßß 1—3) enthalten sind,
annehmen.

112) cf, oben, °. A.
113) Veigl, den Receß der „gemeinen Adel- und Ritterschaft der

Lande zu Livland für sich, ihre Erben und Nachkommen", versaht zu Wolmar
(1543, Donnerstag nach Lätare; b e i H u p e l : „Neue nordische Miscellaneen
7. und 8. Stück", P»3- 310 ff,), Denselben war schon (5./VII. 1507) ein
Brief der Ordensmeister Plettenberg (bei I . P. G. Ew e r s in seiner Aus-
gabe des „Esthländischen Ritter- und Landrechts", pax, 62) ähnlichen I n -
halts vorausgegangen.
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zweitens das Erforderniß der Zugehörigkeit zum indigmen
Vafallenstande desjenigen Territoriums, in welchem das zu
vererbende Lehn belegen war ' " ) .

d) Nach M a n n l e h n r e c h t und dem a l t e n § 5,
Gesammth l lndrecht .

Die älteste Form'" ) des erblichen Lehns in Deutschland,
das sogenannte „strenge Mannlehn" "°), welches nur die männ-

114) cf, „Erzbischops Sylvesters Nye Gnade, gcgenen am Dage
S. Dorotheen 1457" (bei N u d d e n b r o c k a. a, O,, pa^. 206 ff.) § 14 :
„ , . . sunder andere buchen uusem Sticht« Rige geseeten, de sulk Recht beth
yn dat vifste Lyt to erven, tho beider Konae nicht en Hebben, vnd mit den
de unsen nicht erven mochten, in vorgeschrwene wise, de sollen ock yn uusem
Stichle nicht einen mögen, na deme vaten gedochten uusem Stichtischen nyen
Mllnnlenrechte." ^ Die harrisch-wierischc Ritterschaft erhielt durch das Pr i -
vilegium des Hochmeisters Ludwig von Erlichhausen (1452, von Dienstag
nach Ostern; — bei H u p e l in den: „Neuen nordischen Miscellaneen
I I . Stück", p»8. 294 —) die Sonderbestimmung, daß nur derjenige in
Harrien unk Wierland ein Lehngut durch Erbfolge erwerben dürfe, welcher
zur Zeit des Todes seines Erblassers in den genannten Gebieten bereits

mit einem Lehngute angesessen sei: , daß Unsere und Unsers Orden
Meinung allezeit ist gewesen, noch ist und seyn soll, daß sich dieser obberührtei
Unserer Gunst und Gnaden" (darunter ist die in diesem Gnadenbries vorher
ausgesprochene Bestätigung des erweiterten Erbfolgerechts der Vasallen ^
gemäh den Bestimmungen des vom Hochmeister Conrad von Iungingen
ausgefertigten Gnadenbiiefes — gemeint) „niemandt anders soll freuen oder
gebrauchen, denn allein Unsere Ritte« und Knechte, die binnen unsern
Landten Hargen und Wieiland mit ihren Wohnungen sitzen und ihr Brod
darinnen essen," (Ueber die Veranlassung zu diesem Privilegium cf. die
Urkunde Nr. 203 (1451) in der B u n g e - T o l l ' s c h e n „Brieflade"; für die
Praktische Anwendung desselben legen die Urkunden NNr. 348 und 1296
(vom Jahre 1483, bezw. 1547, enthaltend Urtheile des harrisch-wierischen
Landesiathes) Zeugniß ab.

11b) S t o b b e , ll, ll, O., Bd. V, pax. 319 ff.
116) I n Betreff dessen, daß „man" in der Zusammensetzung „manlen"

nicht Mann im Gegensatz zu der Frau, sondern den ,v»8»Ilu8« im Gegen-
satz zum Ministerialen, Zinsmann u. drgl. m. bedeutet, vgl, H 0 m e y e r :
„System", p»ß. 279. — Ner in der Theorie üblich gewordene Ausdruck
„strenges Mannlehn" foU dann noch den ersterwähnten Gegensatz hervorheben.
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liche Descendenz des Belehnten zur Erbfolge berief"') und in
Ermangelung einer solchen, ohne der weiblichen Descendenz
oder der Seitenverwandtschaft ein Erbrecht einzuräumen, das
Gut an den Herrn heimfallen l ieß ' " ) , ist auch in Livland zu-
nächst allein üblich gewesen "°). Auf diefem Standpunkt, daß
das Lehngut ausschließlich vom Vater auf den Sohn vererbt,
stehen noch sämmtliche Rechtsbücher dieser Periode""), doch
dürfen wir dabei annehmen, daß in Livland schon zeitig das
Revräsentationsrecht der Sohnessöhne"') Eingang gefunden
hat, obgleich dessen erst im mittleren Ritterrechte Erwähnung
geschieht""). Eines Erbrechts des Vaters am Gute des Sohnes

117) „Sächsisches Lehnrecht". Art, 2 l , § 3 : I t ne erst nieman nen
Im, wen die vader uppe den sone,"

118) Daselbst Art, 6, § 2 : „Svelt man aver des sones dalvet, die
erst uppen Herren."

119) B u n g e : ..Privatrecht", Th. I I , p»tz. 263 und 267 ff. H e l m e r -
sen . ll. a. O,, paß- 16 und pa^, 9b; v. d, N r i n c k e n , a. a. O,, paß. 28;
N l a e s e a, a, O., pax, 23 u. a. m. (Die Capitel XVI—XIX und X X I X
bis X X X I I des MRR, — B u n g e , a. a. O,, p»6, 268, Note f.> — sind
in Livland jedenfalls in dem Umfange nicht praktisch gewesen).

120) cf. MRR. Cap. I H I I , § 1 : „De vader ernet feyn judt vp den
föne . . . " ; Cllp. IX, § 2 : „Hefft he neue eisen, so ernet ydt vp den Bis-
schop"! und beim Afterlehn: Cap, I H X , § 1 : Sternet de Lehenheie sunder
rechte Ernen, de manschop ernet de Nisschop.,." cf. WER, Cap. 28, § 1.
10. 8 2 und 36 § 1. ARN. Art, 28, § I, I I . § 2, und 38, § 2,

121) Ob gemeinrechtlich ein solches Recht bei der Erbfolge im Lehn
von Anfang an bestanden, oder sich erst in späterer Zeit herausgebildet hab«,
läßt sich nicht entscheiden ( H o m e y e r : „System", p»^. 450 f,, ist der
letzteren Ansicht), umsoweniger da auch im Landrecht das Repräsentations-
recht der Sühne verstorbener Sühne lange bestritten war; (trotz Sachsen-
spiegel Buch I, Art. 5, ß 1 : „Nimet der suu wib bie des Vater llbe . . .
und gewinnet her süne l>1 ir, und stiibit her dar nü 6 slme vateie, umbe-
teilit von dem erbe, stue snne nemen erbeteil in ires eldervater erbe, gliche
iien vettern, in ires Vater stat", bedurfte es felbst noch im XVI . Jahrhun-
dert besonderer Reichsgesetze, die diesem Grundsatz die allgemeine Aneitenuug
verschaffen sollten), cf. hierzu überhaupt S t o b b e , a. a. O., Th, V, paß. 321;
und d. G e r b e r , a, a. O,, p»8- 477, Note 3.

122, Aus dem Umstand, daß das WER. und das ARN. des Re-
piäscntlltionsrechts der Söhnessühne nicht diiect Erwähnung thun, hat man
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geschieht zwar auch Erwähnung, doch ist in demselben keine
Ausnahme der damaligen Erbfolgeordnung enthalten, da sich
dieses Erbrecht nur auf ein solches Sohnesgut bezieht, welches
vom Vater herstammt und von diesem dem Sohne zum Zwecke
der Abtheilung „gelaten" is t " ' ) , — Den weiblichen Gliedern

früher allgemein gefolgert, daß dasselbe in der ersten Zeit in Livland nicht
anerkannt war, sondern erst mit dem Eindringen der Rechtsgrundsätze des
Sachsenspiegels scf, die vorige Note) in Aufnahme gekommen ist, wobei man
sich auf das (mit Vuch I, Art, 5, § 1 des Ssp. übereinstimmende) Capitel
X I des WNR, (für welches die beiden älteren Rechtsbücher keine Parallel-
stellen besitzen! berief. So namentlich V u n g e , a. a, O,, Th. I I , pass. 268
speciell Note 8>; v, H e l m e r s e n , a, a, Q, psß, 94 ff,; v, d, N r i n c k e n ,
a, a, D., p»x. 49 u, a. m. Erst S c h i l l i n g (a, a. O,, paß, 335 f.> hat
darauf aufmerksam gemacht, daß wenigstens dem WER. das Eintrittsrecht
der Kinder an die Stelle der Eltern nicht unbekannt ist (und daß dieses
nebenbei auch dem Standpunkte der dem lwländischen Rechtsleben nahe-
stehenden westphälischen Rechte entspricht, welche schon frühzeitig das Repiä-
sentationsrecht aufgenommen haben). Es heißt nehmlich in dem (allerdings
in das ANN. und das MRR, nicht übergegangenen) Capitel 37 des
WER., daß die „Jungfrau" außer von ihren Brüdern auch (even-
tuell) von ihren „Vettern" „er deel forderenn" soll, wobei unter
„Vettern", dem damaligen Sprachgebrauch gemäß, die Vaterbrüdei
zu verstehen sind (Vetter im heutigen Sinne des Wortes — „brüoer
Kinder", cf, WER, Cap, 5, S 2 ; MRR, Cap. V. § 4 ; ARN, Art, 7, § 2).
Kommt aber eine Erbschaft in Frage, an der sowohl einer „Jungfrau", als
auch ihren Vaterbrüdern Ansprüche zustehen, so kann es sich dabei nicht um
den Nachlaß des Vaters der ersteren handeln, da an demselben, gemäß der
damaligen Erbfolge, die Vaterbrüder keinen Antheil gehabt hätten, sondern
nur um die Hinterlassenschaft eines den Erbberechtigten gemeinsamen As-
cendenten d. h, des Großvaters der Jungfrau und Vaters ihrer Vaterbrüder,
Aus dieser Concurrenz der Sohnestochter mit den übrigen Söhnen folgt
aber unzweifelhaft das Repräsentationsrecht der Sohnessühne, da die Be-
stimmungen des deutschen Erbrechts dieser Zeit wohl den männlichen Per-
sonen, niemals aber den weiblichen Vergünstigungen einräumen. Der
Mangel directei Erwähnung dieses Rechtsinstituts in den beiden ältesten
Rechtsbüchern giebt keinen Gegenbeweis, da in den Privatcodificattonen
jener Zeit häufig den Interessenten Selbstverständliches nicht aufgenommen
worden ist.

123) cf, MRR, Cllp. I.XII, Z I : „ , , - also deit de sone op den
Ullder, dat lscil. „gndt") em de vader gelaten hefft" ; cf, WER. Cap, 28, § 1.
ARR, Art. 28. ß I, Ueber die Abtheilung der Söhne bei Lebzeiten des

Doip, Iur, Et. Nd, II, 2, 4



196

der Familie war eine jede Succession in das Lehn versagt ' ^ ) .
Da jedoch eine nur auf die Fahrhabe beschränkte Erbberechti-
gung, wegen des geringen Umfanges des beweglichen Ver-
mögens in damaliger Zei t ' " ) , zur öconomischen Sicherung
der Frauen nicht ausgerichtet hätte, ein auch auf weibliche
Hinterbliebene vererbliches Allodialeigenthum — wie solches
sich damals in Deutschland noch bisweilen neben dem Lehn-
besitz vorfand — in Livland aber nicht vorhanden war"°),
dagegen hier der ganze Reichthum einer Vafallenfamilie aus-
schließlich durch das Mannlehngut repräsentirt wurde, so er-
hielten die Frauen an diesem letzteren, zur Ergänzung ihres
Erbrechts, gewisse Ansprüche eingeräumt, ohne dabei jedoch
jemals mehr, als einen zeitweiligen (Leibzuchts-) Besitz des
Lehngutes erlangen zu können, was die bestehende Erbfolgerung
nicht tangirte'^). — Die beerbte Wittwe erhielt mit dem

Vaters durch diesen, welche entweder zwecks Errichtung eines eigenen Haus-
halts der Söhne (Absonderung), oder als anticipirte Erbtheilung (Abfindung)
vorgenommen wurde, cf. B u n g e , a- a, O., Th. I I , MF. 403 und 269,
Note d. S c h i l l i n g , pax, 294 s, S. auch MRR, Cap, XIV (entlehnt
dem Sachsenspiegel, Vuch I, Art, 13, § 1).

124) cf. MRR. Cap, X, § 4 : „De düchtere darffen kein gudt ent-
fangen rmde neue Manschoft don , . . " : und bei der Afterbelehnrmg Cap, I^XX,
§ 1 : „Steruet de Lehenhere sünder rechte Einen: de Manschop eruet . . ,
nicht vppet wiff, noch vp düchtere, noch vp süstere, noch vp moder; vergl.
WER, Cup. 12. Z 2, resp. Cap, 3«, ß I ; ANN, Art, 12, H 4, resp,
Art. 38, ß 2.

125) Für die Geringfügigkeit der fahrenden Habe spricht auch der
Umstand, daß sich in den älteren Rechtsdarstellungen nirgends besondere
Bestimmungen über dieselbe finden und daß die späteren Rechtsquellen die-
selbe ausdrücklich dem Lehngut gleichstellen, cf, „ S y l v e s t e r's Neue Gnade"
(1457 am Dorotheentllge) ß i : „ , , . bat ze to ewigen Tiden, alle ere
Gudere, alse lyggende Gründe, rede Gelt, varende Haue, vnd ock alle be-
wechliche Gudere ernen mögen,, , , " ebenso in den Gnadenbriefen des Hoch-
meisters Conrad von Iungingen und des Bischofs Johann von Gellings-
hausen, cf. auch B u n g e , a. a. O., Bd. I I , p»ß. 261 f,

126) cf, oben im Text,
126») cf, überhaupt H a h n , a, a, O., pn«. 3—19, B u n g e , a.

a, O., Bd. I I , P2F. 263 f,, 61 ff. 37 f. MRR. Cap, V, § 5: „Hefft he
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Nießbrauchs und der Verwaltung des gesammten Nachlasfes
ihres Ehemannes auch diese Rechte am Lehngut'"); theilte
sie mit ihren Kindern (freiwillig, oder bei Eingehung einer
neuen Ehe), so erhielt sie eine Virilportion am hinterlassenen
Lehngute zur Leibzucht auf Lebenszeit'"), welche bei ihrem
Tode an ihre Söhne zurückfiel'"). Die unbeerbte Wittwe
hatte die Nutznießung des gesammten Nachlasses ihres Ehe-
mannes nur während des sogenannten Nachjahres "°) und er-
hielt dann die ihr vom Manne bestimmte „livländische Morgen-
gabe" ' " ) , welche — bei dem schon erwähnten Mangel an
Mobiliarvermögeu — wohl gleichfalls regelmäßig durch Grund-
stücke repräsentirt wurde. Diese letzteren nun durfte sie bis
zum Netrage ihrer Mitgift belasten und über die so gewon-
nenen Vermögensstücke (Geld, oder Geldeswerth) frei verfügen,
wahrend die Grundstücke (und alles, was sie sonst über den
Betrag ihrer Mitgift aus dem Vermögen des Ehemannes be-
saß) nach ihrem Tode an die gesetzmäßigen Rechtsnach-
folger (das Lehngut damals also regelmäßig durch Heim-
fllllsrecht an den Lehnsherrn, ausnahmsweise von der
Wittwe des abgefundenen Sohnes an dessen Vater) zurück-

öuerst ein wiff, de beholt ere lifft ucht, eddei ere morgengaue an «res mannes
gube." § 6 : „Hefft he ock döchtcr, de beholden ock ere lifftucht daranne,
geUck der moder, edder se schollen se beraden," Veigl, WCR, Cap. 5, §K 3
und 4. ARN, Art. 7 §§ 3 u, 4.

127) cf, oben speciell die Note 91 und die dort citirten Stellen
der Nechtsbücher. Ferner MNR. Cap, U V . § 1. WER. Cap. 19, § 1.
ARN. Art. 19, z 1.

128) cf. MRR, Cap. I.VI, § I . WER. Cap, 20, § 4. ARN.
Art. 21, § 1.

129) cf. MRR, Cap, KXII, §§ 2 und 3. WER. Cap, 29, z§ I u. 2.
ARN. Art, 29, §8 1 u, 2,

130) „ . . . dat ys süs wecken vnde ein jai . . . " cf, MRR, Cap, I.III,
§ 2, WER, Cap, 18, § 1. ARN, Art, 17,

131) Nicht zu verwechseln mit der „deutschen Morgmgabc", B u n g e ,
a. a, O,, Bd. I I , p»^, 37 f,, spec, Note b,

4 '



fiel "2), Hie Ansprüche der Töchter am Lehngute haben sich
aus der Verpflichtung der Erben desselben (in diefer Zeit
Brüder, Großvater, Vaterbrüder oder Brudersöhne), für den
standesgemäßen Unterhalt der Töchter des Erblassers Sorge
zu tragen, herausgebildet. Für die vom Vater bei seinen
Lebzeiten bereits „beradeten " ' ) Töchter fiel diese Verpflichtung
weg und ebenso stand es dem Erbnehmer des Lehngutes frei,
sich seiner Verpflichtung durch die Gewährung einer Aussteuer
an die Töchter zu entledigen'"). Jedoch bestand in dieser
Periode kein Zwangsrecht der Töchter auf „Beradung", so
daß dieselbe nicht wider den Willen des Verpflichteten erfolgen
konnte; dagegen durften die Töchter bei verweigerter Aussteuer
auf Theilung des väterlichen Nachlasses dringen und erhielten
dann (gleich der Mutter) eine Virilportion ihres väterlichen
Lehngutes zur Leibzucht auf Lebenszeit, welche aber in jedem
Falle an den Erben des Lehngutes zurückfiel'"). Den un-
verehelicht gebliebenen Töchtern wird nur ganz allgemein „ere
lifgedinge" an ihres Vaters Gut zugesichert'"), dafür steht
ihnen ein Erbrecht an dem Nachlasse der Brüder (nach Kopf-
theilen auf Lebenszeit) zu, welches den „beradenen" Töchtern,

132) cf, MAN, Caft, IX, ß 1 ; Cap. I.IIl, §S 2 - 5 ; vergl. WER.
Cap, 10, § I ; Caft, 18. §§ 1-5». ARN, Art. I I , ß I. Art. 17, § 2 ;
Art. 18, §ß 1—4,

133) Unter „Bernden" wird die Ausstattung cinei Frau durch Aus-
richtung ihrer Hochzeit („toste"), und Gewährung einer „medegave" ver-
standen. Der Betrag der letzteren war nicht gesetzmäßig fizirt, sondern dem
Ermessen des aussteuernden Verwandten, bei Mangel eines solchen dem
Lehnsherrn überlassen, cf, B u n g e , a. a. O,, Bd, I I , M^ . 284.

134) H a h n , ll, a. O., Mß. 15 und S c h i l l i n g , a. a. O,,
p»3. 314.

135) cf. MRR. Cap, I.I, ß 2 ; Cap, KXII, ß 2. WER, Cap, 15, § 1 ;
Cap, 19, 8 1 und das singulare Cap, 37 dieses Rechtsbuches. ARN, Art. 1b,
§ 1 ; Art. 19, ß 1.

136) cf. MRR. Cup. X, ß 4. WER- Cap. 12, Z 2. ANN. Art. 12,
8 4 und oben Note 126 a.



l99

die als von der Familie vollkommen abgefunden gelten, nicht
zukommt"').

Gemäß der Natur des Lehnsverbandes, welches zu seiner
Voraussetzung nur zwei Personen (den Lehnsherrn und den
Lehnsmann) hat und eine Zersplitterung der dem Einen oder
dem Andern der beiden Vetheiligten inhärirenden Rechte und
Pflichten nicht duldet, kannte das gemeine Recht zunächst nur
e inen Nachfolger in das Lehn'^). Waren daher beim Tode
eines Vasallen mehrere lehnsfolgeberechtigte Descendenten vor-
handen, so hatten dieselben, in älterer Zeit, keineswegs alle
Anspruch auf Beleihung "^), sondern dursten nur Einen aus
ihrer Mitte wählen (eventuell vom Lehnsherrn bezeichnen
lassen), an dem die Belehnung vollzogen wuro^und der dann
die übrigen Interessenten nach Landrecht zu entschädigen
hatte'"). I n Livland, wo, wie schon erwähnt, das Vermögen
des Vasallen eigentlich überhaupt nur aus Lehnbesitz bestand
und es an Fahrhabe magelte, wo außerdem das Lehngut durch
die Verpflichtungen zu Gunsten der weiblichen Familienglieder
ohnehin schon nicht unerheblich belastet war, ließ sich die Ab-
findung der mehreren um die Lehnsnachfolge concurrirenden
männlichen Descendenten durch einen erwählten Lehnsnach-
folger unmöglich ins Werk setzen. Die Theilbarkeit des Lehns
nach landrechtlichen Principien war daher von Anfang an
den livländischen Vasallen freigegeben und bildet diese Ab-
weichung von dem gemeinen Lehnrecht ein nicht unwesentliches

137) cf, MNR, Cllp, I .X I I . 8 4, W M , Cllp, 30, z 1, ARN,
Art. 30, § !,

138) H o m e y e r : „System", paß. 4ü5>,
13U) cf, „Sächsisches Lehnrecht", Art, 29, S 2 : „Die her« n' is ol

nicht plichtich wer linderen to liene, den eueme irs vader gut, swenne die
vader stirft."

140) es, Sachsenspiegel Vuch I , Art. 14, z 1 und H o m e y e r :
„System", p»ß. 456. — Ueber die Stellung des gemeinen Lehnrechts über-
haupt: S t o b b c . a, a. Q , Vd. V, p»?, 322 f.
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Moment in der Entwickelungsgeschichte des Vasallenstandes
und seiner Rechtsverhältnisse an Grund und Boden'") . T>ie
Realtheilung des Lehnsobjects wurde in Livland dadurch vor-
bereitet, daß das Erbe (seil, „ in Theile") „gelegt" wurde'") .
Concurriren bei der Theilung nur zwei Erben, so soll der
ältere dieses „Legen" vornehmen, während der jüngere die
Wahl zwischen den Theilen hat. Neides soll in sechs Wochen
geschehen sein'"). Sind mehr als zwei Erben vorhanden, so
tritt an die Stelle des „Legens" des älteren Erben, die Theil-
legung durch alle Interessenten und an Stelle des Wahlrechts
des jüngeren Erben für alle gleichmäßig das Loos" ' ) . Ver-
gleicht man die Fassung der im Sachsenspiegel auf das Theilen
des Erbgutes bezüglichen Bestimmungen mit den analogen
Stellen der livländischen RechtZbücher über das Lehngut"°),
so sieht man, daß die Theilung in Sachsen die Regel aus-
macht, während sie in Livland eine Ausnahme war. Es war
nähmlich hier weit gebräuchlicher, daß die mehreren Söhne

141) S c h i l l i n g , a. a. O., pnF. 77 und 280,
142) Bei der „Legung" wurde es bald üblich, Theilzettel auszu-

fertigen, welche dasjenige, was zu dem einzelnen Theile gehörte, genau
specificirten und für den Theilnehmei als Besitztitclurkniiden, im Streitfälle
als Neweisurkunden galten. S c h i l l i n g , a. a. O,, p»F. 292.

143) cf. MNR. Cap. I.V, § 1 : „Wor twe bröder synt, de delen
willen: de üldeste schal delen, vndc hefft sös wecken dach, de junge kefet, ock
binnen s«s wecken. Cf. WER. Cap. 20, § 1. ARN. Art. 2«, § 1 . «Die
Brüder sind natürlich hier nur als weitaus häufigstes Beispiel genannt).
Vergl, auch Sachsenspiegel Buch I I I , Art. 20, § 2 : „Swür zwtzne man ein
erbe nehmen suln, der eildere fal teilen, der junge« sal kiesen."

144) cf. MRR. Cap. I.V, § 3 : „Synt öuerst der blödere dre, veer
eddei mehr, so delen se, so se lickes mögen," cf. WER. Cap, 20, § 3.
ARN. Art. 20, § 3, dessen etwas andere Fassung lautet: „Synt over der
Brüder drey, veer, edder veher, so sollen se gelick deelen (offt se sick so nicht
verdregen mögen) und lottcnn; den wat malckem got gisst, dat sy synn"
(nach dem Cod. Oxenstjerna bei S c h i l l i n g , a. a, O , pnF. 294).

145) cf, die Noten 143 und 144. (Besonders charakteristisch sind die
eingeklammerten Worte des Art. 20, § 3 im ARR.j.
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eines Vasallen nach dessen Tode im gemeinschaftlichen Besitz
ihres väterlichen Lehngutes blieben"'). Sie erlangten in
diesem Falle — auch wenn nur Einer von ihnen um die Er-
neuerung der Investitur beim Lehnsherrn nachsuchte — die
„samende Hand" (Gesammthand) an dem Gute'"), Starb
einer der Gesammthänder ohne männliche Descendenz, so ver-
erbte sein (ideeller) Antheil auf die noch lebenden Brüder, oder
deren männliche Nachkommenschaft "°). Sobald die Gefammt-
händer zur Theilung des auf diese Weise gemeinschaftlich be-
sessenen Lehngutes schritten, hörte die „samende Hand" auf und
jeder dergestalt Abgetheilte konnte wieder nur von seiner
directen männlichen Nachkommenschaft beerbt werden'").
Sollte jedoch die „samende Hand" auch noch nach der Theilung
fortdauern, fo war dazu die ausdrückliche Gesammtbelehnung
oder Simultllninvestitur der sich Theilenden von Seiten des
Lehnsherrn erforderlich '""). Eine „samende Hand" der letzteren
Ar t , konnte aber damals schon auch auf entferntere Ver-
wandten oder sogar Nicht-Verwandte'") in der Weise aus-

14«) N u n g c , ll. ll, O,, Nd, I I , pass, 264 s.
147> C N e u m a n n in den „Theoictisch-Piactischen Erörterungen

aus den in Liv-, Est- und Curland geltenden Rechten" (herausgegeben von
V u n g e und M a d l l i ) Nd. I I I . p»ss. 315 ff, und S t o b b e , a. a, O,,
Nd. V, pax, 323 ff,

148 H e l m e r s e n , a, a. O., p»F. 18 f.
149> cf, MRR Cap. V. §ß 1—3. WER. Cap. 4, §§ 1 und 2 ;

Cap. 5, § 1. ARR, Art. 8. §§ 1 und 2 ; Alt, 7, § 1.
150) Die Form der Ertheilung der „samenden Hand" war leine

andere, als bei dem einfachen Lehen; ebenso der Beweis, daß eine solche
Verlehnung stattgesunden habe. Cf. MRR. Cap. V I , § 1 : „Boisacket üuersi
de Nisschop de samcnde handt, bat he se nicht belenet hebbe, de man synt
neger tho beholden mit des Nischops bieven edder mit twen des Stichtes
Mannen, de unbespralen syn ereK rechten, dat se fegen vnd Hürden, bat de
sllmende Hand em Voilenet wart vp den hilligen." Cf. WER. Cap, 6, § 1.
ARR. Art, 8, Z 1.

151) cf. MRR. Cup, V, ß 4 : „Lehent äuerst de Vischop brüdern
edder brödern-Kindern edder ock andern lüden de samende Hundt . . ." ?f
WER. Cap. 5, § 2, ARR, Art. 7, 8 2.
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gedehnt werden, daß Einer der Betheiligten für sich und seine
männliche Descendenz den Besitz, die Anderen aber nur die
Anwartschaft auf das Lehngut für den Fall erhielten, daß
jene ausstarben'^). Die Rechte der weiblichen Familienglie-
der an den Gesammthllndgütern waren dieselben, wie sonst an
den Mllnnlehngütern'°').

Die strengen Bestimmungen hinsichtlich der Erbfolge im
Mannlehnrecht, versuchte man durch die Afterbelehmmg zu um-
gehen, welche gleichzeitig vollständig die Stelle des Grbver-
trags im älteren livländischen Recht vertritt '"). — Die durch
die Gnlldenbriefe begründeten Lehngüter mit erweiterter Erb-
folge („Gnlldengüter")'") sind übrigens keineswegs in späte-
rer Zeit zur alleinherrschmden Besitzform nach Lehnrecht in

152) cf, überhaupt MRR. Cap. V und VII I . WER. Cap. 5, 4 und
7. ANN. Art, 6, 7 und 10,

153) Speciell auf die Leibzucht am ungetheillen Gute bezieht sich wol
MRR. Cap. I_,XII, ß 4 „ . . , de brodcr (snl. „eruet") an de süster er judt,
yfft se unbemannet vnde Ungeoelet syn," uergl. WER, Cap. 30 § i . ARN.
Art. 30 § 1,

154) cf. überhaupt Helmersen a, a, O, rmz. 43 ff. und oben
Note 78. — Ferner MRR. Cap. I^XI, z I : „Ein man mach wol voilenen
seyn judt tho Lehenrechte dewile dat he so stark ys dat he mach lyden vndc
gähn ane hülpc uoi he wil ane des Heren uullwort, allenc dat he neue
Eruen en hefft, effte bat he dat gudt Uth der wchrc late de manschop aner,
so vlllt ydt an den Nischop, na synem dode," — Der Bischof gewinnt also
auf diese Weise einen neuen Vasallen an Stelle des alten Lehnsmannes i
letzterer kann wiederum auf diesem Wege einem weiteren männlichen Ver-
wandten, als Sohn und Enkel, ohne dabei des Bischofs Genehmigung zu
bedürfen, sein Lehngut zuwenden, Erfordernisse dieser Übertragung sind:
der Mangel eines „rechten Erben" und das Vorhandensein der physischen
Kräfte des Vasallen, cf. auch WER. Cap, 27, § 1, ARN. Art. 27, 8 !-
Von diesem Falle der Afterbelehnung unterscheiden die Rechtsbücher die
Weiterverlehnung derjenigen Vasallen, die „rechte Erben" haben, wobei des
Erfordernisses der physischen Kräfte des Afterlehnsheirn keine Erwähnung
geschieht, cf, MRR. Cap. I H I X , Cap, I.XX, WER, Cap, 35, Cap, 36 -.
ARR. Art, 38, ß§ 1 und 2.

155) cf. den folgenden Abschnitt.
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Livland geworden "°) . Sowohl der Ordensmeister, als auch
die Bischöfe haben auch noch in den letzten Jahrhunderten
livländischer Selbständigkeit heimgefallene, oder bis dahin über-
haupt noch nicht zur Verleihung gekommene Grundstücke nach
Mllnnlehnrecht verlehnt'"), Speciell die der rigischen und
öfelschen Stifftsritterschast ertheilten Gnadenbriefe nehmen ei-
nige, besonders erwähnte, in der späteren Zeit verliehene Ta-
felgüter der Bischöfe aus, welche hinsichtlich der Erbfolge nach
den Regeln des alten strengen Mannlehnrechts beurtheilt wer-
den sollen, doch gewährt der Erzbischof seinen Vasallen dabei
die Vergünstigung, daß Brüder, welche in der gesammten Hand
sitzen und sich theilen, noch innerhalb der nächsten zehn Jahre
sich unter einander beerben dürfen.'^)

15>l>) Allerdings scheint dieses in Hairien und Wicrland der Fall ge-
wesen zu sein, cs, Bunge, a. a, O, Vd, I I , pass, 273, I n den übrigen Ter-
ritorien Livlands dildeteu auch die zu „samender Hand" besessenen Güter,
welche nach ihren besonderen Grundsätzen vererbt werden sollten, eine Aus-
nahme cf. Erzbischof Sylvesters Neue Gnade (vergl, oben paß, 10N Note 114)
§ 11 : „Wy willen ok dat alle de gcnen de de Zamende Hand Hebben, bat
de yn eren Güderen, de yn dersu lingeu Iamenden Hand syn, edder syn
werden, na Lüde erer Brenc und Privilegia davouer gegenm eruen sollen,
alse ge beth her gedan hcbben und gcwoulicken gewesen is" , . . I n gleichem
Sinne sprechen sich auch die Guadenbriefe des Vischofs von Dorpat, Johann
von Gellingshauscn (1540 vom Donnerstag nach Lucä) Z 15 und des Or-
densmeister Hermann von Brüggenei li546 vom Tage nach Lucä)—§ 9.— aus.

157) So die Nelehnung der Nrüdei Onyhuten und Euren mit einem
Grundstücke am Abauflusse durch den Ordensmeister Wennemar von Nrügge-
noge (17/1. 13W; cf, B u n g e : „Urkundenbuch" Urkunde ÜKNVIII) ; die
Belehnung des Wilhelm Aclerstoff mit dem heutigen Gute Klingenberg durch
den Ordensmeister Walter von Plettenberg (1498, cf. K i l l a n i a. n. O.
pn,^, 218); die Confirmation des heutigen Gutes Klauenstein für Hinrich
Stapel durch den Erzbischof von Riga, Jasper Linde (1513 „nach alten
Vtllnnlehnsrechten") daselbst p»^. 81); die Velehnuug des Valentin Hahn
mit dem Hofe Saul (Saulhos) durch den Ordensmeister Johann von der
Recke <!549; daselbst p»F, >47) u, s, w. Doch haben wol die Lehnsherren
meistentheils in solchen Fallen den Vasallen nachträglich das Recht „ge-
bessert".

158) cf. Erzbischofs S y l v e s t e r , „Neue Gnade" § 13: „Wy behol-
den ol vas, vuseu Nachkomelingen und Kerlen, buten diessem bauen be-
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§ 6, o) N a c h d e n G n a d e n r e c h t e n u n d dem e r w e i t e r t e n
G e s a m m t h a n d r e c h t ,

Bei der günstigen Lage der Inländischen Vasallen und
bei den, bereits seit Beginn des livländischen Rechtslebens be-
stehenden Erweiterungen unseres Lehnrechts durch landrecht-
liche Normen"') , konnte sich die einengende Erbfolge des al<
ten strengen Mannlehnrechts nicht lange ungeschwächt erhalten.
Die erste nachweisbare Modifikation, welche den Töchtern —
allerdings nur für ihre Person — in dem Falle, daß sie nicht
mit Brüdern concurrirten, an Stelle des Rechts auf Aussteuer
den'lebenslänglichen Besitz ihres väterlichen Lehngutes ein-
räumte, erfolgte für die harrisch-wierischen Vasallen bereits im
Jahre 1329 >°°), für die Vasallen des rigischen Stiftes sogar
schon ungefähr hundert Jahre früher'") . Die umfassenden

schreven Mannrechte, alle de Güdere, de unse Negeste Vornahr . . . van
unser und unser Kerten-Taffelen verlenet und gegenen heuet . . . Vud wil-
len bat de genen, de de vorgeschreven Güdcre nur to tyd besittcn, sollen ge
van sick eruen vdv ere Kindere Mannes Könne allene, und nicht van dem
Nroder oppe den Nroder ed der Magen vp Magen, denn« wo Nrödeie ver-
storven und ungedelet, effte gedelet, edder twe gedelede Nrödere binnen teyn
Iaren, de mögen ene vpp den andern eruen, und nicht anders . , ." cf. auch
den Gnlldenbrief des Vifchofs von Oesel Johann K i e v e l (1524 vom Don-
nerstag «ach Kucä) § 1, und die Urkunden NNi , 252 und 574 (vom 2I./X.
1464, resp. 29./VI. 1497) in der N u n g e - T o l l'schen „Nrieflade,"

159) cf. oben pass, 8,
160) Durch den Gnadenbiief König Christophs I I von Dänemall (vom

Tage des Apostels Mathias): „Item umb. . . unffer Oldeien Willen, geven
und tholaten wy den Jungfrauen in Ehftland wanende van sünderlyken
Gnaden, bat se erfligkes rechtens in erer Olderen Güdern Erven angenah-
men syn, »nd wen de Jungfrauen sterven, so tombt dat Guht fry wedder
tho Uuss und unsern Nachkömmlingen," Die ganze Abfassung ist recht un-
klar und läßt Altes und Neues nur sehr unvollkommen unterscheiden cf.
hierzu auch H a h n a . a O. p»s. 30 ff.

lS1> Durch den bereits oben erwähnten (veigl, Note 97), unvoll-
ständigen Gnadenbiief des Bischofs von Riga, Nicolaus. Die hierher ge-
hörige Stelle lautet: »HuinorMML v«ro v i r plurss po8t 8« Mio» rsliyu«-
r i t , 0NMS8 uuo soäsmc^ue Hui« in «ueoezsiuu« deusüoii ^»uäylmt «t
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Aenderungen in der lehnsrechtlichen Erbfolge, welche einerseits
beide Geschlechter hinsichtlich ihres Erbrechts nahezu gleichstell-
ten, andererseits die gefammte Seitenverwandtschaft bis in das
fünfte Glied in den Kreis der erbberechtigten Personen zogen,
beginnen dann mit dem Gnde des X I V . Jahrhunderts'").
Als erste erhielten ein derartiges erbrechtliches Privilegium
die erst unlängst unter die Herrschaft des Ordens gelangten
harrifch-wierischen Vasallen'"), weswegen auch das erweiterte
Lehnfolgerecht in Livland — zumal da die folgenden Gnaden-
briefe sich regelmäßig dieses harrisch-wierische Privilegium zum
Vorbild genommen haben'") — später "°) ganz allgemein als
„harrisch-wierisches Recht (oder Gnadenrecht)" bezeichnet
wi rd" ' ) . Der im Wesentlichen übereinstimmeude Inhal t der

8i tautum Ulms rel lMeri t , iäem in« in bs^slloia obtms»ut. 8i »utsN
Mos et alias reliyuerit, M i tantuiu benetloiuin odtinsant; it», tamen
ut sorore« zu»« looeut äsoeuter st lioneste, et si Ulli omne« Noriuu-
tur, dsnsüoium »ä ÜIi»s rovertatur.

162) Höchst wahrscheinlich sind den allgemeinen Begnadigungen
manche einzelne vorausgegangen nud haben diese jene angebahnt, cf. H a b n
a. a. O. p»8, 29 s,

163) Durch den Gnadenbiies des Hochmeisteis Conrad von Iungin-
gen (1397 vom Margaiethentage > — überhaupt war die Stellung der har-
risch-wierischen Lehnsleute eine noch selbständigere, wie die der übrigen liv-
läNdischen Vasallen, cf B u n g e : „Einleitung" pax. 42 und desielben:
„OtandesverhäNnisse" P23. 80 f. und 66 f, Noten 3 und 4.

164) cf. die Einleitung zu Erzbischof Sylvesters „Neuen Gnade" und
B u n g e : „Privatrecht". Bd. I I , pa^. 271 die Note ä) ; S c h i l l i n g
a. ll. O. M8- 449.

165) So verleiht Gustav Adolph dem Andreas Kögen das Gut Te°
stama „nach hairischem und wierischem Rechte" (1624 ; K i l l a n i a. a, O.
p»ß. 32); ebenso dem Gotthard Nudberg das Gut Golkowsky ( l«3l ; daselbst
p»8. 8); dem Jakob Slott die Güter Sarenhof, Tellerhof und Ruskifer
<1S25, daselbst paß. 436).

166) Uebrigens erstrecken sich die Bestimmungen der Gnadeniechte in
gleichem Maße auf das bewegliche und unbewegliche Vermögen der Vasal-
len, was ausdrücklich hervorgehoben wird in der „Neuen Gnade" des
Erzbischofs Sylvester und im Iungingen's Privilegium; cf, oben die
Note 125.
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verschiedenen Gnadenbriefe — welche überdies, namentlich auf
Grund der von den livländischen Vafallen der verschiedenen
Territorien anfänglich prätendirten, später erlangten Prioile-
giengemeinschaft""), eine wechselseitige Interpretation zulassen
— besteht in folgenden Nestimmungen: Töchter, welche nicht
mit Söhnen zu concurriren haben, erhalten ein wirkliches Erb-
recht, das sich jetzt nicht mehr auf ihre Person beschränkt, son-
dern auch ihrer Descendenz zu Gute kommt"'). Den bereits
„beradenen" Töchtern, — die, wie schon oben erwähnt"'), in
vermögensrechtlicher Beziehung als nicht mehr zur Familie
gehörig betrachtet wurden — war gestattet unter Einwerfung
des Vorausempfangenen, an der Nachlaßtheilung zu partici-
piren ^°). Eine Benachtheiligung der Söhne wurde durch diese
neue Erbfolgeordnung nicht bewirkt, da das Vorhandensein
einer männlichen Descendenz die Töchter nach wie vor vom
Erbrecht ausschloß'").— Das Recht der Seitenverwandtschaft,

16?) B u n g e : Standesberhältnisse", pass. 66 und 73, Note 49,
v. H e l m e r s e n a, a. O, p»S. 307 ff.

168) S y l u e s t e r'3 : „Neue Gnade" § 3 : „Lech ock eyn Man na
syner vorsternynge Nochter na, unde neue Sones, de Dochter sollen alle
eres Baders Gudere eiuen, gelieck als« de Sones, und dercMecl der Moder
Gudere, alse vor beruit i s . . ," auch § 8 ^cf. weiter unten Note 172), ferner
cf. I u n g i n a, e n'3 Privilegium § 2 resp, 4, G e l l i n g s h au s e n'3
Privilegium § 2 resp, 12.

>69> cf. oben speciell Note 137.
170) cf, S y lvest er's „Neue Gnade" z 5:. „Gescheget °k also, dat

ein Mann vorstornc, vnd lethe neue Sohnesmen Nochter na, der eyn deel
beraden weren, und eyn deel unberaden, welcle denne van den beraden
Nüchtern, to den unberaden Nüchtern wedder gebringen willen, wes dat ge-
kostet heuet, do se beraden wart . . ,, de mach mit den unbemden Dochten:
tho gelicker delinge gan to eruende." G e l l i n g s h a u s e n's Privile-
gium § 5

171 > S y l v e s t e r ' s „Neue Gnade" z 4 : „Versturne ok eyn Mann
und lethe . . . Sone vnd Dochtei, Y3 denne der Dochter well beraden, de
fall sick yn neuerley wise mögen theeu to eruende, an eres Baders Erue
und Gudeie, de wile de Sllne und unberaden Düchter leuen, dergeliten de
unberaden Dochtere en sollen nach mögen sick mit neuem rechte theen, an
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bei Ermangelung jeglicher Descendenz des Erblassers, das
Lehngut anzutreten, stand dem Nächstverwandten („Magen")
zu und zwar in gleicher Weise dem männlichen und dem weib-
lichen Geschlechte, der Schwert- und der Spillseite " ' ) , — Die
Rechte der Wittwe am Lehngute blieben beinahe dieselben, wie
zu Zeiten des Mannlehnrechts'"). — Besonders hervorgeho-
ben muß werden, daß nun, durch die Ausdehnung der Lehns-
erbfolqefähigkeit auf das weibliche Geschlecht, das Lehngut

eres Bakers Erue und Gudere, dcwyle dc Sone lenen, sunder de Sone
sollen cres Baders Ernc und Gud beholden, uud sollen dc unbeiaden
Dochtcr beraden u, s, w." cf. I u n g i n g e n ' s Privilegium S 1, G e l -
l i n g s h a u f e n's Privilegium §ß 3 und 4. — Unverändert blieb auch
das ältere Recht hinsichtlich der Erbfolge der Sohne, es, S y l v e s t e r 's :
„Neue Gnade" § 2 : „Welt Mann versternet vnd let rechte Elite Kyndere
na, syn yl Sones allcne, de Sones sollen Erven alle ercs Baders nageln«
teNl! Gndere, dergelilen er« Moder Gudeie, so de vorsternet vavorandert."
G e l l i n g s h a u s e n ' s Privilegium S 1.

172) Sylvester's: „Neue Gnade" § 8 : „Vorstorne ancr eyu Mann
sunder nagellltene Kindere, des Gud fall sin negeste geborene Mnech eruc,
so wol van der urouwlikcn side alse Menliten side beth in dat viffte Lyt,
Ok Wedewen und Iunckvroulven de unberaden vorsteruen, ere Gudere sol-
len ot Eruen und vorsteruen upperen Negesten gebornen Maech, . , . alge
uorberort >3," cf, I u n g i n g e n's Privilegium § 3, („ , . , et sy manne
effte whff von der fchweit siten, cffte von der andern fiten . , .") und § 4
G e l l i n g s h a u s e n's Privilegium §3 I I und 12,

l?3> I u n g i n g e n ' s Privilegium verweist in dieser Hinsicht einfach
auf das geltende Recht, S y l v e s t e r ' s „Neue Gnade" und G e l l i n g 3-
h l l usen ' s Privilegium l§§ 0 und 7, resp, 7—10) enthalten im Wesent-
lichen die genauer ausgeführten Nestimmungen des älteren Rechts. Nur
hinsichtlich der unbeerbten Wittwe scheint eine umfassendere Erweiterung
Platz gegriffen zu haben, insofern als die älteren Rechte ihr nur die aus-
stehenden Forderungen des verstorbenen Ehemannes (bei Tilgungsvflicht der
von ihm hinterlassenen Schulden) zusprechen (cf, MRR, Cap, IX, § 1 :

vnde gilt shne schult vnde vordert fyne schult . . ." cf, WER. Cap.
10 ß 1. ANR, Art. I I , ß 1), während die „Neue Gnade" ihr auch die fah-
rende Habe — in ähnlicher Weise wie der beerbten Wittwe (cf. MRR. I.VI
§ 2 : „Wat dar van varender haue Ys, dat höret de moder," WER, Cap.
21. § I. NRR, Art, 21 § 2) — einräumt, cf. S y l v e s t e r ' s „Neue
Gnade" §ß 6 mit 7.
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auch als Bestandtheil des bis dahin in den Rechtsquellen nicht
erwähnten mütterlichen Vermögens in Betracht kommt'").

Neben den beiden älteren Formen der „samenden Hand"
— unter Brüdern am ««getheilten väterlichen Lehngut und
unter gewissen benannten Personen am getheilten Besitz'") —
erscheint mit Beginn des XV.Jahrhunderts'")noch eine dritte
Art des Gesammthllndrechts, bei welcher das Nesitzrecht an
Lehngütern einem ganzen Stamme oder Geschlechte in der
Weise verliehen wurde, daß, in Ermangelung männlicher Nach-
kommenschaft des letzten Besitzers, die Güter an dessen näch-
sten Magen von der Schwertseite (Agnaten) sielen und oarge-
stalt so lange bei demselben Namen blieben, bis das ganze
Geschlecht, oder der ganze Stamm ausstarb. I n letzterem
Falle fielen die Güter an den Lehnsherrn heim, dieser war
aber dann verbunden, dieselben weiter zu verlehnen " ' ) . Frauen
und der ganzen, durch diese vermittelten Verwandtschaft, war
die Erbfolge in solche Stamm- oder Geschlechtslehn unter-

174) S y l v e s t e r ' s „Neue Gnade" ß 2 (oben in Note 171) und
§ 3 (oben in Note 168); G e l l i n g s h a u s e n's Privilegium §§ 1 und 2
v. H e l m e r s e n : „Abhandlungen auf dem Gebiete des livländischm Adels-
rechts" Lies. I, P28. 107, 122 ff, — Bis dahin hatte sich ein stattliches
Sondergut nur aus der Mitgäbe herausbilden tonnen. — Ueber die Stel-
lung des Vermögens der Ehefrau wahrend der Dauer der Ehe cf, C, E r d -
m a n n : „Das Güterrecht der Ehegatten nach dem Provinzialrecht Liv-,
Ehst- und Cuilands." ?»». 8.

175) cf. oben.
17«) Das erste bekannte Beispiel dieser dritten Art des Gesammthand-

rechts ist die Veileihuug desselben an die Familie von Tiesenhausen durch
den Lehnbrief des Erzbischoss von Riga, Johann V. von Wallenrode (21./XII
1417. B u n g e - T o l l : „Vrieflade Nr, 124).

177) cf. hierzu überhaupt B u n g e : „Privatrecht" o»S. 274 ff. und
das Privilegium des Ordensmeister Herrmann von Brüggenei (1546 vom
Tage nach Lucici); besonders § 8 : „Versteivet de stamme de here ist schul-
dig bat gutt einem andern trowen manne uppe tho laten für de plicht, wente
dit is en recht unde gewehnheit van oldings in oüssen landen, de geholden
ward mit allen güdern, als fe sind,"
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sagt"'). Die Töchter hatten bei diesen Gütern nur den An-
spruch auf eine Aussteuer (hier „Morgengabe" genannt'"),
die Wittwe, ob beerbt oder unbeerbt, erhielt nur ihre Mor-
gengabe; nur im Falle, daß die Familie ihres Ehemannes
mit diesem ausstarb, hatte die letztere das Leibzuchtsrecht am
Gute""). — Niese Art der gesammten Hand ist auch biswei-
len unter der Bestimmung verliehen worden, daß alle Güter,
welche entweder vom Stammlehnsbesitzer selbst, oder überhaupt
von irgend einem männlichen Agnaten seines Geschlechts er-
worben werden würden, sich von nun an als Stammlehn
weiter vererben sollten, einerlei nach welchem Rechte sie bisher
besessen worden waren'") . Nie energische Opposition der übri-

178) cf. die Urkunde des Eizbifchofs von Riga, Michael Hildebrand
(27/11. 1494, in der N u n g e ° T o l l'schen „Brieflade" Nr. 46Ü) „ . . . und
sprechen aus für ein Recht einträchtig : dah nach Inhalt der samenden Hand
und nach unseres Stiftes Recht das weibliche Geschlecht nicht erben kann,
sondern das männliche Geschlecht. . ," :c. cf, auch daselbst die Urkunde
Nr. 216 u. ll, m.

170) B i ü g g e n e i ' s Privilegium z 2 : „Welck man voistervet unde
lett ock döchteie na unde neue sönes, de döchtere empfangen ere moigengave,
na lllndes wyse, unde de bioder unde na em de nechste vettere sulvigen na-
mens tret to de güdere und ervet de güdere van sick . , . unde de döchtere
empfangen seedan alle reede Gelder, ferende have uthstaende schulde."

180) B i ü g g e n e i ' s Privilegium z 10: „Lyckest soll och en wysf,
da siH na dem willen gades begewe, bat de mann ahne erven von sllues,
broder unde Vetter veistörve, in des nmnnes güdern bliwen by den dagen
des lyves, unde behält alle reede Hellers und fahrende habe," § 1 1 : „Wente
averst tho käme, bat en wyff nalewcte dem manne wet erven, so empfängt
se ere morgen-gave na landes wyse unde alle fahrende have, to menen wat
nagellos ist und brecht de güdere den erven tho deelen."

181) Zu diesen Geschlechtern gehörten namentlich die Tiesenhausen
(cf, oben Note 156), welche sich ihr Gesammthandrecht auch auf dem Concil
von Kostnitz und durch den Pabst Leo X. — cf. B u n g e - T o l l'sche
„Biieflade" Nr, 783, vom 16,/IX. 1513 — bestätigen ließen, die Treyden
(cf, den Lehnbrief des Ordensmeister Walter von Plettenbeig an Matthias
Tieyden 7./XII. 1518> und die Uezküll (cf. oben Note 21 M z . 30 und die
Belehnungsurkunde des Bischofs von Oesel, Ludolph Grau für Schloß Fickel
und den Hof Kattentack 13./V. 1453).
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gen, nicht mit diesem erweiterten Gesammthandrecht beliehenen
Vasallen'"), brachte es dahin, daß in der Folge durch lan-
desherrlichen Beschluß festgesetzt wurde, daß sich nach Gesammt-
hllndrecht nur diejenigen Güter zu vererben haben, welche aus-
drücklich mit diesem Rechte verliehen worden sind. Grwarb
daher der Besitzer eines Stammlehns ein Gnadengut, so war
er genöthigt, dasselbe nach Gnadenrecht weiter zu vererben " ' ) ,

Nähere Angaben über die Art der in dem durch die
Gnadenrechtsurkunden vermittelten, erweiterten Erbfolgesystem

182) Da ein Heimfall der zu dieser Art von Gesammthandrecht ver-
liehenen Güter an den Lehnsherrn thatsächlich niemals eingetreten ist, die
Veräußerung aber, wenn auch nicht gerade immer (wie z, N, im vorerwähn-
ten Plettenbcrg'schen Briefe) verboten, so duch sehr erschwert war (es. das
B r ü g g e ne i'sche Privilegium Z 5 : „Ein man mag sin gud verlopen, vor-
fetten, im testament uplaten, wem he will, averst top und ut settning is
broder nnd vedder neger."), so errangen solche Gesammthänder die aller-
größte Machtstellung, während die weit zahlreicheren Geschlechter, welche ihre
Güter nach Gnadeniecht, oder dem einfachen Mannlchnrecht besaßen, in einer
viel fühlbareren Abhängigkeit vom Lehnsherrn verblieben. Erweckte schon
ein solcher Vorzug, den Neid der letzteren, so lag auch noch andererseits die
Gefahr für sie vor, durch die Gefammthänder schließlich ganz aus ihrem Be-
sitz verdrängt zu werden, da ein Gut, das diese einmal erworben batten,
niemals in die Hände der anderen Vasallen zurückkehrte. Hierdurch wurde
die bekannte Einigung der Gnadengutsbesitzer des Erzstiftes Riga auf dem
Mllnntage zu Lemfal (1523, Freitag nach Lata«), veranlaßt niemals mehr
ein Gut durch Kauf, Erbschaft, oder als Mitgift an die Gesammthänder ge-
langen zu lassen. Dieser Beschluß wurde nicht nur uon den Erzbischofen
Jasper Linde (1523, Donnerstag nach Maria Himmelfahrt) uud Johann VI I
Nlllntenfeld (1524, Dienstag nach Petri Kettenfeier), fondern fogar auch durch
einen Gnadenbiief Kaiser Carl V. (17/IX. 1528) bestätigt, cf. B u n g e :
„StandesUerhältnisse" MF, 65 und 102 Note 88 v. H e l m e i s e n : „Ge-
schichte des Adelsiechts" M^ , 324 ff, und I . L o s s i u s „Die Gebrüder,
die Uexlüll zu Fickel", spec. p»x. 7, Note 4. 9 f; 57.

183) cf, überhaupt B u n g e : Pridatrecht Bd. I I , p»F. 276 f. —
S y l v e s t e r s : „Neue Gnade" § 11 (vergl. oben Note 156) „ . , . sunder
wat zuer van andern Guders an ze gevallen weiden, na deme vorgeschrenen
Mannrechte, de follen ze wedder van sick eruen, na uthwisinge des sululgen
Rechtes, und nicht na der zamenden Hand; Darentkegen sal m nicht helpen
ere Biene edder Privileg!«, edder anders wes in leyner wise," — G e l -
l i n gsh l l usen '3 Privilegium § 15; V i ü g g e n e i ' s Privilegium § S.
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üblich gewesenen Succefsionsordnung lassen sich in den Quel-
len nicht auffinden. Jedoch berechtigen die im Vorhergehenden
behandelten allgemeinen Grundsätze der livländischen Erbfolge-
privilegien — nach welchen sich, in Uebereinstimmung mit dem
damaligen deutschen Recht, alle Berufung zur Erbschaft auf
Blutsgemeinfchaft gründet und hiervon nur in beschränktem
Umfange Ausnahmen behufs Sicherstellung und Schadloshal-
tung der Wittwe gemacht werden — zur Annahme, daß auch
in Livlllnd zu jener Zeit die Erbfolge sich nach der, speciell
beim Lehn allgemein gebräuchlichen Parentelenordnung, dem
sogenannten „Lmeal-Gradualsnstem""') geregelt ha t ' " ) . Nei
diesem System entscheidet zunächst die nähere Linie, d. h. es
gehen diejenigen Verwandten vor, welche mit dem Erblasser
den nächsten gemeinschaftlichen Stammvater haben; unter den
zu der berufenen Linie gehörigen Verwandten giebt dann die
Gradesnähe den Vorzug. — I m Einzelnen ist dabei für Liv-
lllnd hinsichtlich der Erbfolge in die Gnadenrechtsgüter und

Die fahrende Habe war dem Gefammthandiecht nicht unterworfen, sondern
vererbte nach gleichen Theilen ohne Rücksicht auf das Geschlecht sobald gleich
nahe Blutsfreunde concurrirten; cf. N r ü g g e n e i ' s Privilegium §§ 2—4;
v. B u n g e a. a. O. Bd, I I , pkß. 277.

184) Das Lineal-Gradnalsystem als allgemeines Princip der deutschen
landrechtlichen Erbfolge ist übrigens in neuerer Zeit mit Recht in Zweifel
gezogen worden (cf. v, G e r b e r a. a, O. pkz, 478 f,, speciell Note 8); da-
gegen ist feine Geltung für das longobardifche und später für das erweiterte
gemeine Lehnrecht mit S t o b b e (a. a, O. Bd. V. pa^- 328 ff. 344 ff.) als
erwiefen anzufehen.

185) cf hierzu auch v. B u n g e a. a. O, p»F, 278 und 307 Note b) ;
v. H e l m e r s e n a, a. O. pa^. 324 ff. und speciell Note 4 auf p»F. 326, —
I n den „Artikeln vom Lehngut und Lehnrecht" haben zwar, da dieselben
auf dem Standpunkte des Mannlehnrechts stehen, (cf, dieselben Tit. V I ,
Art, 1—12) die diesbezüglichen Bestimmungen des longobardischen Lehn-
rechts (Lib. feud. Buch I I , Tit. 50 und 37) nicht Aufnahme gefunden, doch
ist es höchst wahrscheinlich daß, da dem longobardischen Lehnrecht überhaupt
eine subsidiäre Bedeutung für das livländische Rechtsleben zukam (cf,
u. B u n g e : „Einleitung" paß. 124 f ) , man auch bei den späteren Erwei-
terungen sich an seine Grundsätze gehalten hat,

Dorp. I u i , Tt»d, B>, l>, 2, 5
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m die Stammlehn — bei welchen letzteren gemäß dem Vor-
zugsrecht der sämmtlichen männlichen Erben Modifikationen
in dn Reihenfolge der Berufung eintreten — Folgendes zu
bemerken'").

Dem Wortlaut nach unterscheiden die Gnadenbriefe aus-
drücklich nur zwei Classen von Erben: die Classe der Descen-
denten und dann die aller übrigen Verwandten bis in das
fünfte Glied " ' ) , wobei als erstes Glied die Geschwister des
Erblassers gezählt werden "°). Der Ascendenten geschieht
keine Erwähnung, denn man würde gewiß zu weit gehm,
wenn man dieselben als unter den übrigen Verwandten („Ma-
gen") mit inbegriffen ansehen wollte, weil sonst stets in den
deutschen Landrechten, wenigstens die beiden nächsten Ascen-
denten namentlich, und zwar, bereits in den I^^es darbaro-
rum, regelmäßig als unmittelbar aus die Descendenz folgend
aufgeführt werden'^). Da sich nun das Uebergehen dieser
Erbenclasse aus der knappen Fassung der Gnadenrechtsurkun-
den, oder einem anderen zufälligen Moment nicht erklären
läßt, fo muh man annehmen, daß bei Abfassung der Gnaden-
rechte nicht die Absicht vorgelegen hat, den Ascendenten ein
eigentliches "") Erbrecht einzuräumen und daß das erweiterte
livländifche Lehnrecht somit in dieser Hinsicht sich nicht auf

186) cf. im Allgemeinen hierzu v, V u n g e a, a, O, Bd. I I , p»^.
277 ff.

187) cf. die oben in der Note 172 citirten Stellen der Gnaden-
rechtsurlunden,

188) S c h i l l i n g a. ll. O. p»x, 334 f., 342 ff,
18U) , S t o b b e , a. a, O, Bd, V, ps«, 107 ff,, speciell auch Note 15

auf paß, 108. — Ueber vereinzelte Ausnahmen diefer Regel des deutschen
Landiechts, siehe daselbst P23. 107.

190) Dabei hat jedoch selbstverständlich in dieser Zeit, ebenso wie
während der Herrschaft des Mannlehnrechts, ein Nachfolgerecht des Vaters
in das Lehngut des eiblos verstorbenen Sohnes für den Fall bestanden,
daß das Gut von dem Bater stammte und von diesem bei seinen Lebzeiten
dem Sohne ausgelassen worden war.
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den landrechtlichen, sondern auf den allgemein lchnrechtlichen
Standpunkt'") gestellt hat. Zweifellos hat aber noch wäh-
rend der Periode livländischer Selbständigkeit das Eindringen
römischer'") und gemeinrechtlicher Grundsätze'") den Ascen-
denten ein mit dem ersten Parentel der bisherigen zweiten
Erbenclass« concurrirendes Erbrecht verschafft)'"). — I n der
Begrenzung der der Seitenverwandtschaft zustehenden Erbbe-
rechtigung (gemäß den canonischen Eheverboten "°) mit dem
fünften Gliede, welche während der Periode livländifcher Selb-
ständigkeit keine Erweiterung erfuhr '") , zeigt sich eine Wir-
kung der Beherrschung Livlands durch kirchliche Würdenträger
und des durch diese ermöglichten Einflusses päpstlicher Inten-
tionen auf unser Rechtsleben'"). — Je nachdem es sich bei

19l) Ueber den Ausschluß der Ascendenten von jedem Erbrecht im
longobardischen und gemeinen deutschen Lehnrecht cf. S t o b b e , a. a, O.
Bd. V, pass. 108.

102) B u n g e : „Einleitung" p»8> 174 ff. und desselben: „Privat-
recht" Nd. I I . p»8. 288.

193) B u n g e : „Prwatrecht", Vd. I I , p»ß. 307, Note d). — Zu-
nächst hat sich wohl ein Erbrecht der Ascendenten an der Fahrhabe heraus-
gebildet, welches dann auf das Immobilarvermögen ausgedehnt wurde.

194> I m Gegensatz hierzu hat man bis jetzt allgemein angenommen,
daß die livländischen Erbsolgeprivilegien selbst schon den Ascendenten ein
Erbrecht einräumen, s o B u n g e , a. a, Bd. I I , namentlich p»S. 279, 299 ff.;
Baron H a h n , a. a. O., pne. 49 ff.; v. d, B r i n c k e n , a. a. O,, p»x, 3 l ;
S c h i l l i n g , a. a. O , p»x. 332 (welcher der Anficht ist, dah unter den
„Magen" auch die Ascendenten mit inbegriffen sind) u, s. w. Da aber
diese Meinung, bei dem Mangel eines ausreichenden Beweismaterials in
den livländischen Quellen durchaus Hypothese bleibt, so liegt es gewiß näher,
sich hier für eine Uebereinstimmung des livländischen Lehnrechts mit deu
gemeinen lehniechtlichen Grundsätzen zu entscheiden,

195) v. G e r b e r , ll. a. O., pax. 478, Note 4.
196) cf. als Beispiel auch die Urkunde ülOWXXXII in B u n g e ' s :

„Ullundenbuch".
197) I n Deutschland wurde gegen die kanonische Verwandtschafts-

berechnung bis zum fünften Gliede eine keineswegs erfolglose Opposition
zu Gunsten der von der Mehrzahl der deutschen Stammrechte vertretenen
Siebenzahl der erbberechtigten Sippen erhoben, welche namentlich im Sachsen-
spiegel ihren Ausdruck fand, indem dieses Rechtsbuch ausdrücklich betonte,

5*
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der Erbfolge um ein Stammlehn oder um ein Gnadengut
handelt, find die weiblichen Glieder der Familie vollständig
ausgeschlossen, oder durch ein durchgängiges Vorzugsrecht
der männlichen Personen'") in der Ar t beschränkt, daß sie
zum Naturalbesitz von Gütern nur gelangen können, wenn sie
nicht mit dem Erblasser gleich nahe verwandten männlichen
Personen zu concurriren haben"'). — Abtheilung und Be«

daß der Papst für seine auf das Erbrecht bezüglichen Vorschriften leine
Geltung im deutschen Erbrecht praetendiren dürfe (cf. Sachfensviegei, Buch I,
Art. 3, tz 3 — am End« — t „ . . , Die sibbe endet in dem« sibenden erhe
zu nemene, al habe der bebest geurloubet wib zu nemene in der vünften;
wen der bübst en mag kein recht seczen, dü her uuse laut recht oder ltznrecht
wete ergere").

198) Dieses Vorzugsrecht des männlichen Geschlechts liegt in der
Natur des Lehns begründet, wie ja überhaupt sowohl nach gemeinem, wie
nach longobarbischem Lehnrechte ursprünglich nur Männer succefsionsfähig
waren (es. auch S t o b b e , a. a. O., Bd. V> p»8- 325 ff,). Es ist also
keineswegs unwahrscheinlich, dah die erweiterte Erbfolge in Livland durch
ein solches Vorzugsrecht auf dem Boden lehnrechtlichei Anschauungen ver-
blieb und nicht die dem weiblichen Geschlechte günstigeren landrechtlichen
Nestimmungen aufnahm. Nach dem Sachsenspiegel (Buch I, Art. 17, § 1)
ging der Bater der Mutter, der Bruder der Schwester voran; in der weiteren
Verwandtschaft bleibt aber das Geschlecht unberücksichtigt). — H e l m e r s e n
(». a. O., i>»8' 322) nimmt eine allmälige Ausbildung des Vorzugsrechts
in der auf die Ertheilung der Gnadenbrief« unmittelbar folgenden Zeit an ;
v. B u n g e (a. a. O,, Bd. I I , p»^, 278 und speciell Note o) ist wegen des
umfassenden Einflußes, welchen er dem Sachsenspiegel auf die livländische
Rechtsentwickelung einräumt, geneigt kein ganz unbeschränktes Vorzugsrecht
der männlichen Descendenz anzunehmen. — Für das Vorzugsrecht in vollem
Umfange spricht sich Baron H a h n (o, a. O,, pllz. 49) aus,

199) Hierbei kann man sich auch auf Art. >X des Privilegium Sigis-
mundt Augusti berufen, welches ausdrücklich von der Bestätigung der in
der Periode livländischer Selbständigkeit ertheilten Gnaornrechte handelt und
den Umfang der Erbberechtigung der liuländifchen Vasallen mit folgenden
Worten angiebt: , . . . lluo e»t, nt bs,bs»,uiuZ patszwtßiu »uooyäsnäi uon
moäo in äßsosllclsuti 8«ä stiam in eoliktsrali liue» utriU8^u« 8«xus;
i t» t»mtzu ut pr»«ler»tur m»8ouliuu8 ; m»«ouli3 v«rc> uou sxiLtsn-
tidu» layNel!»« in amnibu» 3uooßs»ut , , . . . " — Vollsiändig aUsge-
fchloffen ist dabei, daß hierunter eine erst durch das Privilegium Sigismunbi
Augusti eingeführte Bestimmung zu verstehen sei, indem unmöglich der
deutschrechtliche und aus früheren, auch in Livland vorhanden gewesenen
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radung schloffen folange von der Erbfolge aus, als noch
gleichberechtigte nicht abgetheilte, oder beradete Erben vor»
Handen waren, — Was dabei das Repräsentationsrecht,an-
belangt, fo können wir, da dasselbe für die Sohnesföhne fchon
beim Mannlchnrecht nachweisbar ist'""), für die Töchterkinder
aber in einem Gnadenbriefe ausdrücklich erwähnt w i r d " ' ) ,
annehmen, daß auch bei der Zulassung der Seitenverwandten
zur Erbfolge im Lehn, denselben ein Gintrittsrecht der Kinder
an die Stelle der Eltern eingeräumt worden ist, wenn schon
zugegeben werden muß, daß wir hierfür einen authentischen
Nachweis nicht besitzen"°). Hat aber ein solches Eintritts-
recht bestanden, so war es sicher nicht nur auf die Erbfolge
in Gnlldengüter beschränkt, sondern hat auch gegenüber den
Erben eines Stammlehns Anwendung gefunden, wobei es
allerdings, der Natur des Stammletzngütes entsprechend, nie-
mals den weiblichen Familiengliedern zustehen konnte. — Aas
Erforderniß, daß für die Eollateralen das zu erbende Gut
ein sogenanntes ^teruiuiu M s r n u m " sein müsse, fällt in Liv-
land sowohl für das Stammlehn als auch für das Gnaden-
gut fort, indem nicht nur die gesammte Descendenz des ersten
Erwerbers, sondern bereits schon dessen Seitenverwandten
(und in der Folge auch dessen Ascendenten " ' ) ein Erbrecht

Zuständen resultiiende Grundsatz vom Vorzuge des männlichen Geschlechts
in erbrechtlicher Beziehung erst durch ein polnisches Privilegium Geltung
erhalten haben kann (cf, hierzu auch das das Privilegium Sigismundi Au-
gusti bestätigende Privilegium des Herzogs Gotthaid von Kurland vom
20,/VI. 1570),

200) cf. oben.
201) G e l l i n g s h a u s e n'K Privilegium 8 6.
202) v. B u n g e (a. a. O., Bd, I I . p i« . 278 f., 299 u. «. m.) be-

streitet das Repräsentlliionsrecht in den Seitenlinien; dagegen nimmt v. H e l -
m e r s e n („Abhandlungen", p»8 l I8 , 120, 145) ein solches an. — es.
hierzu auch S t o b v e , a. a. O., Bd, V. p»». 113 und Sch i l l i n g , a.
a. O., pnx. 335 ff.

203) cf. oben.
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eingeräumt wurde'"). — Nachdem durch die Gnadenrechts-
verleihungen sich ein mütterliches Vermögen hatte herausbilden
können'"), fand auch in Liuland bald beim Erbgange der
landrechtliche Satz: „Gut bleibt bei dem Blute, woher es
kam" auf das Lehngut Anwendung, so daß, bei Mangel der
ersten Erbenclasse, sich die Güter auf die väterliche, oder
mütterliche Verwandtschaft vererbten, je nach dem, von welcher
Seite sie herstammten (»Mtern», pateruis, luatoru» mlltsr-
ui»«) 2°°). — Handelte es sich aber um eine Vererbung wohl-
erworbener Güter auf die Seitenverwandtschaft oder Ascen-
denz, so particivirten höchst wahrscheinlich die nächsten Bluts-
freunde von beiden Seiten ohne Unterschied, nach gleichem
Rechte'").

§ 7. 3. Die Veränßerungsbefugniß des Vasallen und die Be-
rechtigung des nächsten Erben nach livlandische« Lehnrechte.

Die Berechtigung des nächsten Erben am Grundeigen-
thum seines Erblassers zu dessen Lebzeiten — deren Ent-
wickelungsgeschichte im ersten Theile dieser Arbeit gegeben

204> Für das Stammlehn folgt dieses aus seiner Natur. I n den
Gnlldenrechtsurkunden ist es jedenfalls nirgendwo ausgesprochen, daß der
kinderlose, auf einen Cöllateralen vererbende Erblasser sein Lehn selbst ererbt
haben müsse und kein Primus »o<MrLN8 sein dürfe; cf, hierzu die «ben in,
den Noten 168 ff. citirten Stellen der livländischen Erbfolgeprivilegien;
ferner v. B u n g e , a. a. O,, Bd. I I , paß. l?y, speciell Note k ) ; v. H e l -
me rs en („Geschichte", p»F. 330> nimmt — unter Berufung auf das
„Esthliinoische Ritter- und Landrecht" vom Jahre 1650, den „ N u d b e r g -
S c h r a d e r'schen Landrechtsentwurf" u. s, w, — an, daß die Erbbeiechti-
gung der Seitenverwandten und Ascendenten des ersten Erwerbers sich erst
in der Folge — auf dem Wege der Gewohnheit — herausgebildet habe.

205) cf. oben.
206) Ueber das sogenannte „Fallrecht" ( „ M r«o»ssuti»s") im Al l-

gemeinen cf, S t o b b e , a. a. O,, Nd. V, z>» .̂ 105 und hinsichtlich dessen
Geltung in Livland : v. N u n g e, a. a. O., Bd. I I , png. 279 f.; 315 ff.:
v. H e l m e r s e n , „Abhandlungen", p»8- 107 ff-; 122 ff,; 145 ff.

207) d. N u n g e , a. a. O,, Nd. I I , pax, 280 und fpeciell Note w^
sowie pa^. 306, Note » »ud Nr. 2.
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worden ist — fand auch im Lehnrechte ihre analoge An-

wendung, sobald mit der Vererblichkeit der Lehngüter der-

artige Interessenten geschaffen waren. Denn als eines der

Ersatzmittel für das der Mehrzahl des Volkes entzogene directe

Verhältniß zu Grund und Boden ins Leben gerufen, hatte

das Lehn — zumal die Bedürfnisse der Bevölkerung zunächst

noch im Großen und Ganzen dieselben geblieben waren —

unverändert die ökonomische Sicherung und, in modiftcirter

Gestalt, die socialen und die politischen^^) Interessen nicht

nur des Einzelnen, sondern auch der Familie zu befriedigen.

Die Veräußerungsbefugniß des Vasallen war gemein-

rechtlich zunächst eine sehr beschränkte^); derselbe bedurfte zu

jeder Alienation die Genehmigung des Lehnsherrn, da sonst

zwischen diesem letzteren und dem neuen Erwerber des Lehns-

objects kein Lehnsuerhältniß entstehen konnte. Der ohne Ge-

nehmigung des Herrn veräußernde Vasall verlor sein Recht

am Lehn"") und konnte der Lehnsherr jeder Zeit das Gut

208) Auch für die liuländischen Vasallen war der Grundbesitz eine
wesentliche Bedingung zur Ausübung der vollen staatsrechtlichen Befug-
nisse. Su konnten namentlich im Manngerichte nur Vasallen, welche mit
Lehn» oder Pfandgütern angesessen waren, als Richter, Beisitzer, Urcheils-
finder oder Zeugen fungiren; cf M3M, Cap, 1,1; I.XIV; (NXI . I I , (NXI.IV:
VOXI^VI, u. a, (ARN. Art, 4 und 31>, F a b i i : ,?ormll1nro pi-oeurntorum"
bei G, O e l l i c h s , pa^. 159 ff,, 225; v. B u n g e : „Standesverhältniffe",
p»F. 46 «üb Nr. 7 ; H e l m e r s e n : „Geschichte", p»ß. 249 ff., 276 ff.

209) Zunächst war eine doppelte Form üblich: entweder l»ht der
Vasall dem Herrn das Gut auf mit der Vitte es an einen bestimmten
Dritten zu verleihen (cf. „Sächsisches Lehnrecht", Art, 26. § 10 und Art. 36),
oder der Vasall läßt das Gut dem Dritten in Gegenwart des Herrn auf
(daselbst Art. 37, ß 1 ; Art, 39, § 3,.

210) cf. hierzu überhaupt S t ° b b e , a. a. O., Nd. I I , p»x. 462 ff,;
v. G e r b e r , a, a, O,, ?»«. 230; H o m e Y e r : „System", p»F. 425—37. —
Das longobardifche Lehnrecht gestattete ursprünglich eine theilweise Ver-
äußerung auch ohne Zustimmung des Herrn, doch wurde diese Ausnahme
schon sehr zeitig durch zwei Kaisergesetze (Lothar's Gesetz vom Jahre l l3S
— Lib, feud. Buch I I , Tit, 52; Friedrich I. Gesetz vom Jahre 1154 - da-
selbst Tit. 55) beseitigt.
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mit einer unverjährbaren Klage revociren. — Durch diese
dem Herrn zustehenden Befugnisse schienen während der Herr-
schaft des Mannlehnrechts auch die Interessen der Erben des
Vasallen bis zu einem gewissen Umfange geschützt, so daß noch
im „Sächsischen Lehnrecht" sich das Einspruchsrecht der Söhne
des Lehnsmannes nur auf einige wenige Fälle beschränkt'").
Das neuere Lehnrecht trug dann der immer mehr zunehmenden
DispositionZ- und Erbbefugniß des Vasallen am Lehngut
Rechnung, indem es — in Anschluß an das longobardifche
Lehnrecht — dem nächsten Agnaten zu der Zeit, in welcher
er erben würde, falls keine Veräußerung erfolgt wäre, die
Geltendmachung eines Revocationsrechts gestattete, welches
demselben weder durch den veräußernden Erblasser, noch durch
dm Lehnsherrn verkürzt werden durfte" ') .

Die erweiterten Lehnsverhältnisse, denen wir von Anfang
an in Livland begegnen, brachten mit sich, daß bei uns schon
sehr frühzeitig dem Vasallen, unter gewissen Voraussetzungen,
eine Veräußerungsbefugniß an seinem Lehngute, ohne specielle
Genehmigung seines Lehnsherrn, zugestanden wurde'" ) . Von
den mannigfachen Veräußerungsarten, welche bei dem Lehn

211) H o m e y e r : „System", pnx. 437 ff.
212) S t l l b b e , a. a. O., Bd. I I , p»ß. 465 ff., 470 f. v. G e r b e r ,

ll. a. O., P23. 230 ff.
213) Meistentheils nimmt man eine freiere Veräuherungsbefugniß der

livländifchen Vasallen schon für die älteste Zeit an, so namentlich v. H e l -
« e i s e « : „Geschichte", i>»8' 20 ff., 246; B l a e s e . a. a. O., p»8. 53 ff.
auch B u n g e , ». a. O., Vd. I, paß. 4<X> u. a. m. — S c h i l l i n g da«
gegen (a. a. O., ps«. 169) vertritt die Ansicht, daß in älterer Zeit in Liv-
lllnd (mit Ausnahme von Harrien-Wierland) allgemein der Vasall an die
Genehmigung des Lehnsherrn bei Veräußerungen gebunden gewesen sei,
welche Vorschrift auch noch später für die Vasallen des Ordens Geltung ge-
habt habe, während in den Stiften die freiere. nur durch die Anbletungs-
pflicht des Vasallen beschränkte Veiäuherungsoefugmß Eingang gefunden
hätte. Für diese Ansicht spricht allerdings auch der Zusatz: „ wo das
geschieht mit des Vischoss Vollwort" in Art. 32, § 1 des ARN., welchen
das NiRR. (Cap. I.XV, § l , cf. unten Note 228) bereits nicht mehr hat.
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zulässig waren, wird (neben der Afterbelehnung'") in den
Rechtsquellen dieses Zeitraums namentlich der Kauf und die
Verpfändung"') erwähnt'"). Erst gegen Schluß des hier
behandelten Zeitabschnittes geschieht auch der sogenannten Ver-
gabung " ' ) (der alten Form des Erbpertrages) Erwähnung'"),
während die erweiterten Erbverträge des späteren Mittel-
alters'"), namentlich die Erbverträge an einem ganzen Ver-

214) Wenn schon durch die Afterverlehnung der Erstbelehnte des
directen Verhältnisses zu Grund und Voden verlustig geht, so ist sie doch
keine eigentliche Veräußerung, da dem Weiterverlehnmden die üehnsherr-
lichleit bleibt und diese sich auf seine Verwandtschaft weitervererbt. Die
Schutzmittel der Familie gegen Verlust des einem ihrer Glieder gehörigen
Grundbesitzes konnten demgemäß bei der Afteiverlehnnng nicht zur An-
wendung kommen; es. auch v. G e r b e i , a. a. O., p»x. 234. Ueber die Ver-
breitung, Bedeutung und die Arten der Aftewerlehnung in Livland cf. oben
Note 78 und 154).

215) Ueber die geschichtliche Entwickelnng des Pfandrechts an Immo-
bilien im livländischen Lehniechte vergl. v. B u n g e , a. a. O., Bd. I,
p»8. 303 f.; Paucker in den „Theoretisch-Praktischen Erörterungen aus
den in Liv-, Esth- und Cuiland geltenden Rechten", Bd. I I , pax. 156 ff.
S c h i l l i n g , a. «. O., p««- 142 ff. — Ueber die rechtliche Stellung der
Pfandbesitzer cf. auch oben Note 33.

216) cf. weiter unten in den Noten.
217) cf. hierzu S t o b b e , a. a. O., Bd. V, pax. 170 ff.
218) Obgleich der Vergabung fchon in den jüngeren, mit den Rechts-

sähen des Sachsenspiegels combinirten Rechtsbüchein Erwähnung geschieht
(cf. MRR. Cap. XI/V ff., geschöpft aus Sachsenspiegel Buch I. Art. 52), so
finden sich auf die Vergabung bezügliche Urkunden doch erst in der zweiten
Hälfte des XV. Jahrhunderts, worauf sie im folgenden Jahrhundert recht
häufig werden (cf. die B u n g e - T o l l'sche „Brieflade", z. B. die Urkunden
NNi . 307 (14./IX. 1474); 334 (30./IV. 1479); 584 (20./IV. 1499); 743
(29./IV. 1510); 1133 (28./V. 1539); 1403 (18./II. 1554) und viele andere).
— v. B u u g e , ll. ». O., Bd. I I hebt ausdrücklich (paß. 261) das Fehlen
der Eibveiträge während der Herrschaft des Mannlehnrechts hervor und
berücksichtigt im Uebrigen die geschichtliche Entwickelung derselben nur sehr
wenig (p»K. 328). — v. H e l m e r s e n bestreitet („Geschichte", pn«. 146 ff.
und „Abhandlungen", p»s. 21 ff.) ohne ausreichenden Grund die gulässigkeit
von Erlwerträgen über das Lehngut in jener Zeit (— cf. dagegen B u n g e ,
ll. ll. O., Bd. l , p»ß. 189, Note t>).

219) S t o b b e , a. a. O., Bd. V, p»8. 189 ff. und 192 ff. — I n
Livlllnd find überhaupt Erbverträge nur wenig üblich geworden. B u n g e ,
a. ll. O., Bd. I I , p»ß. 362.
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mögen und unter Ehegatten, damals in Livland noch keinen
Eingang gefunden hatten'"), Testamente in römisch-recht-
lichen Sinne 2") sind während der ersten Periode überhaupt
bei uns nicht practisch geworden'") und die Vermächtnisse zum
Besten der Kirche und der milden Stiftungen auf Grundlage des
canonischenRechts, deren schon frühzeitig Erwähnung geschieht"'),
haben sich wohl regelmäßig auf Mobilien beschränkt"').

220 > Da alle Erbfolge in jener Zeit Lehnsfolge war, so konnte damals
auch ein Crbvertrag (und ebenso eine jede testamentarische Zuwendung) nicht
nach den Regeln des Erbrechts, sondern nur nach denen der Veräußerung
beurtheilt werden « B u n g e , c>. a. O., Bd. I l , p»ß, 262, Note k). Die
Vergabung mußte deshalb auch in Livland vor Gericht mittelst förmlichen
Auftrages geschehen (cf. von den in Note 218 citirten Urkunden namentlich
NNi . 334 und 743) und der neue Erwerber das Lehn muthen. Wie weit
die aus die Vergabung bezüglichen Nestimmungen des MRR. vractische
Geltung gehabt haben, läßt sich an der Hand des vorliegenden Urtunden-
materials Nicht genau conftatiren. Jedenfalls hat sich wohl auch hier das
Widerspruchsrecht der Erben auf Erbgut beschränkt (anders Cav. XI.V, § 2
des MRR^, in welchem augenscheinlich Nestimmungen über die Aftervei-
lehnung — die, wie oben zm^. 126 schon erwähnt, in älterer Zeit den Erb-
vertrag zu ersetzen hatte — mit hineingezogen sind; cf. auch H e l m e i s e n ,
a. a. Ö., pass. 44), da das livländische Recht nur ein solches kennt (cf. weiter
unten). Die Wirksamkeit der Vergabung begann erst mit, dem Tode des
Gebers !cf. namentlich die in Note 218 citirte Urkunde Nr. 307), häufig
wurde aber auch der mit der Vergabung Bedachte schon bei Lebzeiten des
Gebers, von diesem in den Besitz der Güter geseht, regelmäßig mit der Ver-
pflichtung, für eine ausreichende Alimentation des Gebers Sorge zu tragen,
cf. auch Stobbe, a. a. O., Bd. V, paß, 179 ff.

221) N u n g e , a. a. O., Nd. I I , p l ^ . 327.
222) I n den Lehnbliesen der späteren Zeit wird mitunter den Va-

sallen die Nefugniß, über das Lehngut „durch letzten Willen und Testament"
zu verfügen, ausdrücklich ertheilt ( B u n g e - T o l l : „Nrieflade", Urkunde
Nr. 223 — 27.,'l, 1455. —), oder entzogen (daselbst Nr. 128 — b./VI,
1418 — ) ; in gleicher Weise spricht das N r ü g g enei'sche Privilegium
(§ 5 ; cf. oben p»ss. 144, Note 182) von »in tWtkmsnt u M t s u " , doch
handelt es sich in diesen Fällen, wenn schon der römisch-rechtliche Ausdruck
gebraucht wird, offenbar um die deutschrechtliche Vergabung.

223) B u n g e , ll. a. O,, Bd. I I , pag. 261; 327.
224) Beispiele, wo liegende Gründe den Gegenstand eines Vermächt-

nisfes aÄ z>MN c>,auF»N ausmachen, sind in Liuland sehr selten. B u n g e ,



22!

Die Voraussetzungen, deren Erfüllung, an Stelle einer
Genehmigung des Lehnsherrn, den livländischen Vasallen in
seiner Veräußerungsbefugniß beschränkte, bildeten den Inha l t
eines dem Lehnsherrn zustehenden Näherrechts, welches dem
Herrn gegenüber dem veräußernden beerbten und unbeerbten
Vasallen, am Erblehn (sowohl an den ererbten Mannlehn-
und Gnadengütern als auch an sämmtlichen Gesammthand-
gütern) und am wohlerworbenen Grundbesitz, beim Kauf und
bei der Verpfändung in verschiedenem Umfange vorbehalten
blieb. Die wirksamste Schranke fand dieses Recht des Landes-
herr« in der Berechtigung der Familie am Grundbesitz ihrer
Glieder"'). Handelte es sich nähmlich um die Veräußerung
eines Erblehns ilurch einen Vasallen, welcher „rechte Erben",
hatte, so schloß das in diesem Falle seinem nächsten Erben
zustehende Einspruchs- resp. Näherrecht die Ansprüche des
Lehnsherrn aus und erst wenn die Erben des Lehnsmannes
von ihrer Berechtigung keinen Gebrauch machten, konnte das
Recht des Lehnsherrn in Kraft treten"'). Dagegen kam das
Nllherrecht des letzteren bereits primär zur Anwendung, wenn
es sich um ein wohlerworbenes Gut handelte, da an diefem

(a. ll. O., Nd. I I . p»8. 2«l, Note d) führt nur da« oben erwähnt« V«r°
mächtniß Kaupo's an, das wahrscheinlich überhaupt gar nicht ein solches
war. cf. oben, Note 15.

225) cf. weiter unten p»ß. 224 ff.
22s) Daß die Berechtigung der nächsten Erben dem Rechte des Lehns-

herrn vorging, wird zwar ausdrücklich nur in dm detaiUirten Bestimmungen
des ARN. über die „samende Hand" erwähnt (cf. ARN. Art. l0, § 3 :
„Will dieser <scil. der Gesammthandgenosse) des Guthes nicht, so mag jener
sein Guth verkauffen, oder versehen, wem er will, ohne den Nischoff, der da
näher ist, zu kaufen"); es ergiebt sich aber aus dem Zusammenhange (na-
mentlich aus MRR. Cap. I.XIV, ß 2, ARN. Art. 5 l , § 2 — cf. weiter
unten Note 229 — wo nach dem auf sein Näherrecht verzichtenden Bischof
sofort jeder beliebige Dritte als möglicher Käufer genannt wird), daß die
livländischen Nechtsbücher dieses als selbstverständlich voraussetzen und des-
halb nicht weiter anführen.
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den Erben keinerlei derartige Befugnisse zustanden; ebenso
gegenüber dem unbeerbten Vasallen, da in diesem Falle eine
Concurrenz der zur Ausübung des Näherrechts Berechtigten
überhaupt nicht stattfand, jedoch war die Veräuherungsbe-
fugnih des erblosen Vasallen ohne Genehmigung des Lehns-
herrn ohnehin nur auf den Fall der „rechten Schuld" be-
schränkt"'). — Dem Näherrecht seines Lehnsherrn Rechnung
zu tragen, war der Vasall in der Weise verpflichtet, daß er
das zu veräußernde Lehngut dem Herrn zuvor drei Ma l zu
der beabsichtigten Veräußerungsform — Kauf, oder Verpfän-
dung — anzubieten hatte und auf Wunsch des Herrn dem-
selben das Gut für den bedungenen Kauf- oder Pfandschilling
(dessen Betrag erforderlichen Falles durch einen Eid des Ver-
llußerers festgestellt werden konnte) überlassen mußte. Zwischen
Kauf und Verpfändung bestand dabei der Unterschied, daß
bei der letzteren Veräußerungsart der Lehnsherr sein Näher-
recht nur geltend machen, durfte, wenn der Pfandnehmer nicht
zu der Zahl seiner Vasallen gehörte, während beim Kauf auf
diesen Umstand kein Gewicht gelegt wurde"'). Macht der

227) cf, MRR, Cap. I^X, § 1 : „Man edder frouwe. de neue Ernen
hefft, de en mach nen gudt verköpen, edder vthsetten ane des Herren vull-
wort, ydt sy denn, dat se belügen mögen rechte schult vnde bewiesen so vp
den hilligen. cs. WER. Cap. 26, ß 1. ARN. Art, 26, § l . — Hätte der
unbeerbte Vasall die Veräuherungsbefugniß in gleichem Umfange wie der
beerbte besessen, so wäre das Heimfallsrecht des Lehnsherrn (cf. oben) von
nur illusorischem Werthe gewesen. Bei dem Vorhandensein von „rechter
Schuld" (worunter offenbar eine so starte Verschuldung des LehnKnumn zu
verstehen ist, daß derselbe sich nicht mehr auf seinem Lehngute zu halten
vermochte; cs. auch H e l m e r s e n : „Geschichte", p»ß. 21) war der Nischos
mit dem ihm zustehenden Heimfallsrechte nur in geringem Maße mieressirt,
da er doch bei jedem ihm auffallendem Lehngute <gleich jedem andern Lehns-
nachfolgei) für die hinterlassenen Schulden des vorigen Inhabers auskommen
muhte, cf, MRR. Cap, I.VIII, § 1 : „ . . , . dat gudt velt an deu Bisschop,
vnde he schal ere schult gelden, dewile dat gudt recket, oat em angefallen ys".
cf, WER. Cup. 24, § 1. ARR. Art, 24, ß 1,

228) cf. MRR. Cap, I H I V , ßß 1, 4 und ö: „Welck Stichtes man
fyn lehengudt vorköpen will de schall ydt synem Heren dem Bischoppe beben
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Lehnsherr von feinem Vorkaufsrechte keinen Gebrauch, so
durfte er auch dem neuen Erwerber des Lehngutes" di« Ne<
lehnung nicht versagen"'). Daß er feiner Anbietungspflicht
gegenüber dem Lehnsherrn ordnungsmäßig nachgekommen fei,
mußte der Vasall erforderliche« Falles durch das eidliche Zeug-
niß zweier seiner MitvasaUen beweisen können""). Hatte aber
der veräußernde Vasall die Anbietung unterlassen, so zog
dieses (als der Fall der Felonie) den Verlust des Lehns nach
sich"'). — Diese Beschränkungen der Versußerungsbefugniß

tho dren stunden vnde nemen dartho twe Stichtes man, da em bat helpen
lügen vp den hilligen yfft em de Bisschop bat varsacken wollde, bat he ydt
em nicht gebaden hadbe . . . . W i l l öuerst de Blschop bat gudt lopen, sa
ys he dar neg«r vmb de Penninge als ydt de man vordinget hadde. Wil
de Nischop des nicht̂  truwen, den man motb ydt war malen vp den HMgen
bat he yt>t so dür vordinget hefft"; cf, ARN. Art. 31, ß§ , , 4 und 5. —
Ferner in Betreff der Verpfändung MRR. Cap, I.XV, z§ l und 2 : „ N n
man mach syn gudt vthsrtten, de Emen hefft des Stichtes mannen, wem he
mtl. Wil ein man syn gudt vorsetten einem de des Stichtes man nicht en
ys, so ys de Nischop der settinge neger vmb de Penninge." cf. ARN. Art. 32
und 33, — cf. auchBunge - T o l l : „Nrieflade", die Urrunden NNr. 1256.
1257. 1259. 1295 und 1309 (1388—1392) betreffend die Streitigkeiten zwischen
dem Erzbischof von Riga, Johann IV. von Sinten und dem Orden wegen
der Verpfändung des Gutes Uezlüll an den' letztgenannten durch den Be-
sitzer, den rigischen Stiftsmann Hermann von Uexküll.

229) cf. MRR. Cap. KXIV, §§ 2 und 3 : „Wil he «seil, der Bischof)
ydt (scil. das Lehngui) nicht «Pen, fo verlöpe he (seil, der Nasall) ydt, wem
he mit.« De yenne, de ydt lofft, dem vorlehnet ydt de Nischop vnde he b«it
denn van dem gude, als de andern bedm." 'cf, ANN. Art. 3», § 2 und 3.

230) cf. MRR. Caft. I H I V . § 1 (in Note 228).
231) S H i l l i n g ft. a. O,,' p»F. 169), der mit Recht durauf hin-

weist, daß selbst im Jahre 1476 noch dem ohne Anbietung veräußernden
Vasallen eine vierzehntägige Frist zum Herbeischaffen des veräußerten Gutes
unter der Androhung des Verlustes gesetzt wird. Der Ansicht B l a e s e ' s
(a. a; O., l»2ß. 55 und speciell Note 117), daß bei unterlassener Anbietung
dem Lehnsherrn nur das Recht zugestanden hab«, innerhalb Jahr und Tag
das veräußerte Lehngut zu retrahiien, kann deshalb nicht einmal für die
spätere Zeit beigetreten weiden und zwar um so weniger, als die Parallelen,
welche N l a e s e zwischen dem Rechte des Lehnsherrn und der Berechtigung
des nächsten 'Nlutsfreunoes, und zwifchen dem livländischen und dem ge-
meinen deutschen Lehnrecht zieht, keineswegs oeweiserbringend sind.
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des Vasallen kamen schon zum Schluß der Periode livlän-
bischer Selbständigkeit in Wegfall. Zuerst in den Stiften,
sodann auch im Ordensgebiet, verzichteten die Landesherren
freiwillig auf die ihnen in dieser Hinsicht zustehenden Rechte,
so daß noch vor der Mitte des T V I . Jahrhunderts die liv-
ländifche« Lehngüter bezüglich der Veräußerlichkeit dem Allod
gleichgestellt waren'") .

I n folgerichtigem Zusammenhange mit der schon in
älterer Zeit dem livländifchen Vasallen eingeräumten bedingten
Veräußerungsbefugniß steht die Aufnahme der dem nächsten
Erben am Immobilarvermögen seines Nlutsfreundes zustehen-

232) Die erste derartige Beschränkung der lehnsherrlichen und Er-
weiterung der vasallitischen Rechte fand im Erzstifte Riga durch das Privi-
legium des Erzbischofs Iaspar Linde (1523, vom Montag nach Weihnachten;
bei H u p e l in den „Neuen nordischen Misullaneen" 7. Stück, p»?. 264 f.)
statt. I n diesem Gnadenbriefe heißt es: „NemUch tom eisten ArticuU, au-
drepeude de Upheding Hebben Wy angesehen de demodige und vlitige Bede
Unser achtbarn Ridderschop, und de mich Rade Unses werdigen Capittels,
denjenen de in der Gnade ssitten, »allen laten und Uns deh to Unsen Dagen
utt ssunderliken Gnaden gentzlich vortiegen." Nie Nachfolger Iaspar's haben
dieses Privilegium bestätigt, so namentlich Erzbischof Johann VI I , Blanlen-
feld (durch den Gnadenbrief vom Abende Matthfti 1524. bei H u p e l , da-
selbst p»8. 279) und Erzbischof Thomas SchVning (durch den Gnadenbrief
vom Donnerstag nach Martin Bischof 1531, bei H u p e l , daselbst p»ss. 282).
Zunächst fanden diese Bestimmungen dann Ausdehnung auf das Stift Oesel
durch das Privilegium des dortigen Bischofs Johann IV. Kievcl (1524, vom
Donnerstag nach Luciae, bei H u p e l , „Miscellaneen" Stück 9 und 10,
pllF, 425: ,Ack fchllllen se der Upbedinge fiie sien, und macht Hebben tho
lopende unde vorkopende öre güdere wenn se willen sunder jennigerley an-
biedinge edder upbietiuge"); sodann folgte auf Grund von N r ü g g e n e i ' s
Privilegium (ß 5, cf. oben Note 182) das Ordensland, worauf die spätere
Privilegiengemeinschaft der livlänbischen Vasallen (cf. oben) diesen Grund-
fähen die allgemeine Anerkennung verschaffte, (cf. hierzu auch G e l l i n g s -
h a u s e n's Privilegium : „ . . . die Ritterschaft hat freie Hand zu laufen und
zu verkaufen" — in A r n d t ' s Chronik Th. I I . pax. 208 — d. h. es wird
einfach das der Ritterschaft zustehende Recht erwähnt, ohne daß dabei ein
ausdrücklicher Verzicht des Bischofs von Norpat auf seine frühere Berechti-
gung ausgesprochen wird), Vergl, auch von H e l m e r s e n : „Geschichte",
paß. 305 f.; 317; 321 f. und B u n g e , a. a, v. , Bd. I I , p»ß. 403
Note ».
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den, altdeutschen Berechtigung in das liuländische Rechts-
leben"'). W i r finden demgemäß schon in den ältesten ein-
heimischen Rechtsllufzeichnungen einerseits das Anspruchs-
recht'") der Verwandten " ° ) , andererseits das Näherrecht der
Gesammthandgenofsen erwähnt" '). — Was mm zunächst die

233) cf. oben im Text und die Note 2l3. — H o m e y e r („System",
p»x. 439 f.) führt das WER. als das älteste Lehnrecht an, welches für
Veräußerungen das Lehn dem Eigen gleichstellt und den Erben in diesem
Falle ein Wideispiuchsiecht (wie H o m e y e r meint unter Erstattung des
Kaufpreises) einräumt. Da übrigens die Dienstmannenrechte eine analoge
Entwickelung zeigen (cf. tzomeyei, daselbst und v. F ü r t h : „Ministeri-
alen", paß- 373 fi.), so steht die frühzeitige Herausbildung einer Veräuße-
lungsbefugniß des Vasallen und eines Einspruchsrechts des nächsten Erben
im livltindischen Lehnrecht« vielleicht im Zusammenhange mit der vorwiegen-
den Abstammung der liuländischen Lehnsleute aus westdeutschen Ministen-
lllengeschlechtern.

234) Die Ritterrechte kennen keinen speciellen Ausdruck für die Be-
rechtigung des nächsten Erben, sondern gebrauchen regelmäßig Umschrei-
bungen: „he Y3 des kopcs, der uthfettinge, settinge neger — he ys neger
tho'beholden," (cf. MRR. Cap. VI I I , I.XIV, I.XV. WER. Cap. 7, § 2.
ARR. Art. 10; 31—33). Hier wird daher zur Bezeichnung der umfassenden
Nefugnih des Erben (in erster Linie zum Widerspruch und zur Unteiwin-
dung, und nur bei gewissen Voraussetzungen zum Naherrechy der Aus-
druck „Beispruchsrecht" gewählt werden, welcher der „bysprale" des MRR.
Cap. IV (ARR, Art. 5) entspricht. Der Ausdruck „Erblosung", den
N l a e s e — a. a, O., p»x. 25 — und nach seinem Borgange v. der
N r i n c k e n — a. a. O., pax. 44 — gebrauchen, chaiakterisirt zwar von
vorn« herein die Beschränkung des in Frage stehenden Rechtsinstitut für
Livlllnd auf ererbtes Gut, bezeichnet im Uebrigen aber ausschließlich «in
gegen Entgelt auszuübendes Recht des nächsten Erben cf. S t o b b e , a. a.
O., Bd. I I , p»x. 130 »üb Nr. 7).

235) cf, hierzu überhaupt v. d. B i i n c k e n , a. a. O., p»ss. 44 ff.
236) S c h i l l i n g (a. a. O., paß. 344 ff.) vertritt die Ansicht, daß

ein Gesammthänder und ein mit der Mutter, oder Schwester im „unge-
deeldem" Gute sitzender Lehnsmann, nach livländischem Rechte, allerdings
nicht ohne „Vollwort" der Gesammthandgenossen, resp. der genannten Ver-
wandten, zu einer Veräußerung habe schreiten dürfen. I m Nebligen aber
bezieht er die in den livländifchen Rechtsbüchern — speciell im WER, —
enthaltenen Bestimmungen über das „Erbengelobe" ausschließ auf das Allod,
nicht aber auf das Lehngut, wobei er von Cap. 33, § 1 des WER. (cf. oben
und S c h i l l i n g , a, a. O,, p»s. 140) ausgeht und dann nach diesem
Cap. 32, §z 1—3 interpretilt. Da aber das erstgenannte Capitel des WER.
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Berechtigungen der Verwandten am Mannlehngute und später
am'GnäNngute ihres künftigen Erblassers anbetrifft, so be-
schränken sich dieselben in Livland von Anfang an nur auf
ererbtes G u t " ' ) , womit sich das livländifche Lehnrecht auf
den westdeutschen Rechtsstandpunkt stellt'"). Die Ausübung
des Beispruchsrechts stand dabei auch in Livland nur den-
jenigen Personen zu, welche beim Tode des Veräußerers zur
Erbfolge berufen worden wären"') . Keineswegs aber ging

die einzige Stelle dieses Rechtsbuches ist, welche S c h i l l i n g für das Allod
in Anspruch nimmt, so würd« die ausführliche Behandlung dieses einzigen
llllödialen Rechtsinftitutes im WER. — während im Uebrigen stets nur das
Lehn behandelt wird - - zu auffallend sein, um als wahrscheinlich ange-
nommen weiden zu können, wie überhaupt die S c h i l l i n g'sche Beweis-
führung in dieser Frage durchaus nicht einwandfrei ist.

237) cf. MRR. Cap. I.XVI, g i : „Ein Man de dar Erven hefft,
de en mach sodann gudt nicht voitüpen, als an syn vader geeindet hadde,
edder vthsetten ane synei Einen vullwort: he möge denn bewisen echte nodt,
bat ys veucknisse, besetttnge eddei armut." Vergl, WER. Cap. 32, ß 1.
ARR. Art. 34, § 1 und von den dem Sachsenspiegel entlehnten Capiteln
des MRR. Cap. XI,V. Heigl. auch v. B u n g e , a. a. O., Bd. I, p»ss. 188 f.
und 400. Die ganze Unterscheidung zwischen wohlgewonnenem und ererbten
Gut bezieht sich selbstverständlich auch in Livland nur ans Liegenschaften.
Anderer Meinung ist v. H e l m e i s e n („Geschichte", p»x. 146 ff.; „Ab-
handlungen", paß. 31 ff-), jedoch ohne jeden haltbaren Grund. — Ueber
das wohlerworbene Gut cf. MRR. Cab. I H V I l , § 1 („Wat gudes üuerst
ein man tofft, edder vordenet, edder verwornen hefft, dat mach he vorkVpen
edder vorsetten, sunder syner Einen vullworde." cf. WER. Cap. 33, § I ,
ARR. Art. 36, 8 1.

238> Dieses entspricht durchaus der Entwickelungsgeschichte der liv-
ländischen Beihältnisse (cf. oben>> vergl. auch S c h i l l i n g , a. a. O., P»3.
255 ff. und 345. — Die Unterscheidung von wohlgewonnenemHnd ererbten
Gute in den deutschen R e M n ist"ülaN(cs.' S ^ o KB e, a7 Ö", Bd. I I .
p l« . 128 und 'speciell Note 38), doch wiid eine Beschränkung dei Berechti-
gung des nächsten Eckn auf das letzMe erst im XIV. Iahrhündeit allge-
mein üblich; so machen namentlich die beiden Spiegel diesen Unterschied
noch" nichi.

230) Nach Mannlehnrecht also nur der Descendenz männlichen Ge-
schlechts des Veiäußerers (cf, oben), nach den Gnadeniechten sämmtlichen Ver-
wandten bis zu der oben angegebenen Grenze und nach der oben ausge-
führten Ordnung (cf. oben).
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die fragliche Berechtigung durch einen Verzicht, oder ein Ver-
säumniß von Seiten dieser Msumtiven Erben auf die ent-
fernteren Verwandten über""). — Der Umfang des Bei-
fpruchsrechts war in Livland der gemeinrechtliche"'), d. h.
der Vasall konnte fowohl die entgeltliche, als auch die unent-
geltliche Veräußerung eines Lehngutes, welches ihm bei dem
Tode des Veräußerers zugefallen wäre, durch feinen Wider-
spruch hindern und sich bei einer jeden wider seinen Willen
erfolgten derartigen Veräußerung des in Frage kommenden
Lehnguts unterwinden / " ) . Gab er seine Einwilligung („Voll-

240) Dieses ist allerdings bei der knappen Fassung der einheimischen
Rechtsaufzcichnungen nicht beutlich ausgesprochen, jedoch liegt durchaus lein
Anlaß vor, bier in anderer Weife, als gemäß dem Geiste des gemeinen
deutschen Rechts zu interpretiren. Cf, auch B l a e s e , a. a. O., p»x. 37 f.;
— dagegen v. H e l m e i s e n („Geschichte", p»F. 340 f,),

241) S t o b b e , a, a. O., Bd. I I , paF- 129f.; v. G e r b e r , a. a. O,,
P»3. 148 f,

242) cf. MRR. Cap. I.XVI, z§ 1 (siehe oben Note 238), 2 und 3 :
Öuerst de Eruen mögen sick wol voisümen, wedderfpreÄen se ydt nicht binnen
jar vnd dach, wenn se tho eren jaren kamen syn, Besprecken se ydt denne,
so beholden se er erue vnd jenen den yennen er gelt, bat er vader hesft vp
gehauen, Vergl. WER. Cap. 32, §§ 1-3. ARR. Art, 34, §§ 1 und 2 ;
35, §§ 1 und 2. Diese Auffassung entspricht der Ansicht V laese ' s (a. a.
O., p»^, 27 ff,) und B r i n c k e n ' s (a. a. O,, p»8, 46 ff,<. — Dagegen hat
B u n g e (a. a, O., p»ß, 188 ff,, 400 ff.) angenommen, daß in Livland den
nächsten Erben im Falle einer Veräußerung nur ein NLHerrecht zugestanden
habe, welchem die Verpflichtung des veräußernden Vasallen, das Lehngut,
vor Abschluß des in Frage kommenden Rechtsgeschäftes, seinen nächsten Erben
anzubieten, entsprochen habe. Bei der „echten Noth" sei aber sogar diese
Anbletungspflicht in Wegfall gekommen. (Gegen diese Ansicht V u n g e ' s
ist auch schon früher opponirt worden, cf. N u n g e , daselbst p, 400, Note »).

— H e l m e r s e n stimmt größten Theils mit der hier vertretenen Anficht
übeiein (cf, dessen „Geschichte", paß, 37 ff.), 'ist aber nicht frei von I r r thü-
mern ; so wirft er beispielsweise, das Unterwindungsrecht mit dem Näher-
recht zusammen. — Wenn man B i i n c k e n ' s gegen B u n g e gerichteten
Ausführungen folgt, fo kann man, auch wenn man von einer Heranziehung
der Cap, XKV und XI^VI des MRR. (weil diefelben, als dem Sachsen-
spiegel entlehnt, nicht als unzweifelhaft zuverlässig erscheinen) Abstand nimmt
und sich allein auf Cap. I^XVI (resp. dessen Parollelstellen in den beiden

Hoip. Zur, S». Nd. I I , 2, 6
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wort") zu der von seinem Erblasser beabsichtigten Veräuße-
rung, so verzichtete er damit auf sein Beispruchsrecht"').
Die Berechtigung des Erben erlosch ohne sein Nollwort, so-
bald nach der gerichtlichen Auflassung des Lehngutes an einen
Dritten die Frist von Jahr und Tag widerspruchsfrei abge-

anderen Rechtsbüchern) stützt, nicht umhin, sich B r i n c k e n ' s Beweisführung
anzuschließen. Dem entsprechend sind in dem angezogenen Capitel des MRR.
die Worte: „ , . . , weddersprecken se Ydt" :c,, weil direct auf die Veräuherug
aus „echter" Noth folgend, auf diese zu beziehen, was weiter gar nicht auf-
fällig ist, da in den privaten Rechtsaufzeichnungen nicht selten die Haupt-
bestimmungen, als aller Welt hinreichend bekannt, mit wenigen Worten ab-
gemacht weiden, während man den Ausnahmen und Ncbenbestimmungen
eine größere Sorgsamkeit und Ausführlichkeit zuwendet. Ergiebt sich aber
auf diese Weife im Falle der „echten" Noth ein Näherrecht für den Erben
und eine Anbletungspflicht für den Veräußerer (welche letztere, wie V r i t i -
ck e n nachweist, keine lwländische Rechtssingularität bildet«), so folgert man
gewiß nur consequent, wenn man annimmt, daß dem Erben bei einer frei-
willigen Veräußerung seines Erblassers eine umfassendere Nefugnih zuge-
standen hat. Als solche aber das gemeinrechtliche Beispruchsrecht anzu-
nehmen, liegt gewiß am nächsten. — Gegen die Ansicht B u n g e ' s fpricht
auch — abgesehen davon, daß es in zweifelhaften Fällen entschieden richtiger
ist, eher eine Gestaltung der livländischen Verhältnisse gemäß den gemein-
rechtlichen Principien, als eine einheimische rechtliche Singularität anzu-
nehmen — die historische Wahrscheinlichkeit. Denn einerseits liegt durchaus
kein Grund vor, wegen dessen die livländischen Vasallen, als sie ihr Lehn-
recht durch die Aufnahme landrechtlicher Normen erweiterten, das damals
noch durchaus feststehende landrechtliche Veispruchsrecht hätten modificiren
sollen. Andererseits begann, gerade um die Zeit der festeren Einbürgerung
der deutschen Verhältnisse in Livland, das Recht der Familie am Lehngutc
zu erstarken (cf, auch H o m c y e r , „System", MF. 439 j . Warum aber
die livländischen Vasallen in ihrer immerhin ezponirten Lage, wo die un-
sicheren Verhältnisse gerade das Familienbewußtsein hätten stärken müssen,
sich mit dieser Ieitstrümung in Widerspruch gesetzt und eine Minderung der
Rechte der Familie am Grundbesitz versucht haben sollten, würde sich wohl
nur in ungenügender Weise erklären lassen.

243) Hierfür spricht namentlich auch Cap, I H V I I I , zß 1—2: „We
gudt voitopet edder vorsettet, de schal jennem warm des gudes von iwelite
llnspillte ia i vnde dach. Darin syn denn Vorwort, vnde de Men bewisen
mach: wente Vorwort brecken alle rechte," (Vergl, WER. Cap, 34, §S 1
und 2. ARN. Art. 37, §§ I und 2).
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laufen w a r " ' ) . Hatte aber keine gerichtliche Auflassung statt-
gefunden, so verjährte der Anspruch des Erben in 30 Jahren
und „Jahr und Tag"" " ) , Für den Minderjährigen laufen
aber beide Fristen erst von der Ie i t an, wo er zu seinen
Jahren gekommen ist"°). — Gleich dem gemeinen Rechte
kennt auch das livländifche Lehnrecht als einzige die Berechti-
gung des Erben beschränkende Ausnahme, den Fall der „echten"
No th " ' ) , welche weiter reicht, als die „rechte" Schuld'"), in
dem sie außer der „armut" (Insolvenz und Concurs) noch
„vencknisse" (nicht nur Schuldhaft, sondern auch Kriegsge-
fangenschaft'") und ..besettinge" (Sequester) umfaßt ' " )

244) cf, die vorige Note und unten Note 2 H »

245) Dieses muß aus dem Umstand gefolgert werden, daß die liv»
ländischen Urkunden eine Klageverjtihnmg von 31 Jahren 'und 6 Wochen
bei dem Immobil kennen (cf, auch in spaterer Zeit die „Piltenschen Sta-
tuten", Th I I , Tit, 22, § 2), welche Platz greift, solange das Gut noch
„nicht gewandilt is vor gerichte" (Schilling, a, a, O,, p»F, 352 ff, und die
dort citirten Urkunden). Dieser Grundsatz bildet eine Eigenthümlichkeit sowohl
des West-, wie des ostsachsischen Rechts und findet im Sachsenspiegel Buch I,
Art, 29 seinen Ausdruck: „An eigene und an huven mag sich der Sachse
verswigen Pinnen drizig jüren und jkre und tage, und O nicht,"

246) MRN, Cap, 1 .̂ §§ 1 - 3 : „Ein Vormünder mach kein gudtvor-
köpen noch vorschichten noch vorsetten, aue vullwort derjenigen, der he Vor-
münder ys, yfft se tho eren jaren kamen shnt, Synt sc öuerst benedden
eren jaren, so mögen se ydt webderkeren, wenn se tho eren jaren kamen,
vnde blivet vnstede. Vorsümen se ydt üuerst, bat se ydt nicht wedderreden
binnen jar vnd dach, na dem se tho eren jaren kamen synt, so moth ydt
stede blinen (cf. auch WER. Cap, 13, §§ 5—7 — ß 5 in etwas abweichender
Fassung — und ARN, Art. 14, ß§ 2-4».

247) S t o b b e , a, a. O., Vd. I I , paß. 122, 13l ff, und v. G e r b e r ,
a, a, O„ MF. 148 f,, speciell Note 3 ; cf. MRR, Cap, I.XVI, § 1 (in
Note 238).

248) cf, oben bei diefem Ausdruck.

^49) Ueber die Verpflichtung der livlllndischen Vasallen, sich selbst aus
der Kriegsgefangenschaft zu lösen, cf. oben, im Text.

250) I m NRR. (Art. 34, §1) fehlt allerdings der Ausdruck „armut",
doch ist derselbe zweifellos nur zufällig weggelassen worden, da die beiden
anderen Rechtsbücher ihn haben.
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Konnte der eine Veräußerung seines Lehngutes beabsichtigende
Vasall für sich einen Fall der „echten" Noch nachweisen, so
war er nur verpflichtet, fein Gut den berechtigten Erben zuerst
zum Kauf, resp. zur Pfändung anzubieten, und durfte dann,
wenn der Erbe hiervon keinen Gebrauch machte, zur wider-
fpruchsfreien Veräußerung schreiten " ' ) ^ War die Anerbietung
unterblieben, so konnte das veräußerte Lehn noch während
Jahr und Tag — gerechnet von der gerichtlichen Auflassung
— und zwar gegen Erstattung des Kauf- resp, Pfandschillings
von den Erben retrahirt werden'"). Das gleiche Recht stand
dem Minderjährigen zu von dem Momente an, wo er zu
seinen Jahren gekommen w a r " ' ) .

Da die „samende Hand" in ihrer ältesten Form ^ ) aus
der Familie und dem gemeinsamen Besitz ihrer Glieder an
dem ungetheilten Erbgute hervorgegangen war , so war es
natürlich, daß auch bei dieser Form des Lehnbesitzes die Be-
rechtigung des nächsten Erben zur Anwendung kam, als ein
Schutzmittel gegen willkürliche Beeinträchtigungen von Seiten
der Gefammthandgenossen, Die Ausdehnung jedoch der Ge-
fammthandberechtigung durch Nelehnnng"') über den engen
Kreis der Familie hinaus, welche bei uns schon sehr früh-
zeitig üblich gewesen ist, brachte es mit sich, daß nicht das
umfangreiche Beispruchsrecht der Familie, sondern nur ein

251) cf. MRR. Cap, 66 (in Note 238), ferner Note 243, f,; vergl.
auch B l a e s e , a. a. O,, pnA. 28 f., speciell Note 52.

252) cf. MRR. Cup. IHVI> § 1. — Ueberhaupt ließ auch in Liv-
land die Frist von Jahr und Tag, bei durch gerichtliche Auflassung erlangter
Geweie, einwandfreien Lehnbesitz entstehen; cf, MRR. Cap. IV. z 1 : „Welck
man ein Lehengudt hefft jai vnde dach in syner wehre, sünder rechte byspiale,
ydt bat ydt syn sy, de is des neger tho beholden syne rechte Lehen, mit
synei eigen handt up den hilligen, denn yemand es eme affthowinnende"
(cf. ARR. Art. 5).

253) <cf. hierzu oben Note 247.
254) Ueber diese älteste Form der „samenden Hand" cf. oben.
255) Ueber diese zweite Form der „samenden Hand" cf. oben.
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Vorkaufs- und dem entsprechendes Näherrecht den Gesummt-

hllndgenossen zuertheilt wurde"°) , aus welcher Berechtigung

dem veräußernden Gesammthänder eine Anbletungspflicht'"»)

erwuchs"'). Durch einen vollzogenen rechtsgültigen Kauf

wurde die „samende Hand" unbedingt gebrochen^'), nicht

aber durch eine Verpfändung, wenn die Lösung derselben

möglich w a r " ' ) . — Da die dritte Ar t der Gesammthand —

das Stammlehn 2°°) — sich durchaus und ausschließlich auf

die Interessen der Familie am Grundbesitz aufbaut und auch,

25N) cf. MRR. Caft. VII I , ßß 1—3: „Wor also denn samende Hundt
Y3, vnde will em syn gudt Vorküpen edder vorsettcn, de schall ydt cer dem
andern beben, de de samende handt darann hefft, unde schall dartho nemen
twe des Stichtes manne, de dat seen, hören vnde belügen, yfft he ydt be°
darff, dat he ydt em gebaden hebbe. Will denn de yenne dat Hebben, so
yK he des kopes edder der vthsettinge neger denn Yennich ander, vmb so
vele gelbes, als de yenne de dat gudt vordinget hefft, edder vthfetten will.
En will öuerst defscr des gndes nicht, so mach yenner syn gudt Vorküpen
edder vorsetten, weme he wi l" (cf. WER. Cap, 7, §§ 1—3. ARN, Art. 10,

256 2,) cf, die vorige Note, Der Vcweis, daß der Anbletungspflicht
Genüge geschehen sei, fiel dabei dem Neräußeier zu. Cf. MRR. Cap. VI I I ,
8 6 : „Will llck de yenne vorsackcn, dat em de kope edder settinge nicht ge-
bllden: ys de ander negcr tho volkamende mit twen des Stichtes Mannen
up den hilligen, de dat fegen vnde Hürden, dat ydt em gebaden fy, denn
der ander tho vorsackenoe <cs. WER. Cap. 8, § I . ARN. Art. 10, § 6).

257) Daß auf die unterlassene Anbietung in jedem Falle nur ein
Näherrecht der Erben folgte, läßt sich, nach Analogie der das Vorkaufsrecht
ergänzenden Retractsbefugnitz, bei der „echten" Noth mit ziemlicher Sicher-
heit annehmen. Jedenfalls scheint V laese ' s Ansicht (a. a. O., p»3. 49),
es habe bei der Vergabung den Gesammthandgenossen gegenseitig das strenge
Revocations- und Unterwindungsrccht innerhalb Jahr und Tag zugestanden,
für Livlllnd sicherlich nicht genügend motivirt.

258) cf. MRR. Cap VII I , § 4 : „Vnde wat also vertofjt wert, dar
Ys de sllmende Hundt mede gebracken (cf. WER. Cap. 7, § 4. ARR.
Art. 10, § 4).

25,9) cf. MRR, Cap. VI l l , § 5: „Querst de vthsettinge breket keine
samende handt, wente man settinge lösen mag" (cf. WER. Cap. 7, § 5.
ARR. Art. 10, § 5).

260) Ueber diese dritte Form der „samenden Hand" cf, oben.
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abgesehen von dem für diese Form des Lehnbesitzes charakte-
ristischen, Ausschluß des weiblichen Geschlechts, die gleiche Erb-
folgeordnung, wie die Gnadengüter kennt, so hätte bei der-
selben consequenter Weise die Berechtigung der nächsten
Erben in ihrem vollen Umfange Platz greifen müssen. Es
ergiebt sich aber aus den livländischen Rechtsquellen als un-
zweifelhaft, daß den Gesllmmthandgenossen des Stammlehns
auch nur ein Näherrecht zukam"'). Da es nun eine zu ge-
suchte Erklärung dieses auffallenden Umstandes wäre, wenn
man annehmen wollte, „daß der Gntstehungsgrund der ver-
schiedenartigen Rechte der Vlutsfreunde und Mitbelehnten im
Laufe der Zeit in Vergessenheit gerathen war und man —
aus diesem Grunde — das bei entgeltlichen Veräußerungen
von Gesammthandgütern von Alters her in Anwendung ste-
hende Näherrecht der Mitbelehnten auch den Stammlehnsbe-
sitzern eingeräumt habe" ̂ ) , so bleibt nur die Schlußfolgerung
übrig, daß zur Zeit der Ausbildung der Geschlechtsleben sich
das Beifvruchsrecht bereits ganz allgemein zu einem Näher-
recht abgeschwächt hatte.

Dieses wird aber auch durch andere Umstände höchst
wahrscheinlich gemacht — obschon weder in den Gnadenbriefen,
noch in den Urkunden der damaligen Zeit sich ein ausdrück-
liches Zeugniß für eine derartige Milderung des alten Rechts-
institutes findet — vor allem durch den Entwickelungsgang
der Perechtigung der nächsten Erben in Deutschland ^ ' ) . Auch

261) B r ü g g e n e i ' s Privilegium ß 5: „Ein man mag sin Guth
Ueikllpen, vorsetten, im Testament aplaten, wem he will awerst kop unde
Uthsetting is Broder und Vetter ncger." Vergl. auch U, H e l m e r s e n
(„Geschichte"), pass. 339 ff.

262) Dieses hält B l a e s e fa. a. O,, pax. 52) für eine eventuell
mögliche Eillärung dieser Erscheinung.

263) S t o b b e , a. a. O.. Bd, I I , p»F. 131 ff.; U. G e r b e r , a.
ll. O,, PÄ3. 322 ff.



233

geschieht in den ostseeprovinciellen Rechtsbüchern der folgenden
Zeit stets nur des Näherrechts Erwähnung, wie denn auch
die „echte" Noth nicht mehr genannt wird. I n dieser Fassung
hat sich denn auch die Berechtigung des nächsten Erben, mit
geringfügigen Modifikationen, im heutigen lioländifchen Land-
rechte erhalten'").

264) v. Bu „ ge, a. a. O,, Bd. I, M3- 402. - Pi.°R, Bd. III,
Art. 961, 962 und 1917.
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IV.
Die rechtliche Stellung und die Aufgabe« 0es

vereidigten Curators und der Concurs-
verwaltung

nach den seit dem 9. Ju l i 1889 in den Ostseeprovinzen
geltenden Concursgesetzen.

Von

l)»nll. jus. A r t h u r Neusner.

§ 1 A n l e i t u n g .

I . Das Verwaltungs« und Disvofit ionsrecht über
Concursmassen im Allgemeinen.

Durch die Concurseröffnung wird dem zahlungsunfähi-
gen Schuldner das Verwaltungs- und Verfügungsrecht über
sein in die Masse fließendes Vermögen entzogen, und entsteht
damit die Frage, durch wen nunmehr diese Befugnisse bis
zur Vertheilung der Masse unter die Concursgläubiger aus-
geübt werden sollen. Das gemeine Recht') und die neueren
Concursordnungen') gehen bei der Entscheidung derselben von
wesentlich verschiedenen Gesichtspunkten aus. Das erstere faßt
den Concurs als einen Proceß auf, in welchem die sämmt-
lichen Rechtsverhältnisse des Gemeinschuldners, wie sie sich in
einem bestimmten Zeitpunkte darstellten, vor das Concursge-
richt gebracht werden, damit durch das letztere eine umfassende
Regelung derselben zum Zwecke der Befriedigung der Gläu-

1) Vergl, V l l y e r — Theorie des Concursprocesses nach gemeinem
Rechte; S c h w c p p e — Concurs der Gläubiger; Fuchs — Beiträge
zum Civilprocefz, Heft I I ^ Concursvcrfahren,

2) Vergl. namentlich die preußische Coneursordnung o, 1855 und
die deutsche Concursortmung v, 1877,
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biger vorgenommen werde. Es war unvermeidlich, daß das

Concursgericht bei Erfüllung dieser Aufgabe zugleich die Ac-

tivmasse in der Hand behielt, ungeachtet des rechtlichen Ueber-

ganges derselben auf die Gesammtheit der Gläubiger, als

deren gesetzlicher Vertreter ein Concursverwalter — ouiator

ma88a« — Güterpfleger — vom Gericht ernannt wurde,

Obschon eigentlich dem letzteren die Aufgabe oblag das Schuldner-

vermögen nach vorhergegangener Herbeischaffung und Sicher-

stellung zu verwalten und zu verwerthen, so geschah dies that-

sächlich durch das Gericht, in dessen Händen die Beschlag-

nahme, Ermittelung, Realisirung und Verwaltung der Masse

vorzugsweise lag; denn der Curator stand unter fortwähren-

der Aufsicht und Anweisung des Gerichtes, an dessen Zustim-

mung er bei allen einigermaßen bedenklichen Schritten gebun-

den ist. Auch der Ginstuß der Gläubigerschaft und des zu

vertretenden Gläubigerausschusfes trat gegenüber dem beherr-

schenden Einflüsse des Concursgerichtes zurück, so daß dieses

als der eigentliche Verwalter erscheint, der Concursverwalter

dagegen als bloßes Organ desselben. I m Wesentlichen dasselbe

gilt nach allen auf dem gemeinrechtlichen Concurse beruhenden

Concursordnungen, insbesondere auch nach dem vor Einfüh-

rung der neuen Proceßgesetze in den baltischen Provinzen gel-

tenden Concursverfllhren, Die Mängel desselben sind nicht

zu verkennen: abgesehen davon, daß Richter und Richtercol-

legien sich zu Administrationen wenig eignen, da denselben

einerseits häufig die nöthigen Kenntnisse und Erfahrungen

fehlen, andererseits durch Beobachtung der zahlreichen Forma-

litäten leicht Verschleppungen in der Geschäftsführung eintreten

können, ist der Hauptmangel erstens in der Arbeitsüberladung

der Gerichte und sodann darin zu erblicken, daß den Gläu-

bigern trotzdem sie die an der möglichst vortheilhaften Verwal-

tung und Realisirung der Masse am meisten interessirte Partei

bilden, jeder Einfluß auf dieselbe so gut wie ganz genommen ist,
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Ein Versuch zur Beseitigung dieser Uebelftände wurde
nach Vorgang des französischen Rechtes insbesondere von der
preußischen Concursordnung von 1855 gemacht. Die Motive
zu dem Entwurf derselben sagen wörtlich: „T>a die vorhan-
dene Activmasse auf die Gesammtheit der Gläubiger über-
geht, und dieselben nunmehr ein gemeinsames Interesse an
der Erhaltung, möglichster Verbesserung und vortheilhaften
Realisirung haben, so sind sie selbst für eine zweckmäßige Be-
handlung der Masse auch am geeignetsten und ebensogut wie
andere Gemeinschaften die Vermögensverwaltung zu führen
im Stande, ohne einer fortgefetzten vormundschaftlichen Leitung
durch das Gericht zu bedürfen. Das Interesse des Gemein-
fchuldners ist dabei nicht gefährdet, dasselbe fällt in dieser
Beziehung mit dem Interesse der Gläubiger zusammen. Es
kann daher dem Vortheile der Betheiligten nur entsprechend
wenn den Gläubigern die Masse zur möglichst freien Verwal-
tung durch Vertreter überlassen wird. Es wird dadurch nicht
nur die Feststellung der Masse und die Möglichkeit der Ver-
theilung beschleunigt, sondern auch eine weit wirksamere Wahr-
nehmung der materiellen Interessen der Gläubigerschaft her-
beigeführt werden. Die Thätigkeit des Gerichts hat sich im
Wesentlichen auf die Anordnung der nöthigen Sicherheitsmaß-
regeln und der vorläufigen Verwaltung sowie auf eine allge-
meine Beaufsichtigung des Verfahrens zu beschränken')')".
So überzeugend diese Ausführungen des Entwurfes auch sind,
finden sie sich in der preußischen Concursordnung doch nur
zum Theil durchgeführt, und steht im großen und ganzen die
Verwaltung und Verfügung über die Activmasse ebenso beim

1) Von diesen Grundsätzen gehen auch die franzusischcn und die ihnen
folgenden Gesetze durch die Ernennung resp, Wahl der Agenten der Fallit-
masse zum Zweck der Constituirung und der Verwaltung derselben aus.
Dasselbe ist der Fall in den englischen Gesetzen von 1825 und 1849.

2) Vcrgl. Preuh. Conc.-Oid, § 128 ff., § 211 ff.
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Concursgerichte wie nach gemeinem Rechte. Ein wesentlicher
Unterschied vom gemeinrechtlichen Verfahren besteht hier nur
in der scharfen Trennung der Verwaltnng in verschiedene
Stadien'), worin die preußische Concursordnnng dem fran-
zösischen Rechte') folgt. Die Motive zum Entwürfe derselben
begründen diese Scheidung zwischen einem einstweiligen und
definitiven Verwalter folgendermaßen: „Die Gläubigerschaft,
auf welche die Verwaltung der Concursmasse übergeht, kon-
stituirt sich erst nach erfolgter Berufung der Concursgläubiger
und Anmeldung der Forderungen derselben. Gleichwohl er-
heischt das Interesse der Gläubiger schon früher von dem
Zeitpunkte der Concurseröffnung an eine Wahrnehmung ihrer
Gerechtsame, damit die Masse gesichert, einstweilen zweckmäßig
verwaltet und jeder Nachtheil abgehalten wird. Hieraus er-
giebt sich die Nothwendigkeit der Bestallung eines einstweiligen
Verwalters". Sowohl der einstweilige als der definitive Ver-
walter gelten als Vertreter der Gläubigerschaft. Was ihre
Aufgaben und gegenseitiges Verhältniß sowie den Zeitpunkt
der Bestallung des definitiven Curators betrifft, so beruhen
die diesbezüglichen Bestimmungen der preußischen Concurs-
ordnung im wesentlichen auf Grundsätzen des französischen
Rechts. Nach demselben dauert das erste Verwaltungsstadium
bis zur sog. Union der Gläubiger, welche vor Ablauf der vor-
geschriebenen Affirmationsfrist nicht eintreten kann, im Fall
der rechtzeitigen Einleitung eines Accordverfahrens aber bis
zu dessen Erledigung ausgesetzt bleibt. Bis zu diesem Zeit-

N Vergl. insbef. auch die Motive zur deutschen Concursordnuug
Seite I4>!7,

2, Der Ooäs äs oommsips hatte drei verschiedene Verwaltungs-
stadien aufgestellt, welchen als Verwaltungsorgan die Fallimcntsagenten
«Art, 459, 462 ff.), die provisorischen Syndicate (Art. 476—482, 486) und
die definitiven Syndicate entsprechen. Das Gesetz von 1838 führte unter
Beseitigung der Agentschaft diese Abschnitte auf zwei zurück.
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punkte soll die Verwaltung sich grundsätzlich auf konservato-

rische Maßregeln, insbesondere auf die Ermittelung, Sicher-

stellung und vorläufige Benutzung der Masse beschranken, die

eigentliche Liquidation dagegen soll erst mit dem Eintritte der

Union beginnen. I m Gegensatze zum einstweiligen Curator,

den das Gericht ohne vorherige Befragung bestallt'), wird

das definitive Verwaltungsversonal'), bestehend aus dem de-

finitiven Verwalter und einem Verwaltungsrathe') von dem

Gerichte aus den von den Gläubigern vorgeschlagenen Perso-

nen ernannt; consequenter wäre es freilich den definitiven

Verwalter aus der freien Wahl der Gläubiger hervorgehen

zu lassen, weil den letzteren, wie bereits oben die Motive

zum Entwurf ausführen, eine möglichst freie Disposition über

die Masse eingeräumt werden soll, sie somit auch das Recht

haben müssen selbst einen Vertreter, durch den sie ihre Be-

fugnisse bezüglich der Masse ausüben lassen, zu ernennen. Es

tr i t t hierin wiederum zu Tage daß die preußische Concurs-

ordnung ungeachtet der in den Motiven zu ihrem Entwürfe

aufgestellten Grundsätze das Concursgericht keineswegs von

der Verwaltung der Masse befreit und dem Selbstverwaltungs-

rechte der Gläubiger nicht genügend Rechnung trägt. Beides

geschieht erst durch die deutsche Concursordnung von 18??;

dieselbe läßt das dem Gemeinschuldner entzogene Verwaltungs-

und Dispositionsrecht über die Masse durch den vom Gericht

1) Vergl. preußische Concursordnung § 128, Die Gläubiger geben
nachher ihre Erklärungen über die Beibehaltung des bestallten einstweiligen
Verwalters ab.

2) Vergl. preußische Concursoidnung §8 212 u. 2l3,
3) Durch die Einsetzung des Verwaltungsrathes soll die oft beschwer-

liche Berufung und Befragung der Gläubigerschaft in Fällen, wo es sich um
wichtige Verfügungen über die Masse handelt, überflüssig gemacht werden,
indem die erforderlichen Beschlüsse von dem Verwaltungsrathe in Vertretung
der Gläubigerschaft gefaßt werden. Vergl. G o l d h a m m e r — Commen-
tar zur preuß. Concuisordnung Seite 396,



240

ernannten Curator, welcher als Vertreter des C r i d a r e n gilt,
und durch die Organe der Gläubigerschaft bestehend in der
Gläubigerversammlung und dem Gläubigerausschuß, ausüben,
wobei das Verhältniß des Verwalters zum Selbverwaltungs-
rechte der Gläubiger genau geregelt wird >). Die Scheidung
der Verwaltung in verschiedene Stadien giebt die deutsche
Concursordnung auf und kehrt damit zum System des ge-
meinen Rechts zurück.

I I . D ie wesentlichen Grundsätze der seit dem 9. J u l i
1889 in den Oftseevrovinze« geltenden Concursge-

setze über die Verwa l tung von Concursmaffen.

Durch den Art, 1 der Beilage V I I zum Art, 162 der
Verordnung vom 9. Jul i 1889 über die Reorganisation des
baltischen Gerichtswesens sind die Bestimmungen der Beilage
V I zum Art. 1400 der Civilproceßordnung (Ausgabe vom
Jahre 1883) betreffend das Verfahren in Concurssachen auf
die Ostseevrouinzen ausgedehnt worden. Zugleich ist durch
jenes Gesetz eine Reihe von im Wesentlichen das materielle
Concursrecht betreffenden Bestimmungen geschaffen worden,
so daß nunmehr in den Ostseegouvernements der Concurs-
proceß der Handelsvroceßordnung (Ausgabe vdm Jahre 1887)
in der Gestalt Geltung erlangt hat, welche ihm durch die ab-
ändernden, aufhebenden und ergänzenden Bestimmungen der
Beilage V I zum Art, 1400 der Civilproceßordnung und der
Verordnung vom 9. Ju l i 1889 verliehen worden ist. Die
Vorschriften der beiden letzteren Gesetze berühren dabei die
Verwaltung der Concursmasse nur in geringem Maße; die
Bestimmungen über dieselbe finden sich vorzugsweise in der
Handelsproceßordnung und lassen sich im Wesentlichen auf

1) Veigl. Deutsche Concursoidnung 8 84, 85, 8«, I2U, 121, 122.
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dieselben Principien zurückführen, welche in der auf französi-
schem Rechte basirenden preußischen Concursordnung von
1855 in mehr oder weniger consequmter Weise durchgeführt
worden sind. Es gehören hierher namentlich die Grundsätze
über die Befreiung der Gerichte von der Verwaltung der
Masse und dem Uebergange derselben auf die Gläubigerge-
sllmmtheit auf der einen sowie über die Scheidung der Ver-
waltung in verschiedene Stadien aus der anderen Seite.

Nach Art. 5 der Beilage V I I zum Art. 162 der Ver-
ordnung vom 9, Ju l i 1889 geht durch die Concurseröffnung
das Verwaltungs- und Dispositionsrecht des Gemeinschuldners
über sein in die Masse fließendes Vermögen auf die Concurs-
gläubiger über. Durch diese Bestimmung wird eine Lücke der
Hllndelsproceßordnung ausgefüllt, in welcher jener Grundsatz
sich nicht direct ausgesprochen findet, trotzdem er die noth-
wendige Voraussetzung zu den Vorschriften der Artt. 521,
522 und 552—579, 606—616 der Handelsproceßordnung
bildet, durch welche den Gläubigern die weitgehendsten Be-
fugnisse bezüglich der Masse eingeräumt werden. Nicht nur
die Verwaltung und Realisirung der Masse, auch die Prüfung
der angemeldeten Forderungen und die allendliche Bestimmung
über die Befriedigung derselben wird ihnen übertragen. Dem
Concursgericht steht blos ein Aufsichtsrecht über die Organe
der Creditoren, d. h. die Concursverwaltung, welche in einem
aus mindestens drei Gliedern bestehenden Verwaltungscolle-
gium besteht, und die allgemeine Gläubigernersammlung zu,
wobei dasselbe in der Regel erst in Folge einer erhobenen
Beschwerde einschreitet. Nur so lange die Union der Gläu-
bigerschaft noch nicht stattgefunden hat, d. h. bis zur ersten
Gläubigeruersllmmlung, auf welcher die Glieder der Concurs-
verwllttung gewählt werden, hat das Gericht im Interesse der
Creditoren für die Masse Sorge zu tragen, indem es einen
einstweiligen Verwalter, den vereidigten Curator ernennt, der
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im wesentliche« als Organ des Gerichtes erscheint und unter
der weitgehenden Aufsicht und Controlle des letzteren im
Verein mit den bereits erschienenen Gläubigern die vorläufige
Verwaltung der Masse nach vorheriger Inventur derselben
führt. Das Verhältniß des vereidigten Curators zur Con-
cursverwllltung ist das eines einstweiligen Verwalters zum
definitiven; wichtig für den Zeitpunkt des Beginnes der Thä-
tigkeit der letzteren ist nur der Zusammentritt der Gläubiger-
schllft nicht auch wie nach französischem Rechte die Möglich-
keit des Zustandekommens eines Accords ').

Kap. I . Jer vereidigte Kurator.

s 2. Der Charakter des Amtes des vereidigten Cnrators.

I. Sowohl die Thätigkeit de3 vereidigten Curators
als auch die Dauer seines Amtes sowie sein Verhältniß
zur Concursverwaltung lassen in ihm einen einstweiligen Ver-
walter erkennen, dessen Ernennung durch den Umstand bedingt
wird, daß bis zum Zusammentritte der Gläubigerschaft, auf
welche das Gesetz mit der Concurseröffnung das Verwaltungs-
und Verfügungsrecht des Cridaren bezüglich der Concnrs-
mllsse übergehen läßt, eine provisorische Verwaltung der letz-
teren nach vorheriger Feststellung und Sicherung derselben
nothwendig wird. Von großer Wichtigkeit für die Beurthei-
lung der rechtlichen Stellung des vereidigten Curators ist
dabei, daß die Handelsproceßordnung demselben zdie nächste
Sorge für das Schuldneruermögen nicht unmittelbar über-
trägt, sondern dieselbe zunächst auf das Concursgericht über-
gehen läßt, so daß der Curator blos als das Organ des letz-
teren erscheint. Das Bestehen eines derartigen Verhältnisses

l ) Vergl. G o l d h u m m e r — Commmtare z, preuß, Concursord-
nung V, 1855. Seite 391 ff.
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zwischen Curator und Concursgericht wird freilich im Gesetze
nicht ausdrücklich erklärt, muß jedoch aus folgenden Gründen
angenommm werden:

1) I n dem Rechte und der Pflicht des Gerichtes den
Curator zu ernennen'), ihn nach Feststellung der Masse
mit der Verwaltung derselben zu bevollmächtigen )̂ sowie
bei seiner Geschäftsführung beständig zu controlliren
treten dieselben Befugnisse zu Tage, welche später nach
Zusammentritt der Gläubigerfchaft von diefer bezüglich
der Concursverwllltung ausgeübt werden. Das Gefetz
überträgt somit bis zur Union der Creditoren die Wah-
rung der Interessen derselben in erster Linie auf das
Concursgericht und zwar in einem so weitgehenden Um-
fange, daß dem Curator verhältnißmäßig nur geringe
Befugnisse bezüglich der Masse zustehen, und daher
seine Stellung als eine im ganzen vom Gerichte abhän-
gige erscheinen lassen. Das letztere hat nicht blos über
die Veräußerung °) von Massefachen zu entscheiden, son-
dern übt auch ein weitgehendes Aufsichtsrecht über die
Thätigkeit des Curators aus, welcher wöchentlich einen
Rechenschaftsbericht') über die von ihm getroffenen Maß-
nahmen einzuliefern und sich in allen zweifelhaften Fällen
nach den Anweisungen des Gerichtes zu richten hat.
Letzteres erscheint somit als der eigentliche Verwalter,
der Curator dagegen nur als sein Organ.

2) Auch der Iuha l t des Art. 536 der Handels-
proceßordnung läßt auf das in Frage stehende Verhält-
niß von Gericht und Curator schließen. Nach demselben
gehen nämlich für den Fall, daß eine Concursverwal-

1) Vergl, Art. 10 der Beil, V I z. Art. 1400 der CiUilproceßordnung
2) Vergl. Art. 521 der Handelsproccßordnung.
3) Vergl, unten s 4, IV. C.
4) Vergl. Handelsproceßordnung Art. 521.

Doi'P. Iur. Smd, Nd, !>, 2, 7
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tung nicht eingesetzt w i rd , mithin die Gläubigerfchaft

nicht ihre ordentliche Vertretung im Verfahren erhält,

ihre Obliegenheiten auf das Concursgericht über, welches

seinerseits den vereidigten Curator mit der Erfüllung

derselben betraut. Derselbe Grund aber, welcher in diesem

Falle die Sorge für die Masse dem Concursgerichte

aufbindet, liegt auch vor, solange sich die Gläubigerfchaft

noch nicht conftituirt hat, nämlich der Mangel einer von

der letzteren selbstgewählten Vertretung, durch welche

dieselbe ihre Rechte hinsichtlich der Masse ausüben lassen

könnte. Der Unterschied in beiden Fällen besteht nur in

der Verschiedenheit der Ursachen, durch welche jener

Mangel hervorgerufen wird.

I I . Die Frage, ob der Curator als Vertreter des Ge-

meinfchuldnerZ oder der Gläubiger anzusehen ist, muß im

Gegensatze zu den Entscheidungen des Senats') zu Gunsten

der letzteren Auffassung beantwortet werden. Abgesehen davon,

daß die Concursgesetze nicht den geringsten Anhalt gewähren'

welcher die Annahme des Senats, daß der Curator den Cri-

daren vertritt, rechtfertigt, steht mit derselben auch die Be-

stimmung im Widerspruch, daß mit der Concurseröffnung

die Verwaltungs- und Verfügungsrechte des Gemeinschuldners

bezüglich der Masse unmittelbar auf die Concursglaubiger^)

übergehen, so daß, wenn die Ausübung derselben bis zur Ein-

setzung der Concursoerwaltung in dem der Stellung eines

einstweiligen Verwalters entsprechenden Umfange durch den

vereidigten Curator geschieht, letzterer als provisorischer Offi-

cialvertreter nur der Gläubigerschaft gelten kann. Indem er

aber in dieser Eigenschaft für die Masse Sorge trägt, hat er

zugleich die Interessen des Gemeinschuldners an derselben

1> Vergl. Sllmml, d, Entsch, des Senats 84/62, 80/34, 79/224, 75/858,
2) Veigl. oben im Text,
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wahrzunehmen und haftet daher auch ihm für jeden aus der
Verwaltung entstandenen Schaden, T>as VerhäKniß des Cu-
rators zu den Concursgläubigern erhält noch durch dm Um-
stand einen besonderen Charakter, daß dem im Princip aner-
kannten Selbftverwaltungsrechte der letzteren bereits im ersten
Verwaltungsstlldium dadurch Rechnung getragen wird, daß
die bereits erschienenen Gläubiger

1) bei der Ernennung des Curators durch das Gericht ein
Vorfchlllgsrecht haben'),

2) bei Vornahme aller Amtshandlungen durch dm Curator
zugegen und behülflich sein, sowie denselben überwachen
können'),

3) das Recht der Theilnahme an der Verwaltung selbst
haben, sodaß der Curator nur in Gemeinschaft mit ihnen
dieselbe zu führm berechtigt ist').

§ 3. Die Ernennung >es vereidigten Cnr«t«rs.

1) Der vereidigte Curator wird vom Concursgerichte
ernannt'). Ein bestimmter Zeitpunkt dafür wird im Gesetze
nicht erwähnt; am geeignetsten dazu erscheint mit Rücksicht
auf das Recht der Gläubiger Candidaten dem Gerichte vor-
zuschlagen, der Termin, zu welchem die ersteren durch be-
sondere Llldungszettel zur Inventur und vorläufigen Veran-
schlagung der Schulden in das Concursgericht bestellt') wer-
den. Doch wird es im einzelnen Falle vom Ermessen des
Bezirksgerichtes abhängen, wann dasselbe dm Curator er-

1) Vergl. Art. 10 der Beil. V I z. Art, 1400 der Civilpiocehordnung.
2) Nergl. Alt . 515, 518, 5V9 bei Handelsproceßordnung.
3) Vergl, Art. 521 und 522 der Handelspioceßordnung; Samml.

der Senatsentsch. 77/26, 76/271.
4) Vergl. Art, 10 der Beil. V I zum Art, 1400 der Civilproceßordnung
5) Vergl. Art. 515 der Handelsproceßordnung,

7»
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nennt; jedenfalls hat dies sobald als möglich nach der Insol-

venzerklärung zu erfolgen.
2) Als in erster Linie geeignete Personen zur Ueber-

nahme des Amtes eines vereidigten Curators werden im Ge-
setze die von den Gläubigern aus der Zahl dritter zuverlässi-
ger Personen oder vereidigter Rechtsanwälte vorgeschlagenen
Candidllten genannt, die ihre diesbezügliche Einwilligung
schriftlich erklärt haben. Es ist hierin jedoch nur eine Auf-
forderung an das Concursgericht zu erblicken, welche bei der
Ernennung des Curators blos das Interesse der Gläubiger
wahrnimmt und keineswegs für das Gericht bindend') ist;
letzteres kann vielmehr nach seinem Ermessen auch eine Person,
die nicht vorgeschlagen wurde, zum vereidigten Curator er-
nennen, insbesondere auch einen der Gläubiger.

3) Ueber die allgemeinen Erfordernisse, die zur Con-
curscuratel befähigen, sind die Vorschriften der Concursgesetze
äußerst mangelhaft. Abgesehen von der singulären Bestimmung,
daß die Verwandten') des Gemeinschuldners nicht zur Ver-
waltung des Vermögens des letzteren berufen werden können,
fehlen alle näheren Angaben über die Gründe, aus denen
Personen zur Uebernahme des Amtes eines vereidigten Cura-
tors unfähig erscheinen. Auch die im vorigen Punkte (2) er-
wähnte Instruction des Art. 10 der Neil. V I I zum Art. 1400
der Civilproceßordnung erfetzt diesen Mangel keineswegs, so
daß, wollte man sich nur nach den Vorschriften der Concurs-
gesetze richten, es ganz dem Ermessen des Bezirksgerichts an-
heimgestellt bleibt, wen es im «inzelnen Falle zum vereidigten
Curator ernennen will. Mi t einer so weitgehenden Befugnis
des Gerichts sind aber die allgemeinen Bestimmungen des
Provinzialrechtes über die Curatel unvereinbar. Wenngleich

1) Veigl. Samml. der Senatsmtsch. 76/119.
2) Veigl. Art, bi4 der Handelsprocetzordnung.
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bezüglich der Concurscuratel, welche das provinziell« Privat-

recht ') ebenfalls als eine Ar t der Curatel nennt, auf die Be-

stimmungen des Civilvrocesfes 2) verwiesen wird, so ist das

keineswegs so zu verstehen, daß damit die allgemeinen Vor-

schriften des Provinzilllrechtes über die Curatel eo ipso auf

die Curatel über Concursmassen nicht analoge Anwendung

finden; vielmehr wird letzteres nur dann und insoweit der

Fal l fein, als jene Vorschriften durch entgegenstehende Be-

stimmungen der Concursgesetze ausgeschlossen werden, wie

dies beispielsweise bezüglich der Pflicht zur Uebernahme der

angetragenen Curatel geschieht. So lange dies aber nicht der

Fal l ist, ist auf die ergänzenden Bestimmungen des Provin-

cilllrechtes zurückzugehen, so daß hier die Vorschriften der

Art. 494 und 495 des I I I T h , des Prov.-Rechtes Platz greifen,

wonach die Fähigkeit des Curators nach denselben Grund-

sätzen wie die des Vormundes zu beurtheilen ist. Als absolut

unfähig') zur Ueberuahme des Amtes eines vereidigten Cu-

rators erscheinen somit:

») Minderjährige.

d) Kränkliche Personen, welche ihre eigmen Geschäfte zu

besorgen nicht im Stande sind; hierher gehören ins-

besondere auch Blinde, Taube, Stumme sowie Geistes-

kranke.

c?) Gerichtlich erklärte Verschwender,

ä) Personen weiblichen Geschlechts.

e) Personen, die nicht zum russischen Unterthanenver-

bande gehören; hierbei wird 'verlangt, daß der Cu-

rator wenn möglich an dem Orte, wo der Gemein-

1) Veigl. Prov.-Recht Bd. I I I Art. 268 p. 7.
2) Velgl. Proo.-Recht Vd. I I I Art. 268 Anmerkung.
3) Vergl. M . Th. des Prov.-Rechts Art. 314—321. Veigl. auch

E r d m a n n — System des Privatrechts der Ostseeprovinzen Bd. I Seite
517 ff.
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schuldner fallirte und fein Vermögen sich befindet,
sein Domicil hat.

k) Personen die zum Verluste irgendwelcher Rechte ver-
urtheilt worden sind.

L) Personen die in Schulden vertieft und gänzlich ver-
armt sind.

Relativ unfähig sind außer den Verwandten des Ge-
meinschuldners Personen, die sich zur Curatel drängen'), und
solche Personen, mit dmen der Gemeinfchuldner in einem be-
deutenden Processe begriffen') ist, oder mit denen ein Rechts-
streit der Art bevorsteht.

4) Eine allgemeine Pflicht zur Uebernahme des Amtes
eines vereidigten Curators existirt nicht; vielmehr müssen die
zu ernennenden Personen stets vorher ihre diesbezügliche Ein-
willigung') schriftlich erklärt haben.

5) I n der Regel wird nur ein Verwalter ernannt, in
großen und wichtigen Sachen dagegen auch zwei ') ; was unter
einer wichtigen Sache zu verstehen ist, wird im Gefetze nicht
gesagt, ebensowenig ob die beiden Verwalter sich in die Ge-
schäftsführung theilen, weshalb angenommen werden muß,
daß sie in Allem gemeinschaftlich handeln.

6) Nach feiner Ernennung wird der Curator vereidigt;
die Leistung einer Caution wird von ihm nicht verlangt.

§ 4. Die Thätigkeit des vereidigten Enr«t«rs.

3m HNgnneinen.

1) Gemäß der Aufgabe, die das Gefetz dem vereidigten
Curator als dem provisorischen Officialvertreter der Gläubi-

1) u. 2) Art, 324, 325 u. 327 des I I I , Th. des Prov.-Rechts.
3) Art. 10 der Veil. V I z. Art. 1400 zur Civilpioceßordnung.
4) Hllnbelsproceß-Ord, Art. 513.
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ger zuweist, reichen seine Befugnisse hinsichtlich der Concurs-
Masse nur soweit, als das nächste Bedürfnis es verlangt.
Dieses besteht namentlich in der Ermittelung und Sicherstel-
lung, sowie Erhaltung und Nutzung der Masse, so daß die
darauf zielende Thätigkeit des Curators in erster Linie eine
conservatorische genannt werden kann. Zu Dispositionen') über
die Masse ist er der Regel nach nicht befugt, und kann die-
selben nur unter Zustimmung des Eoncursgerichts vornehmen,

2) Der Verwalter beginnt seine Thätigkeit mit der I n -
ventur der Concursmllsse und zwar in der Regel erst nach
Abnahme des Reverses )̂ vom Gemeinschuldner durch das
Concursgericht, was nicht später als drei Tage nach der Con-
curseröffnung in Gegenwart der durch besondere Ladungszettel
zur Inventur berufenen Gläubiger') zu geschehen hat; sind
die letzteren nicht erschienen, so hat der Curator der Abnahme
des Reverses beizuwohnen"). Konnte jedoch dieser letztere
aus irgend einer in der Person des Gemeinschuldners liegen-
den Ursache nicht abgenommen werden, so liegt hierin nach
den Entscheidungen des St. Petersburger Commerzgenchts °)
für den Curator kein Grund vor die Vornahme der Inven-
tur hinauszuschieben. An die letztere schließt sich die Klar-
stellung der Vermögenslage des Gemeinschuldners mittelst einer
der gerichtlichen Prüfung unterliegenden vorläufigen Brutto-
abrechnung, worauf der Curator vom Concursgerichte bevoll-
mächtigt wird, die Masse im Verein mit den anwesenden
Gläubigern bis zur Einsetzung der Concursverwaltung zu
verwalten.

1) Ueber die Veräußerung v, Massesachm siehe unten Seite 25.
2) Vergl. Art. 7 d. Neil. V I z. Art, 1400 der Civilpr -Ord.
3) Vetgl. Art, 515 d. Handelsproceßordnung.
4) Vergl. OllpSH. 14/XII 65 l i , g. H , 2 o x n u » u. 0upy^. I/IX

u. H. LtznoxeoAk.
5) Vergl, Art. 516 der Handelspr.-Ordn,
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3) Ueber die Art der Legitimation des Verwalters bei
seiner Geschäftsführung ist in den Concursgesetzen nichts ge-
sagt; in der Praxis geschieht dies in der Regel durch eine
dem Curator übergebene vom Gerichte ausgefertigte Abschrift
des Grnennungsdecretes.

I I . D i e I n v e n t u r des Vermögens und die E r m i t t e -
l u n g der Schulden des Gemeinschuldners.

1) Die Inventur» bezweckt die Feststellung und Sicherung
der Activmasse und besteht in der Anfertigung eines möglichst
genauen Verzeichnisses aller zum Vermögen des Gemeinschuld-
ners gehörigen beweglichen und unbeweglichen Sachen und
Rechte; zugleich gewährt sie in erster Linie die Möglichkeit,
den Verwalter sowohl während seiner Amtsthätigkeit als auch
bei der Schlußrechnung zu controliren. I m einzelnen ist zu
merken:

1) Die Inventur ist unmittelbare Pflicht') des
Verwalters. Die Theilnahme der Gläubiger an dersel-
ben wird nicht unbedingt verlangt. Zur Zeit, wo erste-
rer das Vermögen des Cridaren festzustellen beginnt, ist
bereits auf das letztere kraft der Publication der Insol-
venzerklärung Verbot') gelegt, dessen Folgen sich hin-
sichtlich des Immobiliarvermögens in einem entsprechen-
den Vermerke') in den Grundbüchern äußern, während
die Mobilien der Beschlagnahme durch den Gerichtsvoll-
strecker unterliegen.

1> Vergl. OiipsA-Vn6. lloi«,'(!?H«,3/1187? n, 3. V » « « » « a n »,,
2) Vergl. Art, 3 der Neil, VII z. Art. 162 der Verordnung vom

9. Juli 18W.
3, Vergl. Art. 512 der Handelspi.-Ord. u. Art. 11 der Neil. VI z.

Art. 1400 S. l. P, O.
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2) I m Anschluß an die Thätigkeit des letzteren
und im Verein mit demselben beginnt auch der Curator
mit der Inventur') der Masse, Zu dem Zwecke begiebt
er sich mit dm anwesenden Gläubigern und dem Schuld-
ner in dessen Wohnort oder Geschäftslocal, wo er in
Gegenwart des Gerichtsvollstreckers ein möglichst genaues
Verzeichnis aller im Gewahrsam des Gemeinschuldners
vorgefundenen beweglichen und unbeweglichen Sachen
sowie der demselben zustehenden dinglichen Rechte und
Schuldforderungen anfertigt. Die Anwesenheit des Ge-
richtsvollstreckers gewahrt dabei vollen Veweis der Aus-
führung, Da die Inventur sich nur auf das zur Con-
cursmasse )̂ gehörige Vermögen beschränken') soll, so
liegt darin zugleich die Pflicht für den Curator Vermö-
gensstücke, die nach den Vorschriften der Concursgesetze
nicht in die Masse stießen, nicht in das Verzeichnis auf-
zunehmen; doch wird er dies nur bei unbestreitbarer
Sachlage thun können und im Zweifel alle im Gewahr-
sam des GemeinschuldnerZ vorgefundenen Gegenstände
als zum Vermögen desselben gehörig inventarisiren.

Zugleich mit der Inventur der Activmaffe liegt
dem Curator auch die Feststellung der Schulden ob.
Als wichtigste Mittel, die ihm nach beiden Seiten hin
die Erlangung möglichst genauer Resultate ermöglichen,
sind zn nennen:

ll) Die Angaben der Grundbücher bezüglich der Immo«

bilien.

1) Vergl, Alt, 518 u, 519 der Handelspr.-Ordn,
2) Vergl. unten,

Vergl. Ollpeg, Nii6, Ko». 6?«» 15/III n ^ . l l e x i e p n l l o x k i ' a .
, « » , , 13/IX ?S n. ?. 8 o p o n » n » ,
„ „ » „ » 15/1 ?? ll. ß. V k 2 « » « a » » ,
, ?^lli 4 ll-7» On, i l / IV 77 n. ?, I'mo,
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d) Hinsichtlich der Mobilien das vom Gerichtsvollstrecker
bei ihrer Beschlagnahme angefertigte Verzeichniß der-
selben.

«) Die Befragung des Gemeinschuldners, seiner Familie
und etwaigen Handlungsgehülfen').
Der Curator und die anwesenden Gläubiger sind be-
rechtigt, vom Gemeinschuldner alle erforderlichen Auf-
schlüsse über seine Vermögenslage zu verlangen und
letzterer darf dieselben nicht verweigern; hält es der
Curator für geboten, so befragt er auch die Hand-
lungsgehülfen des Crida«M, wenn.nöthig sogar unter
Eid, und im Falle, daß der Aufenthaltsort des Ge-
meinschuldners unbekannt ist, auch die Frau und voll-
jährigen Kinder desselben, jedoch nicht unter Eid.

ll) Die Angaben der Concursgläubiger ^),

e) Die Geschäftsbücher, Rechnungen, Documente:c, die
bei dem Cridaren vorgefunden werden, und welche in
erster Linie die Erlangung genauer Auskünfte über
die Vermögenslage desselben ermöglichen ̂ ),

I I I . H i e Anfer t igung einer vorläufigen B ru t t o -
abrechnung.

1) Hat der Verwalter das active Vermögen und die
Schulden des Gemeinschuldners soweit möglich in Erfahrung
gebracht, so fertigt er eine vorläufige Brutto abrechnung') —
ni»6ZMpn>i>ßHb»us L3H08M oißii, — an. Dieselbe besteht in
der Ausstellung einer allgemeinen Bilanz sämmtlicher vom Cu-
rator festgestellten Activa und Passiva des Gemeinschuldners

1) Veigl, Art. 519 der Handel3pr.-Ordn.
2) Vergl. Ollpen, 6n6. Ncm. N7M I2/XII 76 n, 3. L o p o n i i n a .
3) » » » >, » 1 M ?S n, F. Vl l lcoL»,.
4) „ Art. 520 der Handelsproc,-Ordn.
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und soll sowohl den Gläubigern des letzteren als dem Eon-

cursgerichte einen Einblick in die Vermögenslage des Crida-

ren zur Zeit der Concurseröffnung gewähren. Nothwendig

muß die Nruttoabrechnung möglichst genaue Angaben über

die einzelnen Activa und Passiva enthalten, und hat demnach

der Curator im einzelnen folgendes zu beobachten:

l») Die einzelnen zur Nettomasse gehörigen Gegenstände

sind mit Angabe ihres Werthes zu verzeichnen, wobei

auf etwaige Absonderungsansprüche bezüglich bestimm-

ter dem Cridaren gehörender Sachen sowie auf die

Umstände hinzuweisen ist, welche die Zugehörigkeit des

einen oder anderen in das Inventar aufgenommenen

Gegenstandes zum Vermögen des Gemeinschuldners

als zweifelhast erscheinen lassen,

d) Die einzelnen Schuldforderungen an den Cridaren

sind unter genauer Angabe ihres Betrages, Rechts-

grundes, Fälligkeitstermines, der beigefügten Bedin-

gungen, sowie des Namens des Gläubigers und der

Beweismittel, auf welche die Forderung gestützt wird,

zu verzeichnen'),

2) Die vorläufige Bruttoabrechnung hat der vereidigte

Curator zusammen mit denjenigen Gläubigern, welche bei der

Inventur des Schuldnergutes anwesend waren, zu unter-

schreiben und dem Gerichte zur Kenntnisnahme einzureichen;

dem letzteren muß das Recht zustehen beim Iutagetreten un-

wahrer Angaben die Accevtation derselben zu verweigern.

IV . Die vorläufige Verwaltung der Masse.

X. Die Besitzergreifung äer Masse änrck äen Curator.

Nach Acceptlltion der Bruttoabrechnung bevollmächtigt °)

das Concursgericht den Verwalter die Masse zusammen mit

1) Vergl. OllpßH, Lnö. Ncm. (^ga 1876 u. ß- ^ a?e«8,u i . .
2) Vergl, Art, 521 der Handelsproceßordnung.
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den anwesenden Gläubigern bis zur Einsetzung der Concurs-
verwaltung zu verwalten. Hierin liegt zunächst der Auftrag
zur Besitzergreifung der Concursmafse, d. h, der Curat« muß
sich in die Lage setzen, in welcher er einerseits als Detentor
feine Verwllltungspflichten zu erfüllen, andererseits jeden dritten,
namentlich den Gemeinschuldner, von der Einwirkung auf die
zur Masse gehörigen Gegenstände auszuschließen vermag. I m
Einzelnen ist zu bemerken:

1) Da nur das zur ConcurZmasse gehörige Ver-
mögen in die Verwaltung des Curators gelangen soll,
so hat sich die Besitzergreifung nicht auf diejenigen im
Gewahrsam des Gemeinschuldners vorgefundenen Gegen-
stände zu erstrecken, die nach Art. 18 der Beilage V I I
zum Art. 162 der Verordnung vom 9. Ju l i 1889 nicht
in die Masse stießen; zu denselben gehören; ^

ll) diejenigen Sachen, welche nicht zum Vermögen des

Gemeinschuldners gehören, und
d) diejenigen, welche zwar zu demselben gehören aber

nicht der Zwangsvollstreckung unterliegen.
Da jedoch andererseits der Curator unzweifelhaft den

Gläubigern für etwaige Nachtheile haftet, welche denselben
durch die unbegründete unter Verletzung der ihm oblie-
genden Sorgfalt geschehenen Ausscheidung zugegangen
sind, so wird er im Zweifel alle im Gewahrsam des
Schuldners befindlichen Werthe vorläufig als zur Con-
cursmllsse gehörig behandeln und hiervon nur bei un-
anfechtbarer Sachlage eine Ausnahme machen. Hiervon
wird auch in dem Falle nichts geändert, wenn etwa die
bei der Besitzergreifung anwesenden Gläubiger ihre Zu-
stimmung zur Ausscheidung einzelner im Besitze des Ge-
meinschuldners angetroffenen Sachen aus der Concurs-
masse, weil zu derselben nicht gehörig, erklärt haben,
weil damit der vereidigte Curator von der Verantwort-
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wortlichkeit gegenüber den anderen Gläubigern nicht be-

freit wird. Durch die Competenzwohlthat ergriffene Ob-

jecte, sofern diefe Eigenschaft feststeht, ebenso unter dersel-

ben Voraussetzung Gegenstände, welche die Ehefrau ver-

möge Eigenthums wegzunehmen berechtigt ist, wird der

Verwalter stets dem Schuldner sofort abgeben; dagegen

sind Gegenstände, hinsichtlich derer ein Gläubiger ein

Recht auf abgesonderte Befriedigung hat, vor Geltend-

machung des Absonderungsrechts nicht auszuscheiden').

2) Bezüglich der beim Gemeinschuldner vorgefun-

denen Sachen dritter Personen ist der Curator an sich

zu nichts verpflichtet; eine Ausnahme tr i t t nur in dem

Falle ein, wo der Cridar den Besitz der Sache auf un-

rechtmäßige Weife erworben und damit gegen sich eine

Schlldenerslltzforderung begründet hat, die, weil vor der

Eröffnung des Concurses entstanden, gegen die Masse

im Concurse geltend gemacht werden kann. Hier wird

der Verwalter im Interesse der von ihm vertretenen

Masse für möglichst schnelle Zustellung der bezüglichen

Gegenstände an ihre Eigenthümer Sorge zu tragen haben,

3) Alle auf den Namen des Gemeinschuldners

eingesandten und noch einlaufenden Briefe, Gelder und

Waaren gelangen direct an den Verwalter. Befinden

sich Sachen des Gemeinschuldners im Besitze dritter

Personen, so kann die Auslieferung derselben verlangt

werden, falls dem nicht ein Recht jener Personen auf

den Besitz der betreffenden Gegenstände entgegensteht,

wie z. B. beim Faustpfand.

8. Die Verwaltung.

„Der Curator soll die Masse in Gemeinschaft mit den

anwesenden Gläubigern wie ein guter Wir th verwalten und

1) Vergl. unten.
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nichts zum Nachtheile derselben unternehmen und unterlassen')".
Außer dieser allgemeinen Bestimmung über die Administra-
tionspflicht des Curators enthält die Handelsproceßordnung
keine näheren Vorschriften über die Art und Weise der Ver«
waltung der Masse; insbesondere unterläßt sie die Auszählung
specieller Amtsverrichtungen °), die sich auf einzelne Zweige
der Verwaltung beziehen. Ein Hinweis auf dieselben im Ge-
setze ist auch keineswegs nöthig'), zumal eine erschöpfende Be-
handlung sämmtlicher mit der Verwaltung zusammenhängen-
der Amtshandlungen des Verwalters aus dem Grunde gar-
nicht möglich ist, weil dieselben sich stets nach der Beschaffen-
heit der Güter und den Umständen, sowie den dem Curator
bezüglich der Masse eingeräumten Befugnissen zu richten haben,
mithin außerordentlich mannigfaltig sind. Auch die vorlie-
gende Arbeit wird sich daher auf die Darstellung allgemeiner
Gesichtspunkte'), welche für die Verwaltung der Masse maß-
gebend sind, beschränke<und von dem Versuche, zugleich eine
Geschäftsinstruction an den Curator zu geben, absehen.

Der Hauptzweck der Verwaltung besteht in der Erhal-
tung und Ausnutzung der Concursmasse; dementsprechend müssen
der Verwalter und die Gläubiger zur Vornahme alles dessen
verpflichtet erscheinen, was zur Erreichung jenes Zweckes ge-
eignet ist. I m Einzelnen ist zu bemerken:

1) Um die Substanz der Masse zu erhalten muß
der Verwalter vor allen Dingen für ordentliche Aufbe-
wahrung derselben Sorge tragen; die diesbezüglichen
Maßnahmen hängen von feinem und der Gläubiger Er-
messen ab, und nur in Betreff einlaufender Geldsummen )̂

1) Vergl. Art, 531 der Handelspi.-Ord.
2) Veigl. Preußische Concursoidnung v. 1855 ß 152 u. deutsche Eon-

cursordnung v. 1877 § 107.
3) Vergl. Motive zur deutschen Conmlsordnung Seite 1511.
4) Nergl, B a y e r — Concuisproceß § 41.
5) Vergl. Art, 543 der Handelsproceßordnung.
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schreibt das Gesetz vor, daß sie in der Reichsbank oder
deren Filialen zu deponiren sind. Bei Dritten befind-
liche Massetheile müssen sobald als möglich herbeige-
schafft werden, namentlich sind unsicher liegende Capita-
lien zu kündigen und beizutreiben. Ferner sind alle
nothwendigen Maßnahmen zu treffen, die eine drohende
Verschlechterung oder den Verlust einzelner zur Masse
gehöriger Werthe zu verhüten im Stande sind, so z. B.
Reparaturen, an Immobilien, Versicherung gegen Feuers-
gefllhr, rechtzeitige Geltendmachung von Rechten des
Gemeinschuldners, die Zurückweisung unbefugter Angriffe
auf die Masse:c. :c. Schließlich ist noch zu erwähnen,
daß der Curator auch während der Verwaltung der
Masse unausgesetzt bemüht sein muß, die zu derselben
gehörigen Werthe festzustellen und zu ermitteln; eine
Ausnahme tritt nur in den Fällen ein, wo das Gesetz
die Concursverwaltung ausschließlich dazu autorisirt').

2) Der Curator muß für möglichst vortheilhafte
Verwaltung der Masse Sorge tragen; namentlich hat
er die Verpachtung resp. Vermischung der zum Vermö-
gen des Gemeinschuldners gehörigen Immobilien zu be-
treiben, die etwaigen Capitalien verzinslich anzulegen,
die laufenden Einkünfte einzukassiren :c,; nur darf er
sich nicht auf irgendwelche gewagte Geschäfte einlassen.
Was die Fortführung von Fabriken, Handelsgeschäften
und Gewerben betrifft, so wird eine solche nach der An-
sicht des St, Petersburger Commerzgerichts') nur in
dem Falle gestattet, wenn die Weiterführung durch den
aus dem Betriebe selbst erzielten Gewinn ermöglicht

1) Vergl, unten.
2) Vergl. OupSÄ. Nn6. llou, 6?M 30/XII 76 n. 3. V » » « »

«02».



wird, während die Capitalien der Masse dazu nicht
verwandt werden dürfen.

3) Behufs Erfüllung der in den beiden vorher-
gehenden Punkten genannten Pflichten ist der Curator
berechtigt sowohl Verträge') abzuschließen als auch Pro-
cesse ^), welche die Masse betreffen fortzuführen resv. zu
beginnen, je nachdem dieselben bereits vor Eröffnung
des Concurses entstanden waren oder nicht.

4) Alle mit der Verwaltung, der Concursmasse
zusammenhängenden Maßnahmen, soweit sie nicht die
Veräußerung von Massestücken betreffen, werden aus-
schließlich vom Curator unter Theilnahme der anwesen-
den Gläubiger'), welche ihren gemeinsamen Willen auf
ihren Versammlungen^) kundgeben, ohne vorherige Ein-
holung der Genehmigung seitens des Gerichts getroffen');
letzteren ist jedoch wöchentlich vom Curator ein Rechen-
schaftsbericht über seine Thätigkeit zu übergeben, und
muß derselbe etwaige Anweisungen des Gerichts befolgen.

0. Die VeiLnß«ung vo» Maff«s»ck«n.

Die Veräußerung von Massesachen, insbesondere die

Verausgabung von zu derselben gehörigen Geldern ist dem

1) Veigl. 0llpsH, Cll6, Kon, NyM 2/VIII 76 n. x. r s p I I e .
2) Die letztere Befugnis, welche nach dem Wortlaute des Art. 21 der

Civilpr,-Ord. eigentlich nur der Concursverwaltung zusteht, ist bis zur Ein-
setzung der letzteren durch die Praxis des Senats im Interesse der Masse
auch auf den vereidigten Curator ausgedehnt worden, Vergl. ?tzm. N»oo,
ss-ia 6WK1N, 12/XII 74 u. 8, U I o l l k n i i ou » r o .

3) Vergl. ^lck3i> 4 ss-ik Oeuai'», 3/VIII 65 n. 8. «oim^pek
^, H k N k.

3) Vergl. ?Äm. lpk«/ ; . llaoo. ss-i«, Nena'i'n, 23/III u. 3/V 76
n. ß. 0oP01ß2lc0L8,.

4) Vergl. Oiipo«, <üii6, Ko«. V/H» 7/XII 76 n, 8> L »,» « n, icoL l l.
5) Vergl. Onps«. CuS, ̂ «i«. C^M 2/VIII 73 u. ß. I ' eP « e-
5) Vergl, Ollp»^. «Duo, Ko«, L^/t» 5/X 7? u, 8, 13 c> p i i cc> vo ii.
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Curator grundsätzlich untersagt; dieselbe kann nur unter Zu-
stimmung des Gerichts und zwar in folgenden Fällen statt-
finden :

1) Wenn die betreffenden Ausgaben durch das Gesetz selbst
verlangt werden wie bei der Zahlung der Steuern')
für die Immobilien der Masse und die Bestreitung des
Unterhalts des Gemeinschuldners °).

2) Zum Zwecke der Klarstellung und Verwaltung der Masse
d, h. die laufenden Kosten').

3) Wenn durch die Ausgaben ein unmittelbarer Vortheil')
für die Masfe erzielt wird,

4) Wenn durch die Veräußerung ein drohender Verlust von
der Masse abgewandt wird; hierher gehören die Fälle,
in denen es sich um Veräußerung verderbender Sachen')
sowie solcher Gegenstände handelt, deren Aufbewahruug")
mit großen Kosten verbunden ist.

§ 5. Die Haftung des vereidigten Cnrators,

1) Die Handelsproceßordnung verpflichtet den vereidig-
ten Curator bei seiner Amtsführung zur Anwendung der
Sorgfalt eines „guten Wirthen °), der nichts zum Nachtheil
der ihm anvertrauten Verwaltung unternimmt oder unterläßt".
Dieser Begriff eines guten Wirthen entspricht dem eines sorg-
samen Hausvaters des Provinciellen Privatrechts'). Es haftet
somit der Curator für jedes leichte Versehen, durch welches er

1) Vergl. Art. 521 der Handelsftroc,°Ord.
2) Vergl. Art. 523 der Hcmdelsproc.-Ord.
3, Bergl. 0llz>6 .̂ Cii6. ko«. llMk 20/XII 76 u, 3. V ». ü u a « oL ».
4) Vergl. Art. 522 der Handelsproc.-Ort>,
5) Veigl. OiipeH. Ko«. L.VM 16/II 76 u. 8. I ' 0 ^ i> i, o » n u.

16 III 77 u. 3. H i i i i i epa .
N) Vergl. Art. 521 der Handelsproceßordnung.
7) Art. 3298 u. III. Th. des Prov.-Rechts.

Deip. Iui. L». Bd. II, «- ^
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den Gläubigem oder dem Gemeinschuldner einen Schaden zu-
fügt. Tritten gegenüber, namentlich Absonderungsberechtigten
gegenüber, ist der Curator nach den allgemeinen Grundsätzen
des bürgerlichen Rechts über die Haftungspflicht außerhalb
der Vertrags«erhältnisse verantwortlich'), Mehrere Curatore
haften aus der gemeinschaftlich geführten Verwaltung gemäß
den Vorschriften über die Haftung gemeinschaftlich berufener
Vormünder/), welche die ihnen übertragene Tutel ungetheilt
verwalten, in goliäuiu; hatte jedoch nur einer der Curatoren
die schädigende Handlung vorgenommen, so hört für den an-
deren zwar die solidarische Hastung nicht auf, aber sie wird
zu einer blos subsidiären, T)er Curator hat bei seiner Ent-
lassung der Concursverwaltung resp. dem Concursgericht")
einen Rechenschaftsbericht') über seine gesammte Thätigkeit
vorzustellen, und erst nachdem dieser für richtig befunden wor-
den ist, wird er von der Verantwortlichkeit aus seiner Ver-
waltung befreit. Hält die Concursverwaltung es für gebo-
ten den Curator wegen etwaiger Versäumnisse oder unbefugter
Veräußerung von Massesachen zur Verantwortung zu ziehen,
so berichtet sie darüber in der allgemeinen Gläubigerversamm-
lung/), welche ihrerseits über die Erhebung einer Klage beim
Concursgericht gegen den Curator beschließt,

2) Außerdem, daß der Curator allen Schaden, den er

den Gläubigern oder dritten Personen verursacht hat, ersetzen

muß, kann er vom Gerichte auch noch Discivlinarstrafen °)

1) Vcrgl, ?tziii. I'pklN^, Raoc. ss-in, Neu, 27/11 75 n, F. llpä -
ll o i R ii ll kl,

2) Vergl, insbes, oben; serner Art. 442 u, 445 des I I I . Th. deh
Prov,-Necht3 sowie E r d m a n u — System des Privatiechts der Ostsee-
Provinzen Bd. I, Seite 557 ff,

3) I m Falle, dah keine Concursverwaltung eingesetzt wird ; siehe unten,
4) Nergl. Art. 549 der Hcmdelsproceßordnung,
5) Vergl. Art, 550 der Handelzproceßoiommg,
6) Vergl, Art. 16 der Beil. V I z. Art. 1400 der Civilproceßordnung.
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bis zur Entsetzung vom Amte verbunden mit Uebergabe an

das Gericht unterworfen werden.

§ 5, Die Endignng des Amtes des vereidigten Cur»t«rs,

Die Thätigkeit des vereidigten Curators als einstweiliger
Verwalter erreicht ihr Ende in der Regel erst durch Einsetzung
der Concursverwllltung'), mit welchem Augenblicke das Sta-
dium der definitiven Verwaltung beginnt. Bis zu diesem
Zeitpunkte kann abgesehen von dem Falle, daß der Concurs
selbst aufgehoben wird, das Amt des vereidigten Curators
nur in der Person desselben endigen, so daß von dem Con-
cursgericht in solchen Fällen stets ein neuer Curator zu ernen-
nen ist. Die einzelnen hierher gehörigen Endigungsgründe sind:

1) Der Tod des Curators.
2) Seine Entlassung durch das Gericht; dieselbe kann erfolgen

k) Wegen eines Excusationsgrundes auf Antrag des Cu-
rators. Die diesbezüglichen Bestimmungen der Han-
delsproceßordnung )̂ beziehen sich freilich in erster
Linie auf die Glieder der Concursverwaltung, müssen
jedoch auch auf den vereidigten Curator analoge An-
wendung finden, weil es sich in beiden Fällen um
die Befreiung von einer selbstübernommenen in der
Hauptsache gleichen Verpflichtung handelt. Darnach
müssen von dem um Entlassung nachsuchenden Cura-
tor gesetzliche Gründe beigebracht werden, welche der
Prüfung des Concursgerichts unterliegen. Welche
Gesichtspunkte hierbei maßgebend sind, darüber fehlen
in der Handelsproceßordnung die näheren Angaben,
Am richtigsten erscheint es mit Rücksicht darauf, daß

1) Siehe unten ß 10.
2) Vergl. Art, 541 der Handelsprocehordnung.

8*
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die Uebernahme des Amtes eines vereidigten Cura-
tors nicht auf einer öffentlichen Pflicht sondern auf
dem freien Willen des Curators beruht, den letzteren
von seinem Amte bei Geltendmachung solcher Ent-
schuldigungsgründe zu befreien, welche einen Manda-
taren zur einseitigen Kündigung des ihm ertheilten
Mandats berechtigen; die hierauf bezüglichen Art,
440? und 4408 des I I I . Th. des Prov.-Rechts führen
als rechtmäßige Entschuldigungsgründe beifpielsweise
Krankheit, nothwendige Reise «. an. I m einzelnen
Falle entscheidet aber immer das richterliche Ermessen.

k) Wegen Eintritt eines Unfähigkeitsgrundes.

o) Wegen Nichterfüllung der ihm obliegenden Pflichten.
I n den beiden letzteren Fällen kann die Entlassung
von Amtswegen oder auf Antrag des Cridaren oder
der Gläubiger erfolgen, die ihre Interessen durch das
fernere Verbleiben des nachlässigen Curators in seinem
Amte gefährdet sehen.

§ ?. Das Honorar des vereidigten Curators.

Der Curator erhält außer der Rückerstattung der von
ihm zum Zweck der Verwaltung und Ermittelung der Masse
gemachten Verwendungen') für seine Mühewaltung ein Ho-
norar'), welches als Masseschuld gilt. Dasselbe besteht in
einem bestimmten Procentsatze von der ganzen aus dem in
die Masse fließenden Vermögen des Gemeinschuldners gelösten
Summe. Beträgt die letztere weniger als 90,000 Rbl., so er-
hält der Curator ein Procent davon, wenn aber mehr, so
von der übrigen Summe nur ein halbes Procent. ZweiCu-

1) Veigl. Oiipe/i. Vii6. Ami. < '̂M 18/1 78ii. 3. Kkpi io ikLk,
2) Veigl. Art. 639 und 640 der Handelsproceßordnung.
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ratore theilen sich in diese Einnahmen zu gleichen Theilen,

Wi rd der Curator in der Folge Glied der Concursverwal-

tung, so wird sein Honorar durch Vereinbarung mit den Gläu-

bigern bestimmt.

Kap. I I . Die Ooncursverwaltung.

8 8. Das Wesen der Concnrst,er»altn«g.

Die Concursverwaltung ist ein Collegium bestehend aus

einem Präsidenten und mindestens zwei Curatoren, welche

entsprechend dem Selbswerwaltungsrechte der Gläubiger aus

der freien Wah l ' ) derselben hervorgehen und die ordentliche

Vertretung der Gläubigerschaft im Concurse bilden. Sie

nimmt, wie bereits oben in der Ginleitung erwähnt wurde,

im Verfahren die Stellung eines definitiven Verwalters ein;

die für einen solchen charakteristischen Merkmale treten na-

mentlich in dem Zeitpunkte der Einsetzung der Concursver-

waltung und den ihr obliegenden Aufgaben, sowie in ihrem

Verhältnisse zum vereidigten Curator zu Tage.

Einen besonderen Charakter erhält die Concursverwal-

tung dadurch, daß die Handelsproceßordnung sie behufs Er-

füllung der ihr gefetzlich obliegenden Aufgaben in den Rang

einer BeHürde erhebt und sie als solche die untere Instanz

des Concursgerichtes nennt'), Es hängt dies zweifellos mit

dem in dem genannten Gefetzbuche anerkannten Princip der

möglichsten Befreiung °) des Gerichtes von der unmittelbaren

Theilnahme am Verfahren zusammen, indem sich bei einer

consequenten Durchführung desselben die Nothwendigkeit er-

1) Vergl. unten Seite 44 ff.; vergl. auch G o l d h a m m e r —
Comment« zur preuß. Conc.-Ord. v. 1855. Seite 393.

2) Bergl, Art. 53> der Handelsproceßoronung.
3) Vergl, oben a. A,
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giebt, die Concursverwaltung, auf welche nach der Union der
Gläubigerschllft die Leitung des Concurses übergeht, zugleich
mit richterlichen Befugnissen auszustatten; indem aber die
Handelsproceßordnung hierin soweit geht, daß sie die Eon»
cursverwllltung in erster Instanz über die Strittig- oder Un-
strittigkeit der angemeldeten Concursforderungen entscheiden')
läßt, mußte letztere nothwendig den Charakter einer BeHürde
erhalten, welche die untere Instanz des Concursgerichts bildet.
Aus dem Gesagten soll nun aber keineswegs folgen, daß die
Concursverwaltung nur insoweit als Behörde functionirt, als
sie richterliche Befugnisse ausübt, also namentlich soweit ihr
die Leitung des Concurses und die Entscheidung über die an-
gemeldeten Forderungen obliegt; den ihr einmal verliehenen
Charakter einer Behörde behält sie nothwendig auch an allen
übrigen Theilen ihrer Amtsthätigkeit, insbesondere auch was
die Feststellung M d Verwaltung der Activmasse betrifft. Es
tritt dies deutlich in ihrer gesammten Geschäftsführung fort-
während zu Tage, welche sich nach den für den Geschäftsgang
in einer Behörde geltenden Vorschrift^) zu richten hat, z. B.
was die Führung des Journals, ferner den Verkehr mit an-
deren Behörden'), sowie die Beschlußfassung auf ihren Sitzun-
gen betrifft. Die entgegengefetzte Ansicht wird freilich in
einigen Entscheidungen') der Gerichte vertreten, welche dabei
so weit gehen, daß sie der Concursverwaltung den Charakter
einer Behörde nur bei der Prüfung und Entscheidung über

1) Velgl. Art. 589 der Handelspioceßoidnung, sowie ?«m. 4 ̂ - i»,
On . 12/IX 75 u. 8- lll 2 » gpn, und ?bui. Oii6. 6xÄ«6. NuA. 20/2 73

2) Samml. der Senatsentsch, 82/8.
3) ^«8,31, 4 H-Ik <üe«, 8/IX 71 u. 8- xoxiiavi'ix'i..
4) Nergl. ?tzill. I'pklAlH. ic^ee. ^- i», O2 , 8/IX 71 n. 3. xox^io-

»i.lX'l, und 27/2 75 u. 8- I I p », u 01 l l u 2 k, OllpSA. 6u6, Ko«. 6?H»
8/VIII 68 2. ß. V ibnogepoNS, und 18/IX 68 n. 5 H i y n n » 01.
l i » i ! i c i i l l »z l i> . ^«»37, 4 A-in, Os2, 29/III 76 11, ß» ^ « nui 1» «i>.
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die Verität und Rangklasse der angemeldeten Forderungen
zugestehen'), sie im übrigen aber nur als Bevollmächtigte der
Gläubiger ansehen; es entbehrt dies jedoch jeder Grundlage,
zumal auch die Handelsproceßordnung ausdrücklich erklärt,
daß die Concursverwaltung „in den ihr anvertrauten Sachen"
also allen ohne Ausnahme als Behörde functionirt. Nur so-
fern sie dabei die untere Instanz des Concursgerichts genannt
wird, muß in der Hinsicht ein Unterschied gemacht werden,
als ihr diese Bezeichnung nur bezüglich derjenigen von ihr
getroffenen Verfügungen zukommt, die mittelst einer Beschwerde
auf Grund der Art, 784—791 der Civilproceßordnung an-
gefochten werden können^)'), nicht auch was ihre mit der
Ermittelung, Administration und Realisirung der Masse zu-
sammenhängenden Beschlüsse und Maßnahmen betrifft.

I n der der Concursverwaltung beigelegten Eigenschaft
einer BeHürde findet auch ihre collegialische Zusammensetzung
ihre Erklärung; denn einerseits muß die Übertragung der
definitiven Verwaltung an einen einzelnen Curator aus Grün-
den der schnelleren und leichteren Erledigung der mit derselben
verbundenen Aufgaben rathsamer erscheinen, andererseits kann
auch nicht die Ansicht Glauben verdienen, daß durch Ernen-
nung mehrerer gemeinschaftlich handelnder Curatoren die even-
tuelle Ginsetzung eines Gläubigerausschusses, dem die Ent-
scheidung über die wichtigeren Verwaltungs- und Realisirungs-

1) Wäre diese Ansicht richtig, so ergäbe sich daraus für die Stellung
der ConcurZverwaltung im Conmrsverfahren der Handelsproceßordnung,
wie dasselbe in den Ostseepiovinzen zur Geltung gelangt ist, der Schluß,
daß sie ihren Charakter einer Behörde ganz verloren hat, da ihr durch di
Verordnung vom 9. Ju l i 1889 das Recht in erster Instanz über die Strittig-
oder Unstrittigteit der angemeldeten Forderungen zu entscheiden entzogen
worden ist.

2) Vergl. Art. 18 der Beilage V I zum Art. 1400 der Civilpraceßord.
3) Bergt, unten § 9, I. 2).



acte') bezüglich der Masse vorbehalten bleibt, überflüssig ge-
macht werden soll, da eine dementsprechend« Erweiterung der
Befugnisses der Concursverwaltung nicht stattfindet,

§ 9. Das Verhältnis der Conculsverwaltung zum Gerichte
und der Gläubigerschllft.

I . Das Verhältnis der Concursverwaltung zum Ge-
richte bestimmt sich nach zwei Seiten hin; einmal übt das
letztere ein allgemeines Aufsichtsrecht °) über die gesammte Ge-
schäftsführung derselben aus, und zweitens steht es zu ihr in
den Fällen, in welchen Entscheidungen und Verfügungen,
welche die Concursverwaltung als Justizbehörde trifft, mittelst
einer Beschwerde angefochten werden können, in dem beson-
deren Verhältnisse eines übergeordneten Gerichtes zum erst-
instanzlichen. I m Einzelnen ist zu bemerken:

1) I n dem Rechte und der Pflicht des Gerichts
den Geschäftsgang in der Concursuerwaltung zu beauf-
sichtigen und zu controliren liegt die Garantie für die
ordentliche und gesetzmäßige Leitung und Erledigung
des Concurses, insbesondere soweit dabei das Interesse
des Gemeinschuldners in Frage kommt, indem die Gläu-
biger durch die unmittelbare Theilnahme am Verfahren
auf ihren Versammlungen ihre Gerechtsame leichter wahr-
nehmen können. Das Gericht schreitet bei nachlässiger
Amtsführung der Concursverwaltung entweder auf An-
trag der Gläubiger sowie des Gemeinschuldners ein oder

1) Vergl. pieuß. Conc,-Ord. v. 1855, ß 233 und deutsche Concurs-
Ord. v. 1877, § 121.

2) Dieselben werden von der Gläubigerschaft auf ihren Versammlun-
gen ausgeübt.

3) Vergl. Art. 538 und 539 der Handelspr.-Ord. und Art, 16 der
Veil. V I z. Art. 1409 der CiUilpr,°Ord.
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von Amtswegen'), außerdem kann es jederzeit von der
Concursverwaltung Auskünfte und Erklärungen sowohl
über die gesammte Lage des Concurses als auch über
einzelne Maßnahmen der Curatoren einverlangen und
die Thätigkeit derselben einer Revision^) unterziehen.
Verpflichtet hierzu ist es, wen« im Laufe von anderthalb
Jahren seit der erstmaligen Publication der Insolvenz-
erklärung der Concurs nicht beendet wurde, und kann
es alsdann je nach dem Stadium, in welches derselbe
gelangt ist, einen längeren oder kürzeren Termin für die
endgiltige Erledigung desselben vorschreiben. Die Ge-
nauigkeit der Ausführung der Controle wird namentlich
dadurch ermöglicht, daß die Concursverwaltung zwei
Tischregister mit Schnur und Siegel zu führen hat; in
dem einen werden alle Handlungen und einlaufenden
Schriftstücke verzeichnet, in dem anderen die Ausgaben
und Einnahmen.

Wie fchon erwähnt erstreckt sich das Aufsichtsrecht
auf die ganze Amtsthätigkeit der Concursverwaltung;
im einzelnen ist dabei auf folgendes hinzuweifen:
ll) Das Concursgericht prüft stets nur die Rechtmäßig-

keit der einzelnen Handlungen der Curatoren nicht
auch die Zweckmäßigkeit')') °) derselben; letzteres bleibt
in erster Linie der Gläubigerschaft überlassen. Die

1) Veigl, ^«kIi> 4 /1'in, Lonkiu, i>, ss. xoxnolluxi,, 20/1 71.
1) Vergl, ?tziii. 4 ̂ ,-ill Onki» 2/V 77 n, z. LspchoAOüi'k«»»,
2) Das Gericht braucht bei Vornahme der Revision die Anwesenheit

der Gläubiger nicht zu gestatten, Vergl. ?h i i i . 4-ro ^,-in, Neu»?», 25,11
75 u. ss. ll », i !> i i « 5 e 2 ».

3) Vergl. ?Äm. <üii6, O^eö i i . NkuikiKi 1875 r. u. 3. L 0 p 0 -
nun»,.

4) Ausgenommen in Klagen auf Schadenersatz gegen die Cmlltoren
wegen ungeeigneter Verwaltung, wenn letztere nicht mit dem gehörigen Grade
von Sorgfalt geführt wurde.

5) Vergl. auch Motive zur deutschen ConcurKordn. v, 1877 Leite 1496,
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vorherige Einholung der Genehmigung des Gerichts
hat von feiten der Concursverwaltung nur hinsicht-
lich derjenigen Maßnahmen zu geschehen, welche mit
der Veräußerung von Massesachen verbunden sind,
nicht auch bezüglich der mit der Feststellung und Ver-
waltung der Activmllsse zusammenhängenden Acte').
Geschieht dies trotzdem, so verweist das Gericht die
Concursverwaltung und die Versammlung der Gläu-
biger, die zur Ertheilung von Instructionen )̂ in sol-
chen Fallen comvetent ist.

d) Beschwerden wegen nachlässiger Amtsführung, soweit
dieselben nicht die Leitung des Verfahrens betreffen,
brauchen nicht nothwendig beim Gerichte erhoben zu
werden, fondern es kann dies auch zunächst auf der
Gläubigerversammlung geschehen; letztere kann dann
bei Aufdeckung solcher Mißbräuche, die die Entlassung
der Curatoren für geboten erscheinen lassen, mit einem
diesbezüglichen Gesuche an das Gericht gehen sowie
gleichzeitig eine Klage auf Schadenersatz erheben.

o) Dem Aussichtsrechte des Gerichts als Oberbehörde
entspricht die Befugniß die Curatoren wegen Amts-
vergehen Disciplinarstrafen') zu unterwerfen, deren
äußerste Grenze in der Entsetzung') vom Amte —
«i^iiKiine o7"b LHM6u — verbunden mit der Ueber-
gabe an das Gericht besteht.

1) Velgl. ?^m. 4 ^ ' i k lltzUkin, 21/X 73 n. A. I ' p » ^ .
2) Vergl. ^«K3i> 4 ^- i«, <üs«8,ik 17/11 75 n, ß. "? op m n n o « »,

und ?hm. rp»Alg. Kaoo. H-i», Leükin, 22/VIII 75.
3) Vergl. Art, 16 der Neil. VI z. Art. 1400 der Civilproceß-Ordn.

und ?tzm. 4 H-I8, Oeullin, 18/III 73 u, ß, Vo »cn » « n » l i ? ^,
4) Vergl. ^«23i< 4 I - i ^ vsn^ l l 10, III 70 n, F. L 8, ? ̂  p » « a

und ^«8,3,. 4 I-i», 3/IX 72 n, ß. 1 '»3e«i '»^38N8, . Daß (nach An-
sicht des Senats) die Neubesetzung der erledigten Cnratorstellen durch das
Gericht geschehen soll und nicht durch die Wahl der Gläubiger, ist ganz unbe-
gründet.
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2) Das besondere Verhältnis der Concursverwal-
tung zum Gerichte als erstinstanzliche Justizbehörde zur
nächsthöheren äußert sich in der Anfechtung der von der
ersteren getroffenen Entscheidungen und Verfügungen
mittelst einer an das Bezirksgericht gerichteten und von
diesem auf Grund der Artikel 784—791 der Civilpro-
ceßordnung zu verhandelnden Beschwerde'). Indem
aber die letztere sich nur gegen solche Entscheidungen und
Verfügungen richten kann, welche in der Ausübung von
richterlichen Funktionen seitens der Concursverwaltung
zu Stande kamen, d. h. den Charakter von gerichtlichen
Entscheidungen und Verfügungen tragen, die bei nicht
rechtzeitiger Einlegung eines Rechtsmittels die Rechts-
kraft beschreiten, ist dieselbe nur da zulässig, wo die
Concursverwaltung entweder über die Strittig- resp.
Unstrittigkeit der angemeldeten Forderungen entscheidet
oder aber Verfügungen trifft, welche mit der Leitung
des Concursverfahrens zufammenhängen, da nur hierin
richterliche Functionen erblickt werden können. Gegen
Beschlüsse dagegen, welche von der Concursverwaltung
behufs Ermittelung und Verwaltung der Masse gefaßt
werden und nach der fehr richtigen Ansicht des Senats')
als bloße Willenserklärungen derselben hinsichtlich be-
stimmter demnächst zu ergreifender Feftftellungs- und
Administrativacte erscheinen, können die Creditoren,
welche darin einen Schaden für die Masse befürchten,
nur mit einer Klaget wegen nachlässiger Vertretung

1) Vergl. Art. 18 der Neil. V I zum Art. 1400 der Civilprocehoidnnng.
2) Vergl. ?1kill. ! > » « « . Ilkco, H-'r», Osu»?» 12/XI 74 und 22/X

74 des 4 A - i k 002, Vergl. auch Oiipe^. Cn6. ko« . « ? M von 17/VIII
71, wonach der Veschluh der Concursverwaltung über die Erhebung einer
Klage nicht der Aufhebung durch das Gericht auf Grund einer erhobenen
Beschwerde unterliegt,

3) Vergl. ?5>iil. 4 ^ - i « , Osu. 20ll l 75 n. ß. N o n o g U L » » « » » » ,
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ihrer Interessen beim Gerichte einkommen, (kann) welches

alsdann Kraft feines Aufsichtsrechts der Concursver-

waltung die Ausführung jener Beschlüsse bis zur Be»

fragung der allgemeinen Gläubigerversammlung unter-

sagen l) kann. Zieht man zum Schluß noch in Betracht,

daß die Concursoerwaltung nach den seit dem 9, J u l i

1889 in den Ostseeprovinzen geltenden Concursgesetzen °)

das Recht in erster Instanz über die Str i t t ig- oder Un-

strittigkeit der angemeldeten Concursforderungen zu ent-

scheiden verloren hat, so beschränkt sich die Zulässigkeit

der oben erwähnten Beschwerde nur gegen diejenigen

von der Concursverwaltung als untere Instanz des Be-

zirksgerichts getroffenen Verfügungen und solche Unter-

lassungen derselben, welche das Concursv erfahren selbst

betreffen; zu denselben gehören beispielsweise: die zu

späte Anberaumung des gesetzlich bestimmten Termins

für die Prüfung der Forderungen nach Ablauf von zwei

Wochen nach Endigung der 4-monatlichen Anmeldungs-

frist, die zu frühe Berufung der allendlichen Gläubiger-

verfammlung, bevor die dazu gesetzlich vorgeschriebenen

Bedingungen erfüllt sind :c. :c.

I I . Indem die Concursverwaltung das mit der Con-

curseröffnung dem Gemeinschuldner entzogene und auf die

Concursgläubiger übergegangene Verwaltungs- und Verfü-

gungsrecht über das in die Masse fließende Schuldnergut

ausübt, tr i t t sie zur Gläubigerschaft in das Verhältnis eines

Mandataren zum Mandanten; in der Handelsproceßordnung

wird sie auch ausdrücklich die „Bevollmächtigte"') der Cre-

1) Veigl. pÄlli. 4 g.?» csn l4/ I I I 74 und 10/IV 74,
2) Vergl. Art. 2N—31 der Beilage VI I z. Ar». 162 der Verordnung

vom 9, Ju l i 1889.
3) Vergl, Art. 552 der Handelsproceß-Ord. sowie ?Äm. 4 g-in, <ÜS8.

29/III 76 n. 5 ^Iß 2 sm18, »l i»
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ditoren genannt, woraus sich für die gegenseitigen Beziehun-
gen derselben folgendes ergiebt:

1) Die Concursverwaltung hat den erlaubten
Wünschen der Gläubigerschaft hinsichtlich der Realisi-
rung und Verwaltung der Masse Rechnung zu tragen
und die diesbezüglichen Instructionen') derselben zu be-
folgen; erhält demnach z. B. die Concursverwaltung
von der Gläubigerversammlung den Auftrag zur Vor-
nahme einer bestimmten Handlung, so hat sie denselben
unbedingt zu erfüllen, auch wenn sie vorher etwas ande-

. res beschlossen hatte, es sei denn, daß der Auftrag ein
ungesetzlicher ist. Soweit ihr jedoch keine Verhaltungs-
maßregeln ertheilt worden sind, wie dies bis zur Be-
rufung der allendlichen Gläubigerversammlung die Regel
bildet, hat sie nach eigenem Ermessen mit der ihr gesetz-
lich obliegenden Sorgfalt eines guten Hausvaters und
gemäß den Vorschriften der Concursgesetze und dem
vermuthlichen Willen der Gläubigerfchaft die Masse zu-
sammenzubringen und zu verwalten. I n schwierigen
Fällen kann sie stets eine Gläubigerversammlung, die im
Gegensatze zur allendlichen in den Entscheidungen der
Gerichte eine vorläufige — npsZMW'i'eHi.iioy coöpauis
«I'SHii'r«!»»!!?. — genannt wird, berufen und von dersel-
ben Instructionen erbitten"). Eine Verpflichtung zur
vorherigen Einholung der Genehmigung seitens der
Gläubigerversammlung behufs Vornahme bestimmter
Handlungen existirt für die Concursverwaltung, soweit
dieselbe in die erste Periode') ihrer Amtsthätigkeit bis

1) Vergl. ?tzm. lp»««, kaeo. Zl-i» Leu, 22,VIII 75 und das
Urtheil des St. Petersburger Commerzgerichts in der Sache ^ I e p u n, os i,.

2) Vergl, ^A»3'i, 4 ss-1» Neu, 17/11 75 n. 3. ? o p ui u.i o » a.
3) Ve.gl, unten § 12, VI.
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zum Zusammentritt der allendlichen Gläubigerversamm-
lung fallen, nicht. Nach diesem Zeitpunkte besteht ihre
Thätigkeit im Großen und Ganzen überhaupt nur noch
in der Ausführung der auf der genannten Versammlung
gefaßten Beschlüsse in Betreff der definitiven Verwerthung
der Masse und Befriedigung der Gläubiger.

2) Der gesammten Gläubigerschaft sowohl wie
auch jedem einzelnen der Creditoren steht das Recht zu,
über die pflichtgemäße Wahrung ihrer Interessen durch
die Concursverwaltnng bezüglich der Masse 'zu wachen,
welche jedem von ihnen gegenüber zur Ertheilung von
Auskünften') über die Lage der Masse verpflichtet ist
und denselben Einsicht in ihre Geschäftsführung behufs
besserer Informirung über den Stand der Dinge gestat-
ten muß. Die Concursverwaltung hat stets das Interesse
der gesammten Gläubigerschaft wahrzunehmen und darf
nicht den Vortheil einzelner Gläubigers zum Schaden
der übrigen besonders im Auge haben. Findet ein
Gläubiger sein Interesse nicht genügend vertreten'), so
kann er gegen die Concursverwaltung beim Concursge-
richte klagbar werden. Handelt es sich dagegen um
solche Maßnahmen derselben, welche für alle Gläubiger
schädliche Folgen haben können, fo können einer Gläu-
bigerverfammlung darüber Vorstellungen gemacht wer-
den, welche alsdann der Concursverwaltung die nöthi-
gen Vorschriften in der Sache ertheilt; hierher gehört
z. B. der Fall, wenn letztere einen Proceß, den der Ge-
meinschuldner vor der Concurseröffnung als Kläger be-
gonnen hat, nicht fortzufetzen beschließt'), und dieGläu-

1) Vergl. Art. 537 der Handelsproceßordnung.
2) Vergl. ?bm. I ^» , ^ . Naoo. ^- in, <üeii. 28/1 74,
3) Vergl. ?kiu. rpalil^, llnco. ^- in, O2. 22/XIII 75,
4) Vergl, ?Äm. rpüi««. K»oo, Z-in 6s2. 22/XIII 75,
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bigerversllmmlung ihren diesem Beschlusse entgegengesetz-

ten Willen erklärt.

3) Alle Ansprüche, die aus Geschäften und Hand-

lungen, welche die Concursverwaltung iunerhalb der

Grenze ihrer Befugnisse vorgenommen hat, hervorgehen,

sind auch den Gläubigern als den an der Masse zunächst

Berechtigten gegenüber verbindlich und daher aus der

letzteren zu befriedigen').

§ 10, Die Einsetzung der Concursverwllltnng.

l. Der Zeilpunltt äer Walll äer Eurntoren.

Der Zeitpnnkt für die Ginsetzung der Concursvcrwal-

tung wird vom Gesetze mit Rücksicht auf das Recht der Gläu-

biger auf ihrer Versammlung die Glieder derselben selbst zu

wählen, davon abhängig gemacht, wie schnell die einzelnen

Forderungen gegen den Gemeinschuldner beim Concursgerichte

angemeldet werden, I u r Berufung der ersten Gläubigeroer-

fammluug, auf der die Curatorm gewählt werden, muß näm-

lich der vereidigte Curator erst dann schreiten, sobald „der

der Summe (der Forderungen) nach größere Theil der Gläu-

biger in Person oder durch Vertreter erschienen ist"), d, h,

sobald die Forderungen derselben beim ConcurZgerichte ange-

meldet worden sind. I m einzelnen ist, zu bemerken:

1) Die Bestimmung der Major i tät der Forde-

rungsbeträge durch den vereidigten Curator setzt voraus,

daß von letzterem die Schulden des Cridaren soweit

möglich in Erfahrung gebracht und zusammengestellt

sind. Diese Bedingung ist zuerst mit der Anfertigung

1) Vergl. AN, 25 der Beii, V I I z. Art, 162 der Verordnung vom
9. Ju l i 1889.

2) Vergl. Art. 524 der HandelKproceßordnung,



der vorläufigen Bruttoabrechnung') erfüllt, so daß sich
als frühester Termin für die Berufung der ersten Gläu-
bigerversllmmlung der Zeitpunkt der geschehenen Accep-
tlltion der erwähnten Abrechnung durch das Concurs-
gericht ergiebt. Dabei greift jedoch noch folgende Ein-
schränkung Platz: ist zwar die größere Hälfte aller For-
oerungen jedoch von weniger als drei Gläubigern an-
gemeldet worden, so darf der vereidigte Curator eine
Gläubigerversllmmlung behufs Wahl von Curatoren
noch nicht berufen, wenn anders die Einsetzung einer
Concursverwaltung, deren Zustandekommen das Gesetz
unzweifelhaft als Regel verlangt, in diesem Falle nicht
unmöglich gemacht werden soll. Es folgt das aus dem
Art, 536 der Hanoelsvroceßordnung, welcher für den
Fall, daß nur zwei Gläubiger mit ihren Forderungen
erschienen sind, von der Bildung einer Concursverwal-
tung absieht und die Obliegenheiten derselben dem Con-
cursgerichte aufbürdet. Der vereidigte Curator wird
daher, so lange nicht mehr als zwei Creditoren ihre die
Majorität bildenden Forderungen angemeldet haben, die
Berufung der ersten Gläubigerversllmmlung bis zum
Erscheinen eines dritten Gläubigers hinausschieben müssen,
und werden die Folgen des Art. 536 erst eintreten
können, wenn bis zum Ablauf der für die Anmeldung
der Forderungen festgefetzten Frist ein dritter Gläubiger
seine Ansprüche nicht geltend gemacht hat,

2) Da nach Ablauf der für die Anmeldung der
Forderungen festgesetzten viermonatlichen Frist sämmt-
liche Gläubiger, die am Concursverfahren theilnehmen'),

1) Vcigl. OiipLH. c!n6. Kon. < ^ M 17/VIII ?S n. 8- ? k ? o -
> l kn » , 6/X 79 n, ß. H r ^ »l 2 ä r o , 15/X 76 I I I > n u i i n,.

2) Vergl. Art. 3435 der Beilage VI I zum Art, U>2 der Verordnung
vom 9. Jul i 1889.
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erschienen sind, und demnach von einer Major i tät der-

selben im Sinne des Art. 524 der Handelsproceßordnung

nicht mehr die Rede sein kann, so hat der vereidigte

Curator spätestens unmittelbar nach Ablauf der genann-

ten Frist, die erste Gläubigerverfammlung zu berufen.

!!. Die Form äer Berufung äer ersten Oläubigeioersammlung.

Die Hllndelsproceßordnung enthält keine Bestimmungen

darüber, auf welche Weise der vereidigte Curator die erste

Gläubigernersllmmlung zu berufen hat. Die Praxis kennt

einen doppelten Modus und zwar:

1) Durch Publication in den öffentlichen Blättern und

2) Durch Zustellung von Anzeigen an die einzelnen Gläu-

biger, die den Empfang derselben in einem Versendungs-

buche') zu quittiren haben.

Gegen die letztere Ar t der Benachrichtigung läßt sich

mit Recht einwenden, daß sie einmal bei weitem umständlicher

und kostspieliger ist und sodann nur denjenigen Gläubigern

gegenüber erfolgen kann, deren Adressen dem Curator bekannt

sind, so daß leicht Klagen von Gläubigern, die eine Anzeige

nicht erhalten haben, gegen den Curator einlaufen können.

Es wird sich daher stets ein? Bekanntmachung in den öffent-

lichen Blättern mehr empfehlen, wie dies z. B. für die Be-

rufung der allendlichen Gläubigerversammlung') vom Gesetze

ausdrücklich vorgeschrieben wird. Dabei muß nach der Praxis

des Senats 2) in analoger Anwendung der für die allendliche

1) Vergl. 0iipe«, Cii6. Nun. 67/I8, 19/lV 76 11. H. ? 0.11> i, oL k.
2) Vergl, Art. 6N8 und 506 der Handelsproceß-Ordnung, ferner Art,

8 der Beil. VI z. Art. 1400 der Ciuilproceh-Ordnung.
3) Vcrgl. ?tzlli, 4 ss-i». 0o2. 15/IV 76 ll. «. rma und 25/IV 77

i i . g. V s 2>l8, icoLa; Vergl. auch OiipeA. 6ii6. ko«, N ' M 2/VIII 77
II. H. I I 0 Xo « o 2 8,.

D°tp. Iur. Ttud. NO, II, «, 6
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Gläubigerversammlung vorgeschriebenen Regel') die öffentliche
Anzeige in den Zeitungen mindestens eine Woche vor dem
Versammlungstage stattfinden,

lll. Di« zur Tneilnanme an äer ersten Olnubigeroersammlung
öereHtißten Dersonen.

1) Abgesehen von der Person des vereidigten Curators ̂ ),
dessen Anwesenheit auf der Gläubigerversammlung unbedingt
erforderlich ist, sind grundsätzlich alle Concursgläubiger zur
Theilnahme an derselben berechtigt; nur wird dabei vom Ge-
setze «erlangt, daß sich die Creditoren als solche vorher beim
Concursgerichte durch Anmeldung ihrer Forderungen, deren
Existenz sie eventuell durch Beweismittel darthun müssen, legi-
timirt haben, d, h. nHHninkw i^sKU'wpi.i') sind. Nicht nöthig
ist es, daß die einzelne Forderung ihrem Ursprünge oder Um-
fange nach eine unanfechtbare fei, vielmehr berechtigen auch
streitiges Ansprüche gegen den Gemeinschuldner zur Theil-
nahme an den Wahlen auf der ersten Gläubigerversammlung,
und nur solche Forderungen, deren Existenz in keiner Weise
glaubhaft gemacht worden ist, sind bei Berechnung der Stimmen
auf der Versammlung nicht in Betracht zu ziehen-°).

1) Vergl. Art, 608 der Handelsproceß-Oidnung.
2) Veigl. ?1blli, 4 A-i», Os«, 4/XI 76 i i . H, I I I / o i o » » und

OllpLH, llll6, liON, V / M 11/V ?6 II, Ä. Ä l^UOL».
3) Vergl, ^icasii 4 ^-is. Ou. 11/XII 74 i i . H, 38,HA8p5l,

7/II 77 ii, F. ^ ,px» i«ß^ i>.
3) Veigl. Oiipe«. <ün6, Kon, v ^ » , 2 3 M 76 i i , g, V l l « » o L »,
4) Es folgt dies unzweiselhaft aus dem Art, 34 der Beil. V I I z. Art.

162 der Verordn, v. 9. Ju l i 89, wonach selbst noch auf der allendlichen
Gläubigerversammlung die im Prüfungstermine angefochtenen Forderungen
zur Theilnahme an derselben berechtigen,

, 5) Veigl. Samml. der Senatsentsch, 82,125, 80/224. I m Streitfälle
entscheidet das Concursgeiicht darüber, ob eine Conmrsforderung bei der
Wahl der Cursoren mitzuzählen ist, ohne jedoch dabei die Frage über die
Verität der Forderung definitiv, zu entscheiden.
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2) I m Gegensatz zur Handelsproceßordnung, die eine

besondere Kategorie von absonderungsberechtigten Gläubigern

nicht kennt, und daher alle anwesenden Gläubiger des Ge-

meinschuldners an der Wahl der Curatoren theilnehmen laß t,

unterscheiden die neuen in den Ostseeprovinzen geltenden Con-

cursgesetze scharf zwischen den sog, Concursgläubigern, die

Befriedigung ihrer Ansprüche nur im Concurse erhalten, und

den sog. abfonderungsberechtigten Creditoren des M m e i n -

schuldners, d. h, denjenigen, welche außerhalb des Concurses

aus bestimmten dem Cridcnen gehörigen Gegenständen befrie-

digt werden und daher auch von der Anmeldung ihrer For-

derung binnen der 4-monatlichen Frist befreit sind. Dabei

unterlassen es jedoch jene Gesetze zu bestimmen, ob die letzt-

genannten Creditoren') ebenso wie die Concursgläubiger auf

den Gläubigeroersammlungen das Stimmrecht haben oder

nicht. Diese Frage ist gemäß dem Wesen des Absonderungs-

rechtes, welches unabhängig vom Concursverfahren geltend

gemacht wird, zu verneinen: es wäre widersinnig einem Gläu-

biger, der an die Concursmasse keinerlei Ansprüche hat, den-

noch die gleichenVerwaltungs- und Verfügungsrechte über dieselbe

wie den Concursgläubigern, die einzig und allein aus derselben

befriedigt werden, einzuräumen. I m Einzelnen ist zu bemerken:

ll) Jeder Absonderungsberechtigte ist für die ihm zustehende

persönliche Forderung an den Cridaren zunächst ebenso

Gläubiger wie jeder andere, folglich auch zur An-

meldung feiner Forderung im Concurse berechtigt;

thut er dies, so erklärt er damit im Concursverfahren

Befriedigung für feinen Anspruch erlangen zu wollen

d. h. er wird Concursgläubiger und verzichtet') somit

1) Vergl. Art. 22 der Beilage VII z, Art. 162 der Verordnung vom
9. Jul i 1889.

2) Verql. deutsche Concursordnung v, 1877 § 57.
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auf fein Absonderungsrecht, dessen Geltendmachung

nur außerhalb des Concurses erfolgen kann,

d) Macht er dagegen seinen Absonderungsanspruch gel-

tend, so kann er seine Forderung zur Concursmasse

nur noch für den Betrag anmelden, der durch das

Abfonderungsrecht nicht gedeckt wird, d. h. er wird

für den Ausfall') Concursgläubiger und kann insoweit

auch auf den Gläubigerverfammlungen votiren.

3) Nach Art. 525 der Handelsproceßordnung fallen die
Curatoren von „allen" Gläubigern, welche ihre Forderungen
angemeldet haben, gewählt werden; die Zahl derselben kann
aber nie weniger als 3, und die ihnen zustehenden Forderun-
gen nicht weniger als die Hälfte aller Concursansprüche gegen
den Gemeinschuldner- betragen'). Hieraus folgt, daß eine
Gläubigerverfammlung nur dann beschlußfähig ist, wenn die
beiden erwähnten Bedingungen durch die auf der Versamm-
lung erschienenen Gläubiger oder deren Vertreter erfüllt sind.

4) Die Gläubiger versammeln sich behufs Wahl der
Curatoren im Gerichte; doch ist die Vornahme derselben im
Quartiere des vereidigten Curators, sofern nicht schädliche
Folgen für die Creditoren eintreten, nach Ansicht des Senats °)
kein genügender Grund um die geschehene Wahl anzufechten.
Geleitet wird die Versammlung vom vereidigten Curator,
welcher die Stelle eines Präsidenten*) einnimmt, dessen Er-
nennung durch die Gläubiger das Gesetz nicht vorschreibt.

1) Vergl. Motive zur deutschen Concuisoidnung v. 1877 Seite
1481 u. 1482.

2) Vergl. oben im Text; d, h. zu der Zeit der Berufung der eisten
Gläubigerveisammlung,

3) Vergl. Samml, der Senatsentsch, 80/224.

4) Veigl. Samml. der Senatsentsch, 82/125.
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lV. Die M«kl äer Euratoren unä eine« Präsiäenten.

1) Die Glieder der Concursverwaltung, bestehend aus

einem Präsidenten und mindestens zwei Curatoren werden

ausschließlich von den an der Versammlung theilnehmenden

Gläubigern') mit absoluter Major i tät der Stimmen gewählt;

berechnet wird die letztere nach den Forderungsbeträgen');

bei Stimmengleichheit gilt die Wahl als nicht zustandege»

kommen. Ueber die Ar t der Abgabe der Summen bestimmt

das Gesetz nichts, und es bleibt daher der Versammlung

überlassen einen bestimmten Modus dafür festzusetzen.

2) Gewählt werden sollen in erster Linie die Con-

cursgläubiger') selbst, nach ihnen auch dritte Personen ̂ ' ) ,

die sich dazu bereit erklärt haben. Um die Gläubiger selbst

soviel als möglich zur persönlichen Theilnahme an den Con-

cursverwaltungen zu veranlassen, schreibt die Handelsvroceß-

ordnung vor, daß Bevollmächtigte der Gläubiger oder solche,

die Cessionsurkunden haben, sowie auch dritte Personen gleich-

zeitig nicht mehr als in drei Concursen Präsidenten und Cu-

ratoren sein können °).

Auch der vereidigte Curator") kann nach der ausdrück-

lichen Bestimmung des Gesetzes in die Concursverwaltung ge-

wählt werden, namentlich als Präsident. Dagegen dürfen

Glieder des Concursgerichtes') in Folge der ihnen übertra«

1) Vergl, ktzm. 4 ll'ia c)6n«,i8, 20/III 74 i i . g. I l o p o 6 « o » »,.
1) Vergl. Oiipe«. 6ii0. Ko«. <^«n, 12/IV SS n, g. ^I 8, i ? x « » « ü.
1) Vergl. Oiipe^. 0n6. Non. 67M 3/III 70 ll, «. X 0 x n 0 L « x?>.
1) Vergl. OiipßH. Nuß. lloi«. 0 ^ a 31/IX 77 n. H. ^ l 6 « d N 2 l l .
1) Vergl. ?^m. <ü^^s6. NaR, 1873 r, n. H. K x 2 nsKu » s,.
2) Vergl. Art, 526 der Handelsproceßortmung.
3) Daselbst Art. 525.
4) Daselbst Art. 527,
5) Daselbst Al t . 540.
a) Daselbst Art, 529.
7) Daselbst Art. 542.
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genen Aufsicht über die Concursverwaltung in derselben nicht
Curatore sein. Ob Verwandte') des Gemeinschuldners eben-
falls passiv wahlfähig sind, wird im Gesetze zwar nicht aus-
drücklich erklärt, doch mutz diese Frage im Gegensatz zu einer
Entscheidung des 4, Departements des Senats vom 15/VI 75
in der Sache Tuchtin unbedingt ^ bejaht werden, weil die
Gläubiger, sobald sie einen Angehörigen des Cridaren wählen,
das nur in der Ueberzeugung thun, daß ihnen dadurch nicht
irgend ein Nachtheil erwachsen werde und als am meisten
interessirte Partei keine schädlichen Folgen von einer derartigen
Wahl befürchten.

Bestimmungen über die allgemeinen Erfordernisse, welche
zur Bekleidung des Amtes eines Präsidenten oder Curators
befähigen, fehlen in der Concursordnung. Es werden daher
hier ebenfo wie beim vereidigten Curator') die entsprechenden
Bestimmungen des I I I . Theils des Provincialrechts Geltung
erlangen. Doch kommt hier noch ein weiterer Umstand in
Betracht. Da die Concursverwaltung im Gesetze eine Behörde
genannt wird, welche die untere Instanz des Concursgerichtes
bildet, so müssen die Glieder derselben nicht blos zur Ueber-
nahme einer Curatel befähigt erscheinen, fondern auch den
Bedingungen entsprechen, von welchen nach Art, 200 und 201
der Gerichtsordnung die Uebernahme eines Iustizamtes ab-
hängig gemacht wird^).

Eine Pflicht zur Uebernahme des Amtes eines Curators
existirt hier ebensowenig wie beim vereidigten Curator.

1) Vergl. G u l d h a m m e r-Commentar zur preuh. Conc.-Ord. S. 395>.
2) Daß diese nur mit Stimmeneinheit gewählt werden können, wie

dies aus Onpsg, llii6. Kon, 6 7 M 25/IX 70 i i . g. U11 p 0 ll 0 » a und
2/XI 77 u, H, U k H h 112 «. hervorgeht, entbehrt jeder Begründung,

3) Vergl. oben,
4) Vergl. Oiiptzg. One, Ron. 0 ^ M 25/1 78 i i , H. ? i i « o H tz s L »,
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3) Nie Concursverwaltung constituirt sich unmittelbar
auf Grund der Wahl durch die Gläubiger und bedarf keiner
Bestätigung von feiten des Gerichts, Die Befugnisse des letz-
teren bestehen blos darin, die geschehenen Wahlen auf ihre
Gesetzmäßigkeit hin zu prüfen, auch ohne eine diesbezügliche
Beschwerde eines Gläubigers oder des Gemeinschuldners, und
falls eine Verletzung der Gesetze stattgefunden hat, eine neue
Wahl zu veranlassen.

4) Werden die Curatoren im Laufe von zwei Wochen
seit der ersten anberaumten Gläubigerversammlung gerechnet
nicht gewählt, so ernennt das Gericht') in Folge eines dies-
bezüglichen Berichtes des vereidigten Curators dieselben aus
den anwesenden Gläubigern. I m Einzelnen ist zu bemerken:

ll) Das Concursgericht ernennt die Curatoren nur dann,
wenn eine Wahl derselben überhaupt nicht zustande-
gekommen ist°), nicht auch wenn dieselbe ungiltig
war, in welchem letzteren Falle Neuwahlen vorzu-
nehmen sind.

d) Nur wenn nicht die gesetzliche Zahl von wenigstens
zwei Curatoren und einem Präsidenten gewählt wurde,
darf das Concursgericht ergänzende Ernennungen
vornehmen ^).

o) Wenngleich die Handelsvroceßordnung die gerichtliche
Ernennung der Curatoren aus der Zahl der Con-
cursgläubiger vorschreibt, so muß dem Concursge«
richte doch die Befugnis zuerkannt werden, eventuell
auch dritten Perfonen, die den gesetzlichen Anforde-
rungen genügen, das Amt eines Curators anzutragen.

1) Vergl, Art. 528 der Handelsprocehoidmmg,
2) Vergl. ?Älli. (Äs. (^'A8Sn. N»A. 1873 l , n. ^, 15 z- 3 n Ln o 2 «,.
3) Vergl. pÄlli. 3 H-iÄ O». 3/XII 74n, ^, L u A U ^ x i m » , und

4 V 77 i i . H. 13 », Ä »l k « oL »,
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5) Wird eine Concursverwaltung nicht eingesetzt'), so
wird der vereidigte Curator vom Gerichte mit der Erfüllung
der derselben obliegenden Aufgaben betraut; dabei können die
Gläubiger die Ersetzung des früheren Curators durch eine
andere Person beantragen.

§ 11 Die Thitigleit der Concmsverwaltnng.

l. 3m Allgemeinen.

1) Mi t dem Zusammentritte der Gläubigerschaft und
der Einsetzung der ConcurZverwaltung auf der ersten Gläu-
bigern ersammlung tritt der Concurs in dasjenige Stadium,
welches die definitive Feststellung und Realisirung der Masse,
die Prüfung der Forderungen und die schließliche Befriedi-
gung der Gläubiger zum Gegenstände hat. Das Concursge-
richt, welchem, wie bereits oben gesagt wurde, blos ein Auf-
sichtsrecht über das Verfahren verbleibt, wird von der un-
mittelbaren Theilnahme an demfelben befreit, und es gehen so-
wohl die Sorge für die definitive Ermittelung und Feststellung
der Masse sowie die Verwaltung derselben als auch die Lei-
tung des Concurses bis zu seiner Erledigung nunmehr auf
die Concursverwaltnng über. Nie Thätigkeit der letzteren ist
somit eine sehr ausgedehnte und umfaßt im einzelnen:

a) Die endgiltige Feststellung der Masse.
K) Die Verwaltung derselben bis zur Vertheilung unter

die Concursgläubiger.
o) Die Prüfung der angemeldeten Forderungen.
ä) Die Taxation der Masse und die Anfertigung einer

Distributionsliste.

1) Veigl. Art. 538 der Handelsprocehordnung u. Art. 15 der Beilage
VI z. Art. 1400 der Civilproceßordnung.
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e) Die Prüfung der Ursachen der Insolvenz und die
Bestimmung der Lage des Gemeinschuldners während
des Concursverfahrens,

f) Die Berufung der allendlichen Gläubigerversammlung
und Berichterstattung an dieselbe über die gesammte
Thätigkeit.

ss) Die Versilberung und Vertheilung der Masse.

2) Bevor zur Darstellung dieser verschiedenen Aufgaben
und Pflichten der Concursverwaltung im Einzelnen geschritten
wird, verdienen an dieser Stelle noch die Ar t der Geschäfts-
führung') sowie die Fassung der Beschlüsse') auf den Sitzun-
gen der Concursverwaltung kurz besprochen zu werden. Den
gesetzlichen Vorschriften über dieselben liegt im Wesentlichen
der Gesichtspunkt zu Grunde, daß die Concursverwaltung
eine Behörde ist und die untere Instanz des Gerichtes bildet.
I n dieser Eigenschaft tritt dieselbe mit sämmtlichen Gerichts-
und anderen Behörden in Relation'), hat ihr eigenes Siegel
und die erforderliche Anzahl von Geschäftsführern unter Auf-
sicht des Präsidenten. Ferner laufen alle die Concursmasse
betreffenden Sachen, Anträge und Relationen direct in die
Concursverwaltung ein; insbesondere ist auch von den Post-
anstalten die Correspondenz des Gemeinschuldners einem dazu
bevollmächtigten Gliede der Concursverwaltung einzuhändigen').
Das anläßlich der Masse im Concursgerichte befindliche Ac-
tenmllterilll wird ebenfalls übergeben, so daß seitdem sämmt-
liche Anmeldungen von Concursforderungen nur noch von
der Concursverwaltung anzunehmen sind, wobei jedoch nach
der Ansicht des Senats das Concursgericht den Vermittler

1) Vergl. Art, 532 und 535 der Handelsproceßordnung.
2) Daselbst Art. 533.
3) Vergl. ?tzm, 3 H-i» On, 28/11 73 n, A. X o x . i o s k i x i , .
4) Vcrgl. 0llps«. NiiS. Ilon, OMa n, H. X o x n o n i s x i , 31/171,
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abgeben kann. Ueber die Wahl des Geschäftslocals, in welchem
die Curatoren ihre Sitzungen abhalten, entscheidet der Präsi-
dent ^), welcher auch die Termine für dieselben bestimmt; sie
sind nach Tag und Stunde bekannt') zu machen, damit den
Gläubigern das Erscheinen in die Concursverwaltung behufs
Einsichtnahme in die Lage der Dinge ermöglicht werde. An
jeder Sitzung müssen wenigstens 3 Glieder der Concursver-
waltung theilnehmen; dieselben werden vom Präsidenten er-
öffnet und geschlossen. Letzterer hat die Ordnung der De-
batten ausrecht zu erhalten und dasür Sorge zu tragen, daß
über jede Sitzung ein Journal geführt werde, welches gleich
nach seiner Anfertigung von allen Gliedern der ConcurZver-
wllltung zu unterschreiben ist. Die Beschlüsse der Concurs-
verwaltung werden mit absoluter Majorität der Stimmen ge-
faßt und ausgeführt; bei Stimmengleichheit giebt die Stimme
des Präsidenten den Ausschlag. I m Übrigen werden dem
letzteren durch das Gesetz keine besonderen Befugnisse im Ver-
hältnisse zu den Curatoren beigelegt.

l l . Der Empfang He» KeHensHaft«beriHte« »nm oernäigten Guratni.

Alle Befugnisse des vereidigten Curators hinsichtlich der
Concursmllsse gehen mit der Einsetzung der Concursverwal-
tung auf die letztere über. Der Uebergang ist ein unmittel-
barer, denn weder das Concursgericht noch die Glaubiger-
versllmmlung ist dabei irgendwie betheiligt. Die Concursver-
wllltung ist verpflichtet im Namen der Gläubigerschaft vom
Curator Rechenschaft') für die Zeit seiner Verwaltung zu
fordern; letzterer ist gehalten dieselbe abzustatten. Der Rechen-
schaftsbericht muß enthalten:

1) Vergl. OiipeH. Nuß, Kon, (?XM 20/11 76 n, g. I ' o p i n n n a » »,
2) Veigl. Ollpßg. OiiS. lloiu. O^M 7/169 i i . ^, L n « c i p », i o 2 2.
3) Vergl. Art. 549 der Handelspiocehoidnung.
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1) Die Angabe alles dessen, wodurch die Concursverwal-
tung möglichst genaue Aufschlüsse über den Stand der
Activa und Passiva seit dem Zeitpunkte der erstmaligen
Inventur und dervorläuftgen Bruttoabrechnung erhält, und

2) Die Aufzählung der Maßregeln, die seit jenem Zeitpunkte
vom Curator zusammen mit den anwesenden Gläubigern
behufs Feststellung und Verwaltung der Masse getroffen
worden sind; namentlich muß über die etwa stattgefun-
denen Veräußerungen von Massesachen berichtet werden,
wobei zugleich die dazu erfolgte Autorisation durch das
Concursgericht nachzuweisen ist.

Nach erfolgter Rechnungslegung durch den vereidigten
Curator läßt sich die Concursverwaltung von demselben die
Masse, soweit sie sich in seiner Verwaltung befand, aushän-
digen. Ueber vorgefundene Versäumnisse und nachtheilige
Verfügungen des Curators ist der Gläubigerversammlung')
Bericht zu erstatten, die von sich aus eventuell beimConcurs-
gerichte eine Klage gegen den Verwalter erheben kann.

lü. Die enäyiltige Feststellung »nä Herbeisckaffnng äer Masse.

H. I m A l l g e m e i n e n ,

I. Die endgiltige Feststellung der Masse sowie die Her-
beischllffung der einzelnen noch ausstehenden Theile derselben
schließt sich unmittelbar an die Ermittelungen des vereidigten
Curators an, welche von der Concursverwaltung fortgesetzt
und ergänzt werden^)'). Die Thätigkeit der letzteren bestimmt

1) Veigl. Art. 550 der HanoclKproceßordnung,
2) Vergl, Art. 55l p, 2 der Handelsprocehurdnung,
3) Die Concursverwaltung kann sich jedoch dabei nicht auf die An-

gaben des Curators allein stützen, sondern muh selbstständig weitere Erkun-
digungen einziehen und überhaupt alle Angaben, die ihr über das in die
Masse fließende Vermögen gemacht werden, berücksichtigen. Vergl. ?^m.
4 ss.ill lls2. 2/III 76 «. Ä- ^Iß » e m I u , »l 1,.
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sich dabei nach den materiellen Vorschriften des Concursrechtes
über das in die Masse fließende Schuldnervennögen, und es
erscheint daher eine kurze Darstellung alles dessen geboten, was
den Bestand der Concursmasse ausmacht, um hieraus auf die
einzelnen behufs Feststellung der Masse von der Concursver-
waltung zu ergreifenden Maßnahmen zu schließen. I m Ein-
zelnen ist demnach zu bemerken:

1) Nach Art. 18 der Beilage V I I zum Art. 168 der Ver-
ordnung vom 9. Ju l i 1889 fließt in die Masse:
a) Alles Vermögen, das auf Grund der in dm baltischen

Gouvernements geltenden bürgerlichen Gesetze dem
Cridaren im Momente der Concurseröffnung gehört,
mithin alles bewegliche und unbewegliche Schuldner-
gut, Forderungen und Rechtes, einschließlich der be-
dingten, betagten und bestrittenen Ansprüche; aber
selbstverständlich immer nur, was einen Vermögens-
werth und einen Vermögenswerth auch für dritte
Perfonen besitzt, also nur Vermögensrechte, welche
von der Person des Schuldners getrennt noch einen
Werth behalten, und deren Ausübung durch die Con-
cursverwaltung zum Vortheile der Gläubiger möglich
ist, nicht also Ansprüche auf persönliche nur dem Ge-
meinschuldner oder feinen Angehörigen gegenüber
ausführbare Dienstleistungen'). Nicht in die Masse
gelangen blos:

«) Fideicommißgüter') und diejenigen Immobilien,
die nach den vor Erlaß des Gesetzes vom 29. Dec.

1) Ausgenommen das Recht des Nießbrauchs am Vermögen der
Kinder des Schuldners; Nergl. Art 2 und 19 der Neil. V I I zum Art. 1N2
der Verordnung vom 9. Ju l i 1889.

2) Veigl. Samml. der Senatsentscheidungen 80/279, 80/154, vergl.
auch Art. 66 der Neil. V I I .

3) Vergl, Art. 2562 des I I I , Th. des Prov.-Rechts.
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1841 diesbezüglich geltenden Vorschriften dritten
Personen in Pfandbesitz') gegeben sind.

<3) Diejenigen Mobilien, die nach Punct 1—8 und
10 des Art, 973 der Civilproceßordnung und
Art. 105 der Verordnung vom 9. Ju l i 1889
nicht beschlagnahmt werden können.

7) Diejenigen Sachen, die nicht zur Befriedigung
der Concursgläubiger sondern nach Art. 22 der
Beilage V I I zum Art. 162 der Verordnung
vom 9. Ju l i 1889 als Befriedigungsobjecte be-
stimmter Gläubiger dienen; dieselben gehören
nur insoweit in die Coneursmasse, als nach
Befriedigung der abfonderungsberechtigten Gläu-
biger aus dem Erlöse jener Sachen noch etwas
nachbleibt.

8) Diejenigen dem Gemeinschuldner zustehenden
Forderungen, die der Compensatio«^) mitCon-
curssorderungen unterliegen,

d) Das von dem Schuldner durch aufzuhebende Ver-
fügungen veräußerte Vermögens,

o) Das Vermögen, welches während des Concurses un-
entgeltlich an den Cridaren gelangt.

2) Was hiernach als Bestandtheil der Masse erscheint, das
hat die Concursverwaltung mit oder ohne Proceß zu-
sammenzubringen und sicherzustellen, im einzelnen ver-
dienen dabei eine eingehende Behandlung:
ll) Die Herbeischaffung derjenigen Werthe, welche vom

Gemeinschuldner auf Grund eines nach Stellung des

1) Veigl. Art. 1562 des I I I . Th. des Prov.-Rechts,
2) Vergl, Art. 16 der Beilage V I I zum Art, 162 der Verordnung

vom 9, Ju l i 1889,
3) Dllselbst Art. 7 -9 ,
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Antrages auf Concurseröffnung abgeschlossenen und
deshalb nichtigen Rechtsgeschäftes veräußert worden sind,

b) Nie Herbeischllffung des von dem Schuldner durch
aufzuhebende Verfügungen veräußerten Vermögens,

o) Die Ausübung des der Concursverwaltung zustehen-
den Wahlrechts bezüglich der Erfüllung von vor der
Concurserüffnung durch den Gemeinschuldner abge-
schlossenen Verträge.

3) Gleichzeitig mit dem Heranziehen der einzelnen noch aus-
stehenden Theile des Schuldnervermögens hat die Aus-
scheidung alles dessen zu erfolgen, was nicht in die
Masse fließt, und zwar:
ll) Durch Aussonderung der dritten Personen gehörigen

Werthe,
d) Durch Absonderung derjenigen dem Gemeinschuldner

gehörigen Gegenstände, die zur vorzugsweisen Befrie-
digung gewisser Gläubiger dienen,

I I . Um den im vorhergehenden Punkte (I) ihr gestellten
Aufgaben gerecht zu werden erhält die Concursverwaltung
das Recht in allen die Masse betreffenden Angelegenheiten
vor Gericht als Partei aufzutreten'), und zwar thut sie dies
in erster Linie als Bevollmächtigte der Gläubiger, ohne jedoch
damit den Charakter einer Behörde zu verlieren; derselbe tritt
blos insofern in den Hintergrund, als die Concursverwaltung
sich nicht wiederum durch einen Bevollmächtigten vor Gericht
vertreten lassen muß' ) ; sie hat zwar das Recht die Führung
der einzelnen Sachen vor Gericht einem Vertreter anzuver-
trauen, braucht dies aber keineswegs zu thun. Bereits an-
hängige Rechtssachen nimmt sie in der Lage') auf, in welcher

1) Vergl, Alt . 21 der Cwilproceßoidmmg.
2) Vergl. Sammlung der Senatsentsch. 77/285, 75/994.
3) Vergl. Art, 62? der Civilprocehordnung.
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sich dieselben zur Zeit der Concurseröffnung resp. der Wahl der
Curatoren befanden, je nachdem vor dieser letzteren der vereidigte
Curator in Gemeinschaft mit den anwesenden Gläubigern
nach der Insolvenzerklärnng bereits weitere Schritte in dem
betreffenden Rechtsstreite gethan hatte oder nicht

War der Rechtsstreit bereits vor der Publication der
Concurseröffnung und zwar gegen den Gemeinschuldner als
Beklagten entschieden worden, so wird die Beitreibung auf
Grund des dem siegreichen Kläger ausgereichten Vollstreckungs-
mllndats nicht ausgesetzt'), doch alle beigetriebenen und vor
der Publication dem Beitreibenden noch nicht ausgelieferten
Summen werden dem Concursgerichte vorgestellt und fließen
in die Concursmasse 2). Me Concursverwaltung kann als-
dann vom Gerichte die Auslieferung der Summe verlangen').

I I . D i e Herbe i scha f fung der vom Gemeinschu ld -
ner nach A n t r a g auf C o n c u r s e r ö f f n u n g ver-

äuße r t en Mafsestücke.

Der Zweck des Concursverfahrens verlangt, daß die
Handlungen des Gemeinschuldners keinen Einfluß auf das
durch die Concurseröffnung begründete Verhältniß der Con-
cursgläubiger zur Concursmasse ausüben können, nach welchem
die letztere zur ausschließlichen und gemeinschaftlichen Befriedi-
gung der Concursgläubiger dient. Diese Forderung wird
durch die Bestimmung des Art. 6 der Beil. V I I zum Art. 162
der Verordnung vom 9. Ju l i 1889 erfüllt, nach welchem die
Verfügungen des Gemeinschuldners, welche die Masse treffen.

1> Vergl. Art, 12 der Neil. V I zum Art. 1400 der Civilprocehordnung,
2) Diese Regel erstreckt sich nicht auf die Forderungen der Absonde-

rungsberechtigten; ihre Befriedigung wird nicht ausgesetzt, doch fließt der
nach derselben verbleibende Rest in die Masse.

3) Samml. der Senatsentscheidungen 84/82.
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nichtig l) sind und zwar nur den Concursgläubigern gegenüber.
Es folgt hieraus daß sich auf die Nichtigkeit, weder der be-
theiligte Dritte noch der Gemeinschuldner berufen kann, und
daß dieselbe nur in Vertretung des gemeinsamen Interesses
der Gläubiger, also nur von der Concursverwaltung geltend
gemacht werden kann^). Der Ausdruck ,pg,onop»«om»« muß
dabei im weitesten Sinne anfgefaßt werden, da das Gefetz
dem Gemeinschuldner jede Einwirkung auf die Masse unmög-
lich machen w i l l ; man hat daher unter demselben nicht blos
Rechtsgeschäfte oder thatsächliche Verfügungen zu verstehen,
sondern jede Thätigkeit") des Cridaren, welche rechtlich den
Concursansvruch der Concursgläubiger berührt ohne Rücksicht
darauf, ob sie für dieselben nachtheilig ist oder nicht. I m
letzteren Falle wird die Concursverwaltung die Thätigkeit des
Cridaren nicht zurückweisen, sondern durch Gutheißung und
Uebernahme der Folgen die Handlung ratihabiren. Die ge-
richtliche Verfolgung der Nichtigkeit durch die Concursver-
waltung ist durch die thatsächlichen Verhältnisse bedingt, unter
welchen die Nichtigkeit zum Schutze der Concursmasse ge-
braucht wird. Hat auf Grund der nichtigen Verfügung eine
Veräußerung von Mafsefachen stattgefunden, fo müssen die-
selben vindicirt resp. ihr Werth verlangt werden. I s t dagegen
die nichtige Verfügung des Crioaren noch nicht realisirt wor-
den, so wird die Concursnerwaltung die der Masse gegenüber
nichtige Forderung im Falle ihrer Geltendmachung im Prü-
fungstermine nicht weiter berücksichtigen, sondern den betreffen-
den Gläubiger mit feinem Ansprüche an den Gemeinschuldner
verweisen, gegen welchen derselbe zu Recht besteht.

1) Vergl, G a ß m a n n - N o l c k e n — Verordnung vom 9. Ju l i
1889 mit Motiven, deutsche Ausgabe Seite 220.

2) Vergl. deutsche Conmrs-Ordnung ß 6.
2) Veigl. Motive zur deutschen Concurs-Ordnung Seite 1378.
3) Vergl. preuh. Concms-Ordnung § 5. Daselbst weiden die ein-

zelnen Rechtshandlungen des Cridaren exemplificirt.
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0. D i e H e r b e i s c h a f f u n g des v o n dem G e m e i n -
schu ldner durch der A u f h e b u n g u n t e r l i e g e n d e

V e r f ü g u n g e n v e r ä u ß e r t e n V e r m ö g e n s .

Jede Verfügung des Gemeinschuldners über sein in die
Masse fließendes Vermögen ist, solange seine Insolvenzerklä-
rung beim Gerichte noch nicht beantragt worden ist, an sich
rechtsgültig. Die Unwirksamkeit derselben kann erst auf Grund
eines gerichtlichen Urtheils eintreten und zwar nur den Con-
cursgläubigern gegenüber, denen das Recht eingeräumt ist
Verfügungen des Gemeinschuldners, die von ihm vor Stellung
des Antrages auf ConcurZeröffnung getroffen wurden, in dem
Falle anzufechten'), wenn dieselben

1) absichtlich zum Nachtheile der Gläubiger vorgenommen
worden sind, und

2) diejenige Person, die sich diese Verfügung zu Nutzen
gemacht hat, an der Absicht des Schuldners theilge-
nommen hat.
Die Anfechtung bezweckt hiernach die Beseitigung des

Vermögensnllchtheils, welcher den Gläubigern durch die be-
treffende Verfügung entstanden ist und besteht in der Geltend-
machung der Unwirksamkeit der letzteren. Wenn das Gesetz
nur von der Gläubigerschast resp. den einzelnen Gläubigern
als den zur Erhebung der Anfechtungsklage Berechtigten spricht,
so ist hierin keineswegs eine entsprechende Einschränkung der
Vertretungsbefugnisse der Concursverwaltung zu erblicken;
denn das „ausschließliche" Recht zur nachträglichen Anfech-
tung einer in Frage stehenden Verfügung des Gemeinschuld-
ners wird den Gläubigern nur im Gegensatze zu diesem letz-

1) Veigl. Art, 7 der Beilage VI I zum Art, 162 der Verordnung u.
U. Ju l i 168».

1) Vergt. G l l ß m a n n - N o l k e n — die Verordnung vom 9, Ju l i
1889, deutsche Ausgabe mit Motiven Seite 221 u. 222.

1) Vergl. deutsche Conmrsordnung von 1877 § 22—25.

DoiP. 2ul, S». Bd, II, «. 10
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teren selbst und dem an der aufzuhebenden Verfügung betheiligten
Dritten eingeräumt, für welche die „Ausschließung" ihre rechtliche
Wirkung behält, nicht aber auch im Verhältnisse zur Con-
cursverwaltung. Letztere erscheint vielmehr wie in allen an-
dern mit der Klarstellung der Masse verbundenen Acten so
auch hier als gesetzliche Vertreterin der Gläubigerschaft und
hat nicht blos das Recht sondern auch die Pflicht für die
Gläubiger nachtheilige Handlungen des Gemeinschuldners an-
zufechten und das durch dieselben veräußerte Vermögen in
die Masse zurückgelangen zu lassen. I m Einzelnen ist zu be-
merken :

1) Je nach der Sachlage kann die Anfechtung
im Wege der Klage oder im Wege der Einrede gericht-
lich geltend gemacht werden. Da ferner der Antrag auf
gerichtliche Unwirksamkeitserklärung der Verfügung von
dem Antrage auf gerichtliche Feststellung der Folgen ver-
schieden ist, der letztere den ersteren voraussetzt, so können
beide Anträge getrennt') verfolgt werden. Wann letz-
teres geboten erscheint, hängt davon ab, ob die Folge
der Anfechtung in der Nichtrealisirung der Verfü-
gung oder der Zurückgabe eines aus dem Schuld-
nervermögen veräußerten Werthes ist. I m erste-
ren Falle hat die Concursverwaltung Alles erreicht,
wenn die Verfügung als unwirksam erklärt ist. I m
zweiten Falle muß sie die Folgen der Anfechtung durch
eine Klage geltend machen. Wenn die Aufhebung einer
Concursforderung in Frage steht, wird die ConcurZver-
waltung in der Regel die Geltendmachung derselben im
Concurse abwarten und dieselbe im Prüfungstermine
bestreiten, worauf je nach den Umständen die Anfechtung
im Wege der Einrede oder der Klage zu erfolgen hat.

1) Vergl, Motive zur deutschen Conmrs-Ordnung Seite 1413.
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je nachdem der betreffende Gläubiger die Feftstellungs«
klage erhoben hatte oder nicht. Die Eoncursverwaltung
kann nicht dadurch mittelbar die Anfechtungsklage er-
heben, daß sie zuerst auf Rückgabe der entäußerten
Sachen klagt und dabei als Grund anführt, daß die
betreffende Verfügung, auf Grund welcher die Veräuße-
rung stattfand, der Aufhebung unterliegt, denn hier wäre
eine den Art. 332 der Civilproceßordnung verletzende
Klllgeänderung zu erblicken.

2) Wahrend der Beweis des Vorhandenseins der
oben genannten zwei Bedingungen für die Anfechtbar-
keit der Handlungen des Cridaren in der Regel von der
die Aufhebung der Verfügung beantragenden Concurs-
verwllltung zu erbringen ist, wird die Absicht des Cri-
daren und des Dritten die Gläubiger zu benachtheiligen
dann vräsumirt'), wenn es sich handelt

s) um unentgeltliche Verfügungen im Laufe des letzten
Jahres vor Stellung des Antrages auf Insolvenz««

klärung,
b) um Vermögensveräußerungen an den Ehegatten und

Verwandte in ebenderselben Zeit,
«) wenn die Veräußerung 10 Tage vor der Antragstellung

erfolgt ist.
I n allen diesen Fällen hat derjenige, gegen dm

die Anfechtungsklage geht, das Nichtvorhandensein der
in Frage stehenden Voraussetzungen darzuthun.

3) Die Unwirksamkeitserklärung der Verfügung
erzeugt eine Verpflichtung des Anfechtungsgegners zur
Zurückgewährung') alles dessen, was er auf Grund der-

1) Vergl, Art. 8 u. 9 der Beil. V I I zum Art. 162 der Verordnung
von» 9. Ju l i 1889.

2) Daselbst Art, 10.

10»
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selben vom Gemeinschuldner erhalten hat; wenn derselbe
jedoch seine Gutgläubigkeit beim Empfang der an ihn
veräußerten Werthe beweist, hat er nur die augenblick-
liche Bereicherung herauszugeben. Kann er nicht die
veräußerte Sache oder das veräußerte Recht restituiren,
so muß er an die Masse den Werth derselben ersetzen.

v . D i e E r f ü l l u n g der vom Gemeinschu ldner
v o r der C o n c u r s e r ö f f n u n g abgeschlossenen

V e r t r ä g e .

I m Art, 11 der Beil. V I I zum Art. 162 der Verord-
nung vom 9. Ju l i 1889 wird der Einfluß desConcurses auf
die Erfüllung der durch ein Rechtsgeschäft des Gemeinschuldners
vor der Concurseröffnung begründeten persönlichen Verpflich-
tungen normirt; darnach steht es der ConcurZverwaltung zu
die Erfüllung derjenigen Verträge und Verbindlichkeiten, deren
Fortbestehen resp. Aufhebung nach Eröffnung des Concurses
über das Vermögen eines Contrahenten durch die Vorschriften
des I I I , Th. des Provincialrechts') nicht ausdrücklich bestimmt
wird, zu verweigern resp. zu bewilligen. Eine derartige Fassung
des Gesetzes erscheint jedoch zu allgemein, und es muß zwischen
den ein- und zweiseitigen Verträgen unterschieden werden.

1) Betreffend nun zunächst die einseitigen Ver-
träge^), so ist die Frage, welchen Einfluß der Concurs
auf dieselben hat, durch die Vorfrage bedingt, ob die
durch den einseitigen Vertrag begründete Verbindlichkeit
des Gemeinschuldners eine Concursforderung, das Recht
des Gemeinschuldners auf die Erfüllung der Verbind-
lichkeit des Dritten Theil der Concursmasse ist. Eine

1) Vergl. Art, 4003, 4018,4129, 4130, 4320 d. I I I Th. d. Prov.-Rechts.
2) Daselbst Art. 3106.
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Verbindlichkeit des Gemeinschuldners, welche nicht Eon-
cursschuld ist, eine Forderung desselben, welche nicht
Theil der Masse ist, kommt im Concursverfahren nicht
weiter in Betracht. Auf die Rechte des Gemeinschuldners
dagegen, also namentlich Forderungen, welche Theile
der Concursmasse sind, und auf dessen Verbindlichkeiten,
welche Concursschulden sind, übt der Concurs denjenigen
Einfluß aus, in welchem das ganze Wesen und der
Zweck des Concursverfahrens sich concentrirt. Die For-
derungenwerden von der Concursverwaltung zum Zwecke
der Befriedigung der Gläubiger geltend gemacht; die
vermögensrechtlichen Verbindlichkeiten des Gemeinschuld-
ners werden nur nach Maßgabe der Vorschriften der
Concursgesetze befriedigt. Damit ist auch die -Frage,
wie sich die Concursverwaltung hinsichtlich der Erfüllung
einseitiger Ansprüche gegen den Cridaren zu verhalten
hat, beantwortet; von einem Wahlrechte, wonach es der
Eoncursverwaltung gestattet wäre, die Erfüllung derar-
tiger Forderungen eventuell zuzusagen, kann nicht die
Rede sein, vielmehr erscheint sie verpflichtet die Erfüllung
einseitiger Verträge außerhalb des Concurses in jedem
Falle zu verweigern, so daß die Befriedigung der aus
ihnen hervorgehenden Forderungen stets nur durch das
Concursverfahren selbst erfolgen kann. Nach allem trifft
alfo die durch Art. 11 der Beilage V I I zum Art. 162
der Verordnung vom 9. Ju l i 1889 der Concursverwal-
tung eingeräumte Befugniß in keinem Falle die einseiti-
gen Verträge und hat somit nur Bedeutung für die
zweiseitigen')'). Doch sind von den letzteren wiederum

1) Velgl. deutsche Concursordnung s 15; Fuchs — deutsche Con-
cursPloceß-Ordnung S. 107. Veigl, jetzt 3l0S des l l l . Th, des Piov.-Rechts.

2) Motive zur deutschen Concuis-Ordnung Seite 67.
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diejenigen auszunehmen, welche von feiten eines Contra-
henten bereits erfüllt worden sind. Diese unterscheiden
sich dann nämlich in nichts von den einseitigen Verträ-
gen, fo daß die Concursverwaltung, wenn der Gemein-
schuldner geleistet hat, den Mitcontrahenten zur schul-
digen Gegenleistung anzuhalten, im umgekehrten Falle
dagegen die Erfüllung der Verbindlichkeit des Gemein-
fchuldners zu verweigern hat. Der Dritte kann dann
nach Maßgabe des Art. 12 der Beil. V I I entweder das
von ihm Geleistete zurückfordern oder aber feine For-
derung im Concursverfahren zusammen mit den andern
Gläubigern geltend machen.

2) Nach den obigen Ausführungen erhält das
Wahlrecht der Concursverwaltung bezüglich der Erfüllung
der von dem Gemeinschuldner vor der Concurseröffnung
gültig abgeschlossenen Verträge nur hinsichtlich derjenigen
zweiseitigen Verträge wirkliche Bedeutung, die weder
vom Cridaren noch vom Mitcontrahenten ganz oder
theilweise erfüllt') worden sind, denn nur in diefem
Falle wird die thatsächliche Erfüllung des Vertrages w
das Belieben der Concursverwaltung gestellt, welche da-
durch, daß sie ihrerseits den Vertrag erfüllt') auch vom
Mitcontrahenten die Gegenleistung verlangen kann.
Wann die Concursverwaltung sich für die Erfüllung
und wann dagegen entscheiden wird, ist reine Thatfrage
und ist im Wesentlichen von dem größeren oder gerin-
geren Vortheile abhängig, der durch die Erfüllung resp.
Nichterfüllung des Vertrages für die Masse erzielt wird.
So wird z. N. die Concursverwaltung in allen den

1) Es ist dies eine Thatfrage und nach dem bürgerlichen Rechte zu
entscheiden.

2) Vergl. Art. 3213 u. 3211 o. des Hl . 3h. des Prov.-Rechts.
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Fällen, wo der Gemeinschuldner zur Zeit der Concurs-
eröffnung seiner Verpflichtung bereits zum größeren
Theile nachgekommen war, während der Gegner noch
nichts geleistet hatte, sich für die Erfüllung entscheiden.
I m Einzelnen ist zu bemerken:

l,) I n allen Fällen, in welchen die Erfüllung des Ver-
trages nur durch die Person des Gemeinschuldners')
erfolgen kann, also der letztere zu einer Thätigkeit
verpflichtet ist, welche der Mitcontrahent nur von
diesem anzunehmen braucht, und wo daher der Ge-
meinschuldner bei der Erfüllung des Vertrages nicht
vertreten werden kann, kann von einem Wahlrechte
der Concursverwaltung nicht die Rede sein, da ihr stets
die exooptia noQ aäimplyti ooutraotns entgegensteht.
Da ferner der Gemeinschuldner nicht verpflichtet ist
die betreffende Leistung vorzunehmen, so erwirbt er,
im Falle er sie doch ausführt, die Gegenleistung nicht
für die Masse, da der Erwerb nicht durch den vor
der Concurseröffnung abgeschlossenen Vertrag sondern
durch die nach diesem Zeitpunkte gemachte Leistung
gemacht wird; dies wird insbesondere bei allen Dienst-
leistungen der Fall sein, ohne Unterschied ob sie sog.
«poi-8,6 illiberales sind oder nicht. Das Wahlrecht
der Concursverwaltung ist ohnehin gegenstandslos,
wenn ein auf eine Thätigkeit oder Unterlassung des
Gemeinschuldners gerichtete Verbindlichkeit schon vor
der Concurseröffnung in einen Schadensersatzanspruch
sich verwandelt hat; soweit dies nicht geschehen, ist
der Anspruch überhaupt kein Concursanspruch,

1) Vergl. F u c h s — der deutsche Concursproceß Seite 106 ff., Mo-
tive zur deutschen ConcurS-Oidnung S. 64.
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b) Nur wenn die Concursverwllltung ihrerseits den
Vertrag erfüllt, kann sie Erfüllung von dem anderen
Theile verlangen; damit soll nicht gesagt sein, daß
die Concursverwaltnng stets zuerst zu leisten hat,
denn dies bestimmt das bürgerliche Recht, Die Er-
klärung den Vertrag erfüllen zu wollen, bewirkt nur,
daß, wenn der Anspruch des Dritten sich später in
eine Schadensersatzforderung verwandelt, dieselbe als
Mllsseschuld') anzusehen ist. Die Concursverwaltung
hat die Leistung gleich dem Gemeinschuldner') zu er-
füllen. Konnte der Mitcontrahent Caution verlan-
gen, so muß die Concursverwllltung die Sicherheit')
leisten.

e) Das Verlangen der Erfüllung von der anderen Seite
fetzt selbstverständlich voraus, daß auch zum Vortheile
der Masse erfüllt werden kann. Andernfalls wird
die Concursverwaltung von dem Rechte keinen Ge-
brauch machen Erfüllung zu verlangen; es müssen
daher die Fälle ausgeschlossen werden, in welchen
nur an den Gemeinschuldner') oder an dessen Ange-
hörige und nicht an die Concursverwllltung als Ver-
treterin der Masse geleistet werden kann.

6) Damit der dritte Contrahent in der Lage sei seine
etwaige Entschädigungsforderung rechtzeitig zur Con-
cursmasse anzumelden, kann die Concursverwaltung
dadurch zur Ausübung ihres Wahlrechtes angehalten
werden, daß der Mitcontrahent beim Gericht die Fest-

1) Vergl. Art. 25, p. 2 der Beilage VII zum Art. 162 der Verord
nung vom 9. Ju l i 1889.

2) Veigl. ?Äii l. ic»eo. H-i» llß», 12/IX 74 n. ^.
3) Veigl. Motive zur deutschen Concursoidnung Seite 65 ff.
4) Vergl. oben im Text.
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setzung einer Frist') beantragen kann, in der die
Concursverwaltung zu erklären hat, ob sie den Ver-
trag erfüllen wi l l oder nicht.

V. A u s s o n d e r u n g .

Da das Verfügungs- und Verwaltungsrecht der Gläu-
bigerschllft sich nur auf das zur Masse gehörige „Vermögen
des Gemeinschuldners" erstreckt, so folgt hieraus für die Con-
cursverwaltung als Vertreterin der Gläubiger die Pflicht
Alles, was nicht dem Gemeinfchuldner gehört, aus der Masse
auszuscheiden, und bildet ihre dahin zielende Thätigkeit ein
zur Feststellung der Concursmasse gehöriges Geschäft. Um
ihr die Erfüllung dieser Ausgabe zu erleichtern, läßt das Ge-
setz alle Personen, welche die Aussonderung ihnen gehöriger
Gegenstände aus der Masse verlangen, ihre diesbezüglichen
Klagen beim Concursgerichte anzubringen und zwar binnen
der für die Anmeldung der Concursforderungen festgesetzten
Frist'), I n richten ist die Klage gegen die Concursverwal-

1) Vergl. Alt , 11 der Beilage V I I zum Art. 182 der Verordnung
vom 9. Ju l i 1889. Vergl. auch die Motive zur deutschen Concursoidnung :
die Nazwischentunft des Gerichts kann oft die Erledigung der Sache ver-
zögern; eine noch so kurze Erlllrungsfrift kann dem Mttcuntrahenten die
schwersten Verluste zufügen, und es müßte sich daher die Concursverwaltung
s o f o r t äußern, ob sie den Vertrag erfüllen wolle und Erfüllung verlange,
da sie ja doch die Verträge kennen muß. Vergl, auch deutsche Concurs-
Ordnung § 15.

2) Vergl. Art. 15 der Neil. V I I zum Art. l02 der Verordnung vom
9. Ju l i 1889. Daß diese Bestimmung eine glückliche ist, kann nicht behaup-
tet werden; die bloße Pflicht der Aussondeiungsberechtigten, ihre Ansprüche
diiect bei der Concursverwaltung anzubringen mußte genügen, und es wäre
die Erhebung einer Klage beim Gerichte erst im Falle einer Weigerung der
Concursverwaltung die verlangten Sachen herauszugeben, angezeigt; das
jedesmalige Anstellen einer Klage auch in den Fälleu, wo die Concursver-
waltung und die aussonderungsberechtigte Person sich über die Nusscheidun
bereits geeinigt haben, erscheint ganz unbegründet.
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tung, nicht etwa gegen die Gläubigerschaft, da erstere bei der
Besitzergreifung des Vermögens des C r i d a r e n , wozu allein
sie den Gläubigern gegenüber verpachtet war, aus Vorsicht
fremde Sachen mit in ihren Gewahrsam gebracht hat, was
sie bei klarer Sachlage unterlassen hatte. Als Gegenstand der
Aussonderung bezeichnet das Gesetz „Sachen"; die Frage, ob
blos Sachen im engeren Sinne, also körperliche Gegenstände,
gemeint sind, was nach dem Wortlaute der Art. 20 und 21
der Beilage V I I zum Art. 162 der Verordnung vom 9. Ju l i
1889 vermuthet werden könnte, muß mit Hinblick auf die
Motive') zum ersteren der genannten Artikel verneint werden,
worin unter den der Aussonderung unterliegenden Gegenstän-
den auch dingliche Rechte, z. B. das Erbpachtrecht, das dingliche
Mieth- und Pachtrecht genannt werden; insbesondere müssen
aber auch Activforderungen, deren getrennte Ausübung durch
den Cridaren in den Fällen der Stellvertretung und bei den
Inhaberpllpierm immerhin möglich erscheint, als Absonderungs-
gegenstände in Frage kommen: die Klage wird demnach bald
die dingliche bald die persönliche sein.

?. , A b s o n d e r u n g .

Gewissen Gläubigern wird durch das Gesetz vom 9. Ju l i
1889 das Recht auf vorzugsweise Befriedigung ihrer Forde-
rungen aus bestimmten zum Vermögen des Gemeinschuldners
gehörigen Gegenständen gewährt. Es findet zu dem Zwecke
eine Abfondernng der betreffenden Sachen von der Concurs-
mllsse statt, aus welchen dann die sog. Absonderungsberech-
tigten ') unabhängig vom Concursverfahren und getrennt von

1) Nelgl. G a h m l l n n - N o l t e n — Verordnung vom 9. Juli
l889 Seite 233.

2) Nergl. Art. 22 der Beilage VII zum Art. 162 der Verordnung
vom 9 Juli 1889.
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den persönlichen Gläubigern befriedigt werden. Allein eine
thatsächliche Gemeinschaft zwischen denselbm und den Ab-
sonderungsberechtigten existirt gleichwohl, da die ersteren einen
Anspruch auf Befriedigung aus dm den Absonderungsberech-
tigten verhafteten Theilen des Schuldnervermögens insoweit
haben, als dieselben nicht von den letzteren in Anspruch genommeu
werden. Es ist also dafür Sorge zu tragen, daß die Rechte
der persönlichen Gläubiger insoweit verwirklicht werden.
Daher wird die Concursverwaltung zu einer besümmten Thä-
tigkeit hinsichtlich der abgesonderten Theile der Concursmasse
außerhalb des Concursverfahrms verpflichtet. I m Einzelnen
ist zu bemerken:

1) Wer absonderungsberechtigt ist, erfährt die
Concursverwllltung hinsichtlich der hypothekarischen Gläu-
biger aus dm Grundbüchern. Die im Besitz der zu
ihrer abgesonderten Befriedigung dienenden Gegenstände
befindlichen Gläubiger dagegen wie z. B. Faustpfand-
gläubiger und Retentionsberechtigte sind nach Art. 17
der Beilage V I I zum Art. 162 der Verordnung vom
9. J u l i 1889 verpflichtet Anzeige von dm bei ihnen
befindlichen Sachen des Gemeinschuldners zu machen und
ihre Rechte an denselben darzuthun. Die Personen, die
aus einer an den Gemeinschuldner angefallenen Erbschaft
abgesonderte Befriedigung verlangen, müssen sich im
Erbschaftsverfahrm melden.

2) Die Init iat ive zur Absonderung geht entweder
von den absonderungsberechtigten Gläubigern durch Gel-
tendmachung ihrer Forderungen oder von der Concurs-
verwllltung aus; um nämlich der letzteren bei Feststellung
der Masse behülflich zu sein, gewährt ihr der Art. 24

1) Vergl. G l lßmann.No lcken — Verordnung vom 9. Juli
1889, deutsche Ausgabe Seite 236.
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der Beilage V I I zum Art, 162 der Verordnung vom
9. Jul i 1889 das Recht beim Gerichte die Anberaumung
einer Frist für den Verkauf der der Absonderung unter-
liegenden Gegenstände zu beantragen, damit nach Be-
friedigung der Abfonderungsberechtigten die eventuell
übrigbleibende Summe möglichst bald in die Concurs-
cafse gelange.

3) Das Verfahren behufs Verwerthung der der
Absonderung unterworfenen Objecte geht außerhalb des
Concurses seinen Gang, wie wenn kein Concurs eröffnet
worden wäre. Die Concursverwaltnng verfügt über
den den Absonderungsberechtigten verhafteten Gegenstand
wie über jeden anderen Theil der Masse und verwerthet
denselben wie andere Massestücke. Allein selbstverständ-
lich hat sie hierbei die ihr bekannten Pfand- und Re-
tentionsrechte der absonderungsberechtigten Gläubiger
zu achten und zu berücksichtigen wie der Gemeinschuldner
selbst; sie darf keine dieselben verletzende Verfügung
treffen. Diese Grenze ihres Verfügungsrechtes bestimmt
das bürgerliche Recht. Wil l z. B. die Concursverwal-
tung auf Grund des oben erwähnten Art. 24 eine vom
Gemeinschuldner rechtsgültig verpfändete Sache, an der
demnach ein Absonderungsanfpruch besteht, veräußern,
so kann sie dies nach Art. 1449 des I I I . Th. des Pro-
vincialrechts nur gegen Sicherstellung des betreffenden
Pfandgläubigers durch öffentlichen Verkauf thun. Die
Aufgabe für die Feststellung der Masse zu sorgen giebt
der Concursverwaltung die Direktive ihres Handelns
bei Veräußerung der Absonderungsobjecte; sie thut dabei
für die Befriedigung der Absonderungsberechtigten von
Amtswegen nichts, sondern nur das muß geschehen, was
zur Abwendung einer Verletzung der Rechte derselben
erforderlich ist.
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lV. Die V«rwul»un» ä« Masse.

I. Für die Verwaltung') der Masse durch die Con-
cnrsverwllltung gelten im wesentlichen dieselben Grundsätze,
welche auch für den vereidigten Curator °) maßgebend waren.
Nur ist die Stellung der Concursverwattung eine viel unab-
hängigere sowohl dem Gerichte °) gegenüber als auch im Ver-
hältnisse zu den Gläubigern').

II. Zur Veräußerung der Masfestücke ist die Concurs-
verwaltung in der Regel erst in Folge des ihr dazu ertheilten
Auftrages der allendlichen Gläubigeroersammlung befugt. Eine
Ausnahme tritt nur in folgenden Fällen ein:

ll) M i t Genehmigung des Gerichtes darf die Concursver-
wllltUNg
1) die der Absonderung unterliegenden Massestücke zum

Herkaufe bringen und aus dem Erlöse die absonde-
rungsberechtigten Gläubiger befriedigen'),

2) nach Analogie der dem vereidigten Curator einge-
räumten Befugnisse verderbende Sachen veräußern'),

3) dem Gemeinschuldner die für seinen und seiner Fa-
milie Unterhalt') von der Gläubigerschaft festgesetzte
Summe verabfolgen,

4) die Bezahlung der auf den zur Masse gehörigen
Immobilien ruhenden Abgaben betreiben.

k) Selbstständig entscheidet die Concursverwaltung über
die Verausgabung von Massegeldern zur Bestreitung

1) Vergl. Art. 55^ der hllndelsftroceßordnung.
2) Siehe oben im Text.
3) Siehe oben im Text.
4) Siehe oben im Text.
5) Vergl. Art, 24 der Beil. VII zum Art. 162 der Verordnung vom

9. Juli 1888.
0) Veigl, OllpsA. NnS. üo«. ll/M 8/II 7 8 u . g . H ,2gpesN» .
7) Vergl. Art. 523 der Handelsproceßordnung; Vcigl. auch ?«»Ii>

4 ^-ikl Neu, 10/III 74 u, Ä- ll « n » pe 2 « o.
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der mit der Verwaltung der Masse und Leitung des
Concurses verbundenen Kosten. Doch kann sie auch die
Gläubiger auf einer vorläufigen Versammlung derselben
um Aussetzung einer bestimmten Summe zu genanntem
Zwecke angehen, bleibt jedoch in diesem Falle in gleicher
Weise der allendlichen Gläubigerversammlung verant-
wortlich ' ) , auch wenn sie nicht mehr als die ihr aus-
gesetzte Summe verausgabt hat.

V. Die Prüfung ä<e angemtlä«t<» <lo«n»r»soiä«rnn8«n.

Nur diejenigen Forderungen, welche innerhalb der Frist
von 4 Monaten seit der Concurseröffnung angemeldet worden
sind, finden im Concursverfahren Berücksichtigung. Die Con-
cursverwaltnng trägt dieselben gleich nach ihrer Anmeldung')
versehen mit der Unterschrift und dem Siegel der Curatoren
in das Schnurbuch ein und zwar mit Angabe

1) des Rechtsgrundes der Forderung,
2) der Summe derselben und
3) der Classe, in der der Gläubiger Befriedigung verlangt') ').

Die Prüfung der Forderungen findet spätestens 14 Tage
nach Ablauf der für diefelben festgesetzten 4-monatlichen Mel-
dungsfrist in einer öffentlichen Sitzung der Concursverwaltung
statt"). Während hierbei nach der Handelsproceßordnung
der Concursverwaltung mit Rücksicht aus die ihr gesetzlich

1> Vergl. I«8,3i> 4 H-i», llßn, 5/VI 79 u. ^. H in ep r » s s,
2, Vergl, ^«8,31.4 ̂ - i» Ceu. 29/1177 ll. H.A. N« , l l « s i iRo l l » l .
3) Vergl. Art. 26 der Beilage VII zum Art. 162 der Verordnung

vom 9. Juli 1889.
4) Außerdem wird zweifellos auch der Tag des Einganges der An-

meldung, die Angabe der Beweismittel, die spätestens 14 Tage nachher ein-
zuliefern sind, sowie der Name des etwaigen zur Anmeldung Bevollmächtig-
ten zu vermerken sein,

5) Vergl, Art. 27 der Neil. V I I zum Art, 162 der Verordnung vom
9. Ju l i 1889.
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beigelegte Eigenschaft einer Behörde und unteren Instanz des

Concursgerichtes das Recht zustand jede Forderung in einem

Bescheide, welcher die Revision der allendlichen Gläubigerver«

fammlung resp. in Folge einer erhobenen Beschwerde auch

des Concursgerichtes unterlag'), für strittig oder unstrittig zu

erklären, sind durch das Gefetz vom 9. J u l i 1899 die auf die

Prüfung und Feststellung der Concursforderungen bezüglichen

Bestimmungen wesentlich modificirt worden, und hat dement-

sprechend auch die Stellung derConcursverwaltung i m Prüfungs-

verfahren eine bedeutende Aenderung erfahren. Maßgebend

war dafür der Gesichtspunkt, daß die in der Regel aus der

Zahl der Gläubiger gebildete Concursverwaltung eine bei der

Prüfung der Forderungen und Entscheidung über die Liqui-

dität derselben interessirte Parte i ' ) ist und man deswegen von

ihr ein unparteiisches Verhalten zur Frage über die Str i t t ig-

oder Unstrittigteit der Forderungen ebensowenig erwarten

könnte als'von der allendlichen Gläubigerversammlung, welcher

später die Bestätigung der für unstrittig erklärten Forderun-

gen oblag. Demnach ist der Concursverwaltung die Ent-

scheidung darüber, ob eine Forderung als strittig oder un-

strittig zu gelten hat, entzogen und dem Concursgerichte über-

tragen worden, und besteht die Ausgabe der ersteren nunmehr

in der bloßen Entgegennahme der Einwände von feiten

der Gläubiger gegen die angemeldeten Forderungen und der

dem entsprechenden Feststellung des factifchen Unterschiedes

zwischen den im Prüfungstermine angefochtenen oder nicht

1) Es lichtete sich dies darnach, je nachdem die Forderung für unstrittig
oder strittig eiNärt worden war, da im ersteren Falle eventuell die Rechte aller
übrigen Gläubiger verletzt waren, im letzteren dagegen nur das des be-
treffenden Gläubigers, um dessen Forderung es sich gerade handelte, und
der daher auch allein zur Erhebung einer Beschwerde beim Concuisgerichte
befugt war.

2) Vergl. G a ß m a n n - N o l c k e n — die Verordnung vom 9. Ju l i
1889, deutsche Ausgabe, S. 239.
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angefochtenen Concursforderungen, sei es daß der Rechtsgrund
derselben oder ihr Betrag oder die verlangte Befriedigung
in der ersten Classe der Gegenstand der Anfechtung ist. I m
Einzelnen ist zu bemerken:

1) Alle Gläubiger, die ihre Forderungen ange-
meldet haben, werden aufgefordert') zum Prüfungster-
mine in der Sitzung der Concursverwaltung zu er-
fcheinen, ohne daß jedoch die Beschlußfähigkeit derselben
durch das Erscheinen einer bestimmten Zahl der Credi-
toren bedingt wäre. Den Vorsitz in der Sitzung hat
der Präsident der Concursverwaltung oder einer der
Curatoren. Der Gemeinschuldner ist verpflichtet der
Sitzung beizuwohnen und auf Wunsch Erklärungen zu
den einzelnen Forderungen zu geben. Alle zur Beur-
theilung der Forderungen dienenden Materialien wie
z. B. die Geschäftsbücher des Gemeinschuldners, die zu-
gänglichen Proceßacten u. s. w. sind möglichst bereit zu
halten.

2) Der Vorsitzende bringt jede der in das Schnur-
buch eingetragenen Forderungen nach der Reihenfolge
ihrer Eintragung zur Verhandlung; letztere ist keine
Proceßverhllndlung im Sinne der Civilproceßordnung,
da weder ein Rechtsstreit noch Parteien vorhanden find,
noch auch eine Entscheidung gefällt werden soll, weshalb
auch über die Forderung eines auf der Sitzung nicht
erschienenen Gläubigers verhandelt wird. 'Der Präsi«
dirende ertheilt alle nothwendigen Auskünfte über jede
Forderung, nimmt die Erklärungen der anwesenden
Gläubiger entgegen und hat im Vereiu mit den Cura-
toren in pflichtgemäßer Wahrung der Interessen der

1) Vergl. Alt. 23 der Beil, VI I zum Art. 162 der Verordnung vom
9. Jul i 1889.
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Gläubigerschaft und des Gemeinschuldners jede einzelne

Forderung sowohl nach ihrer Verität als nach ihrem

etwaigen Vorrechte zu prüfen. Das Resultat der Prüfung

vermerkt er im Schnurbuche, Ueber die anerkannten

Schulden, d, h. diejenigen, welche weder von der Con°

mrsuerwaltung noch einem von den auf der Sitzung

erschienenen«Gläubigern oder ihren Vertretern angefoch-

ten')^) worden sind, wird ein besonderes Verzeichniß

aufgestellt, welches von den Gliedern der Concursoer-

waltung und den anwesenden Gläubigern unterschrieben

wird. Dasselbe hat sowohl hinsichtlich des Betrages als

auch der Befriedigungsclasse für alle Concursgläubiger

bindende Kraft und unterliegt nicht der Beschwerde').

3) Die angefochtenen Forderungen müssen im

Laufe einer dreimonatlichen Frist vom Prüfungstermine

an gerechnet zur Anerkennung") gebracht werden, wobei

die Klage bald von. der anfechtenden Partei auf Un-

wirksamkeitserklärung der Concursforderung bald vom

Anfechtungsgegner auf Anerkennung erhoben werden, je

nachdem die Forderung durch Dokumentes, welche die

Verität derselben vermuthen lassen, gestützt wird oder nicht.

1) Die Stellung der Concursverwaltung und jedes einzelnen Gläu-
bigers im Prüfungsverfahlen entspricht hiernach der des Contradictors im
gemeinrechtlichen Concurse, mit dem allein über die Liquidität verhandelt
wurde, wenn auch die Gläubiger die Rechte von Streitgcnossen haben, Vergl.
B a y e r — Concursproceß ß 42, § 38 Nr. 6. SchnePPe — Concurs
der Gläubiger § 97—102.

2) Der Widerspruch des Gemeinschuldncrs ist ohne Einfluß auf die
Frage der Feststellung,

3) Verssl. Art 32 der Neil. VI I zum Art, 162 der Verordnung vom
9. Jul i 1889.

4) Daselbst Art. 3 l ,
5) Vergl, Art. 3l der Neil, VII und Art 585 der Handelsproceß-

Ordnung.
Doip, Iur, Sind, Vd, I>, 2. 11
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Vl. Die Willigkeit äer Euncurzverwaltung nnck Kerusung äer
allenäliHen Oläubigeroersammlung,

Nach Ermittelung des activen und passiven Vermögens

des Gemeinschuldners sowie nach erfolgter Schätzung') der

Masse schreitet die Concursverwaltung zur Abfassung einer

allgemeinen Abrechnung und zur Anfertigung eines vorläufigen

Vertheilungsvlanes, womit sie den ersten u5d größeren Theil

der ihr obliegenden Aufgaben erfüllt hat. I h r e gesammte

Thätigkeit wird nämlich dadurch, daß nunmehr die allendliche

Gläubigerversammlung 2) als bestimmendes Element in das

Verfahren eintritt, in zwei Abschnitte geschieden, von denen

der zweite die Versilberung und Verwerthung der Masse sowie

ihre Vertheilung unter die Gläubiger zum Gegenstande hat.

Am deutlichsten tritt diese Scheidung darin zu Tage, daß, be-

vor die Concursverwaltung in ihr zweites Geschäftsstadium

tritt, sie über alle von ihr im ersten Stadium getroffenen

Maßnahmen der genannten Gläubigerversammlung genaue

Rechnung ablegen muß. I m Einzelnen ist zu bemerken:

1) Die Rechnungslegung umfaßt:

ll) Einen genauen Bericht über alle (mit alle) mit der

Klarstellung der Vermögenslage des Gemeinfchuldners

zusammenhängenden Handlungen °) sowie über das

dabei gewonnene Resultat durch Abfassung einer all-

gemeinen Abrechnung'); die letztere muß enthalten

das Verzeichniß der Schulden mit Angabe des Re-

sultates ihrer Prüfung sowie das Verzeichnis der

zur Activmasse gehörigen Gegenstände und zwar des

Baaruermögens, der noch unveräußerten beweglichen

1) Vergl, Art, 595 der Handelsproceßordnung,
2) Daselbst Art, W6—608 und Art, 84 der Beilage VII zum Art.

162 der Verordnung von 1881.
3) Vergl. Art, Ni l der Handelsftr.-Ordnung,
4) Dafelbst Art, 596 und 597,
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und unbeweglichen Vermögenswerthe und der noch
nicht beigetriebenen Schuldforderungen,

d) Die Vorstellung eines vorläufigen Befriedigungsvlanes')
welchen die Concursverwaltung gemäß den in den
Art. 35—38 der Beil, V I I zum Art. 162 der Ver-
ordnung vom 9. Jul i 1889 enthaltenen Nestimmungen
über die Reihenfolge, in der die einzelnen Concursfor-
derungen zur Befriedigung gelangen, anzufertigen hat.

o) Ein Gutachtens über die Ursachen der Infolvenz,
welche letztere von der Concursverwaltung entweder
für eine unglückliche oder aber für einen leichtsinnigen
resp. böswilligen Bankerott erklärt wird.

2) Ueber alle diese Vorlagen tritt die allendliche
Gläubigerverfllmmlung in Berathung'). Ergeben sich
bei der Prüfung derselben nicht irgendwelche Versäum-
nisse oder fehlerhafte Angaben der Concursverwaltung,
so werden sie durch einen Beschluß der Versammlung
bestätigt'), welche alsdann endgültig über den Modus
und Termin des Verkaufes der noch unveräußerten
Masfetheile sowie die Befriedigung der Concursforde-
rungen beschließt') I m entgegengesetzten Falle jedoch
verfügt die Gläubigerversammlung entweder blos die
etwa nochwendigen Abänderungen und Ergänzungen °)
oder aber sie trägt beim Zutagetreten von Mißbräuchen')
in der Geschäftsführung der Concursverwaltung auf
Bestrafung der Glieder derselben beim Concursgerichte
an, indem sie zugleich die Curatoren, ausgenommen den

1) Vcrgl. Art. 5>U« und 598 der Handclsprocchurdimng.
2) Daselbst Art, «04.
3) Daselbst Art. «12,
4) Daselbst Art, aiü.
5) Daselbst Art. NI5.
6) Daselbst Art, «13.
7) Daselbst Art. 6l4.
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Präsidenten, der auf Antrag der Versammlung vom
Gerichte zu entlassen ist, ihres Amtes entsetzt. Die
Verwerthung und Vertheilung der Masse wird alsdann
einer neuzuerwählenden Concursuerwaltung ') übertragen,

3) Die Concursverwaltung hat sich bei der Ver-
silberung der Masse und der allmäligen Befriedigung
der Gläubiger strict nach den Beschlüssen der Gläubi-
gerversammlung zu richten, namentlich was den Verkauf
der Mllssesachen betrifft, die unabhängig von den in
den Art, 1132—1160 der Civilproceßordnung enthal-
tenen Regeln über die öffentliche Versteigerung eines
mit Arrest belegten Vermögens gemäß den Anordnun-
gen der Gläubigerversllmmlung zu veräußern °) sind.
Dadurch erhält die ganze Stellung der Concursverwal-
tung in diesem Abschnitte des Verfahrens im Vergleich
zu derjenigen, welche sie in dem ersten Theile ihrer Ge-
schäftsführung einnahm, den Charakter der Unselbststän-
digkeit und Abhängigkeit, und erscheint die Concursver-
waltung als das bloße Executivorgan der Gläubiger-
versammlung, auf welcher die Gläubiger von dem auf
sie übergegangenen Verfügungsrechte über das Schuld-
nervermögen den ausgedehntesten und unmittelbaren Ge-
brauch machen. Dementsprechend kann von einer ein-
gehenderen Besprechung der auf die Verwerthung und
Vertheilung °) der Masse hinzielenden Thätigkeit der
Concursverwaltung abgesehen werden. I m Einzelnen
ist blos zu bemerken:

»,) Die Befriedigung der Concursforderungen geschieht
sobald als möglich und zwar zunächst aus dem vor-

1) Vergl, Art, 6Il> der Handelsproceßordnmig.
2) Vergl. Sammlung der Tenatscntsch, 82,67 u. Emsch, des Ciu,-

Cllss,-Dep, des Senats r, 27/11 75 u, d Sache K r n p o t k i n .
3) Vergl. Art. 617 u. 618 der Hanoclspruceßordnung u, Art, 35,

39 u. 40 der Neil, VI I zum Art. 162 der Verordnung vom 9. Ju l i 188».
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handenen Baarvermögen; zuerst werden die Schulden
der ersten Classe befriedigt, alsdann die der zweiten
Pro rata; die letzteren werden jedoch allmälig ent-
sprechend dem Einlaufen der Baarbeträge zu 10?«
der ganzen Schuldsumme getilgt, es sei denn daß die
Gläubiger sich nach dem Vertheilungsplane mit einem
noch geringeren Procentsatze begnügen müssen, in
welchem Falle die Auszahlungen aus der ganzen aus
der Masse erlösten Summe mit einem Male gemacht
werden. Bei unverzinsten noch nicht fälligen Forde-
rungen wied das iutsi'usurium nach der H o f f -
mann'schen Methode') berechnet und in Abzug ge-
bracht. Die Befriedigung von susvensivbedingten
Forderungen wird ausgesetzt bis zum Eintritte der
Bedingung; das gleiche geschieht mit den Schulden
der ersten und zweiten Classe, deren Gültigkeit oder
Betrag angefochten sind, bis zur endgültigen Ent-
scheidung des Gerichts, es sei denn, daß dieselben zu
den in den v. 1—4 des Art, 31 der Beilage V I I
zum Art, 162 der Verordnung vom 9, Ju l i 1889 er-
wähnten gehören, Forderungen, deren Zugehörigkeit
zur ersten Classe angefochten ist, werden vorläufig in
der zweiten Classe befriedigt. Die für die angefoch-
tenen und suspensivbedingten Forderungen zurückbe-
haltenen Beträge müssen von der Concursverwaltung
in der Reichsbank oder deren Filialen verzinslich an-
gelegt^) werden,

d) Die Herbeischaffung einzelner noch ausstehender
Mllssetheile, insbesondere der Beitreibung von Schuld-
forderungen des Gemeinfchuldners muß die Concurs-
verwaltung mit allen zulässigen Mitteln fortsetzen.

is Vergl. Art. 3510 des I I I , Th, des Prov,-Rechts.
2) Vergl. Alt, «18 und 543 der Handelsvroceßordimng.
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Ist ein Schuldner des Cridaren zugleich Concurs-
gläubiger, so kommen die in den Art. 3545—3558
des I I I . Th. des Provincialrechtes enthaltenen Be-
stimmnngen über die Compensatio zur Anwendung,
wobei jedoch auch Forderungen, deren Gegenstand
nicht eine Summe Geldes bildet und deren Termin
noch nicht eingetreten oder Suspensivbedingung sich
noch nicht erfüllt hat, compensabel') sind. Fraglich
erscheint blos, ob dies ausgedehnte Compensations-
recht nur zu Gunsten der Concursgläubiger gegenüber
den Ansprüchen des Gemeinschuldners besteht, oder
aber auch die Concursverwaltung im Interesse der
Masse gegen eine angemeldete Concursforderung von
demselben Gebrauch machen kann^). Nie Frage er-
hält namentlich im Falle der Unsicherheit des zah-
lungspflichtigen Concursgläubigers practischen Werth
und muß bei der Unbestimmtheit des die Compen-
satio« im Concurse normirenden Art. 16 der Beilage
V I I zum Art. 162 der Verordnung vom 9. Ju l i 1889
zu Gunsten der die Masse vertretenden Concursver-
waltung entschieden werden. Um einen unnützen
Rechtsstreit zu vermeiden muß die Concursverwaltung
auch zur freiwilligen Eompenfation einer Forderung
des Gemeinschuldners mit einem Concursanspruche
berechtigt erscheinen, wenn das Recht des Gläubigers
die Aufrechnung zu verlangen ein unanfechtbares
und unzweifelhaftes ist; sonst wird sie im Interesse
der Gläubiger stets eine gerichtliche Prüfung der
Forderung des Gläubigers durch Geltendmachung
des Anspruches des Gemeinfchuldners, auf welche der

1) Vergl, Art. 1U der Beilage VI I zum Art. U>2 der Verordnung
vom 9. Ju l i 1889,

2) Vergl. deutsche Concursordnung § 47.
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Gläubiger mit der Compensationsrede antwortet,

veranlassen.

§ 12. Die Haftung der Glieder der Csucursverwaltung.

Die Glieder der Concursuerwaltung haften aus der ge-
meinschaftlich geführten Verwaltung nach denselben Grund-
sätzen wie mehrere vereidigte Curatoren'). Darnach haben
sie jeden Schaden in Folge eines auch nur geringfügigen Ver-
sehens )̂ zu ersetzen, wobei die Klage, da die Haftung eine
solidarisches ist, sowohl gegen jeden einzelnen Curator als
auch die Concursverwaltung in ihrem ganzen Bestände ge-
richtet werden kann. Die Haftungsvsiicht erreicht ihr Ende
erst nach avvrobirter Rechnungslegung gegenüber der allend-
lichen Gläubigerversammlung,

§ 13. Die Endigung der Thätigkeit der Concursverwaltnng
und das Ausscheiden einzelner Glieder aus derselben.

I. Die Thätigkeit der Concursverwaltung erreicht ihr Ende
1) definitiv durch das Aushören des Concurs-

verfahrens, fei es wegen Aufhebung desselben oder wegen
Abschluß des Concurses nach Vertheilung der gesamm-
ten Masse unter die Conmrsgläubiger. I m letzteren
Falle gestattet jedoch das Gesetz") „um eine nutzlose
Fortsetzung der Concursverwaltung zu vermeiden" dann
eine Ausnahme, wenn die Beträge einzelner unbedeu-
tender') zur Masse gehöriger Forderungen des Gemein-
schuldners bisher nicht beigetrieben werden und daher
auch nicht vertheilt werden konnten. I n einem solchen

1) Siehe oben im Text.
2) Vergl. Art. 55,2 der Handeisproccß-Oidnung.
3) Veigl. Oiipy^. Cll0, Kon, o^H», 12/IX 69 i i . ss. I I I 2 ^ p n,,

^iLepMA' ^«»<!0>ii, 4 ^,-1», Os», 22/VI 71.
4) Vergl. Art. <iI9 der HanoelKprocehordnung.
5) Vergl. ^icaZT, 4 ^ - i » , <Ü«m. 3 l /VI I I 78 n. A. L ,i » co » n, i i

OupeZ. Olly. Ku«. c!)'Ha 25/7X 78 i i , H. L » i i ? x n i i a.
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Falle kann nämlich die allendliche Glaubigerversamm-
lung') eine einzelne Person^)') mit der Einziehung und
Vertheilung der betreffenden Forderungen betrauen, in-
dem letztere zu dem Zwecke ein von den Curatoren un-
terschriebenes und mit Schnur und Siegel versehenes
Auch erhält; in demselben müssen die Gläubiger, unter
welche die nachträglich beigetriebenen Forderungsbeträge
vertheilt werden, darüber quittiren, worauf es dem Ge-
richte, welchem bereits die Concursacte übergeben ist,
vorgestellt werden muß,

2) in dem gegenwärtigen Bestände derselben
a) Durch Ueberführung eines Concurses wegen kauf-

männischer Insolvenz aus Städten im Innern des
Landes in eine Residenz- oder Hafenstadt'), wo eine
neue Concursverwaltung gewählt wird,

d) Durch gleichzeitige Entlassung sämmtlicher Glieder
der Concursverwaltung durch das Concursgericht
oder die allendliche Gläubigern ersammlung/) wegen
nachlässiger und gewissenloser Amtsführung; der Prä-
sident der Concursverwaltung kann jedoch nur vom
Gerichte entlassen werden, welches aber einem dies-
bezüglichen Gesuche der Gläubigerversammlung will-
fahren muß.

1) Vergl. ?Äm, Î pÄMH. KllLL, ^- i» Oi i , 1873 ii, «, K p «, x o -

ll Ä i«»»«,,

2) Dieselbe gilt als Bevollmächtigte der Creditoren und ist nur diesen
zur Rechenschaft verpflichtet, nicht auch dem Gerichte, welches keinerlei Be-
fugnisse ihr gegenüber hat, Vergl, OiipL^. llilS, lloiu, «UM», 21/XII 63
ll, g, m»HÄ6p», 12/X 77 n, A, ^ , ^ i k « o ii oL Ä, ^«»8i> 4 /I-i»

(/Sll, 20/IX 75 II,'H, <Ho!i^'riiiiLii8,i'0,

3) Nach pÄiii, 4 ̂ - i k <H«!i, 20/IX 73 n, H, 0 x /, » « o » «, kann
auch der Gemeinfchuldner dazu gewählt weiden,

4) Vergl, Art, 544 p, 2 der Handelsproceßordnuüg.
5) Auf einer der vorläufigen Gläubigerversammlungen können die

Curatoren nicht von ihrem Amte entlassen werden, auch nicht auf ihren dies'
bezüglichen Wunsch. Vergl, ptziii, 4 ̂ - i » vßu, 3 l /X 74 n. H, N « i s u e n »'
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I I . Das Ausscheiden einzelner Glieder der Concurs-
verwllltung aus derselben findet wegen derselben Gründe
statt, die eine Endigung des Amtes des vereidigten Curators
in der Person desselben hervorrufen'). Es hat alsdann eine
Neuwahl durch die Gläubiger stattzufinden').

§ 14. Das Honorar der Coneursverwaltung.

Die Glieder der Concursverwaltung erhalten bei Been-
digung des Concurses ein gemeinschaftliches Honorar') im
Betrage von 2 ^ der ganzen aus dem Schuldnervermögen
erlösten Summe; der Präsident varticipirt jedoch an derselben
nur in dem Falle, wenn er zur Zahl der Gläubiger gehörte.
Vor der definitiven Erledigung des Concurses darf das Ho-
norar nicht gezahlt werden *). Dabei wird dasselbe unter alle °) °)
Personen, die während des Versahrens Curatoren oder Prä-
sidenten der Concursuerwaltung waren, vertheilt, nicht etwa
blos unter diejenigen, welche gerade am Schlüsse des Con-
curses als Glieder der Concursverwaltung erscheinen. Für
eine besonders schnelle und umsichtige Leitung und Erledigung
des Concurses können die Curatoren von der Gläubigerver-
sammlung oder dem Concursgerichte abgesehen von dem Ho-
norar noch Belobigungsscheine') erhalten.

1) Siehe oben im Tezt,
2) Vergl. ?Äm, 4 ^ - l a <üen. 17/11 77. Siehe auch oben im Text

Anmerkung l .
3) Vergl. Art. 642 der Handelsftroceßordnung.
4) Veigl. Vnau'i, 4 / I - ia <Üeii, 22/XI 7? i l . ^. M a n i i u a .
5) Vergl. ^«n,3i> 4 ^ - i k <Ü6N, 15/XI 76 n, H. I I u o 3 y llHo L n.
6) Ausgenommen jedoch die vom Amte entsetzten.
7) Vergl, Art. N43 der Handelsprocehordnung,
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V.
Ueber das Erlöschen des Pacht- und M i e t -
vertrages durch das Erlöschen des dem Ver-
pächter oder Vermiether an dem Pacht- oder

Miethgegenftaude zustehenden Rechts

nach Liv-, Est- und Kurländischem Privatrechte
von

lVlgg. jur>8 Ferdinand Seraphim,
Vereidigtem Rechtsanwalle in M i l a u.

Der Art, 4109 Th, I I I unseres Prov,-Rechts enthält,
a n k n ü p f e n d an den vorhergehenden Art, 4108, die Be-
stimmung, daß der Pacht- und Miethvertrag auch v o r A b -
l a u f der Z e i t , aus welche er geschlossen worden, von Rechts
wegen erlischt:

„2. Durch das Erlöschen des Rechts, welches der Ver-
pächter oder Vermiether an dem Pacht- oder Miethgegenstande
hatte. Hatte übrigens der Verpächter oder Vermiether ver-
schwiegen, daß er nu r t e m p o r ä r e Verfügungsrechte
hatte, so haftet er dem Pächter oder Miether, wenn dieser
i m gu ten G l a u b e n w a r , für den Betrug."

Daß diese Bestimmung i n dieser a l l g e m e i n e n
F o r m u l i r u n g sicherlich in mehrfacher Beziehung nicht
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richtig ist und i n dieser A l l g e m e i n h e i t mit unzweifel-
haften allgemeinen Grundsätzen des Obligationenrechts und
insbesondere mit anderen klaren Bestimmungen über Pacht
und Miethe im grellsten Widerspruche steht, wird schwerlich
bestritten werden können, wie denn auch der Umstand, daß
der im Art, 4109 i n dieser A l l g e m e i n h e i t aufgeführte
Rechtssatz in der dazu bezogenen Rechtsquelle, der I. 9 § 1
(I) X I X , 2), nicht enthalten ist, sich unschwer nachweisen laßt.

I n einem Excurse zum Art, 4109 1. o. im 4. Bande
der Entscheidungen der Rigafchen Stadtgerichte') h a t I w i n g -
m a n n , unter Bekämpfung der Ansicht Fr. M o m m f e n's, —
wonach die I, 9 § 1 cit, den F a l l behandelt, daß, nach
der ausdrück l ichen oder s t i l l schweigenden Ver -
e i n b a r u n g der C o n t r a h e n t e n , der Pacht- resp,
Miethvertrag als n u r f ü r die D a u e r des r e v o c a b l e n
Rechts des l o o a t o r abgeschlossen g i l t ^ ) , — den
Nachweis zu liefern versucht, daß die 1. 9 § 1 0 , (X IX , 2)
l ed ig l i ch v o n dem F a l l e handelt, wo der Wegfall des
Rechts des Verpächters resp. Vermiethers die u n v e r -
schuldete Unmög l i chke i t d e r V e r t r a g s e r f ü l l u n g
i n sich schließe.

Der besseren Uebersicht wegen führe ich den Wortlaut
der 1. 9 § 1 cit. hier vollständig an:

„ 8 i gu!8 äowum b o n a t i c l s euiti lui vel lunäuiu

laoavorit m id i , i»^u« sit eviotus »ins äo!c> inalo oulpa^us,

?owz>ouiu8 ait, uib.ilomiuu8 euiu ts i ier i ex oonäuot« s i , yu i

oouäuxit) u t ei piasstetur, t r u i Huoä oouäuxit l ioero.

?1aQL si äoiuiilU8 uoii Mt ia tu i ' , ot laoator pai'ÄtU8 8it,

2ÜÄU1 t i ^ i t a t i o n s i u nun minus oamuio^HM pr»«3tai'e,

ll«^ui88iinuiii L88« l l i t , ab8o1vi loolltorem. z I . 2 i o

1) S. 277 ff. zu Entscheidung Nr. 595.
2) Mommscn : Beiträge zum Obligationenrecht Vd, I S, 42 ff,

u. Erörterungen aus dem Obligationenrecht S. 134 ff.
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» u d ^ u u A i p a t s 8 t , c>uoä Hlarosilu» lidra »oxto Vi^eg.

to^uin 8orip8it, »i k r u o t u l l i i u 8 looaverit kunäum i n

H u i n H u « n n i u m , et <ieoS88srit, ueredein ejus n o u

t e n e r i , ut krui prasstet, nan ma^i», <̂ u3in in8u1n. oxu8tn,

tsneretur looatar eonänotori. 8eä an sx 1c>eg.to teneatur

oonäuotoi', ut pro rata temporis, <̂ uo lruitu8 S8t, psnLionein

prae8tet, Nai'oeI1u8 <^uaerit, ^ueniaäinnäilni ^rasstaret, »i

lluctuarii servi c>i>ei'll8 eouäuxi88et vel daditationeln. Vt

niÄFi» aclinittit, teneri euin, ot e8t 2s<^ui38iinum. I6sin

^uasrit, si 8umtu8 lsoit in funäuin <^un,8i < iu in< insn-

n i n kruitulU8 an reoiviat? M ait, n o n r e o e p t u r u i n ,

<^uia l io« ^ v e n i r e pN88« i>rc»8pi<:«i's c1el)uit.

(^ui6 tamsu, 8i nnn<^u»8 i l r u o t u a r i r l » «i l o o a -

v i t , 8scl ßi <^ug.8i l n n c l i ä o m i n u s ? Vi6eliost t s -

n e l i i t u i ' , ä e o e p i t s n i n i oonäuo to ro i u» st ita

Imz,el'atui' Hnt«niu8 «um vivo 8ev«ra re8orip8it. I n

exu8ti8 czuo<iue aeäibu8 eM8 teinpori^ ûc» aeäiKoiuin

gtetit, ineroeäein prae8tanäa!n re8orip8erunt."

8 2.

Z w i n g m a n n giebt zwar selbst zu, daß, wenn der Art.

4109 cit, in seiner viel zu allgemeinen Fassung nicht dem

Art. 4126 idiä., — der klar ausspricht, daß die Veräußerung

des Pacht- oder Miethgegenstandes den Verpächter resp. Ver-

miether von seiner Verbindlichkeit gegen den Pächter oder

Miether nicht bef re ie — widersprechen soll, n o t h w e n -

d ig auf den F a l l beschränkt werden muß, wo

d er Verpächter resp. V e r m i e t h e r selbst n u r e in

w i d e r r u f l i c h e s Recht an dem Pacht- resp. M ie th -

t h e i l e hat te .

Allein selbst i n dieser e ingeschränkten Fas-

sung , wie sie sich auch z. N. in Seu f fe r t ' s prakt. Pan°
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dektenrechte Theil I I 8 331 findet'), soll der im A r t , 4109
1. L. aufgestellte Rechtssatz in der dazu angezogenen Q u e l l e
nach der Ansicht I w i n g m a n n ' s nicht e n t h a l t e n se in ,
da sich aus der von ihm gegebenen Analyse der 1. 9 ß 1 I. c.
zunächst soviel ergäbe, daß weder U l v i a n , noch M a r c e l -
l u s das „Erlöschen" des Rechts des Verpächters resp. Ver-
miethers als die Ursache „bezeichnen", weshalb die Verhaftung
desselben wegfalle. Aus der „Nebeneinanderstellung" des
Todes des Nießbrauchers und des Abbrennens des Gebäudes
folge noch keineswegs, daß das Erlöschen des Rechts das
„ungenannte Motiv" für ihre Entscheidung abgegeben habe,
vielmehr sei dasselbe wohl „in der Unmöglichkeit der Ver-
tragserfüllung" zu suchen. Denn, da der ususiruotus auf
die E r b e n nicht übergehe, fondern mit dem Tode des
Ufufructuars erlöfche, so sei allerdings die Vertragserfüllung
nach des Vermiethers Tode gerade so unmöglich (?!) wie nach
dem Abbrennen des vermietheten Gebäudes und aus diesem
G r u n d e (?!) brauche denn der Erbe des Nießbrauches für
die fernere Einhaltung des Miethvertraa.es dem Miether nicht
einzustehen. Dem entspreche es ferner vollständig, daß beide
Juristen auch die Verpflichtung des Miethers zur Miethzins-
zahlung genau ebenso entscheiden, wie sie im Falle des Ab-
brennens des Gebäudes entschieden wird.

Daß aber M a r c e l l u s und U l v i a n ebenso ent-
schieden haben würden, wenn der usustruotns be i Leb -
ze i ten des Usufructuars, der sich als solcher dem Miether
zu erkennen gegeben hatte, z, B, durch Eintritt eines Endter-
mins, erloschen wäre, erscheine „sehr unwahrsche in l i ch "

3) So aber auch M ü h l e n b r u c h : Lehrbuch des Pandektenrechts
(3. Auf!,) Vd, I I , z 413: S c h w e p f t e , Römisches Priuatrecht (4. Ausg.)
Vd, I I I , § 443 ; U. H o l z s c h u h e r , Theorie und Praxis des a,em, Civil-
rechts (2, Aufl) Bd, I I I , Kap, X I I , S, 799 : S i n t e n i s , Civilrecht (2, Auf!,)
Nd, I I , S l18.
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<?!), denn, wenn die unverschuldete Euiction den Vermiether
nicht befreie, so könne ihn auch der Eintritt eines Endtermins
für sein eigenes Recht an der Sache nicht befreien, zumal er
diesen voraussehen und davon den Miether bei Eingehung
des Vertrages benachrichtigen konnte (?!). Außerdem spreche
gegen die Ansicht, daß mit dem Erlöschen des Rechts des
Vermiethers auch seine Obligation gegenüber dem Miether er-
lösche, auch die 1, 25 § 4 v . X X I V , 3. Wenn U l p i a n
aber sage: «viäolicst teusditur, deoepit elliiu oanäuotoi'eiu",
so meine er den Nießbraucher selbst, und nicht dessen Erben,
denn zu „wnoditui-" gehöre dasselbe Subject, wie zu „äooepit"
und dieses Prädikat passe auf den Erben offenbar nicht (?!),
Andererseits gehe die Obligation aus dem dolus des Erblassers
nach I. 1? § 1 o . (I V, 3,) auf den Erben nu r i n be-
schranktem M a a ß e über, während U l p i a n in dem
„viäelioot tsiwbitui-" eine unbedingte Haftung ausspreche (!),

§ 3 ,

Ich kann diese, in Obigem in aller Ausführlichkeit ge-
nau referirten, in den folgenden Bänden der Entscheidungen
der Rigllschen Stadtgerichte nirgends zurückgenommenen, Aus-
führungen Z w i n g m a n n ' s bei sorgfältiger Beprüfung in
keiner Weise für zutreffend und zur Widerlegung der von
M o m m f e n , in Uebereinstimmung mit zahlreichen anderen
bedeutenden Juristen, entwickelten Interpretation der I. 9 § 1
v . cit. diensam erachten.

Die Gründe hierfür in Nachstehendem darzulegen, dürfte
daher immerhin als kein überflüssiges Beginnen erscheinen,
sondern im Interesse einer correkten Praxis von einigem Nutzen
sein. Veranschaulicht man sich den Gedankengang des I. 9 cit,,
so ist derselbe einfach folgender:

Zunächst erörtert U l p i a n im pr, den F a l l , daß
dem Vermiether ein von ihm vermiethetes Haus oder Grund-
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stück, welches er sogar bonn, t i ä s gekauft hat, selbst ohne
sein Ve rschu lden , evincirt wird, und entscheidet denselben
d a h i n , daß, der Vermiether n ich tsdes towen iger dem
Miether aus dem M i e t h v e r t r a g e haf te. Da der
Umstand, daß dem Schuldner das zur Erfüllung der Obli-
gation vorausgesetz te Recht an der zu leistenden Sache
fehlt, dem Schuldner garnicht als eine wahre Unmöglichkeit,
sondern n u r a l s eine ä i f l i o u l t a s angerechnet wird und
dieser Grundsa tz , ohne alle Rücksicht d a r a u f gilt, ob
der Schuldner es gewußt hat, daß die Sache eine fremde ist
oder nicht, also u n a b h ä n g i g v o n f e i n e r boun, oder
mal», Käs«, so wird die G ü l t i g k e i t der O b l i g a t i o n
durch das Feh len des Rechts des S c h u l d n e r s
an der Sache nicht a l t e r i r t , der Schuldner haftet also
dem Gläubiger aus der O b l i g a t i o n , ungeachtet
des i h m feh lenden Rechts an der zu l e i st enden
Sache').

Es macht auch an und für sich keinen Unterschied, ob
der Schuldner schon zur Z e i t der B e g r ü n d u n g der
O b l i g a t i o n das zur Vornahme der Leistung erforderliche
Recht an der Sache nicht hatte, oder ob der Rechtsverlust
für ihn erst nachher e i n t r i t t , resp. ob es sich nachher
e r g i e b t , daß das Recht des Schuldners, wie es zur Zeit
der Begründung der Obligation war, zur Erfüllung der über-
nommenen Verpflichtung nicht h i n re i ch te , weit es ein
widerrufliches war°).

Da aber gerade i n dem F a l l e , wenn der Verlust
des Rechts des Schuldners seinen Grund d a r i n hat, daß
das Recht desselben schon zur Z e i t der B e g r ü n d u n g
der O b l i g a t i o n e in w i d e r r u f l i c h e s war, der

4) M o m m s e n , Beiträge zum Obligationenrecht Nd. I § 2 S, 12—18.
5) M o m m s e n , I. o, § 5 S. 32 u. 42 u. Erg.
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G l ä u b i g e r d a n n k e i n e n Anspruch auf Entschädigung

hat, w e n n er d i e B e s c h a f f e n h e i t des dem S c h u l d -

ne r z u s t e h e n d e n w i d e r r u f l i c h e n R e c h t s k a n n t e ,

so wendet sich U l p i a n im § 1 der iex eit. der Besprechung

d i e s e s F a l l e s zu mit den Worten: „seä Kio »udjuu^i

potest, huoä HIaros11i i8 iikro 8exto soripsit".

M a r c e l l u s erörtert nun a l s B e i s p i e l hierfür den

Fall, daß ein U s u f r u c t u a r a l s so lcher das in seinem

Nießbrauchs befindliche Grundstück a u f f ü n f J a h r e ver-

pachtet hatte und v o r A b l a u f dieser Pachtzeit g e s t o r b e n

w a r . M a r c e l l u s entscheidet sich dafür, daß i n d i e f e m

F a l l e einerseits de r E r b e des Nießbrauches dem Pächter

e b e n s o w e n i g h a f t e , wie wenn das vermiethete Gebäude

abgebrannnt wäre, und andererseits der Pächter wohl den

Pachtzins nach V e r h ä l t n i ß de r Z e i t de r e f f e c t i v

stattgehabten B e n u t z u n g des Grundstücks zu entrichten

v e r p f l i c h t e t , dagegen aber den Ersatz der Verwendungen

n i ch t zu b e a n s p r u c h e n b e r e c h t i g t s e i , die er zu Folge

der Aussicht, das Grundstück fünf Jahre lang benutzen zu

können, auf dasselbe gemacht, w e i l er d i e M ö g l i c h k e i t

de r v o r z e i t i g e n V e r t r a g s a u f h e b u n g h a b e v o r -

a u s s e h e n müssen .

Schon aus dieser letzten Entscheidung des M a r c e l l u s

ist ersichtlich, daß in dem von ihm erörterten Falle d e r

N i e ß b r a u c h e r sich bei der Verpachtung a l s so lcher

kundgegeben ( y u a s i u L u l i u o t u a r i u s 1 a o » v i t ) und

daß der V e r t r a g d a n n n u r f ü r d i e D a u e r des wider°

ruflichen Rechts des Verpächters abgeschlossen anzusehen sei °),

auch w e n n e i ne l ä n g e r e F r i s t i n S i c h t g e n o m -

men w a r , das widerrufliche Recht des Verpächters aber

schon v o r Ablauf dieser Frist K r a f t de r i h m a n h a f -

6) M o m m s e n I e. § 5 S. 434 Nole 10 daselbst; S i n t e n i s I . o,
Dülp, Zur, St, N», I I , 2, >2
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tenden Beschränkung erlosch. Gleiche Wirkung ist aber
auch dann anzunehmen, wenn der Gläubiger zur Z e i t des
Ve r t r agsabsch lusses die Verhältnisse sonst kannte,
a l so es w u ß t e , daß das Recht des Schuldners e in
w i d e r r u f l i c h e s ist.

Schließlich wirft aber auch U l p i a n , der sich mit allen
obreferirten Entscheidungen d e s M a r c e l l u s du rchweg
e i n v e r s t a n d e n e r k l ä r t , noch die Frage auf, wie es
d a n n zu halten sei, wenn der Nießbraucher «zuasi ä o -
m i i , u 8, also ohne sich a l s b l o ß e r U s u f r u c t u a r
k u n d z u g e b e n , verpachtet hatte? D iese Frage beant-
wortet U l v i l l n dahin, daß d a n n , abgesehen von erkenn-
barer abweichender Vereinbarung der Contrahenten natürlich
auch der E r b e des verstorbenen Usufructuars dem Pächter
h a f t e — denn „äeospit «niin (nämlich usuti'notuai'ius)
eouäuotnrein", wobei übrigens zu bemerken, daß das Wort
„äeospi" in den Quellen häufig nur gebraucht wird, um das
G e t ä u s c h t s e i n einer Person 'zu bezeichnen, ohne daß
dabei eine auf Täuschung ger ichtete Absicht einer
anderen Person, e in ä o l u s , irgendwie vorausgesetzt wird').

Was in der Isx 9 ß 1 cit, für den Fall der Verpach-
tung oder Vermiethung durch den Nießbrauchs entschieden
ist, muß aber, nach der Natur der Sache, auch bei allen auf
Gebrauchsüberlassung gerichteten Verträgen Anwendung fin-
den, wenn der Schuldner nur ein widerrufliches Recht zur
Gebrauchsüberlassung hat °),

8 4.

Wenn aber in dem in der lex 9 § 1 cit, beispielsweise

behandelten Falle der Verpachtung eines Grundstücks, an

7) M o m m s en I, o,ß 14 Note 4 u, die daselbst angeführten Belegstellen-
8) M o m m s e n !. o. S, 43 und S i n t e n i s I. o.



325

welchem der Verpächter nur den ususli-uotus hatte, a u f f ü n f
J a h r e , dahin entschieden w i rd , daß mit dem v o r A b l a u f
dieser Pachtzeit erfolgten Tode des Usufructuars z u g l e i c h
m i t dem u s u L k r u e t u s auch d i e O b l i g a t i o n a u s
dem P a c h t v e r t r a g e für den Erben des Usufructuars
wegfalle, f a l l s d i e s e r sich b e i A b s c h l u ß d e s V e r -
t r a g e s a l s U s u f r u c t u a r , und damit s e i n R e c h t zur
Gebrauchsüberlllssung a l s e i n w i d e r r u f l i c h e s , k u n d -
g e g e b e n , resp. der Pächter es w u ß t e , daß der Verpächter
nur Ufufructuar ist, so ergiebt sich daraus, daß u n t e r d i e -
ser V o r a u Z s e t z u n g die Sache so anzusehen ist, als ob
der Vertrag e b e n n u r f ü r d i e D a u e r des R e c h t s
des S c h u l d n e r s abgeschlossen fei, so daß d a d u r c h eben
auch d i e a d l i ^ a t i o a u s d e m a u f d i e G e b r a u c h s -
ü b e r l a s s u n g g e r i c h t e t e n V e r t r a g e a u f d i e
D a u e r des w i d e r r u f l i c h e n R e c h t s des S c h u l d -
n e r s , i n dem gewählten Beispiele also des Rechts des Usu-
fructuars, nach d e r i n t 6 i > i ) r « t n , t i o v o l n n t a t i » d e r
C o n t r a h e n t e n , r e s p , nach d e n G r u n d s ä t z e n d e r
d a n n t ' i ä e z b e s c h r ä n k t w i r d . Es muß aber selbstver-
ständlich g a n z d i e s e l b e Entscheidung Platz greifen, wenn
das widerrufliche Recht des Usufructuars schon b e i dessen
L e b z e i t e n , k r a f t d e r i h m sonst noch a n h a f t e n -
d e n B e s c h r ä n k u n g , also z. B. durch Eint r i t t eines End-
termins, erlischt. Die hiergegen vorgebrachten Bedenken
Z w i n g m a n n ' s beruhen auf der ganz offensichtlichen Außer-
achtlassung der eben betonten Bewandniß, daß unter der ge-
dachten Voraussetzung ja die o b l i g a t i o aus dem Pacht-
verträge v o n v o r n h e r e i n auf die Dauer des verotablen
Rechts des verpachtenden Ufufructuars nach d e m V e r -
t r a g s i n h a l t e b e s c h r ä n k t w a r , mithin für die Folgezeit
erlöschen mußte, sobald dieses reoocable Recht Kraft der ihm
anhaftenden Beschränkung, sei es durch den T o d des Ver-

12
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Pächters oder bei dessen Lebze i ten durch einen anderen
Umstand erlöschen mußte. Hieran muß denn auch der Ein-
wand Z w i n g m l l n n ' s , daß ja der Usufructuar den Eintritt
des Endtermins für sein eigenes widerrufliches Recht an der
Sache voraussehen und den Miether oder Pächter davon bei
Eingehung des Vertrages benachrichtigen konnte (!), scheitern.
Vollends unrichtig ist die Behauptung Z w i n g m a n n ' s daß,
w e i l der n 8 U 8 ^ l u o t u 8 auf den E r b e n nicht
übergehe, sondern nach dem Tode des Ufufructuars er-
lösche, d e s h a l b auch die Verhaftung des Erben desselben
aus dem Pacht- oder Miethvertrage wegfalle, da dessen Er-
füllung unmög l i ch geworden sei (?!) dagegen aber im Falle
des Erlöschens des widerruflichen Rechts des Usufructuars
bei dessen Lebzeiten, z, B, durch Eintritt des Endtermins, feine
Obligation aus dem Pacht- oder Miethvertrage f ü r die
F o l g e z e i t nicht w e g f a l l e ! Bei dieser Unterscheidung
wird übersehen, daß durch den T o d des U s u f r u c t u a r s
wohl das d ing l i che Recht des usuZtruotus erlischt, dies
aber an und f ü r f ich , wie bereits im ß 3 erörtert, die
Obligation aus dem Pacht- resp. Miethvertrage, den der Usu-
fructuar über die Sache, die sich in seinem usust'i-uowg befand,
abgeschlossen, g a r n i c h t t a n g i r t . Nur unter der abgedach-
ten besonderen Voraussetzung ist dies eben anders.

Falls aber nach der Ansicht I w i n g m a n n ' s die Obli-
gation aus dem Pacht- oder Miethvertrage durch den Eintritt
des Endtermins für das Recht des Usufructuars, der yuas i '
n 8 u f r u o l n a l - i i i 8 contrahirt hat, bei dessen Lebzeiten nicht
erlöschen, so liegt es dann auch auf der Hand, daß der
Miether oder Pächter feine Ersatzansprüche gegen den Ufu-
fructuar und gegen dessen Erben n u r m i t der Ve r -
t r a g s k l a g e , pro o«,8u der aotin conäuoti, nicht aber
m i t der ganz s u b s i d i ä r e n ä o l i a o t i o , geltend
machen könnte. Der Hinweis auf die I. 17 § 1 v . IV , 3,
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welche nur von der 6a1i aotio handelt, die, als D e l i c t s k l a g e
gegen die Erben beim Tode des Usufructuars nach Römischem
Rechte nur in yuautuni aci sum, zi«ivoiiit, nach heutigem
Rechte aber juxt», laoultatos uLi-näitatig, geht, daher vollends
nicht am Platze wäre.

Zu allem Ueberflusse erkennt aber Ulpian in der 1.9 § 1
cit. auch eine F o r t d a u e r der O b l i g a t i o n des Usufruc-
tuars und resp. dessen Erben im Falle des Erlöschens des
widerruflichen Rechts des Usufructuars während der Pacht
oder Miethzeit, der a l l g e m e i n e n Rege l gemäß, f ü r
den F a l l an, wenn der Usufructuar nicht y u a s i U8u -
l r n o t u a r i u « , f o n d e r n HU 2,81 d o m i n u s contrahirt,
sich a lso n i c h t a l s U s u f r u c t u a r , sein Recht n i c h t a l s r e -
v o c a b l e s , kundgegeben hat, und der Pächter oder Miether
dadurch getäuscht w o r d e n ist '), »vsoepit sniin
oouäuotoreiu" looawr, also selbstverständlich der Verpächter
resp. Vermiether, nicht sein gleichwohl auch haftender Erbe.
Von dem Erlöschen der obligatio aus dem Mieth- oder Pacht-
contracte im Falle des b l o ß e n Erlöschens des nicht r e v o -
cab len Rechts des Verpächters oder Vermiethers an der
zum Gebrauche überlassenen Sache, etwa durch Veräußerung
derselben, sagt aberU lp ian kein Wort, weder in der 1. 9 § 1
cit., noch sonst wo, und konnte das auch füglich garnicht be-
haupten, wenn er nicht mit sich selbst in den grellsten Wider-
derspruch gerathen wollte.

§ 5 .

Aus dem Oberörterten erklärt es sich denn auch ganz

einfach, weshalb M a r c e l l u s , mit dem Ulpian sich durch-

9) Bei welcher Entscheidung sich U l p i a n in vollster Uebereinstim-
mung mit M a r c e l l n s befand, der offensichtlich den in der zweiten Hälfte
der 1. o, cit. behandelten Fal l nach dem ganzen inneren Zusammenhange
mit logischer Nothwendigkeit gerade ebenso wie U l p i a n , hätte entscheiden
m ü s s e n , wie auch U l p i a n unverkennbar zu erkennen geben wil l .
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weg einverstanden erklärt, in der ersten H ä l f t e der l, 9H 1
cit. den Tod des Usufructuars und das Abbrennen des ver-
mietheten Gebäudes vor Ablauf der Pachtzeit nebeneinander
stellt. Beides, Tod des Usufructuars und unverschuldetes
Abbrennen des vermietheten Gebäudes haben d i e s e l b e
W i r k u n g , daß der Pacht- resp. Miethvertrag für die Fol-
gezeit aufgehoben wird und eben deshalb ist auch zu Art. 4108,
Inhalts dessen der Pacht- und Miethvertrag vor Ablauf der
Pacht- resp. Miethzeit durch den — selbstverständlich unver»
schuldeten — Untergang des Pacht- resp. Miethobjects erlischt,
die 1. 9 H 1 cit. e b e n f a l l s bezogen, aber der i n n e r e
G r u n d der gleichen Wirkung ist in beiden Fällen e i n
ganz ve rsch iedener . Bei dem Abbrennen des Ge-
bäudes ist es die h i n t e r h e r e i n t r e t e n d e u n v e r -
schuldete U n m ö g l i c h k e i t der E r f ü l l u n g , welche
den Vertrag für die Folgezeit aufhebt; bei der Miethe oder
Pacht von Sachen, an denen der Schuldner n u r e in re -
vocab les Recht hatte, welches bei Ab fch luß des
V e r t r a g e s dem Pächter oder M i e t h e r kundba r
g e w o r d e n , dagegen ist es d i e , ausdrückl iche
und stillschweigende, Beschränkung der D a u e r
des V e r t r a g e s höchstens auf die D a u e r des
r e v o e a b l e n Rechts des Schuldners, d. h. bis dahin
höchstens, wo dieses revocable Recht kraft der ihm anhaften-
den zeitlichen Beschränkung erlischt, die das Erlöschen des
Vertrages für die Folgezeit im V o r a u s für diese Eventua-
lität festsetzt, nicht aber die unverschuldete Unmöglichkeit der
Erfüllung. Nach allgemeinen Grundsätzen würde vielmehr,
wie bereits im § 3 erörtert, das Fehlen oder Erlöschen des
zur Leistung erforderlichen Rechts an der Sache für den
Schuldner durchaus keine w a h r e U n m ö g l i c h k e i t
der E r f ü l l u n g begründet, er würde vielmehr an und
f ü r sich, von besonderer Vereinbarung abgesehen, ohne
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!
Rücksicht auf dun«, oder mala iiäes, Verschuldung oder NichtVer-
schuldung, dem Gläubiger für den Fall der Nichterfüllung haften,

^ t.' Demnach hat unser Provincialrecht, indem es die 1, 9 § 1
. > cit. sowohl zu Art, 4108, als auch zu Art, 4109 bezog, die
' l in dieser Quelle ausgesprochenen, von U l p i a n gebilligten,
> .. Entscheidungen des M a r c e l l u s v o l l s t ä n d i g adop-

t i r t , gleichwohl aber beiden diesen Artikeln keine correcte
Formulirung gegeben. Der Art. 410 8 müßte daher lauten:

1. „Durch unverschu lde ten Untergang der ver-
pachteten oder vermietheten Sache".

der Art. 4 1 0 9 aber etwa:
2. „Durch Erlöschen des widerruflichen Rechts,

welches der Verpächter oder Vermiether an der verpachteten
oder vermietheten Sache hatte, falls dieses widerrufliche Recht
erlischt k r a f t der i h m a n h a f t e n d e n ze i t l i chen

1 Besch ränkung , die dem Pächter oder Miether bereits bei
! Abschluß des Vertrages kündba r geworden war ' ° ) .

Mi t Z w i n g m a n n ' s Unterscheidung zwischen verschul-
deter und unverschuldeter Unmöglichkeit der Vertragserfüllung

' aber ist für die Interpretation des Art. 4109 Theil I I I des
Prov,-Rechts nichts gewonnen, welcher in der, seiner hier er-
örterten Quelle durchaus entsprechenden, nur etwas genaueren
soeben vorgeschlagenen Formulirung zu völlig gesunden Re-
sultaten führt, die mit sonstigen Bestimmungen unseres Pro-
vincialrechts in keinem Widerspruche stehen.

10) Unser Provinzia l recht unterscheidet daher selbst schon zwischen der
Aufhebung des Pacht- u n d Miethver t rages d u r c h u n v e r s c h u l d e t e
U n m ö g l i c h k e i t d e r E r f ü l l u n g einerseits i m A r t , 4108 u n d durch
E r l ö s c h e n d e s b e i A b s c h l u ß d e s V e r t r a g e s d e m P ä c h -
t e r r e s p , M i e t h e r k ü n d b a r g e w o r d e n e n r e v o c a b l e n
R e c h t s d e s V e r p ä c h t e r s r e s p . V e r m i e t h e i s a n d e r d e m
G e b r a u c h e ü b e r l a s s e n e n S a c h e , t r a f t d e r d i e s e m
R e c h t e a n h a f t e n d e n z e i t l o s e n B e s c h r ä n k u n g , i m A r t .
4109 andererseits, g a n z e b e n s o w i e M a r c e l l u s u . U l p i a n
i n I . 9 c i t.



Nachschrift
z u d e r v o r s t e h e n d e n A b h a n d l u n g .

Die Hand, welche die vorstehend gedruckten Zeilen ge-
schrieben hat, ruht jetzt von ihrer Arbeit. M i t ihr ist einer der
treuesten Mitarbeiter an der Vorväter Zeitschrift für Rechts-
wissenschaft und den Dorpater Beiträgen aus den Reihen un-
serer vractischen Juristen geschieden. Da dürfte denn den
Herausgebern das Recht und die Pflicht erwachsen, dem Ge-
schiedenen ein paar Worte warmer Erinnerung in die Gruft
nachzurufen.

Sie fallen hier nur dem J u r i s t e n gelten, nicht dem
Manne. Wohl hat der Schreiber dieser Zeilen Grund, nicht
blos dem Berufsgenosfen, sondern auch dem Freunde seinen
Nachruf zu widmen. Allein der M a n n und der F r e u n d ,
feine Schicksale und Verdienste, sind bereits in den Tages'
blättern, unmittelbar nach dem Eintreffen der Todesnachricht,
ausreichend hervorgehoben und gewürdigt worden. Der Zweck
dieser Blätter aber muß uns den Anlaß geben, dem hochver-
dienten J u r i s t e n und vor allem dem C i v i l i s t e n ' ) Fe r -
d i n a n d S e r a p h i m und mit ihm einem scheidenden Typus
unserer Rechtsvertreter, dessen hervorragender Repräsentant er
war, diese Worte zu widmen.

Es hat vielleicht wenig Länder gegeben, in welchen früher
der Theoretiker und der Practiker so in einander uerschmol-

1) Wie in allen Cultuiländern, so spielt auch hier in der Rechts-
praxis das Civilrecht und nicht das Strafrecht die Hauptrolle, Es gab eben
hier wie anderswo mehr Spielarten von Rechtsgeschäften als von Verbrechen.
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zen, wie dies in den Ostseeprovinzen der Fall war. Der
Mangel einer zusammenfassenden Codiftcation brachte neben
manchen Mißständen auch den Vorzug mit sich, daß der prac-
tische Jurist genöthigt war, unmittelbar aus den Rechtsquellen
und namentlich unmittelbar aus dem reichlich strömenden
Brunnen des gemeinen Rechts zu schöpfen. Jede wissenschaft-
liche Arbeit, jede neue Anschauung auf dem Gebiete dieses
letzteren war eine directe Fundgrube nicht blos für den Theo-
retiker, nein auch für den Richter und den Advocaten der
hiesigen Lande. I n den Urtheilen und Parteischriften früherer
Tage finden wir ausführliche wissenschaftliche Excurse, wie sie
sonst nicht häufig practischen Rechtsdeductionen innewohnen.
Vor allem verlangte man von dem gewiegten A d v o c a t e n ,
der hier nicht bloß Vertreter der Partei, sondern Vertrauens-
mann und Rathgeber des Publicums war, die volle Beherr-
schung des zum Theil spröden und unverarbeiteten Materials
der Quellen, Daher mußte in jener Zeit der Advocat durch
Ablegung der Magisterprüfung und Erwerbung des Magister-
grades seine Fähigkeit zu wissenschaftlicher Behandlung des
Rechtsstoffs documentiren, während dies von dem Richter
nicht verlangt wurde. Kein Wunder, daß auch in der öffent-
lichen juristischen Werthschätzung der gewiegte Advocat höher
stand als der Richter und daß der letztere zum ersteren, nicht
aber umgekehrt, zu avanciren pflegte. Daher die große Zahl
hochbedeutender Juristen, welche in der Advocatur des Lan-
des stehend den Stolz des letzteren nach dieser Richtung hin
bildeten.

Dieser Classe gehörte F e r d i n a n d S e r a p h i m voll
an. Mochte auch seine ursvrügliche Neigung und Begabung
ihn mehr nach der Seite der academischen Lehre getrieben
haben — als das Schicksal gegen seinen Plan entschied, warf
er sich mit der ihm eigenthümlichen Energie auf den Beruf
des Advocaten, Er hatte das Glück jener Periode der Rechts-



Wissenschaft zu entstammen, in welcher die Civilistik durch den
Sieg der historischen Schule neues Blut in die Adern erhal-
ten und gelernt hatte, das Recht aus seinen Entwickelungs-
stlldien bis in seine frühesten Keime zurück zu schöpfen, in
welcher glänzende und begeisterte Vertreter insbesondere des
römischen Rechts jene Samenkörner pflanzten, aus denen in
Deutschland eine so reiche civilistische Saat aufgegangen ist.
Mi t voller Seele hing er an diesen Idealen feiner Rechtsauf-
fassung und wenn er auch durchaus kein sklavischer Nachbeter
feiner geistigen Lehrer war, so waren sie doch bestimmend für
feine Auffassung und Deductionsmethode,

Kein Wunder, daß er nur zögernd und ungern eine Co-
dification, wie die von 1864 entgegennahm, welche ihm die
Brücke mit dem Mutterboden des gemeinen Rechts abzubrechen
und an die Stelle vertiefter Geistesarbeit die mehr mechani-
schen Leistungen des Routinirs zu setzen schien. Ich habe
ihn damals oft recht unwirrsch werden sehen, wenn er auf
den „Provincialcodex" zu sprechen kam. Die Nothwendigkeit
für diesen letzteren, sich in den vielfachen Controversen des
gemeinen Rechts für eine oder die andere Anschauung zu ent-
scheiden setzte denselben zudem auch inhaltlich nicht selten in
Widerspruch zu den Ueberzeugungen Seraph im 's , Erst
allmälig rang er sich zu einer besseren Werthschätzung einer
Arbeit durch, welche, trotz der Veränderung in mancher denI u-
risten liebgewordenen Anschauung und Arbeitsart dem Rechts
leben überhaupt Sicherheit, Klarheit und die Möglichkeit
fester Weiterentwickelung verleiht, ohne dabei die Verbindung
mit der Quelle abzubrechen, welche durch eine Codiftcation ja
nur fixirt, nicht abgelöst wird,

S e r a p h i m trug die alte bewährte Methode, auch als
Practiker in der Wissenschaft zu forschen, in jene veränderte Lage
der Dinge hinein. Und so wurde ihm fast jede von der Praxis
aufgeworfene Frage, fast jeder an ihn herantretende Fall des
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Rechtslebens zu einem wissenschaftlichen Problem, dem er

nachsann, bis er es gelöst zu haben glaubte. Daß er dabei

häusig kasuistisch verfuhr und bis in die einzelsten Details

den Möglichkeiten practischer Verwerthung seiner Resultate

nachsann, das war die Frucht seiner L e b e n s s t e l l u n g ,

Daß er aber dabei stets zu den Ausgangspunkten der Ent-

wicklung des in Frage kommenden Rechtssatzes zurückging,

daß er insbesondere seinen geliebten romanistischen Lehrern

die Anschauungen entnahm, von denen er ausging — ohne

jemals auf selbstständige Kritik zu verzichten — das war die

Frucht seiner vortrefflichen t h e o r e t i s c h e n S c h u l u n g ,

Und hinter beidem stand ihm Eins : die L i e b e zu seiner

W i s s e n s c h a f t und zum Recht. Ein glühender Gerech-

tigkeitstrieb ließ ihn niemals ruhen, wo ihm, wenn auch nur

in Schrift und Wort, ein Recht verletzt schien, mochte dasselbe

auch vractisch bisweilen minutiös erscheinen. So verkörperte

sich in ihm sowohl moralisch als logisch genommen die Idee

eines ächten Rechtsvertreters, der nicht die Partei, sondern

das Recht selbst schützt, des R e c h t s a n w a l t s im eigent-

lichen Sinne des Wortes.

Gott schenke uns noch viele Solche!

D o i p a t , April 1894,

Karl Ardmann.
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